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§§ 123, 139 a, 330 c, 340, 359 StGB.
Ein Straßenbahnschaffner im Dienst des 

öffentlichen Verkehrsunternehmens einer 
Stadt hat die Stellung eines Beamten im 
strafrechtlichen Sinn.

Hausfriedensbruch kann auch durch w i­
derrechtliches Eindringen in einen Straßen­
bahnwagen begangen werden oder durch 
unbefugtes Verweilen in Wagen trotz der 
Aufforderung des Berechtigten zum Verlas­
sen.

Als Verkehrsunfall i. S. § 139 a StGB, ist 
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kehr und seinen Gefahren im ursächlichen 
Zusammenhang steht und zur Verletzung 
eines Menschen oder zur Beschädigung 
einer Sache geführt hat. Der Sturz eines 
Fahrgastes aus der fahrenden Straßenbahn 
ist ein Verkehrsunfall i.S. § 139a StGB, auch 
dann, wenn er von einem anderen vorsätz­
lich herbeigeführt worden ist. RG.: DR. 
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§ 185 StGB. Ein Jude kann nicht den glei­
chen Ehrenschutz genießen wie ein Reichs-
hüroer 1.0 Hall»' H D  lo a i ia a o  m _

§ 263 StGB.; § 24 EisenbVerkO. v. 8. Sept' 
1938 g ibt dem Reisenden, der einen Fahrt­
ausweis nicht zur Fahrt benutzt hat, einen 
Rechtsanspruch auf Zurückerstattung des 
Fahrpreises. Diese Rechtslage hindert nicht 
die Annahme einer Vermögensbeschädigung 
der Reichsbahn, wenn jemand eine bisher 
unbenutzte durch Zeitablauf ungültig ge' 
wordene Fahrkarte benutzt. RG.: DR. 194h 
2663 Nr. 7 (Bockeimann)
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§ 1 Abs. 1 KWVO. Zum lebenswichtigen 
Bedarf der Bevölkerung gehören auch solche 
Gegenstände, die nicht dem Bezugsschein­
zwang unterliegen. RG.: DR 1941 2667
Nr. 11

§ 8 VO. zur Durchführung der VO. zur 
Ergänzung des Jugendstrafrechts v. 28. Nov- 
1940 (RGBl. I, 1541) muß auf alle Verurtei­
lungen zu Freiheitsstrafe' nach dem Inkraft' 
treten der VO. Anwendung finden; die Aus­
setzung der Vollstreckung im U rte il ist als° 
nicht mehr möglich, es sei denn in dem in 
§ 8 vorgesehenen Ausnahmefall. RG.: DR- 
1941, 2667 Nr. 12 (Schmidt-Leichner)

§§ 1, 2 VerbrReglStVO. Schwarzschlach' 
tung. Strafzumessung. AG. Cottbus: DR- 
1941, 2669 Nr. 13

§ 2a StGB.; §§ 59 und 69 Abs. 1 Nr-^ 
DevG. 1938; §§ 5 und 6 VO. über die Eib' 
führung der Gesetzgebung über die Devise11' 
bewirtschaftung usw. in den in das Deutsche 
Reich eingegliederten Ostgebieten v. 17. N°v' 
1939. Weder im DevG. noch in der VO. vo® 
17. Nov. 1939 über die Devisenbewirtsch»1' 
tung in den eingegliederten Ostgebieten ist 
eine rückwirkende Kraft der strafrechtliche.11 
Bestimmungen vorgesehen oder den De®' 
senstellen das Recht verliehen, Anordnung11 
mit rückwirkender K ra ft zu erlassen. RÖ': 
DR. 1941, 2670 Nr. 14 (Schumacher) y 

Bei den in den Reichsgauen der OstmufK 
geltenden reichsrechtlichen Strafvorschrii<e,n, 
kommt nach der VO. über die Zuständig^1' 
der Strafgerichte in den Reichsgauen K  
Ostmark v. 20. März 1941 auch den nur fl»1 

(Fortsetzung Seite 1®
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Oie honhrete Ordnung Des Betriebes
von

D r. Reuß und Prof. Dr. Wolfgang Siebert
S c h r if te n  zum  A rb e its re c h t ,  R e ihe  A ,B d .7

H e ra u s g e b e r: Prof. D r. W olfgang Siebert

In der jüngsten Rechtsprechung des Reichsarbeitsgerichts ist mehrfach 
ausgesprochen worden, daß auf Grund einer „konkreten Ordnung im 
Sinne einer tatsächlichen Übung im Betrieb Rechtsansprüche der Gefolg­
schaftsmitglieder entstehen können, auch wenn entsprechende Gesetzes-, 
Tarifordnungs- oder Betriebsordnungsbestimmungen oder einzelvertrag- 
liche Abreden fehlen. In zwei selbständigen Beiträgen bringen die 
Verfasser eine eingehende Untersuchung dieses umstrittenen und für 
die Praxis sehr bedeutsamen Fragenbereichs. Die „konkrete Ordnung" 
im Sinne einer neuen, besonderen Rechtsquelle wird als überflüssig 
erwiesen, indem eine klare Stufenfolge der Wirkungen der Betriebs­
gemeinschaft und der Treu- und FUrsorgepflicht entwickelt und ein 
umfassender Überblick Uber die Entstehungsgründe für Rechtsansprüche 
auf zusätzliche soziale Leistungen und über die Eigenart dieser An­
sprüche gegeben wird. 128 Seiten. Kartoniert 4.50 RM.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

DEUTSCHER RECHTSVERLAG G .K i.B .H ./B E R LIN /LE IP Z IG /W IE N

Berlin W 35, Hildebrandstraße 8
Auslieferung für Ostmark und Sudetenland:

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H., Wien I, Riemergasse 1
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nebft einfchlä'gtgen rtebengefeben

mit Crläuterungen, Rinroeiren auf gerichtliche 
Entfcheiöungen unt> Verroaltungobeftimmimgen 

foroie ©ebührentabellen
©eacbeitet pon

Wilhelm ßiermann
9?egierungsrat im ??cicf;6ju|ii^nmiitertum 

unö
Paul Weöetoer

Suftijo&erinfpettor im Steicffsjuftijminifiecium 
Umfang 288 Seiten / ißreis in ©anjleinen geb. 9t9H 7,50 
©orjugspreis f. b. 3uitijpertpaltung u. b. Seamte: 719116..

. . . g* oec -oeuugung
intrd) Den sfJraftiter bebaeßte Sammlung, Deren 23enußbarteit Durch 
ein ausführliches atphabetifches Sacboerjeidmis noch erleichtert wirb, 
per befonbete porjug Des erläuternbcn Seils fällt äußerlich roie 
inhaltlich fofort in bie Singen: Sie äußere Slnorbnung ift befonbers 
flat unb überfiebttteb geftaltet, ein alläu umfangreicher Seit oet- 
mieben unb baßer infofern bereits eine tafd>e Orientierung übet 
ben grned bet ieroeiligett ©efeßesbeftimmung unb ihre maßgebliche 
Auslegung ermBgiid;t. Sem entfpricht auch inhaltlich bie Raffuna 
ber Erläuterungen, bie fid> burd> erfreuliche Klarheit, oßne jebe 
Söeitfd;n>eiftgfeit ausjeidjnen.
Saß bie qjetfaffet nicht etma trititlos fieß gerabe ber einen ober 
anbeten in ber TSrarts ftreitigen Stnficßt anfeßtießen, beroeift eine 
Steiße oon ©eifpieien. Sie oerbienen besßatb befonbers beroor- 
geßoben jtt roetben, mell vielleicht bie Stellungnahme biefes neuen 
Kommentars baju beiträgt, bie bisher in ber 9tecßtfpred)ung faft 
hoffnungslos ftreitigen ffragen befcßleunigt einer einbeitlid;en 
Sofung }ujufüßren . . .
K®9t. Sr. ©aebete, Setlin, „ guriftifetje aOocßcnfcprift" «eft 3/1939

R.o.Decher’ö Verlag, 6.Schendr 
Berlin W 15
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Direktor des Instituts für Arbeitsrecht an der Universität Berlin

Reihe B: Ruslönhifdies flrbeitsrocht
Band 1

Der larlfocrtrag in her (■ 
fnfcliiftifclien Rrbeitsoerfaffung n

von

Dr. jur. Anneliese Cüny

168 Seiten. Kartoniert RM. 6.60

Die Arbeit stellt einen Vergleich der wichtigsten Fragen des 
italienischen und des deutschen Arbeitsrechts dar. Dabei 
erschien es zweckmäßig, weniger die beiden Arbeitsverfas­
sungen im ganzen gegenüberzustellen als durch die vertiefte 
Darstellung einer fü r die italienische Arbeitsverfassung be­
sonders charakteristischen Rechtseinrichtung die Gemein­
samkeiten und Unterschiede der italienischen Arbeitsverfas- 
sung und der deutschen Arbeitsordnung herauszuarbeiten.

Band 2

¡Sj Die Arboitsboftingimgen 
im frai^öfifthen Rrbcitsrecht

von

Dr. jur. Marie Luise Hilger

224 Seiten. Kartoniert RM. 8.40

Die Arbeit hat die Gestaltung der Arbeitsbedingungen in der 
französischen Arbeitsverfassung zum Thema. Sie w ill auf- 
zeigen, welches die in der französischen Arbeitsverfassung 
maßgebenden Kräfte sind und welche Regeln ihren Einfluß 
bestimmen. Zwei Hauptfragen treten immer wieder zutage: 
1. Wie der Staat unmittelbar eingreifen kann, ohne gegen 
die Freiheitsrechte der Staatsbürger zu verstoßen. 2. Der 
Einfluß der Berufsverbände und ihre Stellung im Staat. 
Beide Fragen werden in diesem Buch wiederholt behandelt.

Zu bez iehen  d u rc h  den B u ch h a n d e l o d e r d i r e k t  vom  V e r l ag

D e u t s c h e r  R e c h t s  v e r l a g  G. m. b. H. • B e r l i n  • L e i p z i g  . W i e n
B e r l i n  W35,  H i l d e b r a n d s t r a ß e  8

A u s l i e f e r u n g  f ü r  O s t m a r k  und  Sude ten la nd :  Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien 1, Riemergasse 1

W er m it  N o ta r ia t s r e c h t  b e fa ß t is t ,  m uß  d ieses W erk 
be s itze n . (RVcrwalt.-Bl.)

IS e ld is n o ta ro rD n u n g
Der bekannte StanbacDhommentac

herausgegeben auf Veranlassung der Reichsnotarkammer

Zwei Werke des stellvertretenden Leiters im  H auptam t 
f ü r  Gnadensachen der Kanzle i des Führers der N S D A P .

Ministerialrat Wolfgang Menschell

□AS GESAMTE 
DEUTSCHE GNAOENRECHT

nebst verwandten Gebieten
von

Dr. ScyboID ijornig Dr. femmens
Notar AG.-Rat im RJM. Notar, Geschäftsführer

d. RNotarkammer
M it einem Geleitwort des Präs, der RNotarkammer, 

Justizrat W o l p e r s

2. neubearbeitete, stark erweiterte Auflage. „Klar und er­
schöpfend sind das Grundgesetz des Notariats, die Ausführungs­
verordnungen und die Dienstordnung für Notare erläutert. Alle 
weiteren den Notar betreffenden Vorschriften und Erlasse sind ab­
gedruckt. Die seit dem Inkrafttreten der Reichsnotarordnung bei 
der Justizverwaltung, der Standesvertretung und in der Praxis des 
Notars gesammelten Erfahrungen und auch Rechtsprechung und 
Schrifttum sind bis in die neueste Zeit umfassend berücksichtigt. Auf 
die Bedürfnisse der Praxis abgestellt, geben die Erläuterungen einen

lückenlosen treffenden Überblick über 
das gesamte Gebiet des Notariatsrechts.

Neben den Fragen des Notariatsrechts sind in weitem Maße auch 
Fragen des materiellen Rechts erörtert. Die Stellungnahme zu den 
einzelnen Fragen ist in hohem Maße wirklichkeitsnah und trägt — 
das soll hervorgehoben werden — dem Bedürfnis der Praxis vollaul 
Rechnung. Von besonderem Wert ist das Erläuterungsbuch auch 
für die zum Reich neu hinzugekommenen Gebiete. So gehört das 
Buch inehr denn je zum wichtigsten Rüstzeug des deutschen Notars 
und wird auch die Justizbehörden wertvoll unterstützen.“  (Dte. Justiz)

458 Seiten 8°, Leinen 11.50 RM.

Ul. Illoefer Buthhanölung Oering fron} Dahlen
teipiig Berlin

e,n '4 if a,.le irgendwie bedeutsamen Vorschriften Über die 
Grundlagen des Gnadenrechts, die Einzelvorschriften Uber das Gnaden- 
« « M ta  Strafsachen (auch Steuer-, Polizei-, Ordnungsstrafen), ln Dienst- 
und Ehrengerichtssachen aller Art, die Straffreiheitsgesetze seit 1934 
das Gnadenrecht der Wehrmacht, der SS, der Polizei, der NSDAP.’ 
ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände sowie die Maß­
nahmen zur Rückgliederung Straffälliger in den Arbeitsprozeß. Allen 
die sich mit der Bearbeitung von Gnadensachen befassen, erleichtert 
das Buch durch seine Übersichtlichkeit und Vollständigkeit die Arbeit 
ganz wesentlich. (Aus „ Reichsverwaltungsblatt“ )
4. Auflage. 650 Seiten. Geb. RM 12.90 einschl. Nachtrag

DAS G N A D E N G E S U C H
Gemeinverständliche Einführung in das deutsche 
Gnadenrecht sowie das Recht des Strafregisters 

und der polizeilichen Führungszeugnisse
Das Buch ist offensichtlich aus reichen praktischen Erfahrungen heraus 
gestaltet und bringt alle wesentlichen Fragen, die jemanden der ein 
Gnadengesuch stellen w ill, angehen. Es wird für die Dienststellen der 
Partei sowie für die Justizbehörden insofern gute Dienste tun als es 
dazu beitragen wird, weiteste Kreise in diese im Leben immer wieder 
einmal zur Behandlung stehende Materie elnzuführen. Es ist im Inter­
esse aller Beteiligten erwünscht, daß das Buch recht weite Verbreitung 
fmdet- <D r- Frag in „ .Deutsche Justiz“ )

3. Auflage. 71 Seiten. Kart. RM 2.10
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I)EUTSCHER RECHTSVERLAG G.m.b.H.
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B e r l i n  W 35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland- 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1.
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1. ßteferung (§§ 1-79). 246 Seiten, ffießeftet 979« 6.50

Die britte Lieferung erfcheint Fanuat 1942

„Der neue Rommentar ift baäü berufen, einem roirflidjen 
üJiangel abäußelfeu. (Er berüdftdjtigt nid)t nur bas neue 
9ted)tsbenlen uub bie neue 9ted)t[pred)ung, foitbern nimmt 
aud) bei allen mid)tigen Fragen 5U ben ftrafredjtlidjen (Er» 
neuerungsarbeiten Stellung unb roeift auf bas iommenbe 
97ecf)t hin, an bem Sdjönte maßgeblich mitgearbeitet hat. 
Die umfang» uub inhaltsreichen Sorbemerfungen oor ben 
einjelnen Ulbfdjnitten ¡inb roaljre Funbgruben . . . Das 
iBerf eignet fid) nid)t nur Ijetoorragenb für bie ©raxis, fon» 
bern aud) für ben juriftifdjen ©adjroudjs." Dberfriegs»©er.» 
©at Dr. §ülle im Oft3B in ber „3eitfd)rift für 3Bef)rred)t".

VERLAG C. H. BECK MÜNCHEN U N D  BERLIN

Der S taa tsan w alt
und sein Arbeitsgebiet

mit Beispielen von

Dr. Karl Burchardi Mitwirkung von Dr. Gerb. Klempahn
OberstaatsanwaltinBerlin Staatsanwalt in Berlin

2 8 8  S e ite n  D in  A  5 • K a r t .  R M  8 .7 0

„ Der Staatsanwalt muß bei seiner Tätigkeit eine große Zah l von Verwaltungs­
vorschriften beachten, deren Anwendung dadurch erschwert w ird , daß sie an vielen 
Fundorten verstreut sind. Frühere Zusammenstellungen dieser A r t  sind größten­
teils veraltet. Eines um so stärkeren Anklanges kann die vorliegende Schrift ge­
w iß sein, die in  knapper aber erschöpfender Form  alle fü r  das Tätigkeitsgebiet 
des Sachbearbeiters bei einer landgerichtlichen Staatsanwaltschaft erforderlichen 
Hinweise gibt. Vielfach ein gestreute Beispiele von Verfügungsentwürfen dienen 
da%u, dem jungen Beamten das Einleben in  seine Aufgaben gu erleichtern, doch 
w ird  auch der erfahrene Staatsanwalt das Buch gern gu seiner Unterrichtung 
in  die Hand nehmen. Dem aus der P rax is  heraus fü r  die P rax is  geschriebenen 
Werke kann n u r weite Verbreitung gewünscht werden.“

LGPräs. Dr. Hennerici, Glatz, in „DR“  Nr. 13/14 vom 15.7.41.

Das neue Werk führt in den Aufgabenbereich des Staatsanwalts beim 
Landgericht ein und gibt Ratschläge und Anleitungen für die sachliche 
und formelle Erledigung seiner Amtsgeschäfte. Dem erfahrenen Staats­
anwalt erleichtert es seine Arbeit durch Wiedergabe der Vorschriften, 
die sonst an vielen Stellen verstreut sind, und h ilft bei der Ausbildung 
der Referendare, dem Referendar aber hilft es in seiner kurzen Aus­
bildungszeit bei der Staatsanwaltschaft, die formalen Schwierigkeiten 
des staatsanwaltlichen Dienstes zu überwinden und zu dem sachlichen 
Kern seiner Aufgaben voTzudringen.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G .m .b .H ./B erlin /Le ipz ig /W ien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

A u s lie fe ru n g  fü r  O s tm ark  und S ude ten land : 
D e u tscher R e ch tsve rla g  G. m. b. H., W ien  I, R iem ergasse 1

M I E T G E S E T Z E
Von Rechtsanwalt Dr. Hermann RoquetteUmfang 197 Seiten Von Rechtsanwalt Dr. Hermann Roquette Preis RM. 5.40

Diese neue Sammlung enthält die das Mietrecht regelnden Gesetze und Bestimmungen erstmalig in sachlicher Ordnung. 
Ihre Gliederung entspricht dem Aufbau und der Entwicklung des Mietverhältnisses: das erste Kapitel enthält alle V or­
schriften über den Mietvertrag und seine Entwicklungsmöglichkeiten, insbesondere den Personenwechsel; es folgen 
die Bestimmungen über die Leistungen der Vertragsteile und ihre Veränderungsmöglichkeiten, wobei die Vorschriften 
über die Mietpreisbildung einen breiten Raum einnehmen; das dritte Kapitel bringt die Vorschriften über die Beendi­
gung des Mietverhältnisses sowie über das Verfahren in Mietsachen vor Gericht und Mietseinigungsamt bzw. Miet- 
kommission — Alle Rechtswahrer, Rechtsanwälte, Syndici und Gerichte, ferner Hausbesitzer- und Mieterorganisationen, 
Wohnungsgenossenschaften usw. werden das neue praktische Buch als wertvollen Helfer in der täglichen Praxis

dankbar begrüßen!
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Berlin W  35, Hildebrandstraße 8
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V o r  k u r z e m ,  e r s c h i e n :

Die

Kraflfa hrzeugpfl ichlversicherung
Gesetz vom 7. November 1939 

Erläutert von

D r. Hermann Gülde und W erner Schmidt-Rost
Rechtsanwalt u. Notar in Dresden Assessor in Dresden

XVI. 190 Seiten. Preis RM 6.—

Das Gesetz über die Einführung der Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter und zur Änderung des Gesetzes 
über den Verkehr m it Kraftfahrzeugen sowie des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag hat einschneidende Ände­
rungen desKraftfahrzeughaftpflichtrechts m it sich gebracht. 
Die Bedeutung dieser Bestimmungen w ird  von dem be­
kannten Kenner der Materie im Zusammenhang mit den 
einschlägigen Vorschriften des Haftpflichtrechts darge­
stellt. Eine Reihe weiterer Verordnungen sowie die A ll­
gemeinen Versicherungsbedingungen für Kraftfahrzeug­
versicherungen in der jetzt gültigen Fassung sind im 
Anhang abgedruckt. Dem Praktiker ist m it diesem Taschen­
kommentar ein gutes Hilfsm ittel an die Hand gegeben, zu­
mal die Rechtsprechung zu dem neuen Gesetz sich erst 
entwickeln muß. (M itteilungen der Reichs-Rechtsamoaltskammer)

C a rl Heym anns V e rla g  • B e rlin  W  8

BERLIN NW 7

HOTEL COBURGER HOF
Das gute Hotel ==

a m  Bahnhof Friedrichstraße 1Ü

Eigentümer:
Fernruf: 12 0018 EW ALD K R E T S C H M A R  3

Jnsere 100 verschiedenen
juissenschattiichen Lesezirkel
wie: Der Jurist, Rechtsprechung, 

Kriminologie usw. 
bieten viel Anregung.

Wir senden gern Prospekt! 
„Journalistilcum "  

Planegg -  München 7 6 IdUlDau-TaDI. flIXOSAII
bewährtes Kräftigungsm itte l bei 
Schwächezusfänd., Neurasthenie etc. 
Erhöht die Schaffenskraft und wirkt 
belebend. 100 Tabl.RM. 5.80, Kurpak- 
kung 400Tabl. RM.21. fr.geg.Nachn. 
E. Dahlmann & Co. Komm. Ges., 
Düsseldorf 55 (früher Dr. Rix <fc Co.)

Linden - Restaurant
In h a b e r: G ü n te r  S ie g e r t  

^ep jle ^ ie  C fa it itä tte  riet. 0 u u e m ta J ,t 

U n te r den L inden 18 und F r ie d r ic h s tra ß e  8 7

0 * * * ^  T A N Z  
,  B A R  

KABARETT

H. Adolf.Stöddcc
K u r f ü r s t e n d a m m  228/229 
S a m m e l n u m m e r  91 02 20

Wningroljliandlung *  Spirituosen

Weinstuben für Besonderheilen 
In eigener Regie
Sonntags geschlossen

N a c h t le b e n  B a r b e t r i e b ?
D a n n  n u rK

 N a c h t ic ,

ö n

i K u r f ü n

J n t g i n
K u r f ü r s t e n  d a  m m  2 3 5

ZENTRUM öltefter W E S T E N
P'Kncr-UcquclUAuafctjanh Orolmannstraße 39

ecke Cnarlonenstr. am Kurfürstendamm

CAFE WIE
K ärhe

KURFÜRSTENDAMM 26 V— '— ^STÜBER & KRÜGER

:  c ia *S  i& t V o te k S  c A iq fo ß v c d e r i.

S ie  sehen : die lie b e  zur guten Pfeife Tabak 

hat sieh bei uns treu erhalten. Ebenso treu ist 

auch d ie große Schar der R au lino -A nhänger.

R Í 1 1 Y L I N
guh es seit jeher für jeden Geschmack. Ob Krull-, 

Grob- oder Feinschnitt mit Orient- oder übersee- 

,Charakter, leicht oder kräftig, die Wahl ist nicht 

schwer; wühlen Sic wie gewohnt, aber Raulinol



DEUTSCHES RECHT
W O C H E N A U S G A B E

Herausgegeben vom Reichsführer NSRB. Reichsminister Dr.Hans Frank
unter Mitwirkung der Reichsgruppenwalter des NSRB.

Richter und Staatsanwälte: 
D r. G e ffro y  
Rechtsanwälte:
Dr. Droege

Rechtspfleger:
S inger
Notare:

W olpers

Verwaltungsrechts wahrer : 
Dr. S tuckart 
Hochschullehrer:

Dr. W alz

Wirtschaftsrechtswahrer : 
Dr. M önckm eier 
Junge Rechtswahrer: 

B i l l ig

Heft 51/52 11. Jahrgang 20. u. 27. Dezember 1941

Die Technik des Staates
Von Reichsleiter Reichsminister Dr. Hans  F r a n k

Anläßlich der Gründung des Instituts für die Technik des Staates an der Technischen 
Hochschule in München am 6. November 1941 hielt Reichsminister Dr. Hans Frank  eine 
grundsätzliche Rede, deren wichtigste Gedankengänge im Folgenden wiedergegeben sind:

Im Rahmen der Jahrestagung der Technischen 
Hochschule München 1940 hatte ich Gelegenheit, 
über das Thema „Die Technik des Staates“  einem 
größeren Kreis einige Grundsätze klarzulegen, die 
in zunehmendem Maße bei Betrachtung der inneren 
Formung des Staatslebens Gewicht erlangen werden. 
Man kann bei der B e t r a c h t u n g  des Staates  
die verschiedensten M e t h o d e n  einschlagen. Man 
spricht von Staatskunst, man spricht von Architektur 
des Staates, von der Philosophie des Staates, vom 
Recht des Staates, von der Geschichte des Staates, 
man spricht von dem Organismus des Staates. U nd 
so sp r echen  w i r  n u n m e h r  von  der  T e c h n i k  
des Staates.  Daß dabei die Vorstellung des 
Staates  als einer nach eigenen technischen Regeln 
sich betätigenden M a sc h i n e  nichts Despektier­
liches für den Menschen bedeutet, der innerhalb 
dieser Technik des Staates sich als Bewegungs­
element eines der vielen Tausende von Zustandig- 
keitsrädern betätigt, sei ausdrücklich gesagt.

Ich möchte darauf hinweisen, daß ein Mann wie 
Bismarck in vielen seiner Reden und Briefe diese 
technische Betrachtung des Staates in Anwendung 
bringt. Er spricht wiederholt wortwörtlich von dein 
großen offiziellen Räderwerk der „administrativen 
Maschinerie“ , er spricht ganz plastisch von der 
Staatsführung als einer Maschine, vom Königtum 
als einem Maschinenteil des Mechanismus des Re­
giments. W ir haben auch in der Literatur des Staats­
rechts und der Staatswissenschaften ununterbrochen 
die Anwendung des technischen hilfsbegriffhchen 
Vergleichs, und es ist geistesgeschichthch höchst 
beachtlich, einigen Formen dieser besonderen Be­
trachtungsweise des Staates als einer Maschine 
wissenschaftlich nachzuspüren. # ,.

So wie der sogenannte technisch-maschinelle 
Krieg des modernen Zeitalters eine Höhersteigerung 
der Leistungsfähigkeit des Menschen notwendig 
macht, genau so b e d a r f  auch d i e  E n t w i c k -  
l u n g  efer T e c h n i k  des Staates,  also der

F u n k t i o n s g e s e t z e  de r  S t aa t sma s c h i ne ,  
der  abso l u t  s i che r en ,  e r f a h r e n e n  P e r s ö n ­
l i c h k e i t  des S t aa t sd i ens tes .  Jede Form von 
D i l e t t a n t i s m u s  ist ja in der allgemeinen tech­
nischen Beherrschung irgendwelcher maschinellen 
Vorgänge vom Übel. Man täuscht sich darüber 
nicht, wenn etwa ein maschinell völlig Unerfahre­
ner in das Rädergetriebe eines Autos oder eines 
Uhrwerks hineingreift und mit der Maschine, die 
er bedienen will, nicht fertig wird. Man täuscht sich 
aber sehr leicht, wenn eine sich maschinengleich 
betätigende Gesamtapparatur wie der Staat von, 
staatstechnisch gesehen, Dilettanten bedient werden 
soll. Ist doch der Schaden, den eine falsch betreute 
Staatsmaschine verursacht, nur auf so vielen Um­
wegen festzustellen, daß zumeist die Reparatur 
nicht gelingt. Das Auto indessen bleibt einfach 
stehen. Auch für die Technik des Staates gilt 
daher, daß man sie beherrschen muß, und zwar 
f a c h m ä n n i s c h  b e h e r r s c h e n  muß, und daß 
jeder Dilettantismus hier vom Übel ist. Und auch 
nur ein wirklich staatstechnisch Erfahrener kann 
eine echte Kritik am Funktionieren und Nichtfunk- 
tionieren der staatstechnischen Apparatur üben.

Alles Geschehen dieser Zeit im Staat untersteht 
dem F ü h r e r p r i n z i p .  Der Führer als oberster 
Schicksalsgestalter des deutschen Volkes ist auch 
der oberste Chef der gesamten unter dem viel zu 
engen Begriff der Verwaltung zusammengefaßten 
Apparatur des Staates.

Dieses Führerprinzip ist nun an verschiedene Vor­
aussetzungen geknüpft:

Der Führer ist völlig herausgehoben aus dem ihm 
unterstehenden Verantwortungsbereich, dem Sinne 
nach. In Wirklichkeit gibt es natürlich keinen verant­
wortungsbewußteren und verantwortlicheren Mann 
in der ganzen Geschichte als den Führer; aber seine 
Entscheidung ist schicksalsgleich und daher jeder 
Kritik entzogen.

Diese Art des Führerprinzips kann selbstverständ-
329
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lieh nur für den einen, den obersten Führer einer 
Nation gelten. Und in diesem Sinne kann es daher 
auch nicht innerhalb des Staatslebens übertragen 
werden. Das F ü h r e r p r i n z i p  in der  V e r w a l ­
t u n g  heißt demnach: an die Stelle des Ergebnisses 
einer Mehrheitsabstimmung jeweils die Entschei­
dung einer bestimmten mit klaren Vollmachten ver­
sehenen Persönlichkeit unter deren Eigenverantwor­
tung nach oben zu setzen und ihrer Autorität die 
Verwirklichung nach unten anzuvertrauen.

Gerade weil die Technik des Staates voraussetzt, 
daß ein klares, immanentes, geradezu eigengesetz­
liches Ineinandergreifen des Wirkens von Einzel­
persönlichkeiten in einen funktionellen Zusammen­
hang gebracht werden muß, müssen verantwor­
tungsbewußte, mit deutlichen Vollmachten und mit 
sicherer Autorität den Unterstellten gegenüber ver­
sehene Persönlichkeiten vorhanden sein. Alles Ver­
schwommene ist hier vom Übel und staatstechnisch 
störend.

In diesem Vorrang der Persönlichkeit liegt auch 
die absolute Ablehnung des alten liberalistischen 
Grundsatzes von der T e i l u n g  de r  Gewa l t en .  
Nicht die Teilung der Gewalten nach Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Exekutive kann der Sinn des 
inneren ^taatslebens sein — denn sie widerspräche 
aufs schärfste dem eben dargelegten Grundsatz des 
Führerprinzips —, sondern aus der einheitlichen 
Führungsmacht folgt auch die jeweils einheitlich 
aufgebaute Zuständigkeit, deren Gesamtwirken aus 
sämtlichen Zuständigkeiten, allerdings in gegensei­
tiger Wohlabgeglichenheit, zu sichern ist.

Nun sind ja die verschiedenen Vorfragen einer 
Betrachtung des inneren Staatslebens von uns Na­
tionalsozialisten schon des öfteren klargelegt wor­
den, so etwa die Erkenntnis, daß Gewalt und Macht 
nicht identisch sind. Die S t a a t s g e w a l t  ist eine 
Bezeichnung für die technische Vollzugseinrichtung, 
die dem Staatswillen jeweils Verwirklichung sichert. 
Die dauernde S t a a t s m a c h t  hingegen ist nur dann 
vorhanden, wenn die Staatsgewalt nicht im Dienste 
einer isolierten Willküraktion, die nur die Ausnut­
zung einer jeweiligen Waffenlage darstellt, sondern 
im  D i e n s t e  e i nes  d ie gesamt e  N a t i o n  
h öhe r  f ü h r e n d e n  s c h ö p f e r i s c h e n  P r i n ­
z i ps  s t eh t ,  a l so  im D i e n s t e  der  a l l g e m e i ­
nen F r e i h e i t ,  de r  a l l g e m e i n e n  W o h l f a h r t ,  
der  a l l g e m e i n e n  R e c h t s s i c h e r h e i t  ode r  
ü b e r h a u p t  im D i e n s t e  des n a t i o n a l e n  
A u f s t i e g s .

Ebenso wichtig ist das so wiederholt erörterte 
Problem des Verhältnisses der Begriffe „ S t aa t  
und  R e i c h “ . Es muß klargelegt werden, daß der 
Staat an sich ein allgemeiner technischer Begriff ist, 
der allüberall da Anwendung findet, wo im Namen 
einer machtmäßig zusammengeschlossenen völki­
schen Gemeinschaft eine Gruppe oder ein Einzelner 
überpersönlich handelt.

Auch das Re i ch  ist demnach ein Staat. Das 
Deutsche Reich ist aber eben die geschichtliche For­
mung der großen zusammenfassenden Staatseinrich­
tung des deutschen Volkes, deren wirkliche und 
nominelle Autorität von dem jeweiligen Geiste, von 
der jeweiligen Stärke abhängt, mit denen dieses 
Reich bedient wird. Zwischen Staat als Begriff und 
Reich als Begriff kann demnach kein Gegensatz 
konstruiert werden, sondern das Re i c h  i s t  der  
f ü r d a s D e u t s c h t u m  a l l e i n  m a ßg eb e n d e  ge­
s c h i c h t l i c h e  A n w e n d u n g s f a l l  des Staates.

W ir Nationalsozialisten vermögen mit dem Be­
griff des Reichs sämtliche bisherigen Staatstheorien 
völlig zu kombinieren. Wenn man bislang in der

Theorie davon ausging, daß der Staat 1. eine gi­
gantische Persönlichkeit, 2. einen Organismus, also 
etwas Naturgewachsenes, 3. eine Mechanik darstelle, 
so können w ir sagen: für uns Nationalsozialisten 
liegt in dem Begriff „Reich“  diese Dreiheit zu­
sammengefaßt. Für uns ist die Vorstellung der 
Führerpersönlichkeit schlechthin identisch mij: der 
Vorstellung der geschichtlichen Macht des Staates. 
Das Führerprinzip wäre demnach der Ausdruck der 
Persönlichkeitslehre des Staates. Für uns ist weiter 
die Vorstellung der Volksgemeinschaft, des Volkes, 
identisch mit der Kraft unseres Reiches. So wäre 
denn auch der Organismus dieses Reiches, das Volk, 
die Erfüllung dessen, was man in früheren Zeiten 
als organische Staatstheorie bezeichnete.

Für uns ist endlich der Staat an sich — diese 
Technik des Staates, diese Apparatur des Staates — 
eine sinngegebene Aufgabe des Reiches selbst. 
Unter einem Führer wären demnach die Staatsper­
sönlichkeit im Führer, der Staatsorganismus im Volk 
und die Staatstechnik in der Staatsapparatur zusam­
mengefaßt. Man könnte daher wohl, wie ich glaube, 
von diesem Gesichtspunkt der Dreiheit aus dem 
Begriff „Reich“  eine klare Umschreibung und In- 
haltsstellung vermitteln, deren er bisher noch zu 
harren scheint.

Die Technik ist in keinem Fall ein S e l b s t ­
zweck  — auch die Technik des Staates nicht. Es 
ist nicht wahr, daß jeder Beamte nur deshalb, weil 
er im Staate arbeitet, ein Bürokrat ist; es ist nicht 
wahr, daß ein Staat unter allen Umständen eine 
Belastung der Gemeinschaft darstellt. Es ist nicht 
möglich, daß man sich der uns alle als Volk am 
wichtigsten angehenden Gemeinschaftstechnik un­
seres staatlichen Daseins gegenüber nur ablehnend 
verhält. Hier muß eine völlig neue Form des Be- 
k ennens  zum Staate  im nationalsozialistischen 
Reich eintreten.

Freilich muß dann auch dieser Staat den Auf­
gaben entsprechen, die ihm diese Zeit stellt. Und 
hier ist nunmehr eine g r o ße  Schu le  der  Os t en ,  
der große, gigantische Osten unseres Großdeutschen 
Reiches. Ich kann ruhig sagen, daß das, was in den 
Ostgauen, im Generalgouvernement und in den 
neuen Reichskommissariaten uns an rein technisch­
logischem Aufbau einer neuen Verwaltungsart durch 
die Sachlage abgezwungen wurde, in großem Um­
fange für eine künftige Verwaltungsstruktur des 
Reiches Vorbild werden kann. Im Generalgouverne­
ment ist zur Zeit der Grundsatz der Technik des 
Staates als möglichster Sicherung der Einheit, Ein­
fachheit, Klargegliedertheit, Einlinigkeit ebenso er­
füllt, wie der absolute Vorrang des Persönlichen 
vor dem Institutionellen und des Lebens vor der 
Form gewährleistet ist. Ich bezeichne daher diese 
Erfahrungen, die w ir im Osten machen können, als 
Schule einer modernen Technik des Staates.

Wer diese Technik des Staates nun als Gesamt­
wirkung betrachtet, wird aus der Geschichte des 
Staates immer wieder feststellen, daß sich Fehler 
der Staatstechnik insgeheim länger und 'quälender 
fortschleppen können als jeder große politische 
Fehler, der zumeist unmittelbar der Rache des Ver­
lustes geschichtlicher Positionen verfällt.

So ergibt sich aus der Geschichte der Staats­
technik, daß w ir die eigentlichen m o d e r n e n P r i n -  
z i p i e n  des S t aa t s l e b e n s  aufzustellen haben, 
nach denen dann die Technik des Staates im Ziel 
eindeutig gut funktioniert, wenn sie

1. methodisch einfach,
2. sachlich jeweils klar,
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3. zeitlich knapp ist,
4. dem materiellen Aufwand nach möglichst ge­

meinwirtschaftlich arbeitet,
5. diese Oesamtgrundsätze im Dienste einer to­

talen Verbundenheit des Aufgabenkreises der 
Staatsapparatur mit dem Volksinteresse stehen.

Die g i g a n t i s c h e n  U m w ä l z u n g e n  wahrhaft 
einzigartiger weltgeschichtlicher Wucht, die wir nun­
mehr seit dem Eintritt Adolf Hitlers in: das politische 
Geschehen unsererZeit erleben, haben zu einer völligen 
Umgestaltung der Ausgangspunkte, des Inhalts und 
der Erscheinungsformen staatlichen Lebens geführt. 
A d o l f  H i t l e r  s t eh t  am A n f a n g  e i ner  neuen 
w e l t g e s c h i c h t l i c h e n  Epoche   ̂u c h des 
S t a a t s g e b i l d e s  sch l ech t h i n .  Und w ir alle, 
die w ir Zeitgenossen dieser einzigartigen Genialität 
sein dürfen, die unser Schicksal meistert und weit 
darüber hinaus sich anschickt, zusammen mit dem 
faschistischen Imperium Mussolinis eine endgültige 
Gesamtregelung des Völkerlebens unseres Konti­
nents herbeizuführen, haben dabei das Gefühl einer 
inneren logischen Aufeinanderfolge dieser Entwick­
lung. Von der ersten Keimzelle, dem E n t s c h l u ß  
des F ü h r e r s  im Lazarett in Pasewalk, „Politiker 
zu werden“ , über die Gründung der Nationalsoziali­
stischen Deutschen Arbeiterpartei, über die Errin­
gung der ausschließlichen staatlichen Führung durch 
Adolf Hitler bis in die jetzige, Raum: und Zeit spren­
gende Periode gewaltigsten Ausstrahlungsvermö­
gens unserer Nation liegt eine Handlung des Füh­
rers nach der änderen, und sie alle hängen nach dem 
Gesetz der rein logischen Folge miteinander zu­
sammen.

M it der Errichtung der W e l t a n s c h a u u n g  des 
N a t i o n a l s o z i a l i s m u s  ist dem jahrhundertealten 
Ringen unserer Geistesgeschichte um die Findung 
eines einheitlichen allumfassenden deutschen Da­
seinsinhalts Erfüllung geworden. M it der Aufrich­
tung des machtvollen Reiches Großdeutschlands hat 
die staatliche Geschichtsfigur unseres Volkes eine 
endgültige Prägung erlebt und mit der totalen 
Wehrhaftmachung unserer Nation in sämtlichen er­
ziehungsmäßigen, organisatorischen, waffentechni­
schen Voraussetzungen eine sieghaft heroische 
Höchstgestalt des rassisch-germanischen Charakters 
des Deutschtums erhalten.

Die stürmische Entwicklung dieser Jahre brachte 
damit eine solche kaum meß- und überschaubare 
Fülle des neuen, im besten Sinne des Wortes re ­
v o l u t i o n ä r e n  G e s t a l t e  ns und Wirkens in alle 
Teile unseres Volkes. Die Anforderungen an den 
einzelnen wie an die Gemeinschaft sind nicht nur im 
Vergleich zu diesen früheren Entwicklungstempi in 
jeder Weise gesteigert, sie sind dem Verbrauch nach 
auch intensiviert. Was der Führer selber in uner­
müdlicher Einsatzbereitschaft durch die Hingabe 
seiner ganzen persönlichen Kräfte dem deutschen 
Volke nun seit Jahren vorlebt und vorschafft, hat 
das deutsche Volk zu unvergleichlichen Leistungen 
emporgehoben. Jeder deutsche Mann, jede deutsche 
Frau, ganz gleich, in welcher Stellung des Reiches 
oder der persönlichen privaten Sphäre stehend, sind 
vom Führer zu dieser gewaltigen einmaligen, alles 
Bisherige übersteigenden Leistung aufgerufen wor­
den und haben sich diesem Appell des Führers 
leistungsmäßig voll würdig gezeigt.

Daher ist es durchaus an der Zeit, den inneren 
mechanischen Gesetzen des Ablaufs zwischen G e­
s t a l t u n g s w i l l e n  und V e r w i r k l i c h u n g  im 
Rahmen unserer völkischen Gemeinschaft auf den 
verschiedensten Gebie+en das Neue nachzutragen.

Die Überlegung, wie sich nun gegenüber dieser 
durch den Impuls einer einmaligen Persönlichkeit 
unserem Volke vermittelten Energienbeschleunigung 
die traditionellen Mächte der Ordnung und der Be­
harrung verhalten, führt zu verschiedenen Frage­
stellungen.

Sicherlich besteht Klarheit darüber, daß die tech­
nische Anschauung des Staates einmal einer grund­
sätzlichen Durchdenkung bedarf. Dabei geht es nicht 
um die Neuauflage einer allgemeinen Staatslehre; 
denn  d i e  F r a g e  nach Wesen ,  Sinn und 
Z w e c k  des Staates i s t  f ü r  uns Deu t sche  
d u r c h  d ie E r r i c h t u n g  des G r o ß d e u t s c h e n  
Re i ches  A d o l f  H i t l e r s  b e a n t w o r t e t .  Ihm 
hat in Zukunft alle Staats- und Volksarbeit in 
Deutschland zu dienen.

Auch das Problem der innerräumlichen t e r r i ­
t o r i a l e n  O r g a n i s a t i o n  d ieses Re i ches  
scheidet dabei aus; denn daß dieses Großdeutsche 
Reich Adolf Hitlers ein von einer einzellig gedach­
ten Führungsgewalt geleitetes Machtgebilde in stark 
einheitsstaatlicher Ausprägung ist, ist ebenfalls klar. 
Dieses Großdeutsche Reich Adolf Hitlers ist ein

Ebenso scheidet das Problem etwa des Einflusses 
weltanschaulicher, religiöser oder sonstiger Ideen­
gruppen aus; denn für alle Zukunft wird es in 
Deutschland keine Staatskonfession mit direkter An­
teilnahme an der Staatsführung, keinerlei Literaten­
oder Denkerklub mit fortgesetzter Beunruhigung 
des öffentlichen Lebens geben. Das P r o g r a m m  
der  N a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e n  D e u t s c h e n  
A r b e i t e r p a r t e i  ist die den geistigen Inhalt des 
Reiches formende t o t a l e  W e l t a n s c h a u u n g ,  
wobei selbstverständlich Reich wie Bewegung jede 
mit diesen Prinzipien vereinbare positive und loyale 
Geisteshaltung gewähren.

Um alle diese bis jetzt bei den Staatsrechtstheore­
tikern im Vordergrund stehenden Probleme, die 
unter den alten Schlagworten Unitarismus oder 
Föderalismus, Einheitsstaat oder Bundesstaat usw. 
gingen, handelt es sich nicht im entscheidenden.

In der Technik versagt jede Ehrfurcht vor der 
Tradition. Ebenso wie der allgemeine Fortschritt 
innerhalb des technischen Geschehens nicht dadurch 
gehemmt wird, daß man eine frühere maschinelle 
Apparatur aus Ehrfurcht vor der Tradition in An­
wendung halten will, statt sie an das Deutsche Mu­
seum abzugeben und eine neue Maschine herzustel­
len, so müssen w ir auch der Staatstechnik gegen­
über mit überalterten Formen und Erscheinungen 
aufzuräumen vermögen, um einer technischen Ge­
staltung zum Durchbruch zu verhelfen. So kann 
man denn mit dem Argument der Tradition im 
Bereiche der staatstechnischen Kriterien nicht weiter­
kommen.

Man könnte als Grundsatz aufstellen: Die Ent­
stehung des Staatswillens sowie die Formulierung 
desselben in der Form des allgemeinen Befehls sind 
Sache der p o l i t i s c h e n  F ü h r u n g ;  Verwirklichung 
dieses allgemeinen Befehls ist Sache der Staats­
technik. Führung und Beherrschung der Staatstech­
nik zusammen bilden das Gesamtgebiet der Regie­
rung. Verwaltung ist der Teil der Staatstechnik, 
der die Regierung konkretisiert. In der Regierung 
herrscht der Wille, ein Ziel, das man sich führungs­
entsprechend gestellt hat, zu erreichen. In der Ver­
waltung muß dieses Ziel den Notwendigkeiten des 
Lebens gegenüber durchgesetzt werden.

So soll die Technik des Staates als Aufgabe­
stellung die Schlußfolgerung aus diesen allgemeinen 
Voraussetzungen zu der Fragestellung sein: in

329*
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A n w e n d u n g  w e l c h e r  s t aa t s t e c h n i s c h e r  
G r u n d s ä t z e  f u n k t i o n i e r t  d ie  a l l g e m e i n e  
S t aa t smas c h i ne  so, daß sie diesen geschicht­
lichen Aufgaben im Dienste unseres Volkes zu ent­
sprechen vermag?

Diese Betrachtung der Technik des Staates müßte 
demnach ohne jedes ideelle Pathos, ohne jeden dra­
matisch-historischen Akzent, ohne jede weltanschau­
liche Empfindsamkeit eine n ü c h t e r n e  K o n ­
s t r u k t i o n s a u f g a b e  darstellen. W ir müssen uns 
von der leider in der deutschen Staatsgeschichte 
schon so oft in Erscheinung getretenen Art frei­
machen, über die Form der Verwaltung geistige 
Riesenkämpfe zu führen, wie sie früher gerade man­
gels eines großzügigen einheitlichen geschichtlichen 
Aspektes immer wieder als ungefährliches Streit­
spiel geübt wurden. Erst aus diesen Erwägungen 
heraus wird sich eine vollkommene Ergänzung auch 
zur rechtlichen Betrachtung des Staates ermöglichen 
lassen, deren Bedeutung in Ausgangspunkt und Ziel­
richtung von niemanden ernsthaft wird bestritten 
werden können.

Die Technik des Staates wird aus der Tradition 
der bisherigen Staatsverwaltungskunst jene Erfah­
rungen zu folgern haben, die man einer künftigen, 
so oft und viel erörterten V e r w a l t u n g s r e f o r m  
zugrunde zu legen hat. Dabei darf es weder persön­
liche noch Standes- noch ressortmäßige Ressenti­
ments geben. Man muß gleichsam den Mut haben, 
sich einmal von alledem, was auf dem Gebiet des 
staatstechnischen Geschehens wurde, freizumachen 
und nur die Frage zu untersuchen: w ie  so l l  die 
S t aa t sma s ch i ne  k o n s t r u i e r t  se in,  d ie den 
aus den a l l g e m e i n e n  p o l i t i s c h e n  und  w e l t ­
a ns c h a u l i c h e n  E r g e b n i s s e n  der  n a t i o n a l ­
s o z i a l i s t i s c h e n  R e v o l u t i o n  A d o l f  H i t l e r s  
und  dem S ieg  der  deu t sc he n  W a f f e n  e n t ­
s t ehenden  d eu t sc he n  R e i c h s a u f g a b e n  zu 
d i e ne n  hat? Freilich wird dabei vieles Altgewohnte 
in Zukunft endgültig stürzen müssen. Viel sich 
weiterschleppender Verwaltungsum- und -irrweg 
wird zu kürzen oder zu sperren sein. Es wird manch 
barockes Gebilde verwaltungsstruktureller Über- 
wüchsigkeit niederzureißen und viel üppiger Formal­
gebrauch zu beenden sein.

Aber nicht alles, was als Bürokratie verschrieen 
ist, gehört in diese Kategorie des geschichtlich 
Überfälligen. Und damit ergeben sich die großen 
K o n s t r u k t i o n s a u f g a b e n  f ü r  d ie T e c h n i k  
des Staates  im Reich Adolf Hitlers, so etwa die 
Frage des Ausgleichs zwischen Zentralinstanzen des 
Reiches und den Reichsgauen oder den ihnen ent­
sprechenden mit autonomen Selbstverwaltungsvoll­
machten versehenen Teilbereichen. Hier muß der 
Entwicklung in jeder Weise Rechnung getragen 
werden, die auf der einen Seite zu einer oft viel zu 
sehr ins Detail gegangenen Anhäufung von Zentral­
zuständigkeiten ebenso führt wie zu Verunklarung 
hervorrufenden Zuständigkeitsüberschneidungen in 
den mittleren und unteren Instanzen. Hierher ge­
hört auch die Frage, welche Einwirkung jeweils 
etwa nach dem Grundsatz der Einheit von Partei 
und Staat die Partei in ihren Instanzen auf das 
Geschehen des Staates in den verschiedenen Zu­
ständigkeitsbereichen nimmt, weiter das Auseinan­
derordnen der Fülle von konkurrierenden Zuständig­
keiten auf allen Gebieten und die dringend notwen­
dige Wiedereinholung von neu entstandenen, selbst­
herrlich sich gerierenden Verantwortungszonen in 
klar aufgeteilte, eindeutig unterscheidbare, scharf 
abgegrenzte größere, dem Zweck und Inhalt nach 
elementar zusammengehörige Zuständigkeitskreise,

— dies alles aber immer unter dem Gesichtspunkt 
der reinen Zweckmäßigkeit.

Im Rahmen dieser Ausführungen ist es nicht 
möglich, auf die Fülle der Teilprobleme, die diese 
neuartige Einstellung ergibt, in vollem Umfange 
einzugehen. Daß aber das Bedürfnis nach Klar­
legung nicht etwa nur dieses Unterschiedes zwischen 
den Möglichkeiten des Staates einerseits und den 
Notwendigkeiten der geschichtlichen Schicksalsge­
staltung des Volkes andererseits immer dringender 
wird, ist unbestreitbar.

So sehr dabei auch das Neue jeweils die Tendenz 
hat, sich völlig autark zu entwickeln, und zwar von 
der Spitze des Reiches bis hinab zur untersten Fach­
instanz, so wenig kann ein Zweifel darüber be­
stehen, daß auch dieses Extrem nicht ideal sein 
kann. Denn angesichts der völligen Ausschaltung 
einer zwischen der Reichsgeschlossenheit und den 
untersten Instanzen liegenden Verwaltungszustän­
digkeit muß doch einmal noch eine Zusammenfas­
sung etwa in der Größe des Reichsgaues oder, 
unter dem jetzigen Stand der Dinge, im Rahmen 
noch bestehender Landesregierungen irgendwie 
stattfinden.

Eines der großen Kernprobleme der Technik des 
Staates liegt darin: wie soll die zweckmäßige A u f ­
t e i l u n g  der  Z u s t ä n d i g k e i t e n  der Reichszen­
trale unter sich, zwischen den Reichsfachzen­
tralen und den territorial doch mehr oder weniger 
das gesamte Staatsgeschehen zusammenfassenden 
Repräsentanten des Reiches unten und zwischen 
diesen wiederum mit den territorialen Fachverwal­
tungen vorgenommen werden? Fürdie Lösung dieses 
Problems stehen viele Wege offen. Den besten und 
technisch zweckmäßigsten auszuarbeiten und vorzu­
schlagen, soll eine der Aufgaben des Instituts für 
die Technik des Staates an der Technischen Hoch­
schule zu München sein.

Aber die Untersuchung der Technik des Staates 
muß sich auch noch mit einer Fülle anderer Fragen 
beschäftigen, etwa dem Problem der E n t s c h e i ­
d u n g s m e t h o d e  im E in z e l  f a l l ,  also der Frage: 
welche Voraussetzungen müssen formal und sach­
lich gegeben sein, damit eine Entscheidung als wirk­
sam ergehen kann? Hierbei vermag die Frage eine 
große Rolle zu spielen, inwieweit eine Kontrolle 
über diese Gestaltung der Entscheidung im Auf­
sichtswege oder im Wege einer Art richterlicher 
Nachprüfung stattfindet. l5ie Tendenz ist stark spür­
bar, daß der einheitliche Begriff der Verwaltung 
ebenso wie der einheitliche Begriff des Rechts nach 
ihrer Tauglichkeit im Gesamtrahmen der Technik 
des Staates untersucht werden müssen. Niemand soll 
Richter in eigener Sache sein, niemand soll aber 
auch auf dem Umweg über die Rechtsabhängigkeit 
von einer der eigenen Verwaltung fremden Instanz 
in der Erfüllung lebensnotwendiger Aufgaben un­
seres Volkes gehindert sein.

Endlich wird die Untersuchung der Technik des 
Staates den Alltäglichkeiten, den akten- oder be­
triebsmäßigen E r f o r d e r n i s s e n  de r  S t aa t s ­
a p p a r a t u r  Aufgaben steifen; denn ohne diese 
Fülle präziser, geradezu feinmechanischer Arbeit im 
Formalen kann keine Staatsarbeit bestehen. In wohl­
gemessenem Umfange hat das Formale in allen Er­
scheinungsformen ein notwendiges Daseinsrecht. 
Der Beamte und Angestellte im Büro des Staates 
vollführt dann eine jeweils lebensbedingte Arbeit, 
wenn ihm in diesem Sinne die Form zur Meisterung 
der dem Gemeinschaftsleben drohenden Gefahren, 
zur Erfüllung der dem Leben dienenden Notwendig­
keiten wird. So werden die großen Fragen der
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Staatsbuchhaltung, der Staatskontrolle, der Staats­
archive und auch des Einbaues eines klare Gerech­
tigkeit sichernden Prinzips rechtlicher Überwachung 
irgendwie vom Institut einer eingehenden Unter­
suchung zu unterziehen sein.

Aufgabe der Untersuchung der Technik des Staa­
tes wird auch die Verwirklichung des Grundsatzes 
sein, daß mit einem bestimmten P er son a l -  und 
S ac h a u f w a n d  eine möglichst eindeutige und um­
fassende V e r w a l t u n g s l e i s t u n g  erzielt wird. 
Die viel erörterte Frage der V e r e i n f a c h u n g  der  
V e r w a l t u n g  ist uns ja durch die wachsende 
Größe des Reiches in einem früher nicht einmal ge­
ahnten Umfang geradezu aufgenötigt. Der Bedarf 
der neuen Gebiete des Reiches an deutschen Ver­
waltungsleistungen aller Art zwingt zu einer Re­
duzierung des Personalbestandes, die notwendiger­
weise, da ja die Arbeitslast in der Heimat gleich­
falls in steigendem Maße bewältigt werden muß, 
zur Steigerung der Wirksamkeit des Einzelhandelns 
innerhalb des Verwaltungsbereichs durch geschickte 
und zweckmäßige Zuständigkeitsverteilung führen 
muß, um den Ausgleich in der Sicherstellung des 
Verwaltungserfolgs zu gewährleisten. Deshalb ist 
die Frage der Erziehung des die Technik des Staa­
tes beherrschenden V e r w a l t u n g s n a c h w u c h ­
ses in allen Bereichen eine wahrhafte Lebensfrage 
unserer völkischen Gemeinschaft.

Damit zeigt sich nun die Notwendigkeit, der 
Technik des Staates P e r s ö n l i c h k e i t e n  als 
M e i s t e r  im Dienste d i ese r  g i g a n t i s c h e n  M a ­
s c h i n e r i e  zu geben, die nicht unter dem sinnlosen

Dauervorwand des Bürokratismus zu leiden hätten, 
sondern die als sachlich erprobte stille und opfer­
bereite Walter des Gemeinwohls' auch mit Fug und 
Recht ihre Anerkennung verlangen können.

Das Großdeutsche Reich Adolf Hitlers muß eine 
T e c h n i k  des Staates e r h a l t e n ,  d ie u ns e r e r  
Z e i t ,  i h r e r  G r ö ß e  und  den Z u k u n f t s n o t ­
w e n d i g k e i t e n  unseres  V o l k e s  r e s t l o s  mi t  
der  S i c h e r h e i t  e ines m a sc h i n e l l e n  F u n k ­
t i o n  i e re n s en t s p r i c h t .

Aus der Technik des Staates soll das Glück unse­
res Volkes nicht minder blühen. Gerade w ir wollen 
es aussprechen, daß der Staat, je besser er technisch 
funktioniert, auch desto menschlicher zu werden 
verspricht. Denn es gibt Werte, die höher sind als 
alle politischen Werte: die ewigen Bewußtseins­
inhalte unseres deutschen Idealismus, unseres deut­
schen Glaubens! Das Wort von der Menschlichkeit 
darf uns nicht verlorengehen, auch nicht als Aus­
druck des Staatshandelns. Der Gedanke darf uns 
nicht verlorengehen, daß diese Technik des Staates 
auch einen Staat gewährleisten soll, in welchem 
jeder ehrliche, brave deutsche Volksgenosse Ge­
rechtigkeit findet, damit unser nationalsozialistisches 
Reich auch die Bestätigung erlangt, die gewaltigste 
Bestätigung, die ein politisches Gebilde erlangen 
kann, nämlich die durch den Geist und durch die 
Träger der weit über die Generationen hinaus 
gehenden geistigen Zusammenhänge unseres Vol­
kes. W ir können jede Macht staatlich meistern, wir 
wollen aber auch vor den kommenden Generationen 
als Gestalter dieses Staates bestehen.

Grundsätzliches zur Ministerratsverordnung über das Strafrecht
gegen Polen und Juden

Von Dr.jur. Ro l a n d  F r e i s l e r ,  Staatssekretär im Reichsjustizministerium, 
Präsidialmitglied der Akademie für Deutsches Recht

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung hat in 
einer Verordnung von nur 18 Bestimmungen das 
ganze sachliche und Verfahrensstrafrecht gegen 
Polen und Juden in den eingegliederten Ostgebieten

Im Großdeutschen Reich gibt es also jetzt neben 
den beiden deutschen Strafrechtssystemen -  dem 
des Altreiches und dem der Ostmark und neben 
der besonders gearteten Strafrechtslage im Protek­
torat Böhmen und Mähren ein weiteres, das gegen 
Polen und Juden in den eingegliederten Ostgebieten.

Kein Zweifel: Einer liberal-individualistischen Be­
trachtungsweise würde das als R ü c k s c h r i t t  
g e g e n ü b e r  dem b i s h e r i g e n  Maße u ns e r e r  
S t r a f r e c h t s e i n  he i t  und als Rückschlag für dm 
weiteren Rechtsvereinheitlichungsbestrebungen im 
Strafrecht erscheinen. . . .  f a l c r h e r  als

Tatsächlich wäre aber n i ch t s  t a l s c ne r  als

Verordnung in diesem Sinne a u ^ s e n .
Gewiß, wenn man von der „Gleichheit all dessen, 

was Menschenantlitz trägt“ , ausgeht, -  wenn man 
¡^folgerichtiger Durchführung dieser lebensunwah­
ren Anschauung das Vorhandensar: von Völkern 
als blutbestimmten und in diesem Sinne physischen 
körperhaften Wesen leugnet, -  wenn man in weite­
rer folgerichtiger Durchführung den Träger eines 
Staates nicht in einem Volk im physischen Sinne, 
sondern ln  einer der Naturgesetzlichkeit zum Hohn

als biologisch-amorph betrachteten Menge von Ein­
zelwesen sieht, — wenn infolgedessen die Staats­
bürgerschaft nicht an das Blutband, sondern an 
einen formalen Rechtsvorgang anknüpft, — dann 
kann man kein Verständnis dafür aufbringen, daß 
das Strafrecht eines Volkes auf die Wesenhaftigkeit 
eben des Volkes äbgestellt sein muß; daß es der 
Ausdruck des gemeinschaftsittlichen Gesamtbekennt­
nisses dieses Volkes sein muß; und daß es die 
Glieder dieses Volkes deshalb alle und grundsätz­
lich auch überall, wo in der Welt sie sich befinden 
und handeln, erfassen muß; daß es aber über den 
Rahmen dieses Volkes hinaus schon wegen seines 
ganz auf dieses Volk ausgerichteten Inhaltes nur 
Geltung haben kann für diejenigen Angehörigen 
anderer Völker, die in dem Staat, den das staat­
tragende Volk sich gegeben hat und in dem sein 
Leben seinen wesensbedingten Ausdruck findet, als 
Gäste des Volkes leben.

F ü r dieses uns e r  d eu t sc he s  V o l k  erstreben 
wir nach wie vor in ernster Arbeit die S t r a f ­
r e ch t  sein hei t .  Ein Rechtsgebiet, das so unmittel­
bar im Politischen verwurzelt ist, ein Rechtsgebiet, 
das seine Geltung und seinen Inhalt so sehr nach 
den politischen Grundauffassungen seiner Zeit aus­
richtet, wie das gerade das Strafrecht, und zwar 
jedes Strafrecht, tut, kann für das deutsche Volk 
unter der politischen Führung des Nationalsozialis­
mus nur dem Ziele der Einheit zustreben. Denn 
noch keine politische Grundauffassung hat die Ein­
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heit des Volkskörpers so bewußt und so vorbehalt- 
und zugeständnislos zur Grundlage des Gemein­
schaftslebens gemacht wie der Nationalsozialismus. 
Noch keine politische 'Grundauffassung in der Ge­
schichte unseres Volkes hat ferner derart bewußt 
und wiederum derart Vorbehalt- und zugeständnis­
los e i n e  gemeinschaftsittliche Grundauffassung 
über das Verhältnis von Volksgemeinschaft und 
Volksgiied Tierausgearbeitet und diese Grundauf­
fassung so unmittelbar aus dem Lebenskern selbst, 
aus der Blutgemeinschaft, innerlich entwickelt und 
den blutbedingten und daher schicksalbestimmten, 
unausweichlichen gemeinschaftsittlichen Forderun­
gen an die Volksglieder solch entscheidende nor­
mative Kraft verliehen wie der Nationalsozialismus. 
Deshalb ist das  n a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e  
S t r a f r e c h t  g a n z  a u f  u n s e r  V o l k  a b g e ­
s t e l l t ,  und darum ist es inhaltlich ein Spiegel der 
gemeinschaftsittlichen Forderungen an den Volks­
genossen. Es ist gar nicht denkbar ohne die Grund­
lage der ebenfalls blutbedingten und schicksalbe­
stimmten Treuepflicht derjenigen, für die es gilt, 
gegenüber dem deutschen Volk als Ganzem. Es 
kann nicht verwerfen und bestrafen, was die deut­
sche Gemeinschaftauffassung fordert oder billigt, es 
kann nicht billigen, was diese verwirft. Es kann 
daher auch nur e in  Strafrecht sein.

Dazu hat sich unsere moderne nationalsoziali­
stische Strafrechtsauffassung ja auch tatsächlich 
immer wieder bekannt; um nur eines der eindrucks­
vollsten Beispiele hierfür zu nennen: etwa in der 
grundsätzlich neuen Regelung des Geltungsberei­
ches des deutschen Strafrechtes.

Wenn unsere allgemeine innerdeutsche politische 
Entwicklung es mit sich gebracht hat, daß das 
deutsche Strafrecht in zwei Verkörperungen, einer 
altreichdeutschen und einer ostmärkischen, auf uns 
überkommen ist, so arbeiten w ir an ihrer Verein­
heitlichung, aber nicht unter Außerachtlassung 
der allgemeinen deutschen Strafrechtserneuerungs­
bestrebungen, mit zähem Eifer. W ir gehen dabei 
davon aus, daß wertvolles deutsches Rechtsgut 
in jeder der beiden Verkörperungen des gesamt­
deutschen Strafrechtes enthalten ist, und bemühen 
uns in ernster kameradschaftlicher Zusammen­
arbeit erfahrener Kenner beider deutschen Straf­
rechtsysteme dem Pflichtvermächtnis gerecht zu 
werden, das diese allgemein-politische Entwicklung 
uns hier überlassen hat: Kein wertvolles Rechtsgut 
verlorengehen zu lassen, alles Wertvolle vielmehr 
der gesamtdeutschen weiteren Strafrechtsentwick­
lung nutzbar zu machen. Die gemeinsamen Arbeiten, 
die hier auf dem Boden der Akademie für Deutsches 
Recht in Angriff genommen und bereits weit ge­
fördert sind, die auch schon viele schöne Früchte 
getragen haben und weitere Früchte zur Reife brin­
gen werden, sind durch den Erlaß eines neuen 
Strafrechtes, eben desjenigen für Polen und Juden 
in den eingegliederten Ostgebieten, weder des­
avouiert noch etwa ins Stocken gebracht worden.

Dort, wie in der nationalsozialistischen Strafrecht­
erneuerung überhaupt, arbeiten w ir eben mit allen 
nationalsozialistisch-produktiven rechtsgestaltenden 
Kräften im Strafrecht für das deutsche Volk. Es 
kann sich, wie gesagt, über diesen blutbestimmten 
Kreis-hinaus nur ausdehnen auf Freunde und Gäste 
in unserem Reich.

D ie  s e l b s t v e r s t ä n d l i c h e  O r d n u n g s a u f ­
gabe im gesamt en  R e i c h s r a u m  z w i n g t  aber 
dazu, n i e ma n d e n ,  der in ihm lebt, a u ß e r h a l b  
der  G e l t u n g  e i n e r  v o n  der  A u t o r i t ä t  des 
R e i c h e s  g e t r a g e n e n  s t r a f r e c h t l i c h e n

O r d n u n g s s i c h e r u n g  zu lassen.  Unddiesmuß; 
unter allen Umständen eine rechtliche sein. In einer 
seiner letzten Reden — es war in Danzig — hat der 
verstorbene Reichsminister der Justiz Dr. G ü r t n e r  
betont, daß jedermann im Machtbereich des Deut- 
sehen Reiches nach einem bestimmten Recht zu 
leben gehalten sein müsse, daß also für jeden auch 
ein ihm erkennbares Recht gelten müsse, daß das 
aber durchaus nicht bedeute, daß dies Recht für 
alle Völker in diesem Reich dasselbe sein müsse.

Wenn ein Volk wie das deutsche Volk nach seiner 
sittlichen, willenmäßigen und physischen Kraft und 
nach seinen geschichtlichen Leistungen die Verant­
wortung für einen Großlebensraum trägt, in dem es 
nicht allein lebt, der aber als ganzer sein Reich um­
faßt, so ergibt sich für den, der die Wesenhaftig­
keit jedes Volkes nicht von vornherein leugnet, hier­
aus d ie  N o t w e n d i g k e i t ,  e i n d e n  O r d n u n g s ­
b e d ü r f n i s s e n  des G r o ß r a u m e s  des R e i ­
ches e n t s p r e c he n d e s  S t r a f r e c h t  aufzuneh- 
men oder auszub i l den .  Das ist z. B. in Verfolg 
des Erlasses des Führers über die Bildung des 
Protektorates Böhmen  und  M ä h r e n  für die dort 
wohnenden Nichtdeutschen in einer Weise ge­
schehen, die elastisch genug ist, um den etwa sich 
weiter entwickelnden Bedürfnissen Rechnung tragen 
zu können. Diese Regelung ist konkret; sie ist be­
zogen und beschränkt auf einen ganz besonderen 
Sonderfall der Wiederaufnahme eines auch fremd­
völkisch besiedelten Gebietes in den Bestand des 
Reiches. Auch das ist für den Nationalsozialismus 
kennzeichnend. Er arbeitet auch hier nicht etwa ein 
abstraktes Schema „fü r derartige Fälle“  aus. Denn 
jeder Fall ist in seiner Art einzigartig und einmalig. 
Das den Dingen und Verhältnissen auf den Grund 
gehende praktische Ordnungstreben des National­
sozialismus würde gerade hier eine auf nebelhaft 
abstrakten Spekulationen beruhende verallgemei­
nernde Ordnung als notwendig lebensfern sich nicht 
zu eigen machen können.

E i n m a l i g  — dem eben genannten Beispiel im 
Wesen und in der Einzeldurcharbeitung durchaus 
fremd — is t  d ie  A u f g a b e  der  s t r a f r e c h t ­
l i chen  O r d n u n g s s i c h e r u n g ,  die das Reich 
in  den e i n g e g l i e d e r t e n  O s t g e b i e t e n  durch­
zuführen hat.

Die Reichsgaue Wartheland und Danzig-West­
preußen wie die Regierungsbezirke Kattowitz und 
Zichenau sind Gebiete, auf die e in  m e h r f a c h  b e ­
g r ü n d e t e r  d e u t s c h e r  R e c h t s a n s p r u c h  be­
steht. Sie gehören zu Deutschland, weil

ihr Kern ihm im Diktat von Versailles gewaltsam 
und ohne irgendwelches völkisches, moralisches 
oder geschichtliches Recht genommen ist;

weil also der Gewaltakt von Versailles keine 
rechtliche Änderung ihrer Rechtstellung herbeifüh­
ren konnte;

weil alle Ordnung und Kultur von Wert und 
Dauer in diesen Gebieten auf deutscher Arbeit be­
ruht und von deutschem Blute geschaffen wurde;

weil diese deutsche Arbeit und dieses deutsche 
Blut in mehreren großen Wellen im Laufe von 
Jahrhunderten in jenen Raum einströmte, gerufen, 
teils von den pommerellischen, teils von den pla­
stischen, teils von den polnischen Machtzentralen, 
von denen freilich dann (was aber den deutschen 
Rechtsanspruch nur verstärkt) besonders die pol­
nischen die Versprechungen nicht hielten, die sie 
den deutschen Bürgern und Bauern gaben, um sie 
zum Kommen zu veranlassen;

weil sich das Polentum in einer jahrhundertelangen 
Geschichte als unfähig erwiesen hat, in diesem
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Raume überhaupt irgendeine irgendwie geartete 
Ordnung aufzubauen und zu erhalten; die innere 
Geschichte des polnischen Staates, insbesondere die 
Geschichte des liberum veto im einzelnen und die 
Wirkung, die dieses auf die Verhältnisse in jenem 
Raum ausgeübt hat, beweisen das ebenso wie die 
Kultursterilität des Polentums;

weil die Zugehörigkeit zum Deutschen Reiche 
notwendig ist, um dessen Sicherheit und damit auch 
diejenige Europas nicht immer wieder in Frage zu 
stellen;

und endlich, weif das die Ehre des deutschen 
Volkes und ebenso die Europas verlangt, gegen die 
sich das Polentum mit seinen, letzten Endes seinem 
Charakter entsprungenen Greueltaten gegen die 
wehrlose deutsche Minderheit so furchtbar ver­
gangen hat; man kann eben einen Amokläufer nicht 
ungebändigt in seiner Nähe lassen.

D i e s e  G e b i e t e  s i nd  a l so  deutsch.  Da s  
deu t sche  V o l k  in ihnen ist dasjenige, das das 
a l l e i n i g e  A n r e c h t  au f  sie hat. Es ist dasjenige, 
das sie pflegt, bearbeitet, entwickelt und auswertet, 
dasjenige, das ihnen ihren Charakter als deutsche 
Gaue schon mehrmals in der Geschichte gegeben 
hat und nun weiter gibt und entwickelt.

In diesem Gebiet befindet sich das Polentum 
weder in der Lage eines autochthonen Fremdvolkes 
noch in der eines Gastes, sondern in einer besonde­
ren Lage, die in ihrer Art ebenfalls einmalig ist. Sie 
zu umreißen, kann nicht Aufgabe dieser Zeilen 
sein. Diese eigenartige Lage legt aber den Po l en  
in d i esen  G e b i e t e n  e i ne  d o p p e l t e  P f l i c h t  
auf:

1. Das Deutsche Reich und Volk in seiner eben 
skizzierten Rechtstellung in diesem Gebiete zu 
achten; im ganzen in seinen Autoritätsträgern und 
in allen seinen Gliedern, in seinen Ideen und deren 
Verwirklichung, es also in seiner Aufbauarbeit nicht
zu stören.

2. Durch seine Haltung und Handlungsweise, vor 
allem durch Erfüllung seiner Pflicht zu ordentlicher 
Arbeit, den Anordnungen der für jenen Raum Ver­
antwortlichen nachzukommen.

M it dieser doppelten Verpflichtung, die im Grunde 
eine G e h o r s a m s p f l i c h t  ist, ist die Lage der 
Polen in den eingegliederten Ostgebieten zum Aus-, 
druck gebracht.

Ich sagte schon, daß auch d iese Lage eine 
e i n m a l i g e  und e i n z i g a r t i g e  ist. Man kann 
sie n i c h t  u n b e d i n g t  g l e i c h s e t z e n  m i t  der  
L a g e  d e r  p o l n i s c h e n  V o l k s g r u p p e  im 
G e n e r a l g o u v e r n e m e n t .  Zwar besteht auch 
dort der Führungsanspruch des Deutschtums un­
beschränkt. Zwar hat die polnische Volksgruppe im 
Generalgouvernement in den zwei Jahren seines 
Bestehens eine weite Entwicklung durchgemacht. 
Sie führte aus der Völkerrechthchkeit in die Staats­
rechtlichkeit hinein und kommt eindeutig zum Aus­
druck in der ursprünglichen Benennung des General­
gouvernements als „Generalgouvernement für le 
besetzten polnischen Gebiete , in der Ersetzung - 
ser Bezeichnung durch die Benennung „General­
gouvernement“ , in der dann folgenden amtlichen 
Kennzeichnung des Generalgouvernements als „Ne- 
benland des Reiches“  durch den Generalgouverneur, 
Reichsminister Dr. F r ank ,  im Herausbrmgen einer 
die Hoheitsverhältnisse schlaghchtartig verdeut 
Iichenden Briefmarkenserie mit dem Fuhrerbild und 
dem Aufdruck „Deutsches Reich Generalgouverne­
ment“  zürn zweiten Jahrestage seines Bestehens, 
und in den letzten aufschlußreichen Ausfuhi ungen, 
die der Generalgouverneur zu dieser Entwicklung

vor wenigen Tagen in der Aula der Berliner Uni­
versität gemacht hat. Aber die Lage des polnischen 
Volkstums im Generalgouvernement ist rechtlich 
doch auch heute eine andere als die in den ein­
gegliederten Ostgebieten. Im Rechtswesen kommt 
das deutlich zum Ausdruck durch das Vorhanden­
sein einer eigenen polnischen Rechtspflege, die ihre 
Autorität von der deutschen Führung herleitet, die 
sie eingesetzt hat.

Wie man also aus der Strafrechtsverordnung 
gegen Polen in den eingegliederten Ostgebieten 
keine Rückschlüsse auf die allgemein deutsche Straf­
rechtspolitik ziehen kann, — wie man aus ihr keine 
Schlüsse auf die strafrechtliche Läge der Nichtdeut­
schen im Protektorat ableiten darf, so kann man 
auch nicht die Lösung von grundsätzlichen oder 
Einzelfragen, die das Polenstrafrecht in den ein­
gegliederten Ostgebieten bei seiner Handhabung 
sicher äufwerfen wird, aus Vergleichen mit dem 
Polenstrafrecht im Generalgouvernement gewinnen.

Daß das Polenstrafrecht mit der Neuordnung 
Europas nur indirekt und nur insofern etwas zu tun 
hat, als die absolute Sicherung der Ordnung in allen 
Teilen des Großdeutschen Reiches eine Voraus­
setzung für die Schaffung einer festen europäischen 
Ordnung ist, ist selbstverständlich. Das sei nur ge­
sagt, weil man voraussehen kann, daß die Feinde 
der europäischen Ordnung das Gegenteil behaupten 
werden. Die Sicherung der Ordnung in den ein­
gegliederten Ostgebieten ist eine einzig und allein 
innerdeutsche Angelegenheit, die n i c h t  nach den 
G r u n d s ä t z e n  erfolgt, die e in  Z u s a m m e n ­
r ü c k e n  de r  e u r o p a f ä h i g e n , - w ü r d i g e n  u nd  
- w i l l i g e n  V ö l k e r  i n  und  zu e inem e i n i g e n  
Eu r op a  e r m ö g l i c h e n  sol len.

Diese allgemeinpolitische Einordnung des Straf­
rechtes gegen Polen und Juden in den eingeglie­
derten Ostgebieten hat selbstverständlich auch ihre 
bestimmende Auswirkung auf seine Anwendung.

Aus ihr folgt vor allem, daß es in  k e i n e m  
F a l l e  ausdehnend angewandt werden kann; d. h. 
ausdehnend ,  was den K r e i s  der  d i e s e m  
S t r a f r e c h t  U n t e r w o r f e n e n  an geht .

Die sch ei nb are Do pp e l ausde n nu n g, die es 
ausdrücklich selbst enthält, ist in Wirklichkeit nur 
die richtige und zwingende Abgrenzung des Krei­
ses der „Polen in den eingegliederten Ostgebieten“ . 
Denn wenn es sich darum handelt, für die all­
gemeine Gehorsamspflicht des Polen in diesen Ge­
bieten gegenüber dem Deutschen Reich die not­
wendigen strafrechtlichen Sicherheitsmaßnahmen zu 
treffen, so kann diese Pflicht keine andere sein, 
wenn s ich der  Pole  aus den ein g e g l i e d e r ­
ten O s t g e b i e t e n  in a nde r en  T e i l e n  des 
Re i ches  au f  häl t .  Begeht er dann dort strafbare 
Handlungen, so muß er strafrechtlich ebenso be­
handelt werden, wie wenn er seine Handlung in den 
eingegliederten Ostgebieten begangen hätte. Und 
ebenso leuchtet ein, daß de r Pol e  aus dem 
G e n e r a l g o u v e r n e m e n t ,  wenn er auch dort 
sich in einer anderen Rechtstellung befindet, die mit 
der des Polen in den eingegliederten Ostgebieten 
nicht ohne weiteres verglichen werden kann, im  
Reich a uß e r h a l b  des N e b e n l a n d e s  G e n e ­
r a l g o u v e r n e m e n t  strafrechtlich in der gleichen 
Stellung sein muß wie der Pole aus den eingeglie­
derten Ostgebieten. Diese beiden scheinbaren Aus­
weitungen hat aber die Verordnung selbst und aus­
drücklich ausgeführt. Darüber hinaus Ausweitungen 
des Personenkreises vorzunehmen, für den die 
Polenstrafrechtsverordnung gilt, etwa auf polnische 
Volkszugehörige, die schon vor dem Beginn des
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Polenkrieges 1939 im Deutschen Reiche wohnten, 
würde der allgemein-politischen Einordnung des 
Polenstrafrechtes widersprechen.

Das s a ch l i che  P o l e n s t r a f r e c h t  kennzeich­
net sich, vom ganzen des deutschen Volkes her 
gesehen dadurch, daß es seinem Schutz gegenüber 
ordnungstörenden Angriffen des Polentums und der 
einzelnen Polen dient; ihm wohnt also nicht das 
wichtige Wesenselement inne, das das deutsche 
Strafrecht kennzeichnet: Ausdruck der sittlichen Ge­
meinschaftshaltung des Volkes zu sein, für das es in 
dem Sinne bestimmt ist, daß es sittlich-rechtlich 
autoritativer Bewerter der Handlungen seiner Glie­
der sein will.

Es wird weiter dadurch gekennzeichnet, daß es 
nicht die Aufgabe übernehmen kann und will, der 
Stärkung der inneren sittlichen Haltung des Polen­
tums gegenüber seinem eigenen Volkstum zu die­
nen, die als Aufgabe dem deutschen Strafrecht für 
das deutsche Volk vorgezeichnet ist. Ein Strafrecht, 
wie es das deutsche Strafrecht für das deutsche 
Volk sein will, ein Strafrecht also, das als wesent­
licher Faktor der allgemeinen gemeinschaftsittlichen 
Hygiene unseres Volkes wirken soll und will, ist 
überhaupt nur möglich auf Grund der sittlichen Ge­
meinschaftshaltung, die der Nationalsozialismus die­
sem unserem Volk gegeben hat. Ehe der National­
sozialismus unser Volk zu sich selbst_ zurückfinden 
und in sich selbst gemeinschaftsittlich erstarken 
ließ, besaßen w ir ja auch kein Strafrecht wie unser 
jetziges, das teils durch gesetzgeberische Maßnah­
men, teils durch die Haltung des Volkes und teils 
durch die der Gerichte und Staatsanwaltschaften 
einen gegen einst völlig veränderten Charakter be­
kommen hat. Auch das polnische Volk besaß ein 
Strafrecht, das irgendwie mit dem deutschen Straf­
recht hätte verglichen werden können, bis zum 
deutsch-polnischen Kriege nicht. Auf die sachliche 
Beurteilung vieler, Delikte, ja darauf, ob eine be­
stimmte Handlung Straftat ist oder nicht, und selbst­
verständlich auch darauf, ob eine Straftat zu verfol- 

en ist oder nicht, hat diese Kennzeichnung des 
olenstrafrechtes vielfach tiefgreifenden und be­

stimmenden Einfluß, wie in diesen kurzen grund­
legenden Zeilen nur angedeutet werden kann. So ist 
es ihrem Wesen nach eine ganz andere Straftat, 
wenn ein Deutscher eine Abtreibung oder ein gleich­
geschlechtliches Sittlichkeitsverbrechen begeht, als 
wenn ein Pole, ohne damit unmittelbar oder auch 
mittelbar das deutsche Volk zu gefährden, ein Glei­
ches tut.

Endlich empfängt das sachliche Polenstrafrecht 
seinen Charakter durch d ie  Rech t s b a s i s ,  auf 
der es beruht: durch d ie  a l l g e m e i n e  und  u m ­
f assende  G e h o r s a m s p f l i c h t  j edes  Po l en ,  
die zu einem Unterlassen und Tun (s. oben) anhal- 
ten muß. Das d eu t s c he  S t r a f r e c h t  a p p e l l i e r t  
b e i m D e u t s ch e n  an d i e  B l u t p f l i c h t  de r  
T r e u e  gegenüber seinem Volk. Die Beurteilung 
seiner Handlungen unter strafrechtlichen Wertungen 
ist also eijne völkisch-sittliche Wertung. Das kommt 
am eindringlichsten im Gesetze dort zum Ausdruck, 
wo die Quelle des Strafrechtes, aus der letzten En­
des jedes Urteil — wenn auch, wo das möglich ist, 
durch den Mittler des nationalsozialistischen Ge­
setzes — schöpft: Die Rechtsschöpfung erfolgt aus 
dem gesunden Volksempfinden. Das Umfassende 
der Gehorsamspflicht des Polen berechtigt das 
Deutsche Reich selbstverständlich, ein lückenloses 
Strafrecht den Polen gegenüber aufzubauen; die

Aufgabe, das Reich und die Ordnung in ihm unter 
allen Umständen zu schützen, verpflichtet es dazu. 
Aber der Appell an das Handeln des Volksgenossen, 
den, wie jede Strafbestimmung insbesondere die 
Benennung des Urquells unseres Strafrechtes in § 2 
StGB, enthält, kann sich im Polenstrafrecht dem 
Po l en  g e g e n ü b e r  nicht auf die Blutpflicht und 
nicht auf die daraus sich ergebende, richtiger: mit 
ihr identische allgemeine völkisch-sittliche Pflicht 
gegenüber dem Deutschtum berufen. Vielmehr muß 
hier der Appell a u f eine R e c h t s p f l i c h t  zurück­
greifen. Die dem §2 StGB, entsprechende grund­
legende Bestimmung des Polenstrafrechtes weist 
deshalb dem deutschen Strafrecht gegenüber auch 
eine entsprechende bis auf den tiefsten Kern des 
Strafrechtes reichende Verschiedenheit auf. Sie 
schreibt vor, daß ein Pole auch bestraft wird, „wenn 
er eine Tat begeht, die gemäß dem Grundgedanken 
eines deutschen Strafgesetzes nach den in den ein­
gegliederten Ostgebieten bestehenden Staatsnotwen­
digkeiten Strafe verdient“ .

Das Umf a s s en d e  der Gehorsamspflicht des 
Polen hat darüber hinaus eine a 11 g e m e i n e St r a f - 
b e s t i m m u n g  zur natürlichen Folge, in der übri­
gens, wenn man sie richtig versteht, auch alle ein­
zelnen Strafnormen des Polenstrafrechtes enthalten 
sind. Es ist die Strafdrohung dafür, daß der Pole 
„durch sein Verhalten das Ansehen oder da« Wohl 
des Deutschen Reiches oder des deutschen Volkes 
herabsetzt oder schädigt“ . D i ese  B e s t i m m u n g  
zusammen mit der an die Spitze der Verordnung ge­
stellten und ausdrücklich in ihrer positiven und ne­
gativen Seite hervorgehobenen Gehorsamspflicht ist 
im Grundie d e r K r i s t a l l i s a t i o n s p u n k t  des 
s ac h l i c hen  P o l e n s t r a f r e c h t e s ,  um den sich 
seine einzelnen Bestimmungen in z we i  G r u p p e n  
zusammenschließen:

1. ln einer Reihe von h e r a u s g e h o b e n e n S o n -  
d e r d e l i k t e n  besonders schwerer Art, die übrigens 
zum größten Teil schon bisher auf Grund der Ver­
ordnung über die Einführung des deutschen Straf­
rechtes für Polen in den eingegliederten Ostgebie­
ten Geltung hatten;

2. in dem Hinweis, daß der Pole auch b e s t r a f t  
wird, we n n  er gegen  d i e  deu t schen  S t r a f ­
gese t ze  verstößt. Hierzu mag auch schon in die­
sen allgemeinen Ausführungen gleich eines hervor­
gehoben werden: Diese Einbeziehung der Bestim­
mungen des deutschen Strafgesetzbuches wie aller 
anderen deutschen Strafgesetze ist — wie aus allem 
bisher Gesagten folgt — nicht in dem Sinne aufzu­
fassen, daß das deutsche Strafgesetzbuch im Rah­
men des Polenstrafrechtes immer denselben Sinn 
hätte und demnach im Einzelfall stets ebenso anzu­
wenden wäre, wie es als deutsches Strafrecht auf 
Deutsche angewandt wird. Für Polen hat es eben 
im Rahmen der Polenstrafrechtsverordnung Gel­
tung, nicht nur mit den aus dieser sich ergebenden 
Strafrahmenänderungen, sondern vor allem auch 
unter Auslegung seiner Bestimmungen nach den 
Gesichtspunkten und Normen eben dieses Polen­
strafrechtes.

Wenn dieser allgemeinen Charakterisierung des 
sachlichen Polenstrafrechtes noch etwas hinzugefügt 
werden soll, so mag es die beachtliche S t r a f ­
r a h m e n t e c h n i k  de r  V e r o r d n u n g  sein, die — 
von den wenigen Fällen unausweichlicher Schwerst- 
strafandrohung abgesehen — der konkreten Tat­
wertung durch den Richter weiteste Auswirkungs­
freiheit auch für die auszusprechenden Strafarteni 
läßt.
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Sachliches Strafrecht und Strafverfahrensrecht 
müssen immer eine innere Einheit sein, wenn die 
Strafrechtspflege erfolgreich soll arbeiten können.

Deshalb ist auch das S t r a f v e r f a h r e n  in der 
Polenstrafverordnung u n t e r  d ense l ben  l e i t e n ­
den G e d a n k e n g ä n g e n  aufgebaut wie das sach­
liche Strafrecht.

Nach fünf Richtungen möchte ich das kurz be­
sonders kennzeichnen:

1. Die umfassende Gehorsamspflicht des Polen 
gegenüber dem Deutschtum und seinen autorität­
tragenden Dienststellen führte zwingend zu einem 
Aufbau des Strafverfahrens, der, was d ie  S t e l ­
l u n g  des A n g e k l a g t e n  anlangt, ein ganz an­
derer sein mußte als der eines Strafverfahrens, in 
dem sich ein Deutscher vor dem deutschen Gericht 
verantwortet. Das V e r f a h r e n  ist deshalb v o l l ­
k o m m e n  f r e i  gestaltet. Es baut sich nicht auf 
einer ins einzelne gehenden gesetzlichen Ordnung, 
sondern auf der G e s t a l t u n g  du r ch  den R i c h ­
ter  und den S t a a t s a n w a l t  auf. „Gericht und 
Staatsanwalt gestalten das Verfahren auf der Grund­
lage des deutschen Strafverfahrensrechtes nach 
pflichtmäßigem Ermessen. Sie können von Vor­
schriften des GVG. und des Reichsstrafverfahrens­
rechtes abweichen, wo dies zur schnellen und nach­
drücklichen Durchführung des Verfahrens zweck­
mäßig ist.“  Bei der sittlichen Haltung und bei der 
Schulung und Erfahrung des deutschen Richters und 
Staatsanwalts ist damit die Gerechtigkeitssuche, die 
selbstverständlich Sinn und Aufgabe jedes Strafver­
fahrens gegen Polen ist, voll gewährleistet.

2. Die s t a a t s r e c h t l i c h e  S t e l l u n g  des P o ­
len in den eingegliederten Ostgebieten führt dazu, 
daß er in die Autorität deutschen Behördenwesens 
und deutscher Behördenentscheidungen nicht ein- 
greifen kann, und daß er keinen Rechtsanspruch 
darauf hat, sie für seine privaten Belange tätig wer­
den zu lassen. Daraus ergibt sich, daß die Einlegung 
eines R e c h t s m i t t e l s  oder das Betreiben der Wie­
deraufnahme ausschließlich Sache des S t a a t s an ­
w a l t e s  ist, dessen Pflicht zur Gerechtigkeit ver­
bürgt, daß beides, wenn erforderlich, auch zugun­
sten des Verurteilten erfolgt. Daraus ergibt sich 
weiter, daß ein K l a g e e r z w i n g u n g s v e r f a h r e n  
— das übrigens im Strafrecht überhaupt eine un­
seren Anschauungen wesensfremde Einrichtung ist - 
nicht bestehen kann; und daß die deutschen Ge­
richte dem Polen auch n i c h t  für P r i v a t  k l agen  
zur Verfügung* stehen können. Daraus folgt ferner, 
daß die V e r h a f t u n g  bei  d r i n g e n d e m  Ta t -  
verdacht ,ohne das Erfordernis weiterer Verhat- 
tungsgründe zulässig ist.

3. D ie  k o n k r e t e  W e r t u n g  der  T a t  des P o ­
len die unter dem Leitgedanken, daß dieses Straf­
recht dem Schutz der deutschen Ordnung im Reich 
und in den eingegliederten Ostgebieten insbeson­
dere gilt vom Gesetzgeber schon im sachlichen 
Strafrecht derartig in den Vordergrund gestellt ist, 
spiegelt sich im Verfahrensrecht in der Bestimmung 
wider, daß (wie schon seit der Einführung des deut- 
sehen Strafrechtes in den eingeghederten Ostgebie- 
ten) Polen gegenüber an Stelle des Verfolgungs­
zwanges das V e  r f o l g  u n g s  e r m e s s e n  des 
Staatsanwalts tritt.

4. Soweit strafbare Handlungen eines Polen der 
eingegliederten Ostgebiete in den eingeghederten 
Ostgebieten selbst zur Aburteilung gelangen, bleibt 
das Verfahren — von der volksgerichthchen Zustän­
digkeit abgesehen — b is  zum h ö c h s t e n R e c h t s -

zug i n n e r h a l b  des G e r i c h t s a u f b a u s  des 
b e t r e f f e n d e n  Gaues.  Das höchste Gericht des 
Deutschen Reiches ist nicht dazu da, sich mit ört­
lichen Polenproblemen der eingegliederten Ostgebiete 
strafrechtlich zu befassen. Zum höchsten deutschen 
Gericht haben im Strafverfahren diejenigen im Rah­
men des gesetzlich festgelegten Rechtszugaufbaus 
Zutritt, für die das deutsche Strafrecht gilt, im 
wesentlichen also die deutschen Volksgenossen. Die 
Beendigung jedes Strafverfahrens gegen Polen auch 
im höchsten Rechtszug innerhalb eines der Ostgaue 
hat auch den großen Vorteil, daß die Handlungen 
von Polen in den eingegliederten Ostgebieten in der 
Rechtspflege von Dienststellen beurteilt werden, die 
bis zur höchsten entscheidenden Spitze mit den Ver­
hältnissen und Notwendigkeiten in den eingeglie­
derten Ostgebieten aus eigener Anschauung und 
Arbeit innig vertraut sind.

5. Dem Reichsstatthalter ist es Vor be ha l t e n ,  
mit Zustimmung des Reichsministers des Innern und 
des Reichsministers der Justiz für seinen Verwal­
tungsbereich anzuordnen, daß Polen wegen schwe­
rer Ausschreitungen gegen Deutsche sowie wegen 
anderer Straftaten, die das deutsche Aufbauwerk 
ernstlich gefährden,bis auf weiteres stan d g e r i c h t ­
l i ch  abgeurteilt werden können; die Standgerichte 
verhängen als Strafe nur die Todesstrafe und können 
im übrigen, wenn nicht Freispruch in Frage kommt, 
von Strafe absehen und statt dessen den Täter an 
die Geheime Staatspolizei verweisen.

Die Verordnung gilt ebenso für Juden i n  den 
e i n g e g l i e d e r t e n  Os t g e b i e t e n .  Das sei hier 
der Vollständigkeit halber erwähnt. Die Begründung 
hierfür wäre im einzelnen eine andere als die für 
ihre Geltung gegen Polen. Doch lohnt sich nicht, 
das näher auszuführen. Es ist klar, daß, wie der 
Pole in den eingegliederten Ostgebieten eine von 
Grund auf andere Stellung innehat als der Deutsche, 
so andererseits auch die Stellung des Juden nach 
der anderen Seite hin eine andere ist als die des 
Polen. Das zeigt sich schon darin, daß seine Lebens­
weise, etwa seine Wohnweise, anders geregelt ist 
als die des Polen. In strafrechtlicher Beziehung hat 
aber der Gesetzgeber dem Juden in den eingeglie­
derten Ostgebieten gegenüber in der Verordnung 
keine weiteren Folgen gezogen als gegenüber dem 
Polen.

Wie ich bei zwei Gelegenheiten in diesen Zeilen 
bereits aussprach: Dieses Polenstrafrecht w ill ein 
echtes S t r a f r e c h t  sein.

Seine Anwendung strebt nach dem, wonach jede 
Strafrechtspflege strebt, die ein deutscher Richter 
ausübt, nach einer g e r ec h t en  E n t s c h e i du n g .  
Dieses Strafrecht ist daher nur denkbar, weil der 
deutsche Richter und Staatsanwalt die volle Gewähr 
da'für bieten, daß ihre Arbeit der Gerechtigkeit dient.

Keine noch so große Fülle von Bestimmungen 
vermag die Gerechtigkeit zu sichern. Das können 
nur der Richter und der Staatsanwalt als Persönlich­
keiten tun.

Sie werden diese Aufgabe auch bei Anwendung 
des Polenstrafrechtes immer vor Augen haben.

Strenge allgemeine Bestimmungen und aus ihr 
folgende Strenge ihrer Einzelanwendung stehen der 
Gerechtigkeit nicht entgegen.

330
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Der Blickpunkt, auf den gerichtet die im Einzel­
fall gerechte Entscheidung gesucht wird, ist in der 
Verordnung mehrmals an entscheidenden Stellen, 
an Angelpunkten des ganzen Polenstrafrechtes zum 
Ausdruck gebracht. Ich habe diesen Blickpunkt in 
diesen meinen Ausführungen noch einmal heraus­
zuarbeiten versucht.

Der Blickpunkt, -auf den gerichtet die gerecht­
strenge Beurteilung des Polen erfolgt, ist also dem 
Polen bekannt. Das P o l e n s t r a f r e c h t  i s t  nach 
I n h a l t ,  Spr ache ,  F o r m  und U m f a n g  so e i n ­
d e u t i g ,  k l a r  und  v e r s t ä n d l i c h ,  daß der Pole 
in den eingegliederten Ostgebieten das für ihn gel­
tende Strafrecht ohne weiteres kennen kann.

Er befindet sich also in einer ganz anderen Lage, 
als vor der Eingliederung der Ostgebiete sich der 
Deutsche in jenen Gebieten befand. Ihm wurden 
die Steine der ihn angeblich rechtlich schützenden! 
Paragraphen geboten, das Brot der Gerechtigkeit 
aber hohnlächelnd verweigert. Und diese Ungerech­
tigkeit wurde bis zum Massenmord gesteigert. Pak-

kend und mit der Treffsicherheit eines geschicht­
lichen Dokumentes ist dieses polnische Verfahren in 
dem uns allen bekannten Film „Heimkehr“  dar­
gestellt.

So handelt das Deutschtum in den eingeglieder­
ten Ostgebieten nicht, obgleich der Pole seinerzeit 
kein Recht auf dieses Gebiet hatte, w ir aber ein aus­
schließliche? Recht auf diese Gaue besitzen. So zu 
handeln verbietet uns unsere eigene Würde. Der 
deutschen Rechtspflege wird es s e l b s t v e r s t ä n d ­
l i c h  sein, den Polen g e r e c h t  zu behande ln .  
Kein Pole, der seinen Pflichten genügt, wird mit 
dem Strafrecht in Konflikt kommen. Wer aber gegen 
die deutsche Ordnung verstößt, der muß wissen, 
daß diese O r d n u n g  m i t  u n b e u g s a m e r  E n e r ­
g ie  g e s c h ü t z t  werden wird. Das ist die Aufgabe 
der deutschen Strafrechtspflege Polen gegenüber in 
den eingegliederten Ostgebieten wie auch in an­
deren Teilen des Reiches, in denen das Polenstraf­
recht zur Anwendung kommt. Diese Aufgabe wird 
die deutsche Rechtspflege erfüllen.

Das Eiserne Sparen
Von Oberamtsrichter Dr. S i gm a r  Sebode,  Berlin

Unter dem 30. Okt. 1941 hat der Ministerrat für 
die Reichsverteidigung eine VO. erlassen, die unter 
dem gemeinsamen Gesichtspunkt der Lenkung der 
Kaufkraft eine Reihe von Maßnahmen vorsieht, die 
diesem Zwecke zu dienen bestimmt sind. Die V e r ­
o rdnt !  n g ü b e r d i e L e n k u n g d e r  K a u f k r a f t 1) 
(KLV.) v. 30. Okt. 1941 (RGBl. I, 664) führt zunächst 
unter der einprägsamen Bezeichnung „E  i s e r n e 
S p a r k o n t e n “  eine Sparmöglichkeit ein, bei wel­
cher der Einzahler sein Geld bis Kriegsende fest­
legt, um es dann m it zwölfmonatiger Frist kündigen 
zu können. Einkommensteile, die auf diese eisernen 
Sparkonten eingezahlt werden, sind ebenso wie ihre 
Zinsen frei von allen Reichssteuern und gesetzlichen 
Beiträgen zur Sozialversicherung. Sodann sieht die 
KLV. die Einrichtung von Betriebsanlagekonten vor, 
wodurch gewerbliche Unternehmen durch Festlegung 
von bestimmten Geldbeträgen wirtschaftliche Vor­
teile sich verschaffen können. Schließlich wird durch 
eine Erhöhung des Kriegszuschlages auf Tabak­
waren, Branntweinerzeugnisse und Schaumwein die 
Einschränkung des Privatverbrauchs und auch da­
mit eine Lenkung der Kaufkraft durch Freimachen 
von zum Sparen geeigneten Geldmitteln erzielt.

Die wirtschaftlich bedeutsamste der vorgesehenen 
Maßnahmen ist zweifellos die Einführung des Eiser­
nen Sparens. Denn sie betrifft den größten Teil aller 
in Arbeit stehenden Volksgenossen. Die Teilnahme 
am Eisernen Sparen ist freiwillig. Es darf kein 
Druck ausgeübt werden. Es muß jedem Lohn- oder 
Gehaltsempfänger überlassen bleiben, ob und wie­
viel er im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
eisern sparen will. Hält man sich aber den Mahnruf 
des Reichsministers der Finanzen vor Augen, den 
dieser am Vorabend des Nationalen Spartags — am 
29. Okt. 1941 — am Schluß seiner Rede im Rund­
funk an alle Volksgenossen gerichtet hat:

„Der Soldat an der Front setzt für die Heimat 
sein Leben ein, und in  d e r H e i m a t  t r ä g t  
j e d e r  bei ,  d ie S c h l a g k r a f t  der  So l d a t e n  
a n d e r F r o n t z u  er  h ö h e n d u r c h A r  be i t en ,  *)

*) Vgl. dazu M a n s f e l d :  DArbR. 1941,165; M e r t e n ,  
„Sparerklärung und Pfändung des Arbeitseinkommens“ : 
DJ. 1941,1062.

d u r c h  E i n s c h r ä n k u n g  seines P r i v a t v e r ­
b r a uc h s  und d u r c h  Spa ren “ ,

so dürfte jedem einsichtigen Arbeitnehmer klar wer­
den, daß das eiserne Sparen jedenfalls erwünscht 
ist. Durch die steuerlichen Vergünstigungen und 
durch die unten behandelten Maßnahmen über die 
Rückzahlung des Guthabens in dringenden Fällen 
usw. wird überdies jedem einzelnen das Eiserne 
Sparen so leicht gemacht, wie es durchführbar er­
scheint.

Das Verfahren der neuen Sparmethode im grund­
sätzlichen ist in den §§ 1—3 der oben genannten 
VO. behandelt. Die Einzelheiten der Durchführung 
sind in der am 10. Nov. 1941 erlassenen DurchfVO. 
über das Eiserne Sparen (ESpDV.) (RGBl. I, 705) 
geregelt.

S p a r b e r e c h t i g t e  Pe r son e n
I. Eiserne Sparkonten werden für die Einzahlung 

von Teilen des Arbeitslohns errichtet, der Arbeit­
nehmern deutscher Volkszugehörigkeit zufließt (§ 2 
Abs. 1 KLV.). Die Errichtung erfolgt bei den Kredit­
instituten, die zur Annahme von Spareinlagen befugt 
sind (§ 1 Abs. 1 KLV.). Es entsteht damit zunächst 
die Frage, wer eisern sparen kann, sodann, was 
eisern gespart werden kann, schließlich wie, d. h. 
in welcher Form, sich das Eiserne Sparen vollzieht.

Ober den K r e i s  der  s p a r b e r e c h t i g t e n  P e r ­
sonen  bestimmt in Erläuterung des § 2 KLV. die 
DurchfVO. über das Eiserne Sparen in § 1, daß am 
Eisernen Sparen nur Arbeitnehmer deutscher Volks­
zugehörigkeit teilnehmen können, sowie daß Arbeit­
nehmer die Personen sind, die der Lohnsteuerpflicht 
unterliegen. Für Arbeitnehmer fremder Volkszuge­
hörigkeit können Eiserne Sparkonten nicht errichtet 
werden. Arbeitnehmer fremder Volkszugehörigkeit 
werden auch am Eisernen Sparen in der Regel nicht 
interessiert sein, denn sie wissen nicht, wie lange 
ihr Aufenthalt im Deutschen Reich dauern wird. 
Auf die Staatsangehörigkeit kommt es nicht an. 
Auch Volksdeutsche, die noch eine fremde Staats­
angehörigkeit besitzen, können somit eisern sparen.

Der Lohnsteuerpflicht unterliegen alle Personen, 
die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit bezie­
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hen (§ 38 EinkStG.). Zu den Einkünften aus nicht­
selbständiger Arbeit gehören besonders Gehälter, 
Löhne, .Wartegelder, Ruhegelder usw. (§ 19 Eink- 
StG.).

B e g r i f f  und H ö h e  der  E i s e r n en  
Sp a r b e t r ä g e

II. M it dem Begriff der Eisernen Sparbeträge und 
mit ihrer Höhe im allgemeinen befaßt sich § 2 KLV. 
In den §§ 2—5 ESpDV. sind die näheren Einzel­
heiten geregelt.

1. Der Arbeitnehmer kann nach § 2 Abs. 1 DV. 
eisern sparen:

1. bestimmte Teile des laufenden steuerpflichtigen 
Arbeitslohnes (sparfähige Festbeträge), auch, 
wenn es sich um laufende Bezüge aus einem 
früheren Arbeitsverhältnis handelt,

2. Weihnachtszuwendungen und Neujahrszuwen­
dungen.

Die Aufzählung in Abs. 1 ist erschöpfend. Es 
muß sich mithin entweder um laufenden Arbeitslohn 
oder um Zuwendungen aus Anlaß, des Weihnachts­
festes oder des Neujahrstages handeln. Während 
aber bei den letzteren Zuwendungen nur solche in 
Geld verstanden werden (§ 2 Abs. 2 DV.), ist bei 
dem laufenden steuerpflichtigen Arbeitslohn nicht 
notwendig, daß dieser in Geld bezahlt wird. Arbeits­
lohn ist vielmehr der Sammelbegriff für alle Ein­
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, mögen diese 
nun in Geld oder in Sachen gewährt werden (vgl. 
§§ 2, 3 DV.).

Der A r b e i t s l o h n  braucht nicht notwendig aus 
einem gegenwärtigen Arbeitsverhältnis zu stammen. 
Er kann auch aus einem früheren Arbeitsverhältnis 
herrühren. Es können demgemäß auch Teile von 
Ruhebezügen usw. eisern gespart werden. Renten­
bezüge aus der Sozialversicherung oder aus anderen 
Versicherungen gelten aber nicht als Arbeitslohn. 
Von ihnen kann deshalb nichts eisern gespart wer­
den (vgl. Erlaß des Reichsministers der Finanzen 
v. 15. Nov. 1941, S 2195 — 5 III — RBB. S. 251).

Unter dem Begriff „Sparfähige Festbeträge“  wird 
nur laufender steuerpflichtiger Arbeitslohn verstan­
den. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die 
einmalig sind, können somit nicht eisern gespart 
werden, obgleich es sich auch bei ihnen um Arbeits­
lohn im technischen Sinne handelt. Beträge aus 
Gewinnanteilen, als Jubiläumsgeschenk, als Treu­
gabe usw. fallen somit nicht hierunter. Sie können 
vom Arbeitnehmer nur gewöhnlich gespart werden.

Eine besondere Regelung haben die W e i h ­
nach t s -  und  N e u j a h r s z u w e n d u n g e n  erfah­
ren. Sie müssen, wie schon oben bemerkt wurde, in 
Geld bestehen. Weihnachts- und Neujahrszuwen­
dungen, die als Sachbezüge gewährt werden, kom­
men somit für das Eiserne Sparen nicht in Betracht. 
Weitere Voraussetzung ist, daß die Zuwendungen 
nicht vor dem 15. November und nicht später als 
am 15. Januar zur Auszahlung kommen. Die Zu­
wendungen müssen aus Anlaß des Weihnachts­
festes oder des Neujahrstages gewährt werden. Ge­
winnanteile u. dgl. kommen als .Weihnachts- und 
Neujahrszuwendungen auch dann nicht in Betracht, 
Wenn sie etwa gerade zu .Weihnachten oder Neujahr 
gezahlt werden. Eine Sonderregelung hat das viel­
fach gewährte dreizehnte Monatsgehalt erfahren. Es 
gilt als Zuwendung im Sinne von § 2 Abs. 1 Ziff. 2 
DV. mit den Teil, der in dem vorbezeichneten Zeit­
raum gezahlt wird. Die Sparfähigkeit von Weih­
nachts- und Neujahrszuwendungen setzt nicht vor­
aus, daß sie bereits in früheren Jahren gewährt

worden sind (s. den obigen Erlaß des Reichsmini­
sters der Finanzen S. 252).

Vielfach wird ein Arbeitnehmer Arbeitslohn aus 
m e h r e r e n  gegenwärtigen oder früheren A r b e i t s ­
v e r h ä l t n i s s e n  von verschiedenen Arbeitgebern 
erhalten. Er erhält dann nach § 14 LohnStDurchf- 
Best. 1939 eine zweite oder weitere Lohnsteuer­
karte. Könnte der Arbeitnehmer nun aus jedem der 
mehreren Bezüge eisern sparen, so wäre er jedem 
anderen Arbeitnehmer gegenüber im Vorteil. Es er­
gäbe sich dann eine ähnlich vorteilhafte Lage, wie 
sie im Lohnpfändungsrecht bei der mehrfachen Be- 
lassung von pfändungsfreien Lohnbezügen bei meh­
reren Einkünften eintrat, eine Möglichkeit, die jetzt 
durch die gesetzlich vorgeschriebene Zusammen­
rechnung mehrerer Arbeitseinkommen bei der Pfän­
dung (§ 7 Ziff. 2 Lohnpfänd VO. 1940) für die Zu­
kunft ausgeschlossen ist. Auf dem Gebiet des Eiser­
nen Sparens ist entsprechend vorgeschrieben, daß 
nur die Beträge vom Arbeitslohn eisern gespart 
werden können, für die die erste Lohnsteuerkarte 
maßgebend ist. Die „erste“  Lohnsteuerkarte ist stets 
diejenige, die nicht als „zweite“ , „dritte“  usw. aus­
drücklich bezeichnet ist.

2. Was die Höhe der sparfähigen Festbeträge an- 
Iangt, so sind drei Gruppen von Sparbeträgen zu 
unterscheiden:

a) S p a r f ä h i g e  F e s t b e t r ä g e  im a l l g e ­
me i nen :

Die Sparmöglichkeit und damit die mögliche 
steuerliche Begünstigung bestimmter Einkommens­
teile wird nicht unbegrenzt gewährt. Der natürliche 
Grund ist der, daß sonst der Ausfall an Steuern zu 
groß werden würde. Es sind daher sparfähige Fest­
beträge festgesetzt worden. Diese stehen in keinem 
Verhältnis zu der Höhe des Lohns (in Geld oder 
Sachbezügen). Unabhängig hiervon bestimmen sie 
sich vielmehr nur nach den Zeiträumen, für die der 
Lohn gezahlt wird. Die sparfähigen Festbeträge 
betragen

1. bei täglicher Lohnzahlung 1 31M oder 0,50 SRM 
arbeitstäglich,

2. bei wöchentlicher Lohnzahlung 6 3UI oder 3 &M 
wöchentlich,

3. bei monatlicher Lohnzahlung 26 31M oder 13 3iM 
monatlich.

Der Arbeitnehmer hat damit zwei Möglichkeiten: 
entweder er spart den ganzen Betrag, oder er spart 
die Hälfte davon. Dazwischen liegende Lohnteile 
können nicht gespart werden. Die Kreditinstitute 
sollen nur solche Sparbeträge zu geführt erhalten, 
die sich in den Rahmen der allgemeinen Regelung 
einfügen. Dieser Grundsatz wird einheitlich durch­
geführt. Er ist auch da nicht durchbrochen worden, 
wo die Gewährung einer Ausnahme durchaus mög­
lich gewesen wäre, nämlich bei einer nachfolgenden 
Pfändung des Arbeitseinkommens (siehe unten VI.).

Es gibt aber Lohnzahlungszeiträume, die mehr 
als einen Arbeitstag, aber keine ganze Arbeitswoche, 
und es gibt Lohnzahlungszeiträume, die mehr als’ 
6 Arbeitstage, aber keine ganze Arbeitswoche, um­
fassen. Hier ergibt sich die Höhe der sparfähigen 
Festbeträge nach § 3 Abs. 2 DV. aus den Tagesbe­
trägen, Wochenbeträgen oder Monatsbeträgen, die 
mit der Zahl der Arbeitstage, Wochen oder Monate 
vervielfacht sind. Geschieht also z. B. die Lohn­
zahlung zweiwöchentlich, so könneh jedesmal eisern 
gespart werden 6 x 2  =  129tM oder die Hälfte.

Als Lohnzahlungszeitraum gilt dabei nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 auch der Zeitraum, für den üblicher­
weise Abschlagszahlungen geleistet werden. Damit 
wird der bei vielen Unternehmern bestehenden

330*
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Übung Rechnung getragen, daß sie Lohn für größere 
Zeiträume berechnen und dafür abrechnen, inner­
halb dieser Zeiträume jedoch bestimmte Abschlags­
zahlungen leisten. Hier muß die Sparerklärung auf 
die üblichen Abschlagszahlungen abgestellt werden. 
Der Festbetrag bestimmt sich dann nach dem Zeit­
raum, für den die Abschlagszahlung gewährt wird.

Schließlich kann der sparfähige Festbetrag unab­
hängig von der Länge des Lohnzahlungszeitraums 
nach dem arbeitstäglichen Sparbetrag bemessen wer­
den, wenn der Arbeitslohn nach Arbeitsstunden oder 
nach Arbeitstagen berechnet wird (§ 3 Abs. 3). Flier- 
bei handelt es sich um ein Entgegenkommen gegen­
über dem Arbeitnehmer. Denn wenn z. B. der 
Arbeitslohn zwar wöchentlich gezahlt, aber nach 
Arbeitsstunden oder nach Arbeitstagen berechnet 
wird, so könnte, wenn weiterhin der Arbeitnehmer 
weniger als 6 Tage in der Woche gearbeitet hat, 
ihm der Betrag von 6 oder 3 SUi zu hoch sein. 
Es ist deshalb vorgesehen, daß es einem solchen 
Arbeitnehmer überlassen bleibt, entweder den spar­
fähigen Betrag auf Wochen abzustellen, also auf 6 
bzw. 3 M l oder auf den Arbeitstag und demgemäß 
auf 1 M l oder 0,5C 3tM arbeitstäglich lauten zu 
lassen. Arbeitet er nur an 3 Tagen die Woche, so 
könnte er auch 3 31M oder 1,50 M t in der Woche 
eisern sparen.

Eine eiserne Sparerklärung wird sich bisweilen 
ganz oder teilweise auf den sog. u n p f ä n d b a r e n  
A r b e i t s l o h n  eines Arbeitnehmers beziehen, so 
daß die Frage gerechtfertigt erscheint, ob die Un­
pfändbarkeit Einfluß auf die Eiserne Sparerklärung 
hat. Als allgemeiner Grundsatz ist aus den §§ 394, 
400 BGB., § 850 ZPO., LohnpfändVO. zu entneh­
men, daß ein Arbeitnehmer sein Existenzminimum 
nicht verlieren soll, und zwar nicht nur in seinem 
eigenen Interesse, sondern auch dem der Allgemein­
heit an der Erhaltung existenzfähiger Schuldner. 
M it jeder Abtretung des unpfändbaren Lohnteils ge­
fährdet der Schuldner sein Existenzminimum. § 400 
BGB. bestimmt daher, daß eine Forderung nicht 
abgetreten werden kann, soweit sie der Pfändung 
nicht unterworfen ist. Erst wenn die aus einer un­
pfändbaren Forderung herrührenden Gelder einge­
nommen sind, ist der Schuldner in ihrer Verfügung 
frei. Dabei ist das Geld auch dann als eingenommen 
anzusehen, wenn es an einen Vertreter des Schuldners 
gezahlt ist, insbesondere bei der Überweisung des 
Gehaltes an eine Bank (RGZ. 133, 256). Unter Be­
rücksichtigung dieser Gesichtspunkte hat das RG. 
in der genannten Entscheidung erklärt, daß eine von 
einem Beamten im voraus erteilte Anweisung oder 
Ermächtigung, sein Gehalt einer dritten Stelle aus­
zuzahlen, hinsichtlich des unpfändbaren Teils des 
Gehalts stets widerruflich sein müsse und daß die 
Überweisung, insbesondere .auf eine Bank usw. für 
die unpfändbaren Teile nur gültig sei, wenn die 
Einwilligung des Beamten noch im Augenblick der 
Überweisung vorliege. Beim Eisernen Sparen ist die 
Rechtslage ähnlich. Die in der Festlegung des Spar­
betrages liegende Verfügung des Arbeitnehmers 
ähnelt wirtschaftlich einer Abtretung. Die Spar­
erklärung ist auch nicht jederzeit widerruflich (§ 7 
DV.), so daß für die Überweisung innerhalb des 
festgelegten Zeitraums die Gedankengänge der Ent­
scheidung zum mindesten rechtsähnlich anzuwenden 
wären. Da jedoch die eiserne SparVO. ausdrück­
lich das Eiserne Sparen in keine Beziehung zur 
Höhe des Arbeitslohns gebracht hat, ist erkennbar 
der Wille des Gesetzgebers der, daß auch von un­
pfändbaren Lohnteilen eisern gespart werden kann. 
Dafür spricht auch, daß zwar das zeitliche Verhält­

nis von eiserner Sparerklärung und Pfändung, nicht 
aber von Pfändung und eiserner Sparerklärung ge­
setzlich geregelt ist (unten VI), daß danach für 
den Fall, daß der Lohn bis auf die Unpfändbarkeits­
grenze weggepfändet ist und alsdann die Spar­
erklärung abgegeben wird, eine besondere, das 
Sparen einschränkende Sonderbestimmung nicht ge­
troffen ist.

b) S p a r f ä h i g e  F e s t b e t r ä g e  bei  M e h r ­
a r be i t :

Höhere sparfähige Festbeträge ergeben sich, falls 
der Arbeitnehmer Mehrarbeit leistet. Für den Mehr­
aufwand seiner freien Zeit soll er auch in erhöhtem 
Maße an der Vergünstigung des eisernen Sparens 
teilnehmen können. Die Sparbeträge sind daher für 
diesen Fall erhöht (§ 4 DV.). Allerdings ist auch 
hier an dem Grundsatz festgehalten, daß nur Fest­
beträge gespart werden können. Der Arbeitnehmer 
kann die oben bezeichneten sparfähigen Festbeträge 
für den Lohnzahlungszeitraum, in welchem er Mehr­
arbeit leistet, auf die folgenden sparfähigen Fest­
beträge erhöhen:

1. bei täglicher Lohnzahlung auf 1,50 M l oder auf 
0,75 3iM arbeitstäglich,

2. bei wöchentlicher Lohnzahlung auf 9 URM oder 
auf 4,50 9tM wöchentlich,

3. bei monatlicher Lohnzahlung auf 39 31M oder 
auf 19,50 M t monatlich.

Was Mehrarbeit ist, ist in § 4 Abs. 2 u. 3 des 
Näheren erläutert. Kurz zusammengefaßt kann ge­
sagt werden, daß „Mehrarbeit“  vorliegt, wenn sich 
der Arbeitslohn zusammensetzt aus dem Grundlohn 
und einem sog. Mehrarbeitszuschlag oder Zuschlag 
für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit.

Die VO. über die Nichtbesteuerung der Zuschläge 
für Mehrarbeit und für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit v. 7. Nov. 1940 wird durch das Eiserne 
Sparen nicht berührt. Diese Mehrarbeitszuschläge 
und Zuschläge für Sonntagsarbeit usw. sind nach 
wie vor frei von Lohnsteuer und von Beiträgen zur 
Sozialversicherung. Wenn Mehrarbeit geleistet wild, 
bleiben demgemäß von Steuern und Beiträgen zur 
Sozialversicherung frei: die Mehrarbeitszuschläge 
oder Zuschläge für Sonntagsarbeit, Feiertagsarbeit 
oder Nachtarbeit und der eiserne Sparbetrag.

c) W e i h n a c h t s -  und Neu j a h r s z u w e n -

d Ehfe6besondere Regelung haben die Weihnachts­
und Neujahrszuwendungen erfahren. Zuwendungen 
eines Arbeitgebers an seinen Arbeitnehmer aus An­
laß des Weihnachtsfestes (Weihnachtsgeschenk) 
sind steuerpflichtiger Arbeitslohn. Sie sind als son­
stige Bezüge im Sinne des § 35 LohnStDurchfBest. 
1939 zur Lohnsteuer heranzuziehen (RdErl. des 
Reichsministers der Finanzen v. 24. Nov. 1940 —
S 2174 _ 144 III). Entsprechendes muß für die
Neujahrszuwendungen gelten. Von der Steuerpflich- 
tigkeit ist für die Weihnachtszuwendungen für 1940 
in dem genannten Erlaß eine Ausnahme gemacht 
worden. Sie waren vom Kriegszuschlag zur Ein­
kommensteuer, und soweit es sich um Wehrmacht- 
ano-ehörige handelte, auch von der Lohnsteuer be­
freit. Diese Regelung galt jedoch nur für 1940. Für 
die jetzt und später gezahlten Weihnachts- und Neu­
jahrszuwendungen ist aber durch die Möglichkeit 
des Sparens dieser Zuwendungen eine ähnliche 
steuerliche Vergünstigung geschaffen worden. Es 
können von den Weihnachts- und Neujahrszuwen­
dungen auf Eisernes Sparkonto gespart werden:

a) Der ganze Betrag oder die Hälfte davon, wenn 
die Zuwendung 500 31M nicht übersteigt,
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b) 500 3UI oder 250 3Ult wenn die Zuwendung 
500 9tM übersteigt.

Beträgt die Weihnachts- oder Neujahrszuwendung 
500 3tM oder weniger, so muß der eiserne Spar­
betrag auf den ganzen Betrag oder die Hälfte davon 
lauten. Beträgt sie z. B. 250 MM, kann nur 250 MM 
oder 125 9tM gespart werden. Beträgt die Zuwen­
dung mehr als 500 MM, so kann die Eiserne Spar­
erklärung im Höchstfall auf 500 MM oder 250 ¡UM 
lauten. Auch hier sind andere Möglichkeiten nicht 
vorgesehen. Die Regelung ist wegen der Notwendig­
keit, das Verfahren einfach zu gestalten und bezüg­
lich b) auch aus Gründen der steuerlichen Gerech­
tigkeit so getroffen worden.

D ie  E i s e rn e  S p a r e r k l ä r u n g
III. Neben die Frage, wer eisern sparen kann und 

was eisern gespart werden kann, tritt die weitere 
Frage, wie gespart wird, d. h. in welcher Form sich 
die Spartätigkeit vollzieht. Die DV. zum Eisernen 
Sparen enthält in den §§ 6 ff. die hierzu erlassenen 
Bestimmungen.

1. Voraussetzung des eisernen Sparens ist die Ab­
gabe einer sog. eisernen S p a r e r k l ä r u n g  des 
A r b e i t n e h m e r s ,  durch welche dieser das Ver­
langen auf Einbehaltung und Abführung der Spar­
beträge bei seinem Arbeitgeber stellt (Sparerklä­
rung). Für sie, und zwar sowohl in bezug auf den 
üblichen Lohn (auch Mehrarbeit) als auch in bezug 
auf die Weihnachts- und Neujahrszuwendungen ist 
ein Muster vorgesehen (Muster 1 und 2), das der 
DV. als Anlage 1 und 2 beigefügt ist. Die techni­
schen Einzelheiten, Vordruckwesen, Anzahl der ab­
zugebenden Erklärungen usw. finden sich in den 
§§ 6, 9 DV. und in dem Erlaß des Reichsministers 
der -Finanzen v. 15. Nov. 1941 (RBB. S. 251 ff.), 
auf die verwiesen werden mag. Während der Lohn- 
und Gehaltsempfänger im allgemeinen die Höhe des 
Föhns im voraus kennt, weiß er bezüglich der Mehr­
arbeit kaum, ob überhaupt und in welchem: Umfange 
er solche leisten wird. Insoweit bezieht sich also 
seine Erklärung auf einen ungewissen Tatbestand. 
Dies berücksichtigt das Muster 1 durch eine be­
dingte Fassung bezüglich der Mehrarbeit.

2. Wichtiger erscheint die Frage nach dem Z e i t -  
Punk t ,  bis zu welchem die Sparerklärung ab­
gegeben sein muß und für welche Zeit sie wirkt. 
Hier sind in § 19 DV. sog. Anlaufvorschriften für 
die erstmalige Eiserne Sparerklärung gegeben (siehe 
vH.). Im übrigen ist die Frage im § 6 Abs. 2 u. 3 
DV. geregelt. Danach soll, wenn der Arbeitslohn 
am Schluß öder während des Lohnzahlungszeit­
raums gezahlt wird, die Sparerklärung über die 
sParfähigen Festbeträge spätestens zu Beginn des 
Lohnzahlungszeitraums abgegeben werden, für den 
sie erstmals gelten soll. Wird der Arbeitslohn ganz 
im voraus gezahlt, soll die Sparerklärung um die 
Dauer eines Zahlungszeitraumes früher abgegeben 
Werden. Die Sparerklärung über die Weihnacnts- 
und Neujahrszuwendungen soll spätestens drei wo- 
chen vor dem Zeitpunkt der Zahlung der Zuwen­
dung abgegeben werden.

3. Die Sparerklärung hat ke i ne  f ü r  die Z u ­
k u n f t  u n b e s c h r ä n k t  w i r k e n d e  B i ndung .  
Ls muß dem Arbeitnehmer die Entscheidung frei 
stehen nicht nur, ob er, sondern auch wie lange er 
eisern sparen will. Auf der andern Seite mußte mit 
Rücksicht auf die mit dem Eisernen Sparen ver­
bundene Verwaltungsarbeit ein Mindestzeitraum 
festgesetzt werden, für den die Sparerklärung bin­
dend ist. Diese Gesichtspunkte sind ersichtlich für

die Regelung in § 7 Abs. 1 u. 2 DV. maßgebend 
gewesen. Hiernach gilt die Sparerklärung über die 
sparfähigen Festbeträge jeweils für die Zeit bis zum 
Schluß des Kalendervierteljahrs, in dem der erste 
Lohnzahlungszeitraum beginnt, auf den sich die 
Sparerklärung bezieht. Sie verlängert sich still­
schweigend jeweils um ein weiteres Kalenderviertel­
jahr, wenn der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber nicht 
spätestens 3 Wochen vor Ablauf des Kalender­
vierteljahrs mitteilt, daß die Sparerklärung nicht 
weiter gelten oder durch eine Sparerklärung mit 
anderem sparfähigen Festbetrage ersetzt werden 
soll. Von Vierteljahr zu Vierteljahr hat also der 
Arbeitnehmer die Möglichkeit, das Eiserne Sparen 
einzustellen. Die in § 7 Abs. 2 vorgesehene M it­
teilung braucht der Arbeitnehmer nur in einem Stück 
abzugeben. Ein fester Wortlaut ist für diese M it­
teilung nicht vorgeschrieben.

4. Neben dieser von keiner weiteren Begründung 
abhängigen Möglichkeit des Widerrufs der Spar­
erklärung mußte das Gesetz Vorsorge treffen, daß 
auch unvorhergesehene Umstände Berücksichtigung 
finden, die eine Beendigung des Eisernen Sparens 
erwünscht erscheinen lassen. Für solche Zwecke ist 
der W i d e r r u f  der  S p a r e r k l ä r u n g  aus wich­
tigem Grund geschaffen. Nach § 7 Abs. 3 kann der 
Arbeitnehmer die Sparerklärung bereits mit W ir­
kung für den Rest des laufenden Kalenderviertel­
jahrs aus einem wichtigen Grund widerrufen. Er 
bedarf dazu der Zustimmung des Arbeitgebers. 
Solche Gründe dürften in erster Linie der Eintritt 
einer wirtschaftlichen Notlage bei dem Arbeitneh­
mer durch Krankheit, Tod von Angehörigen oder 
dergleichen sein. Es kann erwartet werden, daß der 
Arbeitgeber in verständnisvollem Eingehen auf die 
Lage seines Gefoigschaftsmitglieds die Zustimmung 
nur dann versagen wird, wenn ersichtlich kein Grund 
für den plötzlichen Widerruf vorhanden ist. Er darf 
bei der Beurteilung des Wunsches auf Widerruf 
nicht kleinlich sein. § 7 Abs. 3 bezieht sich seinem 
Wortlaut nach nur auf laufenden Arbeitslohn. Ob 
es statthaft wäre, das Verfahren des § 7 Abs. 3 
auch dann anzuwenden, wenn etwa nach Abgabe 
der Sparerklärung wegen einer Weihnachtszuwen­
dung vor der Einbehaltung ein wichtiger Grund 
zum Widerruf eintreten würde, muß zweifelhaft er­
scheinen. Erwünscht wäre jedenfalls die entspre­
chende Anwendung.

Aus verwaltungstechnischen Gründen ist ferner 
eine Beendigung der Gültigkeit der Sparerklärung 
für den Fall vorgesehen, daß der Arbeitnehmer den 
Arbeitgeber wechselt. Der Arbeitnehmer muß, wenn 
er weiterhin eisern zu sparen wünscht, bei seinem 
neuen Arbeitgeber eine neue Sparerklärung abgeben 
(§ 7 Abs. 4).

Eine besondere Regelung mußte schließlich für 
den Fall getroffen werden, daß eine Lohnpfändung 
mit einer vorliegenden Sparerklärung zusammen­
trifft. Hier bestimmt § 6 Abs. 4 DV., daß, wenn der 
Arbeitslohn gepfändet wird und der um den Spar­
betrag gekürzte Arbeitslohn zur Befriedigung des 
Gläubigers nicht ausreicht, vom nächsten Lohnzah­
lungszeitpunkt ab die Sparerklärung so lange un­
wirksam ist, wie es zur Befriedigung des Gläubigers 
aus der Pfändung erforderlich ist. Das Nähere hier­
zu siehe unten VI.

D as E i s e rn e  S p a r k o n t o
IV. 1. Die E r r i c h t u n g  des Eisernen Sparkontos 

erfolgt auf Grund der Sparerklärung, die der Arbeit­
nehmer seinem Arbeitgeber erstmals abgibt. Sie gilt 
nach § 9 DV. als Antrag auf Eröffnung eines Eiser­
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nen Sparkontos bei dem durch den Arbeitgeber be­
stimmten Kreditinstitut. Nach § 9 Abs. 3 Satz 2 
findet '§ 163 Abs. 2 Satz 1 RAO. keine Anwen­
dung. Hiernach hat sich die Bank, Sparkasse usw., 
bei der die Errichtung eines Kontos beantragt wird, 
über die Person des Verfügungsberechtigten zu ver­
gewissern. Von dieser Verpflichtung ist das Kredit­
institut bei der Errichtung von Eisernen Sparkonten 
befreit.

Die Bestimmung des Kreditinstituts ist Sache des 
Arbeitgebers. Es soll sich möglichst am Ort der 
Betriebsstätte befinden. Der Arbeitgeber kann meh­
rere Kreditinstitute bestimmen. Diese Vorschrift ist 
erforderlich, weil sonst die Zahl der Kreditinstitute 
sehr groß werden könnte und dadurch das Ver­
fahren für die Arbeitgeber und für die Kreditinsti­
tute schwierig und zeitraubend werden würde. Der 
Arbeitgeber soll möglichst ein solches Kreditinstitut 
bestimmen, das sich am Ort der Betriebsstätte be­
findet. Das Kreditinstitut muß volksnah sein. Der 
Arbeitnehmer muß sich mit ihm verbunden fühlen. 
Als solches Kreditinstitut wird insbesondere die 
Sparkasse am Ort der Betriebsstätte in Betracht 
kommen. Der Arbeitgeber kann mehrere Kreditinsti­
tute bestimmen, bei denen Eiserne Sparkonten für 
seine Arbeitnehmer errichtet werden sollen, wenn 
er es aus Gründen der Gerechtigkeit für geboten 
hält. Für den einzelnen Arbeitnehmer kann nur bei 
einem Kreditinstitut gespart werden (vgl. Erlaß des 
Reichsministers der Finanzen in RBB. S. 255).

Darauf, daß mit dieser amtlichen Erläuterung 
nicht ein Monopol für die Sparkassen hinsichtlich 
des Eisernen Sparens auf gestellt werden sollte, weist 
mit besonderem Nachdruck der Präsident des Deut­
schen Sparkassen- und Giroverbandes Dr. Heintze: 
AkadZ. 1941, 363 hin. Wohl aber sollte — wie es 
dort weiter heißt — damit der Tatsache Rechnung 
getragen werden, daß die öffentlichen Sparkassen 
mit ihren 43 Millionen Sparkassenbüchern, die sich 
zur Zeit im Umlauf befinden, unbestritten die Haupt- 
träger der nationalen Sparkapitalbildung sind und 
daß Verlagerungen im Spargeschäft der Kredit­
institute untereinander weder im gesamtwirtschaft­
lichen bzw. staatspolitischen Interesse noch in dem 
der beteiligten Institute erwünscht sein können. Ge­
fahren in dieser Richtung sind nicht von der Hand 
zu weisen, sofern die Arbeitgeber sich bei der Wahl 
des Sparinstituts für das Eiserne Sparen ihrer Ge­
folgschaftsmitglieder etwa ausschließlich davon lei­
ten lassen, welches bisher die Bankverbindung ihres 
Unternehmens gewesen ist. Wichtiger ist in diesem 
Zusammenhang zweifellos der Wunsch der Gefolg­
schaftsmitglieder, deren Sparfreudigkeit nicht zuletzt 
auch dadurch beeinflußt werden kann, ob sie sich 
dem gewählten Kreditinstitut auch tatsächlich verbun­
den fühlen. Überkommene Spargewohnheiten wer­
den dabei eine gewichtige Rolle spielen. M it Recht 
ist auch bereits in der Tagespresse darauf aufmerk­
sam gemacht worden, daß ein Interessenkonflikt für 
die Arbeitgeber, wenn sie die Wünsche ihrer Gefolg­
schaftsmitglieder — gegebenenfalls durch die Be­
stimmung mehrerer Kreditinstitute — berücksichti­
gen, nicht entstehen kann, da sie ja nur Durch­
gangsstelle für die Spargelder und lediglich an dem 
Verwaltungsaufwand, dagegen nicht ertragsmäßig 
beteiligt sind. Im Einzelfall wird also jeweils die­
jenige Lösung zu suchen und zu finden sein, die 
eine optimale Beteiligung der Gefolgschaft am 
Eisernen Sparen erwarten läßt. Reine Wettbewerbs- 
gesichtspunkte müssen demgegenüber zurücktreten 
(Heintze a. a. O.).

2. Das Sparkonto setzt sich aus den einzelnen ge­

sparten Festbeträgen bzw. den eisern gesparten 
Weihnachts- oder Neujahrszuwendungen zusammen. 
Durch Einbehaltung und Abführung der Eisernen 
Sparbeträge wird das Konto aufgefüllt. Im einzelnen 
bestimmt hierüber § 10 DV., daß der Arbeitgeber 
bei den Lohnzahlungen, die er während der Gel­
tungsdauer einer Sparerklärung an den Arbeitneh­
mer leistet, den in der Sparerklärung bezeichneten 
Sparbetrag vom Arbeitslohn einzubehalten hat. 
Innerhalb einer Woche hat dann der Arbeitgeber 
die einbehaltenen Sparbeträge nach der Lohnab­
rechnung an das maßgebende Kreditinstitut abzu­
führen, und zwar in einer Summe für Rechnung 
der Gesamtheit der Arbeitnehmer seines Betriebes. 
Weitere Einzelheiten (Führung einer Sparnachwei- 
sung durch den Arbeitgeber, Auskunftpflicht des 
Kreditinstituts gegenüber dem Eisernen Sparer usw.) 
finden sich in § 10 Abs. 3 u. 4 DV. i

3. Da im Interesse der Vereinfachung die A b ­
f ü h r u n g  de r  S p a r b e t r ä g e  nicht dem einzelnen 
Sparer überlassen, vielmehr dem Arbeitgeber über­
tragen ist, mußte Vorsorge für den Fall getroffen 
werden, daß dieser die Sparbeträge nicht ordnungs­
gemäß an das Kreditinstitut abführt. Durch die Re­
gelung in § 10 Abs. 5 ist jedem Eisernen Sparer 
gewährleistet, daß er vor solchem Schaden bewahrt 
bleibt. Dies ist durch die Einschaltung des Reichs 
erfolgt. Der Arbeitgeber ist dem Reich für die Ab­
führung der einbehaltenen Sparbeträge haftbar ge­
macht worden. In Anlehnung an § 46 LohnStDurchf- 
Best. 1939 ist ein Haftungsverfahren für die eiser­
nen Sparbeträge eingeführt. Ähnlich wie dort das 
Finanzamt den Haftungsanspruch gegen den Arbeit­
geber wegen der nicht abgeführten Lohnsteuer ver­
folgt, verfolgt hier das Betriebsfinanzamt den Haf­
tungsanspruch wegen der einbehaltenen und nicht 
abgeführten Sparbeträge. Soweit Vollstreckungs­
maßnahmen des Finanzamts gegen den Arbeitgeber 
keinen Erfolg haben, werden die fehlenden Spar­
beträge durch das Finanzamt der Betriebsstätte auf 
das Eiserne Sparkonto des betreffenden Arbeitneh­
mers übewiesen. Der zuletzt Haftbare dafür, daß 
der Eiserne Sparer vor Schaden bewahrt bleibt, ist 
demgemäß das Reich.

4. Die V e r z i n s u n g  des Eisernen Sparguthabens 
erfolgt mit dem vom Reichsaufsichtsamt für das 
Kreditwesen für verbindlich erklärten Höchstzins­
satz für Spareinlagen mit vereinbarter Kündigungs­
frist von 12 Monaten und darüber. Der Zinssatz 
beträgt gegenwärtig 1S>k°lo. Wegen der näheren 
Einzelheiten muß auf § 11 Abs. 2—4 DV. verwiesen 
werden. Die aufgelaufenen Zinsen werden dem 
Konto gutgeschrieben und vom Beginn des neuen 
Kalenderjahres ab mit dem gleichen Zinssatz ver­
zinst. Sie werden jedoch gemäß Abs. 4 erst nach 
Ablauf von 4 Monaten seit Schluß des Kalender­
jahres tatsächlich Eisernes Sparguthaben. Sie können 
innerhalb der ersten vier Monate nach Schluß des 
Kalenderjahres jederzeit abgehoben werden. Es steht 
im Belieben des Eisernen Sparers, auch die Zinsen 
Eisernes Sparguthaben werden zu lassen oder sie 
innerhalb der vorgesehenen Frist abzuheben.

5. Das Kreditinstitut stellt dem Eisernen Sparer 
bei der ersten Gutschrift auf seinem Eisernen Spar­
konto ein Spa r buch  aus. Die jährliche Gutschrift 
auf dem Eisernen Sparkonto ist in das Sparbuch 
einzutragen (§ 12 DV.). Das Eiserne Sparbuch ist 
rechtlich nicht anders wie ein sonstiges Sparbuch 
zu behandeln. Es gilt insbesondere auch bei den 
auf dem Eisernen Sparkonto verbuchten Beträgen 
§ 22 KreditwesenG. Daß das über ein Eisernes Spar-
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konto auszustellende Sparbuch in der Praxis vor­
aussichtlich aus Gründen der Papierersparnis die 

t Form einer vierseitigen Karte einnehmen wird, än­
dert nichts an dem Rechtscharakter dieser Urkunde 
als Sparbuch (Heintze a. a. O. 363).

6. Die Frage der r e c h t l i c h e n  V e r f ü g u n g e n  
ü b e r  das E i s e rn e  S p a r g u t h a b e n  ist in §1 
Abs. 2 KLV. und § 13 DV. geregelt. Die Guthaben 
auf Eisernen Sparkonten sind nicht übertragbar, 
aber vererblich. Aus der Nichtübertragbarkeit folgt, 
daß Pfandrechte an ihnen nicht begründet werden 
können. Dies gilt sowohl für Pfändungspfandrechte 
(§ 851 ZPO., § 13 DV. [siehe unten]), als auch für 
vertragliche Pfandrechte (§ 1274 BGB., § 13 DV.). 
Auch Abtretungen im Rahmen einer Sicherungs­
übereignung sind damit ausgeschlossen. Daß ent­
sprechend auch keine Zurückbehaltungsrechte an 
einem Eisernen Sparguthaben ausgeübt werden 
können, wird im § 13 Abs. 1 Satz 2 noch besonders 
gesagt.

Wenn Eiserne Sparkonten nach Vorstehendem 
auch vererblich sind, so folgt daraus nicht etwa, 
daß der Erbe über das Konto f re i,verfügen kann. 
Es muß vielmehr angenommen werden, daß der 
Erbe seinerseits über das Guthaben ebensowenig 
wie der Erblasser während der Dauer des Krieges 
verfügen kann. Der Erbe kann also auch erst nach 
Beendigung des1 Krieges unter Einhaltung der zwölf­
monatigen Frist die Einlage zur Abhebung kündi­
gen, bzw. das Guthaben an einen Dritten abtreten 
(vgl. hierzu Heintze a. a. O. S. 364).

Die Verfügungsbeschränkungen enden in dem 
Zeitpunkt, von dem ab das Eiserne Sparguthaben 
kündbar ist (§ 13 Abs. 2 DV.),, d. h. nach § 1 
Abs. 2 KLV. mit zwölfmonatiger Frist nach Be­
endigung des Krieges.

Schon vor dein Eintritt der Kündbarkeit kann der 
Eiserne Sparer in dringenden Fällen beantragen, 
daß ihm das Guthaben ganz oder teilweise zurück­
gezahlt wird. Der Antrag muß bei dem Arbeitgeber 
gestellt werden, der ihn mit eigener Stellungnahme 
dem Betriebsfinanzamt vorzulegen hat, welches über 
den Antrag entscheidet. Im übrigen wird auf § 13 
Abs. 3 DV. verwiesen. Wichtig ist hierzu die amt­
liche Erläuterung des Reichsministers der Finanzen 
v. 15. Nov. 1941 (RBB. S. 256). Danach wird der 
Arbeitgeber seine Stellungnahme zum Antrag des 
Sparers erst abgeben, wenn er sich in mündlicher 
Unterhaltung mit dem Sparer davon überzeugt hat, 
daß ein dringender Notfall gegeben ist. Das Finanz­
amt wird bei seiner Entscheidung nicht kleinlich ver­
fahren; es muß jedoch darüber wachen, daß nicht 
Willkürlich vorzeitige Zurückzahlungen verlangt wer­
den. Die für die Eisernen Sparbeträge gewährte 
Steuerfreiheit und Beitragsfreiheit (siehe unten V.) 
wird im Fall der vorzeitigen Zurückzahlung nicht 
hinfällig. Das Kreditinstitut wird für die Zurück­
gezahlten Sparbeträge auch keine Vorschußzinsen 
berechnen. Ist der Arbeitnehmer Angehöriger einer 
Behörde oder der .Wehrmacht, muß er den Antrag 
bei dem Leiter seiner Dienststelle einreichen.

Eine weitere Verfügungsmöglichkeit über das 
Konto besteht bei einem Wechsel des Arbeitgebers. 
Hier kann der Arbeitnehmer nui bei dem Kredit­
institut weiterhin eisern sparen, bei dem die Eiser­
nen Sparkonten der Eisernen Sparer des neuen 
Arbeitgebers geführt werden. In diesem r all hat 
er gegebenenfalls zwei Eiserne Sparkonten. Er kann 
aber auch nach Abs. 4 Satz 2 das Guthaben, das 
sein bisheriges Eisernes Sparkonto aufweist, auf 
sein neues Eisernes Sparkonto übertragen lassen.

S t e u e r f r e i h e i t  und B e i t r a g s f r e i h e i t  
be i m E i s e r n en  Sparen

V. Die Bestimmungen, die für den einzelnen 
Sparer wohl das größte Interesse haben werden, 
sind die der §.§ 14 ff. DV. Danach ist der Eiserne 
Sparer mit seinem Sparbetrag frei von allen Reichs­
steuern und frei von allen Beiträgen zur Sozialver­
sicherung (Krankenkasse, Angestellten-, Invaliden­
versicherung, Reichstock für Arbeitseinsatz usw.). 
Die Lohnsteuer und die gesetzlichen Beiträge zur 
Sozialversicherung sind von dem Betrag zu be­
rechnen, der nach Abzug des Eisernen Sparbetrages 
vom steuerpflichtigen und beitragspflichtigen Ar­
beitslohn verbleibt. Diese Vorschrift gewinnt bei 
solchen Steuerpflichtigen besondere Bedeutung, die 
in einer höheren Steuerklasse sind. So ermäßigt 
sich z. B. bei einem ledigen Arbeitnehmer mit 
300 ÜIM Bruttogehalt durch die Absetzung eines 
Eisernen Sparbetrages von 26 3tM monatlich die 
Lohnsteuer zuzüglich Sözialversicherungsabgaben 
um zirka 11 gtM. Er erhält mithin nur 15 91M weniger 
ausbezahlt, während ihm 26 31M auf Sparkonto gut­
geschrieben werden.

Auch bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
wird dem Eisernen Sparen Rechnung getragen. Die 
Eisernen Sparbeträge und die Zinsen für Eiserne 
Sparguthaben sind im Fall der Veranlagung zur 
Einkommensteuer für die Berechnung der Ein­
kommensteuer und des Kriegszuschlags zur Ein­
kommensteuer vom Einkommen abzuziehen. Nach 
der bisherigen Einkommensteuertabelle lagen aller­
dings die Stufen für den veranlagten Einkommen­
steuerpflichtigen in der Regel zwischen 300 und 
1000 3tM. Hier also hätte es der Fall sein können, 
daß entweder bei der Veranlagung die Eisernen 
Sparbeträge völlig unberücksichtigt blieben, weil 
die Stufe die gleiche blieb oder daß der Steuer­
pflichtige in die nächstniedrige Stufe kam und dann 
in eine im Verhältnis zu dem Sparbetrag viel zu 
günstige niedrigere Steuerstufe gelangte. Schon bei 
12000 31M Einkommen machte jede Stufe in Gruppe I 
mehr als der jährliche Höchstbetrag von 1 2 x 2 6 ^  
==312 91M aus. Dieses unbillige Ergebnis wird ver­
mieden, indem die Einkommensstufen entsprechend 
der auf Grund § 5 der 1. LohnabzugsVO. vom
1. Juli 1941 (RGBl. I, 362) erfolgten Verkleinerung 
der Lohnstufen in der neuen Einkommensteuer­
tabelle für die veranlagten Steuerpflichtigen wesent­
lich verkleinert werden. Die neuen Einkommens­
steuerstufen werden 50 3tM bei Einkommen bis zu 
12000 3tM und 100 3UI bei größeren Einkommen 
betragen. Die Einkommensteuertabelle wird erst­
malig bei der Einkommensteuerveranlagung für das 
Kalenderjahr 1941 gelten. Wegen sonstiger Einzel­
heiten der Regelung muß auf die §§ 16—18 DV. 
verwiesen werden.

Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g  u nd  E i se r nes  
Sparen

VI. 1. Wie oben (IV, 6) ausgeführt wurde, kann 
ein Pfändungspfandrecht an einem Eisernen Spar­
guthaben nicht begründet werden. Diese Beschrän­
kung einer Verfügung im Wege der Zwangsvoll­
streckung endet aber wie alle andern Verfügungs­
beschränkungen in dem Zeitpunkt, von dem ab das 
Eiserne Sparguthaben kündbar ist, also mit Kriegs­
ende (§ 13 DV.). Während insoweit die Rechts­
lage durchaus klar ist, dürfte nicht so einfach die 
Frage sein, ob ein Gläubiger das Recht des Arbeit­
nehmers auf vorzeitige Rückzahlung des Spargut­
habens wegen eines dringenden Notfalls pfänden
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und sich überweisen lassen kann. Es könnte durch­
aus der Fall sein, daß die dringende Notlage gerade 
in der Schuld gegenüber dem Gläubiger, der pfän­
den will, besteht und mit dieser Schuld begründet 
wird. Hier wäre es wünschenswert, daß dem Gläu­
biger der Zugriff auf den Sparbetrag gesichert 
würde, um zu vermeiden, daß der Arbeitnehmer 
den freigegebenen Betrag anderweitig verwertet. 
Die Erörterung, ob und in welchem Umfange sich 
ein solches Ziel erreichen läßt, würde allerdings 
im Rahmen dieser Ausführung zu weit führen.

2. Über das Sparguthaben wird nach § 12 das 
Eiserne Sparbuch ausgestellt. Daß dieses als solches 
nicht etwa gepfändet werden kann, mag nur vor­
sorglich bemerkt werden. Das Sparbuch über Eiserne 
Sparbeträge ist in rechtlicher Hinsicht nicht anders 
zu behandeln als ein sonstiges Sparbuch. Dieses ist 
nicht Träger selbständiger Rechte, sondern nur eine 
Urkunde über die den Gegenstand der Vollstreckung 
bildende Forderung. Seine im Wege der Zwangs­
vollstreckung zu erwirkende Herausgabe (§ 836 
Abs. 3 ZPO.) erfolgt nur zum Zwecke der Geltend­
machung der Forderung.

3. Eine ganz andere Frage ist die nach dem V e r ­
h ä l t n i s  z w i s c he n  der  P f ä n d u n g  des L o h ­
nes des A r b e i t n e h m e r s  und der  l a u f e n ­
den S p a r e r k l ä r u n g .  §13 DV. besagt hierzu 
nichts, denn die Bestimmung betrifft nur das Eiserne 
Sparguthaben. Die Wirkung einer Pfändung auf die 
Sparerklärung ist im § 6 Abs. 4 DV. behandelt. 
Während im umgekehrten Falle: Pfändung — Spar­
erklärung eine gesetzliche Regelung nicht notwen­
dig war, weil es dem Arbeitnehmer überlassen blei­
ben kann, ob er trotz der Pfändung noch sparen 
will, mußte hier die Frage vom Gesetz entschieden 
werden; denn die Sparerklärung kann die Zugriffs­
möglichkeit des Gläubigers beeinträchtigen. Die 
Lösung dieser möglichen Kollision ist dahin erfolgt, 
daß, wenn der Arbeitslohn gepfändet wird und der 
um den Sparbetrag gekürzte Arbeitslohn zur Be­
friedigung des Gläubigers nicht ausreicht, vom 
nächsten Lohnzahlungszeitpunkt ab die Sparerklä­
rung so lange unwirksam ist, wie es zur Befriedi­
gung des Gläubigers aus der Pfändung erforderlich 
ist. Die Regelung liegt im Zuge der Tendenz, das 
Verfahren möglichst einfach zu gestalten, selbst auf 
die Gefahr einer nicht ganz genauen Lösung hin. 
Die rechnerisch einwandfreieste aber auch schwie­
rigste Auflösung des Nebeneinander von Pfändung 
und Sparerklärung wäre die gewesen, die Spar­
erklärung insoweit für unwirksam zu erklären, als 
sie die Zugriffsmöglichkeit des Gläubigers schmä­
lert. Damit wäre dem Arbeitgeber als Drittschuldner 
die Verpflichtung auferlegt, im Einzelfalle genau- 
stens auseinanderrechnen zu müssen, wie weit die 
Sparerklärung noch wirksam gewesen wäre. Auch 
wäre die Grundregel der neuen Bestimmungen, das 
Sparen zu bestimmten Sätzen zuzulassen, hier durch­
brochen worden, und die Kreditinstitute hätten plötz­
lich Sparbeträge zugeführt bekommen, die sich in 
den Rahmen der allgemeinen Regelung nicht einge­
fügt hätten ( Mer t en :  DJ. 1941, 1062).

Verdient ein Sparer 300 ¡RM netto, beträgt der 
angenommene unpfändbare Lohnbetrag 200 URM und 
spart er monatlich 26 M i, so kann eine Pfändungs­

forderung von 30 M i ohne weiteres befriedigt wer­
den, da hierfür noch 74 31M zur Verfügung stehen.
§ 6 Abs. 4 DV. kommt nicht zur Anwendung.

Beträgt im gleichen Falle die Pfändungsforderung 
100 M i, so wird die Sparerklärung für den nächsten 
Lohnzahlungszeitpunkt unwirksam. Der Gläubiger 
wird befriedigt (§ 6 Abs. 4 DV.).

W ird im gleichen Fall wegen 150 M i gepfändet, 
so ist die Sparerklärung ebenfalls nur für den 
nächsten Lohnzahlungszeitpunkt unwirksam, da im 
zweiten Monat auch nach Berücksichtigung des 
Sparbetrages aus den verbleibenden 74 M l (100 M l 
minus 26 M l) die noch fehlenden 50 ¡RM an den 
Gläubiger abgeführt werden können.

Wird schließlich im gleichen Falle wegen 180 M l 
gepfändet, so ist die Sparerklärung für beide Monate 
unwirksam, denn im zweiten Monat kann zwar der 
Gläubiger die noch fehlenden 80 M i erhalten. Die 
verbleibenden 20 M i reichen aber zum Sparbetrag 
von 26 3UI nicht aus.

Bei der Vorratspfändung (§ 6 Abs. 3 Lohnpfänd­
VO.) muß der Schuldner u. U. seine Sparerklärung 
ermäßigen, wenn er überhaupt weitersparen will. 
Beträgt im obigen Fall die monatliche Unterhalts­
forderung 80 M i, so ist die Sparverfügung für die 
Dauer der Pfändung unwirksam. Erst wenn der 
Schuldner sie auf 13 M i ermäßigt, können aus den 
verbleibenden 100 M i die Pfändung und der Spar­
betrag gemeinsam gedeckt werden.

Das Unwirksamwerden der Sparerklärung ist 
schon an die Pfändung, nicht erst die Überweisung 
geknüpft. Da jedoch der Pfändung nicht stets eine 
Überweisung zu folgen braucht, kann die Unwirk­
samkeit nur eine schwebende Unwirksamkeit sein, 
und es muß angenommen werden, daß die Spar­
erklärung — rückwirkend — wieder in Kraft tritt, 
wenn die Pfändung beseitigt wird (z. B. beim Arrest, 
§§ 926, 934 oder, wenn der Gläubiger auf die 
Rechte aus (Jer Pfändung verzichtet usw.), sofern 
nicht durch eine inzwischen erfolgte weitere Pfän­
dung des Lohns die Sparerklärung erneut unwirk­
sam geworden ist. Soweit Weihnachts- und Neu­
jahrszuwendungen pfändbar sind (§ 3 Lohnpfänd- 
VO.) dürfte § 6 Abs. 4 DV. entsprechend anzu­
wenden sein.

Im übrigen ist an der Berechnung des pfändbaren 
Arbeitseinkommens durch die Regelung über das 
Eiserne Sparen nicht das geringste geändert worden. 
Der nach § 7 Nr. 1 LohnpfändVO. maßgebende 
Nettolohn ist nicht etwa dergestalt zu berechnen, 
daß neben Steuern und Soziallasten vorweg vom 
Bruttoeinkommen auch noch der Sparbetrag abge­
zogen wird und erst dann die Berechnung nach der 
LohnpfändVO. erfolgt. Hierauf weist mit entschie­
dener Deutlichkeit und weiterer Begründung M e r ­
t en  in dem oben genannten Aufsatz hin.

A n l a u f v o r s c h r i f t e n
VII. § 6 DV. enthält, wie oben ausgeführt, die 

Bestimmungen darüber, ab wann in der Regel die 
Eiserne Sparerklärung wirkt. § 19 DV. regelt da­
gegen die Frage, wann erstmals ein Arbeitnehmer 
eisern sparen kann. Auf die hier gegebenen ein­
gehenden Anlaufvorschriften mag der Kürze halber 
verwiesen werden.
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Betriebsanlage-Guthaben1)
(Abschnitt II der Verordnung vom 30. Oktober 1941)

Von Rechtsanwalt und Notar Dr. D e l b r ü c k ,  Stettin, Steuerberater

Die Totalität der staatlichen Wirtschaftsführung 
tritt wohl selten so klar und deutlich in Erscheinung, 
wie wenn die Steuergesetzgebung sich eine un­
mittelbare Einwirkung auf den Ablauf von Vor­
gängen zum Ziel setzt, die man früher als „natur­
gesetzlich“  bedingt ansah. Im „freien Spiel der 
Kräfte“  müßte das Gesetz von Angebot und Nach­
frage in einer Zeit der Geldknappheit zu einer 
immer weitergehenden Verminderung aller Preise 
für die reichlich vorhandenen Bedarfsgüter führen 
— und in einer Zeit kriegsbedingter Warenknapp­
heit müßten die durch Verminderung der Läger und 
durch Fortfall mancher Verbrauchsmöglichkeit frei 
werdenden Geldmittel eine immer weitere Verteue­
rung aller Bedarfsgüter zur Folge haben. Neben 
den von der Preisseite her getroffenen Maßnahmen 
hat die Gesetzgebung schon seit dem Jahre 1933 
einen unmittelbaren E i n f l u ß  auf  d i e  G e s t a l ­
t u n g  der  K a u f k r a f t  se l bs t  genommen. .Wurde 
früher die mangelnde Kaufkraft gefördert und be­
lebt, so muß jetzt die ü b e r s c h ü s s i g e  K a u f ­
k r a f t  in die r i c h t i g e n  B ahnen  g e l e n k t  wer­
den. Es handelt sich dabei nicht nur darum, einen 
unerwünschten Einfluß dieser Kaufkraft auf die 
Preisgestaltung zu verhindern — das geschieht 
schon durch die Preisregelung und könnte durch 
eine Abschöpfung der Kaufkraft erreicht werden —, 
sondern es muß dafür gesorgt werden, daß nach 
B e e n d i g u n g  des Krieges die erforderlichen M it­
tel zur Befriedigung der lange zurückgestellten Be­
dürfnisse nicht nur in Waren vorhanden sind, son­
dern auch dem einzelnen in Geld zur Verfügung 
stehen. Dieses Ziel kann nur durch Sparen erreicht 
werden, und wenn nicht von jedem einzelnen Volks­
genossen die volle wirtschaftliche Einsicht in diese 
Zusammenhänge erwartet werden kann, so sieht der 
Gesetzgeber es nun als seine Aufgabe an, durch die 
Gewährung steuerlicher Vorteile zu einem solchen 
Sparen anzuregen.

Das ist der Sinn der V e r o r d n u n g  übe r  die 
L e n k u n g  der  K a u f k r a f t  (KLV.), die aus eben 
diesem Grunde am Deutschen Spartag (30. Okt. 
1941) verkündet worden ist. Sie ist abgedruckt im 
RGBl. I, 664 und im RStBl. 801. Ergänzungen und 
Erläuterungen bringen die Ausführungen des Staats­
sekretärs R e i n h a r d t  vor Vertretern der Presse 
am 31,Okt. 1941 (RStBl. 793) und zu der Frage 
der Betriebsanlage-Guthaben: die D u r c h f ü h ­
r u n g s v e r o r d n u n g  (DVBAG) v. 14. Nov. 1941 
(RGBl. I 713; RStBl. 851) und die Rundfunkaus­
führungen v. 17. Nov. 1941 (RStBl. 849).

I. Wesen  der  BAG.
Für alle l o h n s t e u e r p f l i c h t i g e n  V o l k s g e ­

nossen wird der Anreiz zum Sparen durch un­
mittelbar greifbare Steuervorteile geschaffen: Be­
freiung der Sparbeträge von Lohnsteuer und Sozial­
abgaben, Befreiung der Sparbeträge von Veimogen- 
steuer und der Zinsen von Einkommensteuer. Da­
gegen wird für g e w e r b l i c h e  U n t e r  n e h me rein 
grundsätzlich anderer Weg gegangen: Sie erhalten 
während des Krieges keine Steuervorteile und ver­
zichten sogar auf eine Verzinsung, aber sie erlangen
' f  über die Warenbeschaffungsguthaben vgl. unten
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das Recht, nach dem Kriege ihren Gewinn durch 
teilweise Verlagerung von einem Steuerabschnitt 
auf den anderen zu „regulieren“  und dadurch Steuer­
vorteile zu gewinnen. Diese Verlagerung des Ge­
winnes geschieht durch die Bewertungsfreiheit 
(BF.), d. h. durch die Möglichkeit, die Absetzungen 
für Abnutzung auf Anlagegüter schneller durchzu­
führen, als es der wirklichen (technischen oder wirt­
schaftlichen) Abnutzung entspricht.

Die BF. ist nicht neu, sie ist im ganzen Reich von 
den „kurzlebigen Wirtschaftsgütern“  und von den 
NF.-Steuergutscheinen her bekannt, außerdem in 
den eingegliederten Gebieten aus verschiedenen 
Sondervorschriften und zuletzt aus der OstSteuer- 
hilfeVO. Deshalb ist auch bekannt, daß man die 
Höhe der wirklichen Steuerersparnis nicht im voraus 
berechnen kann, weil weder die Entwicklung der 
Gewinne noch die Entwicklung der Steuergesetz­
gebung vorher bekannt ist. M it Recht hat Staats­
sekretär R e i n h a r d t  in seinen Rundfunkausfüh­
rungen deshalb die BF. in erster Linie gekennzeich­
net als ein z i n s l o s es  s t e u e r l i c h e s  D a r l e h n ,  
das das Reich (und im Rahmen der Gewerbesteuer 
auch die Gemeinde) dem Unternehmer gewährt. 
Eine ech te  Steuerersparnis tr itt ein, wenn die 
steuerliche Belastung in den nächstfolgenden Jahren 
sinkt, freilich kann im umgekehrten Fall aus dem 
Steuervorteil ein Steuernachteil werden, der sich 
durch die Mehreinkommensteuer für 1939 und durch 
den Kriegszuschlag zur Einkommensteuer und jetzt 
zur Körperschaftsteuer in einigen Fällen schon un­
angenehm bemerkbar gemacht hat. Auch dann bleibt 
aber ein Vorteil bestehen, dessen Bedeutung nicht 
immer voll beachtet wird: es fallen alle Erörterun­
gen mit der Steuerbehörde über die zulässige Höhe 
der Absetzung für Abnutzung fort.

II. E n t s t e h u n g  der  BAG.
1. Zulässig ist die Bildung der BAG. nur für 

g e w e r b l i c h e  Unternehmer. Es sche i den  also 
d ie s e l b s t ä n d i g  B e r u f s t ä t i g e n  ebenso aus 
wie buchführende Landwirte (§ 4 Abs. 1 KLV.). 
Die Rechts form ist unerheblich, zwischen Einzel­
firmen, Personengesellschaften und Körperschaften 
besteht kein Unterschied (§ 1 DV.). Gefordert wird 
aber ordnungsmäßige Buchführung; diese muß 
nicht nur —  selbstverständlich — später bei Inan­
spruchnahme der BF. vorhanden sein, sondern nach 
ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift schon bei der 
Bildung des BAG., und man wird annehmen müssen, 
daß sie auch in der ganzen Zwischenzeit beibehalten 
werden muß. Der Begriff der ordnungsmäßigen 
Buchführung ist bekannt, ebenso die Gefahr einer 
Schätzung der Besteuerungsmerkmale bei schweren 
Mängeln. Es wird abzuwarten sein, inwieweit solche 
Mängel einer an sich vorhandenen Buchführung 
das Recht zur Bildung und Ausnutzung des BAG. 
beeinträchtigen.

2. Der H ö h e  nach ist die Bildung des BAG. be­
grenzt auf die H ä l f t e  desjenigen Betrages, mit 
dem in der Steuerbilanz für 1940 — also auf den 
Schluß des im Jahre 1940 abgelaufenen Steuer­
abschnitts — die ab n u t z b a r e n  Anlagegüter d is 
b e w e g l i c h e n  Betriebsvermögens ausgewiesen 
sind (§ 4 Abs. 2 KLV.). Es kommen also in erster
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Linie M a s c h i n e n ,  Ge r ä t e  und E i n r i c h t u n g s ­
s t ücke  sowie alle F a h r z e u g e  in Betracht, da­
gegen scheiden Grundstücke und Gebäude aus, weil 
sie nicht beweglich sind, Waren und Vorräte, weil 
sie nicht zu den Anlagegütern gehören, Wertpa­
piere, Forderungen usw., weil sie nicht abnutzbar 
sind.

Der Zweck des BAG. kann es erfordern, daß 
gerade auch solche Fälle berücksichtigt werden, wo 
die Steuerbilanzwerte infolge früherer BF. besonders 
niedrig sind oder wo infolge der bestehenden Be­
schaffungsschwierigkeiten der Bestand ungewöhn­
lich gering ist. Für solche Ausnahmefälle kann das 
FinA. eine Überschreitung der vorgesehenen Höchst­
grenze zulassen (§ 4 Abs. 2 DV.).

3. Z u s t ä n d i g  ist das FinA., das die Veran­
lagung zur Einkommensteuer oder Körperschaft­
steuer durchführt; bei Personengesellschaften 
kommt es darauf an, welches FinA. für die g e ­
m e i n s c h a f t l i c h e  Gewinnfeststellung zuständig 
ist. Hat der Inhaber einer Einzelfirma seinen Wohn­
sitz im Bezirk eines anderen FinA. als der Betrieb 
liegt, so ist auffälligerweise das Wohnsitz-FinA. 
und n i c h t  das Betriebs-FinA. zuständig (§2DV.).

4. Die Einzahlung kann f o r m l o s  geschehen, 
es bedarf keines besonderen Antrages und keiner 
Ankündigung, der Betrag muß auf volle 100 3Ut 
a b g e r u n d e t  werden (§ 4  Abs. 3 DV.), er wird 
unter der Bezeichnung „Betriebsanlage-Guthaben“  
bei der Finanzkasse bar eingezahlt oder an sie über­
wiesen. Bei Überweisung genügt es, wenn auf der 
Rückseite des Überweisungsabschnitts das Stichwort 
„Betriebsanlage-Guthaben“  angegeben wird. Selbst­
verständlich bedarf es einer genauen Angabe des 
Einzahlers und der Steuernummer.

5. Die F r i s t  ist bis zum 10. J a nu a r  1942 gesetzt 
(§ 3 Abs. 1 DV.). Man wird damit rechnen können, 
daß später auch weitere Einzahlungen entgegen­
genommen werden, jedoch soll darin kein Vorteil 
für den säumigen Einzahler liegen, denn es wird 
dann die Rückzahlung entsprechend später erfolgen 
und der Zeitraum der Unverzinslichkeit (unten IV.) 
verlängert sich entsprechend (§ 3 Abs. 2 DV.).

III. B e h a n d l u n g  der  BAG.  w ä h r e n d  des 
K r i e g e s

1. Während des Krieges sind die BAG. weder 
v e r z i n s l i c h  noch r ü c k z a h l b a r  (§ 6 KLV.), da­
gegen können sie unter bestimmten Bedingungen 
ü b e r t r a g e n  und g e p f ä n d e t  werden (unten 2). 
Steuerlich gehört das BAG. weiterhin zum Betriebs­
vermögen, es gehört als Vermögenswert in die 
Handelsbilanz und die Steuerbilanz und ist im Ein­
heitswert enthalten, unterliegt daher auch der Ver­
mögensteuer, der Aufbringungsumlage und der 
Gewerbekapitalsteuer. Inwieweit die B e w e r t u n g  
durch die Unverzinslichkeit und Unkündbarkeit be­
einflußt werden wird, läßt sich noch nicht übersehen, 
es ist aber wenig wahrscheinlich, daß eine Bewer­
tung unter dem Nennwert zugelassen werden wird.

2. Wenn das Betriebsvermögen im Wege der 
G e s a m t r e c h t s n a c h f o l g e  (Erbschaft, Umwand­
lung, Fusion) auf einen anderen übergeht, so geht 
auch das BÄG. mit allen sich daraus ergebenden 
Rechten ohne weiteres mit über. Dafür war eine 
besondere Bestimmung nicht erforderlich.

Aber auch ohne eine solche Gesamtrechtsnach­
folge ist das BAG. durch Rechtsgeschäft f r e i  
ü b e r t r  a gba r  und infolgedessen auch p f ä n d ­
bar  und v e r p f ä n d b a r .  Die Übertragung und 
Verpfändung bedarf aber eines g e r i c h t l i c h  oder 
n o t a r i s c h  b e u r k u n d e t e n  Vertrages (§ 6 Abs. 1

DV.). Zur Wirksamkeit der Ü b e r t r a g u n g  ist die 
Anzeige an das FinA. nicht erforderlich, aber natür­
lich zweckmäßig; dagegen bedarf die Verpfändung 
nach § 1280 BGB. neben der Beurkundung auch 
noch der Anzeige an das FinA., „ s t i l l e “  V e r ­
p f ä n d u n g e n  sind also auch hier wie in jedem 
anderen Falle im Verhältnis zwischen Pfandbesteller 
und Pfandgläubiger u n w i r k s a m.

Eine Übertragung, Pfändung oder Verpfändung 
betrifft in aller Regel nur den geldlichen Anspruch 
auf spätere Rückzahlung und nicht auch das Recht 
auf BF. Dies Recht bleibt dem Unternehmer, der 
das BAG. gebildet hat. Es kann allerdings mit Zu­
stimmung des FinA. in Ausnahmefällen auch dies 
mit übertragen werden. Ein solcher Ausnahmefall 
ist nach § 6 Abs. 2 Satz 3 DV. dann gegeben, 
wenn der Betrieb im ganzen auf den Erwerber über­
geht (außer dem Fall der Gesamtrechtsnachfolge) 
oder „wenn der Unternehmer aus anderen Gründen 
von der BF. keinen Gebrauch machen kann“ . Hier­
bei dürfte in erster Linie an den Fall einer Auf­
lösung des Betriebes, Konkurs u. dgl. gedacht sein.

Diese Vorschriften eröffnen auf jeden Fall die 
Möglichkeit zu einer B e l e i h u n g  von BAG., auch 
ein H a n d e l  damit ist wirtschaftlich und gesetzlich 
möglich, er ist aber in den Rundfunkausführungen 
als unerwünscht bezeichnet worden, und wenn er 
gleichwohl in erheblicherem Umfang einsetzen sollte, 
so dürfte er mit Sicherheit unterbunden werden.

3. Eine R ü c k z a h l u n g  während des Krieges 
kann nur gefordert werden, wenn der Unterhehmer 
den Betrag aus wehrwirtschaftlichen Gründen oder 
infolge einer besonderen wirtschaftlichen Notlage 
dringend braucht (§ 7 LKV.). In solchen Fällen 
muß ein entsprechend begründeter Antrag an das 
FinA. gerichtet werden, das dann darüber ent­
scheidet.

Erfolgt die Rückzahlung, so fällt die Aussicht auf 
BF. in Höhe des Rückzahlungsbetrages fort, dafür 
wird der Betrag vom Beginn des auf die Einzahlung 
folgenden Monats an mit 1 v. H. u n t e r  dem je­
weiligen. Reichsbanksatz (§ 7 DV.) verzinst.

Aus dieser Regelung können sich S c h w i e r i g ­
k e i t e n  für den Fall ergeben, daß das BAG. durch 
Übertragung oder durch Pfändung und Überweisung 
a u f e i n e n a n d e r n ü  b e r ge  g angen  ist, während 
der Anspruch auf BF. dem ersten Einzahler ver­
bleibt (oben 2). Es wird damit gerechnet werden 
dürfen, daß hier noch eine ergänzende Regelung 
erfolgt, bis dahin erscheint es geboten, bei allen ver­
traglichen Verfügungen dem  E r w e r b e r  die V e r ­

n i c h t u n g  a u f z u e r l e g e n ,  daß er von dem 
ü c k z a h l u n g s r e c h t  k e i nen  Geb ra u c h  

macht .  Das gibt dann wenigstens einen Anspruch 
auf Schadensersatz bei einem Verstoß gegen die 
Verpflichtung.

IV. B e h a n d l u n g  der  BAG.  nach dem 
K r i e g e

1. Nach Beendigung des Krieges kann der Inhaber 
sein BAG. entweder gegen einen dann festzusetzen­
den Z i n s s a t z  dem Reich weiter belassen öder die 
R ü c k z a h l u n g  beantragen (§ 6 KLV.). Als Rück­
zahlung gilt auch die Anrechnung auf fällige Steuer­
schulden.

Ob und in welchem Umfange der Inhaber von 
seinem Rückforderungsrecht zur gegebenen Zeit 
Gebrauch machen will, hängt von seiner freien 
Entschließung ab und ist für das Recht auf BF. 
völlig unerheblich. Ebenso unerheblich ist es, ob 
der Rückzahlungsbetrag für die Anschaffung von
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beweglichen Anlagegütern verwendet wird oder für 
irgendwelche sonstigen Zwecke. Auch wer den Be­
trag nicht sofort zurückfordert und die Beschaffung 
der Anlagegüter aus sonstigen Mitteln finanziert 
oder wer umgekehrt den Rückzahlungsbetrag ander­
weitig benutzt und spätere andere Mittel zur An­
schaffung verwendet, hat das Recht auf BF. Diese 
über den strengen Wortlaut des § 4 Abs. 1 KLV. 
hinausgehende Auslegung ist in den Rundfunkaus­
führungen ausdrücklich festgelegt.

2. Wer nach den Regeln zu II. ein BAG. gebildet 
hat und das Recht auf BF. nicht durch Veräußerung 
oder vorzeitige Rückzahlung verloren hat, kann BF. 
in Anspruch nehmen für alle abnutzbaren beweg­
lichen Anlagegüter des Betriebsvermögens. Die Ab­
grenzung ist hier die gleiche wie bei der Bildung 
des BAG. (oben II 2). Voraussetzung ist, daß diese 
Gegenstände nach dem K r i e g e  a n g e s c h a f f t  
(§ 5 KLV.) oder im eigenen Betrieb he r g e s t e l l t  
(§ 8 Ziff. 1 DV.) werden oder daß auf sie solche 
Aufwendungen zur Instandsetzung gemacht werden, 
die nach steuerlichen Grundsätzen aktivierungs­
pflichtig sind (§ 8 Ziff. 2 DV.).

3. Es wird später voraussichtlich bestimmt werden, 
was im Sinne dieser Vorschriften als Beendigung 
des Krieges anzusehen ist und in welchem Steuer­
abschnitt frühestens die BF. möglich ist. Es ist aber 
nicht notwendig, daß von der BF. in dem ersten 
möglichen Steuerabschnitt oder auch nur für die 
zuerst beschafften Gegenstände Gebrauch gemacht 
wird. Die Verteilung ist Sache des Unternehmers, 
er muß die verbrauchsbedingten Absetzungen auf 
jeden Fall vornehmen, und die'darüber hinaus­
gehenden Absetzungen auf Grund der BF. sind nur 
insoweit beschränkt, als sie in ihrem G e s a m t ­
b e t r ä g e  nicht über die Grenze des BAG. hinaus­
gehen dürfen.

Nicht jedes Unternehmen wird die Möglichkeit 
zur Bildung von BAG. haben, aber jeder Unter­
nehmer hat die Pflicht zur Prüfung, inwieweit er 
durch Bildung eines BAG. den Wünschen der 
Reichsregierung entsprechen und 'dabei zugleich 
auch für sich selbst steuerliche Vorteile erlangen 
kann. Eine sorgfältige Prüfung mit sachkundiger 
Beratung ist in jedem Falle geboten.

Die Kapitalberichtigung nach der Dividendenabgabeverordnung 
und deren Heranziehung zu einer Pauschsteuer

Von Regierungsrat L e m b e r g ,  Hamburg

I .  Die Aufgabe
der Dividendenabgabeverordnuug

Die Dividendenabgabeverordnung (DAV.) ist 
nicht so sehr im steuerlichen Interesse als vielmehr 
aus wirtschaftspolitischen Gründen ergangen. Die 
Dividendenabgabe ist lediglich eingeführt, um die 
Kapitalgesellschaften davon abzuhalten, im Verhält­
nis zu ihrem Nennkapital zu hohe Dividenden zur 
Verteilung zu bringen. Die zugleich mit der Ein­
führung der Dividendenabgabe neu eingeführte er­
leichterte Möglichkeit, das Nennkapital einer Ka­
pitalgesellschaft richtiger, d. h. den vorhandenen 
Mitteln entsprechender auszuweisen, eröffnet den 
Kapitalgesellschaften die Gelegenheit, ihr wahres 
Kapital nach außen hin zum Ausdruck zu bringen 
und die Erhebung der Dividendenabgabe in den 
Fällen zu vermeiden, in denen eine zwar formen 
hohe Dividendenausschüttung vorliegt, die D ivi­
dende aber tatsächlich dem wirklich vorhandenen 
Kapital gegenüber als angemessen anzusehen ist.

I I .  Die Berichtigungsvorschriften
Zum Verständnis dessen ist zunächst auf die 

wesentlichsten Vorschriften der Dividendenabgabe­
verordnung (DAV.) und der zu ihr ergangenen 
Ersten Durchführungsverordnung (DADV.) vom 
18. Auff 1941 insoweit einzugehen, als sie die Frage 
des Umfangs der Kapitalberichtigung regeln. Nach 
§ 8 DAV können die Kapitalgesellscha en d s. 
nach 8 6 derselben VO. die Aktiengesellschaften,
die Kommanditgesellschaften auf Aktien, die Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung, che Kolon.al- 
gesellschaften und die bergrechtlichen Gewerkschaf­
ten ihre Handelsbilanz in vereinfachter Form be­
richtigen, und zwar, wie aus § 6 Abs. 2 hervorgeht, 
Wenn die Aktiengesellschaften und Kommanditge- 
Seilschaften auf Aktien ein Grundkapital von mehr 
als 309000 XM und die übrigen Kapitalgesellschaf­
ten ein Eigenkapital von mehr als 1000000 VIM

haben1). Eigenkapital im Sinne dieser Bestimmung 
ist nach § 9 DADV. das in der letzten Handels­
bilanz ausgewiesene Gesellschaftskapital abzüglich 
der ausgewiesenen Verluste und zuzüglich der offe­
nen Rücklagen und des Gewinnvortrages.

D u r c h f ü h r u n g  der  B e r i c h t i g u n g
Die Berichtigung ist in folgender Weise durch­

zuführen: Der Vorstand oder der an seine Stelle 
tretende Verwaltungsträger (vgl. § 72 DADV.) der 
Gesellschaft schlägt die Kapitalberichtigung vor und 
stellt die Bilanz auf. Der Aufsichtsrat oder, falls ein 
solcher oder ein ihm gleichzustellendes Organ nicht 
vorhanden ist, die Gesellschafterversammlung, be­
schließt über den Vorschlag. Ist ein Aufsichtsrat 
vorhanden und stimmt er dem Vorschlag voll zu, 
so bindet dieser Beschluß die Gesellschafterver­
sammlung (Hauptversammlung). Weicht der Be­
schluß von dem Vorschlag des Vorstands ab, so hat 
die Gesellschafterversammlung zu entscheiden (§10 
Abs. 1 u. 2 DAV.). In beiden Fällen jedoch kann 
unter gewissen Voraussetzungen eine mindestens 
10o/oige Minderheit eine andere Regelung verlangen. 
Über dieses Verlangen entscheidet nach §11 Abs. 2 
DAV. der Reichswirtschaftsminister oder eine von 
ihm zu bestimmende Stelle.

Bei der Kapitalberichtigung wirkt das für die Ver­
anlagung der Körperschaftsteuer zuständige Finanz­
amt insoweit mit, als es auf Antrag eine Bescheini­
gung darüber auszustellen hat, daß das beabsich­
tigte Ausmaß der Kapitalberichtigung im Sinn der 
weiter unten zu besprechenden Vorschriften der Ab­
sätze 2 u. 3 des § 8 DAV. unbedenklich ist (§10 
Abs. 1 Satz 2 DAV.). Weiter haben auch Abschluß­
prüfer mitzuwirken (§ 10 Abs. 3 u. 4). Der Vor­
stand reicht den Berichtigungsbeschluß beim Han­
delsregister ein und beantragt dessen Eintragung. 
M it der Eintragung in das Handelsregister des

Ü Erlaß S 1985 — 15 III v. 1. Sept. 1941: RStBI. 1941 
653 ff. Nr. 666.
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Sitzes der Gesellschaft ist das Gesellschaftskapital 
berichtigt (§ 10 Abs. 6).

We se n  und U m f a n g  der  K a p i t a l ­
b e r i c h t i g u n g

Die Kapitalberichtigung im Sinn des DAV. kann 
nur eine Erhöhung des Nennkapitals sein; sie kann, 
wie aus § 8 Abs. 2 DAV. hervorgeht, nur in Frage 
kommen, wenn das Nennkapital einer Kapitalgesell­
schaft gegenüber’ dem tatsächlichen Kapital, das sie 
besitzt, zurückbleibt. Nach den Vorschriften dieses 
Absatzes können die Kapitalgesellschaften ihr Nenn­
kapital erhöhen um:

1. die in der Handelsbilanz für das im Kalender­
jahr 1938 endende Geschäftsjahr ausgewiesenen1 
offenen Rücklagen, soweit sie 10o/o des Gesell­
schaftskapitals überschreiten;

2. die ausgewiesenen Gewinne einschließlich der 
Gewinnvorträge aus den früheren Jahren, soweit 
sie nicht für das 1938 endende Geschäftsjahr aus- 
geschüttet sind;

3. die Summe der Unterschiedsbeträge, um die 
die Handelsbilanz für 1938 hinter der zeitlich ent­
sprechenden Körperschaftsteuerbilanz zurückbleibt. 
Ein Zurückbleiben der Körperschaftsteuerbilanz 
gegenüber der Handelsbilanz dürfte nur selten in 
Frage kommen, da nur in seltenen Fällen die gemäß 
§ 6 EinkStG. zugelassenen Abschreibungen für Ab­
nutzung Veranlassung geben werden, die Vermö­
gensgegenstände in ihrer Gesamtheit niedriger fest­
zustellen als es dem Wert gemäß § 40 Abs. 2 HGB. 
entspricht. In einem solchen Fall würde die Körper­
schaftsteuerbilanz überhaupt außer Betracht zu 
lassen sein. Rückstellungen in der Handelsbilanz für 
steuerlich nicht abzugsfähige Ausgaben (z. B. im 
Sinn des § 12 KörpStG.), die naturgemäß in der 
Körperschaftsteuerbilanz nicht erscheineil können, 
kommen als Unterschiedsbeträge nicht in Betracht.

4. 50o/0 des Betrages, um den der Wert der kurz­
lebigen Wirtschaftsgüter in der Vermögensaufstel­
lung zum 1. Jan. 1940 den Buchwert in der ihr 
entsprechenden Körperschaftsteuerbilanz übersteigt 
(gemäß § 38 DADV.); ö

5. das Aufgeld in dem Fall, daß eine Aktiengesell­
schaft ihr Grundkapital nach Ablauf des 1938 en-' 
denden Geschäftsjahres wirksam erhöht und bei der 
Erhöhung junge Aktien mit Aufgeld (vgl. § 130 
Abs. 2 Ziff. 2 AktG.) ausgegeben hat, soweit dieses 
in die gesetzliche Rücklage eingestellt worden ist 
und sie 10o/0 des erhöhten, aber nicht berichtigten 
Grundkapitals übersteigt (§ 39 DADV.). Bei den 
übrigen Kapitalgesellschaften, bei denen eine Ein­
stellung des Aufgelds in die gesetzliche Rücklage 
nicht vorgeschrieben ist, dürfte es genügen, wenn 
die Einstellung tatsächlich vorgenommen is t3a).

Hat eine Kapitalgesellschaft die Erhöhung ihres 
Gesellschaftskapitals mit der Wirkung von einem 
Tage ab beschlossen, der nach dem Berichtigungs­
stichtag liegt, so kann die Kapitalerhöhung bei der 
Aufstellung der berichtigten Bilanz berücksichtigt 
werden (§ 40 DADV.).

Zu vermindern ist der sich aus den Ziffern 1—5 
ergebende Betrag um die in der Handelsbilanz für 
1938 ausgewiesenen Verluste und Verlustvorträge 
(§ 8 Abs. 2 a, 2. Satz, letzter Satzteil DAV.).

Von größter Bedeutung für die Aufstellung der 
Handelsbi lanz ist die Vorschrift des § 43 Abs. 1 
PADV., nach der die gesetzlichen Bestimmungen 
über die W ertansätze unberührt bleiben. Der Zu-

- 0 Böt tch er -M e11 i ck  e - Si l ch c r, Kommentar der 
Dmdendenabgabeverordnung, 1941, S. 115.

wachs an Anteilsrechten anläßlich einer Kapital­
berichtigung gilt für den Anteilseigner nicht als Zu­
gang im handelsrechtlichen Sinn. Als Anschaffungs­
kosten der Anteilsrechte gelten die der vor der 
Kapitalberichtigung erworbenen Anteilsrechte. Die 
Beträge, die zu einer Kapitalberichtigung verwendet 
werden, können durch die Zuschreibung zu jedem 
Aktivposten und durch Auflösung eines jeden 
Passivpostens gewonnen werden" (S 43 Abs. 2 
DADV.).

Nach § 44 Abs. 1 DADV. ist in der Handels­
bilanz mindestens eine Rücklage von 10o/o des un- 
berichtigten Gesellschaftskapitals auszuweisen. Rück­
sichtlich der stillen Rücklagen, die nur in der 
Steuerbilanz zum Ausdruck kommen, sind die Ge­
sellschaften insofern besser gestellt als rücksichtlich 
der offenen, als sie die ersteren voll verwenden 
können und keine Beschränkung in der Beziehung 
besteht, daß auf die 10<y<> des; unberichtigten, Kapitals 
Rücksicht genommen werden muß. Denn diese 10o/0 
brauchen nicht aus den Rücklagen des Jahres 1938 
entnommen zu werden, sondern können aus späteren 
Jahren stammen8).

Rücklagen für soziale Zwecke (der Gefolgschafts­
versorgung) dürfen zur Aufstockung nicht verwen­
det werden (§ 44 Abs. 2 DADV.).

Die Vorschrift, daß die gesetzlichen Bestimmun­
gen über die Wertansätze in der Handelsbilanz un­
berührt bleiben, kann eine Einschränkung der Be­
richtigungsmöglichkeiten bedeuten, wenn die ur­
sprünglichen Anschaffungskosten von Anteilsrechten 
steuerlich höher anzusetzen sind als handelsrecht­
lich, was bei Sachgründungen Vorkommen kann. 
Denn steuerlich ist der innere Wert der eingebrach- 
ten Beteiligungen den Anschaffungskosten gleichzu­
setzen; handelsrechtlich dagegen kommt höchstens 
der Nennwert zuzüglich eines etwaigen Aufgeldes 
in Frage. Die Summe der Unterschiedsbeträge kann 
sich hierdurch mindern2).

Für die Steuerbi lanz gelten besondere Vor­
schriften für die Bewertung der Anteilsrechte an 
einer Kapitalgesellschaft, die ihr Kapital nach Maß­
gabe der DAV. berichtigt hat. Nach § 57 DADV. 
sind zwei Fälle zu unterscheiden:

a) Die Anteile sind durch Heraufstempelung oder 
Umtausch berichtigt. Sie können mit dem fetzten 
Buchwert zuzüglich der Summe bewertet werden, 
um die sich der Nennbetrag erhöht hat. Der Teilwert 
zur Zeit der Beendigung des Berichtigungsverfah­
rens darf nicht überschritten werden.

b) Es sind Zusatzanteile ausgegeben. Der Buch­
wert der alten und der Nennbetrag der Zusatzanteile 
sind zusammenzurechnen. Der Gesamtbetrag ist im 
Verhältnis der Nennbeträge der einzelnen Anteile zu 
verteilen. Ist der Teilwert der alten Anteile und der 
Zusatzanteile zur Zeit der Beendigung des Berich­
tigungsverfahrens niedriger als der Gesamtbetrag, 
so tritt dieser an dessen Stelle.

Besonderheiten
Besonderheiten gelten für Kapitalberichtigungen 

bei Neugründungen und bei Kapitalgesellschaften in 
den eingegliederten Gebieten, sowie für Kapital­
gesellschaften, die sich neuerdings mit anderen ver­
schmolzen oder das Vermögen eines anderen, nicht 
eine Kapitalgesellschaft darstellenden Unternehmens 
übernommen haben und für solche Kapitalgesell­
schaften, die ihr Kapital berichtigen, weil sie infolge

8) Vgl. B i n d e r ,  „Bemerkungen zur DADV.“  (Indu­
strie und Steuer, Sonderbeil, zu Heft 17 des Jahres 1941).
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der Kapitalberichtigung anderer Kapitalgesellschaf­
ten einen Zuwachs von Anteilsrechten an diesen 
Gesellschaften haben (§§ 35, 36,41 u. 42 DADV.).

N e u g r ü n d u n g e n
Neugründungen im Sinn dieser Vorschriften sind 

Kapitalgesellschaften, deren erstes Geschäftsjahr 
nach dem 1. Jan. 1939 endet. Sie können ihr Ge- 
sellschaftskapital um die in der Eröffnungsbilanz 
ausgewiesenen Rücklagen erhöhen mit der Maß­
gabe, daß die in der Berichtigungsbilanz ausge­
wiesenen offenen Rücklagen 10o/0 des berichtigten 
Gesellschaftskapitals ausmachen müssen.

G e s e l l s c h a f t e n  i n  e i n g e g l i e d e r t e n  
G e b i e t e n

Solche Gebiete sind Gebiete, die durch Eingliede­
rung im .Wege der Gesetzgebung Bestandteile des 
Deutschen Reichs geworden sind. Kapitalgesellschaf­
ten mit dem Sitz in diesen Gebieten können ebenso 
wie die neugegründeten Kapitalgesellschaften ihr 
Kapital berichtigen, soweit sie bereits eine Reichs­
markeröffnungsbilanz aufgestellt haben. Weicht die 
steuerliche Reichsmarkeröffnungsbilanz von der 
handelsrechtlichen ab, so dürfen die Wertansätze 
der ersteren nicht überschritten werden.

V e r s c h m e l z u n g e n  und  U m w a n d l u n g e n  
Der Begriff der Verschmelzung ist aus den §§233, 

249 u. 251 AktG, zu entnehmen. Eine Verschmel­
zung liegt insbesondere vor, wenn das Vermögen 
einer Kapitalgesellschaft als Ganzes gegen Gewäh­
rung von Gesellschaftsrechten auf eine andere schon 
bestehende Kapitalgesellschaft übergeht. Wesentlich 
ist dem Begriff, daß eine Gesamtrechtsnachfolge 
vorliegt.

Die Umwandlung ist anzunehmen, wenn eine Ka­
pitalgesellschaft ihrem rechtlichen Aufbau nach sich 
ändert, d. h. aus einer Kapitalgesellschaft bestimmter 
eine solche anderer Art wird (§§ 257, 260, 263,
269, 278, 280, 283 u. 287 AktG.).

Im Sinn des DADV. sind die Verschmelzungen und 
Umwandlungen nur von Bedeutung, wenn sie nach 
Ablauf des im Jahre 1938 endenden Geschäftsjahres 
durchgeführt worden sind, d. h. zu einer Vermö­
gensübertragung oder Umwandlung geführt haben. 
Für weiter zurückliegende Verschmelzungen oder 
Umwandlungen gelten die Sondervorschriften nicht. 
Sie bestehen darin, daß die aufnehmenden bzw. um­
gewandelten Gesellschaften ihr Gesellschaftskapital 
auch um den Betrag berichtigen können, um den die 
untergegangene Kapitalgesellschaft ihr Kapital nach 
den Vorschriften der DAV. hätte berichtigen können. 
Es sind also im Sinn des § 8 DAV. nicht nur die 
Verhältnisse der aufnehmenden, sondern daneben 
auch die der aufgenommenen Gesellschaft von Be­
deutung. Wären lediglich die Verhältnisse der auf­
nehmenden Gesellschaft maßgebend, so hätte dieser 
Umstand dazu führen können, daß die Kapital- 
Berichtigung nur in einem Maße zulässig wäre, das 
das vorhandene Kapital nicht voll zu berücksichtigen 
in der Lage ist. Das wäre dem Sinne und dem 
Zweck der DAV. nicht entsprechend.

Aus dem gleichen Grunde sind auch die Vor­
schriften über die Übernahme des Vermögens eines 
uicht in die Form einer Kapitalgesellschaft geklei­
deten Unternehmens in eine Kapitalgesdlschaft er­
gangen. Sie kann im Wege des § F l BGB. statt-/ 
finden, wenn das Unternehmen nicht nur ein le il 
des Vermögens des Veräußerers ist; möglich ist 
aber auch die Übertragung durch Einzelrechtsnach­

folge s). Die übernehmende Kapitalgesellschaft kann 
ihr Gesellschaftskapital um den Betrag berichtigen, 
um den das Unternehmen sein Gesellschaftskapital 
hätte berichtigen können, wenn es eine Kapitalgesell­
schaft gewesen wäre. M it anderen Worten: Es kann 
für das übernommene Unternehmen der Betrag als 
Gesellschaftskapital eingesetzt werden, der sich 
unter Beachtung des § 4? Abs. 1 DADV. ergibt, 
wenn von dem Aktivvermögen eine Summe gebildet 
wird, die einschließlich eines Reservefonds von 
10o/o des als bisherigen Kapital zugrunde zu legen­
den Vermögens zu dem bilanzmäßigen Vermögen 
führt. Weist die bisherige Bilanz kein Verlust- oder 
Gewinnkonto aus und auch keinen Gewinn- oder 
Verlustvortrag, so dürften keine Bedenken bestehen, 
das in der Bilanz ausgewiesene Eigenkapital als 
yermögen des fiktiv umgewandelten Unternehmens 
einschließlich des Reservefonds anzusehen und das 
fiktive Gesellschaftskapital nach der Formel x - f0 , lx  
=  K zu berechnen, wobei x das zu errechnende fik­
tive Gesellschaftskapital bedeutet und K das Ge­
samtvermögen des Unternehmens.

Finden sich dagegen in der Bilanz des Unter­
nehmens auch die Gewinne, Verluste, Gewinnvor­
träge und Verlustvorträge, so muß davon ausge­
gangen werden, daß als Eigenvermögen nur der 
in der Bilanz als solches ausgewiesene Betrag gilt 
und dieser für die Bildung der Rücklage maßgebend 
ist. Die Gewinne und Verluste sowie die Gewinn- 
und Verlustvorträge müssen also berücksichtigt wer­
den, und es würde die Formel z. B. lauten, wenn 
nur Gewinne zu berücksichtigen wären:

x - f  0,1 x -f- Gewinn =  K.

K a p i t a l b e r i c h t i g u n g  aus dem Z u w a c h s  
von  A n t e i l s r e c h t e n

Kapitalgesellschaften können schließlich ihr Ka­
pital auch berichtigen, weil sie Anteilseigner von 
anderen Kapitalgesellschaften sind, die ihrerseits, 
weil die Voraussetzungen des § 8 DAV. vorliegen, 
von der Möglichkeit der Kapitalberichtigung Ge­
brauch gemacht haben. Es gelten besondere Vor­
schriften, wenn die Obergesellschaft Anteilseigner 
in dem am 31. Dez. 1938 endenden Geschäftsjahr 
oder dem zu diesem Zeitpunkt laufenden Geschäfts­
jahr war.

Sie darf ohne Rücksicht auf abweichende Vor­
schriften, wie sie sich z. B. im § 133 AktG, und 
im § 42 GmbHG. finden, die Anteilsrechte in ihrer 
Handelsbilanz nach Maßgabe des § 40 Abs. 2 HGB. 
mit dem Wert einsetzen, den sie zu dem Zeitpunkt 
haben oder hatten, für welchen die Bilanz errichtet 
ist. Unter dem Wert in dem Sinn dieser Bestimmung 
ist der objektive Wert zu verstehen, den die Anteils­
rechte haben; das dürfte im allgemeinen der ge­
meine Wert im Sinn des § 10 RBewG. sein, d i. 
der Wert, der durch den Preis bestimmt ist, der im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr bei einer Veräuße­
rung zu erzielen wäre. Sofern die Anteilsrechte 
einen Kursstand für den Bewertungsstichtag haben 
wird er maßgebend sein. Jedoch darf der Wertansatz 
der (alten und der zusätzlich zugeteilten) Anteils­
rechte insgesamt den Wert nicht übersteigen, den 
die alten Anteilsrechte bei der Einheitsbewertung 
vom 1. Jan. 1940 gefunden haben* 4).

3) RGRKomm., Bd.1, 9. Auf!., S. 614; Bd. 1,1930, S.322-
JW.1910, 242Sa; RQZ.69,416ff. 5

4) Über die Bedeutung dieser Bestimmung s. B i n d e r
a.a.O. unter 9 (h). Vgl. auch Bö t t c h e r - M e i l i  c k e - 
Si lcher  a.a.O. S. 120.
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Berichtigen darf die herrschende Kapitalgesell­
schaft ihr Gesellschaftskapital mit Rücksicht auf die 
Berichtigung des Gesellschaftskapitals der abhän­
gigen Kapitalgesellschaft in dem Ausmaß, in dem 
der neue Wert der Anteilsrechte den Wertansatz 
übersteigt, den die alten Anteilsrechte in der Han­
delsbilanz des 1938 endenden Geschäftsjahrs gefun­
den haben, und zwar auch dann, wenn der Zuwachs 
an Anteilsrechten erst nach dem Berichtigungsstich­
tag der besitzenden Kapitalgesellschaft stattgefun­
den hat.

Höchstgrenzen der Berichtigung
Begrenzt werden die Berichtigungsmöglichkeiten 

durch die Bestimmung des § 8 Abs. 3 DAV., nach 
der das neue (berichtigte) Kapital nicht den Stand 
des Vermögens der letzten Steuerbilanz überschrei­
ten darf, d. i. der Steuerbilanz, die auf den Stich­
tag der Kapitalberichtigung aufgestellt worden 
is tJ). Bei der Auslegung dieser Vorschrift ist 
wiederum § 44 Abs. 1 DADV. zu beachten, nach 
dem in der berichtigten Handelsbilanz eine gesetz­
liche Rücklage von 10% des unberichtigten Gesell­
schaftskapitals ausgewiesen werden muß. Trotz des 
Wortlauts des § 8 Abs. 3 DAV. darf also der 
Nennbetrag des berichtigten Kapitals in keinem Fall 
höher sein als das Vermögen am letzten Bilanzstich­
tag abzüglich 10o/o des unberichtigten Kapitals. Die 
Sondervorschriften bezüglich der Berichtigungen 
von Neugründungen und von Kapitalgesellschaften 
in den eingegliederten Gebieten, die eine Rücklage 
von 1 Oo/o des berichtigten Gesellschaftskapitals for­
dern, bleiben unberührt.

Diese Begrenzungsvorschrift g ilt insoweit nicht, 
als die eine andere Kapitalgesellschaft beherrschende 
Kapitalgesellschaft den Wert der Anteilsrechte der 
abhängigen Kapitalgesellschaft gemäß § 40 Abs. 2 
HGB. höher bewertet hat als in der Handelsbilanz 
des im Jahre 1938 endenden Geschäftsjahres.

Teilnahme an der Berichtigung
Die auf Grund der Kapitalberichtigung entstehen­

den neuen Anteilsrechte stehen den Anteilseignern 
der alten Anteilsrechte im Verhältnis ihrer bisheri­
gen Beteiligung zu. Durch die Berichtigung des 
Gesellschaftskapitals dürfen die Mitgliedschafts­
rechte und die gesellschaftsrechtlichen Beziehungen 
der Gesellschaften zueinander ihrem wirtschaftlichen 
Inhalt nach nicht verändert werden (§ 45 DADV.). 
Für den Fall, daß Anteile mit verschiedener Ein­
zahlung oder mit verschiedenen Rechten vorliegen, 
sind Sonderbestimmungen (§§ 46 u. 47 DADV.) 
gegeben, die im Rahmen dieses Aufsatzes nur in­
soweit interessieren, als sie sich mit den Anteilen 
mit verschiedener Einzahlung befassen. Zwei Fälle 
sind zu unterscheiden:

a) Das Stimmrecht, die Beteiligung am Gewinn 
und die am Vermögen richten sich nach dem Nenn­
betrag. Die teileingezahlten Anteilsrechte nehmen 
entsprechend ihrem Nennbetrag an der Kapitalbe­
richtigung teil.

b) Das Stimmrecht und die Beteiligung am Ge­
winn richten sich nach der Höhe des auf jedes 
Anteilsrecht eingezahlten Kapitals, die Beteiligung 
am Vermögen nach dem Nennbetrag der Anteils­
rechte. Die zusätzlichen Anteilsrechte wachsen den 
teileingezahlten Anteilen entsprechend dem auf sie 
eingezahlten Kapital zu. An die volleingezahlten 
Anteilsrechte gleichen sie sich in dem Zeitpunkt 
und in dem Maße an, in dem* 1 * * weitere Teilbeträge 
auf sie eingezahlt werden. Zur Sicherung der dem

Nennbetrag entsprechenden Beträge der teileinge­
zahlten Anteilsrechte am Vermögen nach dem 
Stande vor der Berichtigung ist aus dem für die 
Kapitalberichtigung verfügbaren Betrag in der Bi­
lanz eine Sonderrücklage zu bilden, die gleich dem 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Nennbetrag und 
der teileingezahlten Summe sein muß.

Bedingtes Kapital, d. i. Kapital, welches daher 
stammt, daß eine Aktiengesellschaft oder eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien eine Erhöhung 
des Grundkapitals beschlossen hat, die nur so weit 
durchgeführt werden soll, wie von einem unentzieh- 
baren Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch ge­
macht wird, das die Gesellschaft auf die neuen 
Aktien einräumt (§§ 159 u. 219 AktG.), nimmt an 
der Kapitalberichtigung teil. Soweit der Erhöhungs­
betrag auf dieses Kapital entfällt, ist in der Bilanz, 
eine Sonderrücklage zu bilden, die bei Ausgabe 
der Bezugsaktien anteilig aufzulösen ist (8 49 
DADV.). ViS

Den Anteilseignern darf keine Verpflichtung zu 
Zuzahlungen auferlegt werden; auch dürfen keine 
Auszahlungen an sie erfolgen (§ 8 Abs. 4 DAV.).

Die Gesellschaftsanteile müssen bei Aktiennenn­
beträgen von 1000 ¿RM und dem Mehrfachen durch 
100, bei Aktiennennbeträgen von 100 9tM und dem 
Mehrfachen und bei den Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung durch 10 teilbar sein (§ 8 Abs. 5 
DAV.). Wegen der sich aus diesen Vorschriften er­
gebenden Bestimmungen wird auf § 51 DADV. ver­
wiesen.

I I I .  Die Vorschriften über die Pauschsteuer
Die infolge der Kapitalberichtigung entstehenden 

neuen Anteile sind rechtlich als Freianteile anzu­
sehen, d. h. als Anteile, denen keine Einlagever­
pflichtung der Gesellschafter gegenübersteht. Grund­
sätzlich ist die Ausgabe solcher Anteile so zu be­
urteilen, als ob die ausgebende Gesellschaft zunächst 
einen Gewinn ausgeschüttet hätte und dieser wieder 
durch den Erwerb eines oder mehrerer neuer An­
teile in die Gesellschaft geflossen wäre. Von dem 
Standpunkt des Gesellschafters aus liegt also eine 
Einkunft aus Kapitalvermögen vor, die eine Ein­
kommen- oder Körperschaftsteuerschuld und dem­
entsprechend u. U. auch eine Gewerbesteuerschuld 
auslösen kann6). Daneben wird durch die Ausgabe 
der neuen Anteile auch gemäß § 2 KVG. eine Ge­
sellschaftsteuer fällig. Diese Belastungen können 
leicht dazu führen, von einer Kapitalberichtigung 
Abstand zu nehmen. Da, wie bereits einleitend 
gesagt, die DAV. in erster Linie nicht aus steuer­
lichen Erwägungen geschaffen worden ist, sondern 
aus wirtschaftlichen, um nämlich das Auseinander­
klaffen zwischen dem Nennkapital und dem tat­
sächlich vorhandenen Kapital zu beseitigen und die 
angedeuteten Mehrsteuern diesem Ziel widerstreben, 
hat sich der Gesetzgeber veranlaßt gesehen, eine 
Sonderregelung zu treffen, die die Mehrsteuern auf 
ein Maß zurückführt, das der Kapitalberichtigung 
nicht mehr entgegenstehen dürfte.

In § 13 Abs. 1 u. 5 DAV. hat er nämlich be­
stimmt, daß die durch die Ausgabe der neuen An­
teilsrechte gegebenenfalls ausgelöste Einkommen- 
und Körperschaftsteuerpflicht durch Entrichtung 
einer Pauschsteuer erhoben (abgegolten) wird, des­
gleichen grundsätzlich auch die zur Entstehung ge-

6) Vgl. B l ü m i c h ,  EinkStO., 2. Aufl. 1937, s 333- RFH.
I A20, 21 u. 199/21 v. 15. Dez. 1922 (RFH. 11, 15 ff.)’; VI A
925/31 v. 13. Mai 1931 und V IA  434/34 v 17 [u li 1935
(RStBl. 1931, 531 Nr. 595 und 1935,1447 N r.'1094).
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langende Gesellschaftsteuer. Der Zuwachs von An­
teilsrechten Weiht bei der Ermittlung der steuer-
(§ *59*i3ADV ) ^ n^ e ^£r Antei,se*Sner außer Ansatz

Die Pauschsteuer fällt jedoch fort, wenn die Ka­
pitalberichtigung aus dem Zuwachs von Anteils­
rechten der beherrschten Gesellschaft bei der herr­
schenden Gesellschaft erfolgt (§ 61 DADV.). Die 
auf derselben Ursache ruhenden Rechtsvorgänge 
beider Gesellschaften, deren nur einmalige Besteue­
rung wirtschaftlich gerechtfertigt erscheint, sollen 
nicht doppelt zu einer Steuer herangezogen werden. 
Da diese Vorschrift aber nicht dazu führen soll, daß 
an sich berechtigte Steuern nicht erhoben werden 
greift nach § 63 Abs. 1 DADV. doch eine Be­
steuerung Platz, wenn ein körperschaftsteuerrecht­
lich anerkannter Gewinnausschließungsvertrag zwi­
schen beiden Kapitalgesellschaften abgeschlossen ist 
und die herrschende Gesellschaft den Zuwachs der 
Anteilsrechte zu einer Berichtigung ihres Kapitals 
verwendet. Als diesem wirtschaftlich gleichliegend 
ist der Fall änzusehen, in dem die Obergesellschaft 
zwar ihr Kapital nicht berichtigt, aber die Wert­
ansätze in ihrer Bilanz ändert. Sie hat dann die 
Pauschsteuer in der gleichen Höhe zu entrichten, 
wie sie von der beherrschten Gesellschaft ohne das 
Bestehen des Gewinnausschließungsvertrages zu 
erheben gewesen wäre (§ 63 Abs. 2 DADV.). Da 
wirtschaftlich diesem Fall wiederum der gleich steht, 
in dem das herrschende Unternehmen keine Kapital­
gesellschaft, sondern eine Personengesellschaft oder 
ein Einzelunternehmer ist, g ilt diese Steuerentrich­
tungspflicht auch bei ihm (§ 63 Abs. 3 DADV.).

Ein G e w i n n a u s s c h l i e ß u n g s v e r t r a g  ist 
eine Vereinbarung zwischen dem Gesellschafter 
einer Gesellschaft und dieser, daß die letztere keiner­
lei Gewinn erzielen darf. Er wird grundsätzlich von 
der Rechtsprechung, und zwar von dem Gedanken 
aus, daß der rechtlichen Selbständigkeit einer Ge­
sellschaft auch eine wirtschaftliche Selbständigkeit 
entspricht, nicht anerkannt6). Nur ausnahmsweise 
kann eine Anerkennung in Frage kommen, nämlich 
insbesondere bei den Organgesellschaften, die dann 
vorliegen, wenn sie finanziell, wirtschaftlich und 
organisatorisch, und zwar nach Art einer Geschäfts­
abteilung in ein anderes Unternehmen so eingeglie­
dert sind, daß im Innenverhältnis ein Handeln auf 
eigene Rechnung und Gefahr ausgeschlossen is t7). 
Es muß ein persönliches Unterordnungsverhältnis 
gegenüber dem herrschenden Unternehmen in der 
Art bestehen, daß die Organgesellschaft in geschäft­
lichen Angelegenheiten seinen Weisungen grund­
sätzlich zu folgen hat, sich insbesondere dessen 
persönliches Eingreifen gefallen lassen muß. Der 
Vertrag muß sich auf die gesamte Tätigkeit der 
Organgesellschaft beziehen oder doch auf ein be­
stimmt abgegrenztes Tätigkeitsgebiet und grund­
sätzlich für eine längere Zeit bestimmt sein. Zur 
Folge hat er, daß der erzielte Gewinn dem herr­
schenden Unternehmen zuzurechnen ist und dieses 
ihn voll versteuern muß.

H ö h e  der  P au s c h s t eu e r  
Die Pauschsteuer bemißt sich nach dem Nenn- 

betrag der zusätzlich zugeteilten. Anteilsrechte. Sie 
beläuft sich auf

a) 10o/o dieses Nennbetrages, wenn er 100o/0 der 
Anteilsrechte nicht übersteigt,

°) K e n n e r k n e c h t ,  „Komm-z. KörpStG.“  S. 253ff. 
7) K e n n e r k n e c h t  a. a. O. S. 255.

b) 15o/o, wenn er mehr als 100% der Anteilsrechte 
ausmacht, aber nicht über 200o/o steigt und

c) 20%, wenn er 200% der Anteilsrechte über­
steigt (§ 13 Abs. 2).

Für die Grenzfälle, d. h. für die Fälle, in denen 
die starre Innehaltung der Grenzen zu Härten füh­
ren könnte, ist in § 64 DADV. bestimmt, daß die 
Pauschsteuer insoweit nicht zur Erhebung gelangt, 
als sie höher ist als die nach dem nächstniedrigeren 
Steuersatz berechnete Steuer zuzüglich der Hälfte 
des das Gesellschaftskapital übersteigenden Er­
höhungsbetrags.

Eine Mindestbesteuerung nach § 17 KöStG. 
wegen der Erhöhung der Anteilsrechte kommt nicht 
in Frage (§ 13 Abs. 3 DAV.). Bei der Ermittlung 
des Einkommens der Kapitalgesellschaft für die 
Zwecke der Körperschaftsteuer ist die Pauschsteuer 
nicht abzugsfähig (§ 13 Abs. 4 DAV.).

S t e u e r z a h l e r
Zu entrichten ist die Steuer von der berichtigen­

den Kapitalgesellschaft, nicht also von den Personen, 
denen durch die Berichtigung die Anteilsrechte Z u ­
wachsen. Sie ist in jedem Fall zu erheben unabhän­
gig davon, ob nach den Vorschriften des Ein­
kommen- und des Körperschaftsteuergesetzes eine 
Einkommen- oder Körperschaftsteuerschuld zur Ent­
stehung gelangt, insbesondere also auch dann, wenn 
bei den Anteilseignern infolge ausgleichsfähiger 
Verluste eine Besteuerung des Anteilszuwachses 
nicht in Frage kommt8).

Eine A u s n a h m e  ist in § 62 Abs. 1 Satz 2 
DADV. lediglich für den Fall vorgesehen, daß die 
zusätzlichen Anteilsrechte der berichtigenden Ka­
pitalgesellschaft einem Unternehmen (einer Kapital­
gesellschaft, einem Einzelunternehmer oder einer 
Personengesellschaft) gewährt werden, das mit ihr 
einen körperschaftsteuerlich anerkannten Gewinn­
ausschließungsvertrag geschlossen hat. Die Pausch­
steuer kommt außer in den oben erwähnten Fällen, 
in denen die Obergesellschaft die Kapitalberichti­
gung der abhängigen Gesellschaft zu ihren Zwecken 
ausgenutzt und in denen sie sie zu tragen hat, nicht 
zur Erhebung.

B e s o n d e r h e i t  f ü r  d ie  G e s e l l s c h a f t s t e u e r
Für die Abgeltung der Kapitalverkehrsteuer (Ge­

sellschaftsteuer) durch die Pauschsteuer gilt insofern 
etwas Besonderes, als die Vorschrift, daß auf den 
Zuwachs der Anteilsrechte eine solche nicht zur 
Erhebung gelangt, dann nicht gilt, wenn eine 
Gesellschaft ihr Kapital berichtigt, die mit einer 
anderen Gesellschaft einen körperschaftsteuerrecht­
lich anerkannten Gewinnausschließungsvertrag ge­
schlossen hat.

Es sind danach vom Standpunkt der Obergesell­
schaft aus gesehen, falls die Untergesellschaft ihr 
Kapital berichtigt, folgende Fälle zu unterscheiden: 

A. E in  G e w i n n  au ssch l uß v e r t r a g  b e s t e h t  
n icht .

1. Die Obergesellschaft berichtigt auch ihr Kapital:
Eine Pauschsteuer kommt nicht zur Erhebung, wohl 
aber eine Gesellschaftsteuer (8 13 DAV. 8 61 
DADV.). 8

2. Die Obergesellschaft berichtigt nicht ihr Ge­
sellschaftskapital, erhöht aber in der Steuerbilanz 
ihre Wertansätze für die Anteilsrechte. Weder eine

«) Vgl. K l ü b e r ,  „Die 1. DurchfVO. zur DAV.“ : DStBI 
Sichtwerk 9 DivAbgVO. S. 5 ff. =  1941, 455 ff.
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Pauschsteuer noch eine Gesellschaftsteuer kommen 
2ur Erhebung.

u P ‘£  pbergesellschaft berichtigt nicht ihr Ge- 
seHschaftskapital und auch nicht die Wertansätze 
tur die Anteilsrechte. Weder eine Pauschsteuer noch 
eine Gesellschaftsteuer kommen zur Erhebung.

4. Das Oberunternehmen ist keine Körperschaft, 
sondern eine Einzelfirma oder eine Personengesell­
schaft. Es berichtigt die Wertansätze in seiner 
Dilanz nicht. Es ist nicht pauschsteuerpflichtig. Ge­
sellschaftsteuer kommt nicht in Frage.

5. Das Oberunternehmen, das keine Körperschaft 
ist, berichtigt die Wertansätze in seiner Bilanz. Es 
ist nicht pauschsteuerpflichtig. Gesellschaftsteuer 
kommt nicht in Frage.

B. E in  k ö r p e r s c h a f t s t e u e r l i c h  a n e r ­
k a n n t e r  G e w i n n a u s s c h l u ß v e r t r a g  b e ­
s teh t :  b

E Die Obergesellschaft berichtigt auch ihr Kapital. 
Eine Pauschsteuer kommt zur Erhebung, aber keine 
Gesellschaftsteuer.

n P ' i  pbergesellschaft berichtigt nicht ihr Gc- 
sellschattskapital, erhöht aber in der Steuerbilanz 
die Wertansätze für ihre Anteile. Die Pauschsteuer 
ist in der Höhe zu entrichten, in der sie von der 
Untergesellschaft zu entrichten gewesen wäre, falls

(§T6? Abs”2 UDADV)VerfT^  vorgelegen batte
p P‘,e Obergesellschaft berichtigt nicht ihr Gesell­

schaftskapital und auch nicht die Wertansätze für 
die Anteiisrechte. Weder eine Pauschsteuer noch 
eine Gesellschaftsteuer kommen für sie zur Er­
hebung.

4. Das Oberunteriiehmen ist keine Körperschaft. 
Es berichtigt die Wertansätze seiner Bilanz nicht. Es 
ist nicht pauschsteuerpflichtig. Für die Gesellschaft­
steuer besteht kein Raum.

5. Das Oberunternehmen berichtigt die Wert-
/oS!P e. ,se*ner Bilanz. Es ist pauschsteuerpflichtig 
(§ 63 Abs. 3 DADV.). e

Vom Standpunkt der abhängigen Gesellschaft aus 
kommt bei deren Kapitalberichtigung in allen fünf 
Fallen Pauschsteuer in Frage, nicht aber Gesell­
schaftsteuer, wenn ein Gewinnausschließungsvertrag 
nicht besteht und Gesellschaftsteuer, aber keine 
1 auschsteuer, wenn ein solcher Vertrag vorliegt.

E n t s t e h u n g  und  F ä l l i g k e i t  der  
P au s ch s t eu e r

Die Pauschsteuerschuld entsteht gern. § 3 StAnpG. 
in Verbindung mit § 10 DAV. m it der Eintragung 
des berichtigten Gesellschaftskapitals in das Han­
delsregister. Fällig wird sie in drei gleichen Teil­
beträgen, und zwar zum ersten Teil einen Monat 
nach Zustellung des Pauschsteuerbescheides, zum 
zweiten Teil ein Jahr und zum dritten Teil zwei 
Jahre nach der Zustellung. Die Fälligkeit der 
Pauschsteuer für die an der Kapitaiberichtigung 
teilnehmenden Anteilsrechte, die auf das bedingte 
Kapital entfallen, tr itt mit der Ausgabe der Bezugs­
aktien ein und die für die zusätzlichen Anteilsrechte, 
die bei der Kapitalberichtigung nicht voll eingezahlt 
waren und für die in der Bilanz eine Sonderrücklage 
gemäß § 46 Abs. 2 DADV. gebildet war, mit deren 
Ausgabe (§ 66 DADV.).

Beschränkung von Gewinnausschüttungen und Kapitaiberichtigung 
bei den nicht börsenmäßig gehandelten Kapitalgesellschaften

Von Rechtsanwalt Dr. Hans  J o a c h i m  V e i t h ,  Berlin

Die Gesellschaften, deren Anteile weder zum 
amtlichen Handel an einer deutschen Börse zu­
gelassen sind noch im Freiverkehr gehandelt vver- 
den, unterliegen bezüglich der G e w i n n a u s -  
s c h ü t t u n g e n  den gleichen Bestimmungen, die 
auch für die sonstigen Kapitalgesellschaften gel- 
ren (§ 1 DAV.). Sie sind jedoch berechtigt, für die 
Berechnung des a us z a h l b a r e n  Teiles des aus­
geschütteten Gewinnes ihr V e r m ö g e n  zugrunde 
zu legen (§ 2 Abs. 2 DAV.). Als Vermögen im Sinne 
dieser Vorschrift gilt -  außer bei den bergrecht- 
hchen Gewerkschaften -  das in der letzten Han­
delsbilanz ausgewiesene Eigenkapital, erhöht um 
die Gesellschafterdarlehen, soweit diese gewerbe- 
steuerlich als Dauerschulden gelten (ß 8 der 

„Eigenkapital“  ist das in der letzten 
Flandelsbilanz ausgewiesene Gesellschaftskapital zu­
züglich der offenen Rücklagen und des Gewinn- 
voitrags, jedoch abzüglich der ausgewiesenen Ver­
luste (§ 9 der l.DADV.).

Die Anwendung dieser Vorschriften hat in der 
Praxis zu verschiedenen Zweifeln Anlaß gegeben 
Eunge dieser Fragen werden im folgenden belian- 1

1. Hinsichtlich der Höhe der Dividende, die im 
Falle einer K a p i t a l b e r i c h t i g u n g  von einer 
Gesellschaft der hier behandelten Art äußerstens 
a u s g e s c hü t t e t  werden darf, ergeben sich keine 
Schwierigkeiten. Hat eine Gesellschaft z. B. für das
S S en n^ h t i Jnter die DAV‘ faI!endc Geschäftsjahr 
eine Dividende von 10<y0 auf das Gesellschaftskapital

von 6000000 M l, insgesamt also 600000 MM, ausge­
schüttet, so kann sie bei einer Kapitalberichtigung 
um 4 Millionen 9tM eine Dividende von 6«/o auf das 
erhöhte Gesellschaftskapital von nunmehr 10 M il­
lionen ßM, insgesamt also wiederum 600000 XJH, 
ausschütten. Es kann nicht etwa der zuletzt aus- 
geschüttete Dividendensatz von 10o/0 auf das be­
richtigte Gesellschaftskapital bezogen werden (§ 1 
Abs.2 DAV.^i

A n d e r s  verhält es sich jedoch hinsichtlich der 
Berechnung des a us z a h l b a r e n  Teiles des aus­
geschütteten Gewinnes. Als Höchstsatz der Aus­
zahlung ist hier grundsätzlich zwar ebenfalls der 
für das letzte, nicht unter die DAV. fallende Ge­
schäftsjahr ausgeschüttete Hundertsatz festgelegt; 
es ist aber außerdem als äußerste Grenze ein Satz 
von 80/0 bestimmt. Diese Hundertsätze sind auf das 
Gesellschaftskapital zu beziehen, das zum Ende 
des letzten, nicht unter die DAV. fallenden Ge­
schäftsjahres bestanden hat (§ 2 Abs. 1 DAV.). Im 
Falle von Änderungen des Gesellschaftskapitals ist 
der Berechnung das g e ä n d e r t e  Gesellschaftskapi­
tal zugrunde zu legen; als Änderung g ilt aber 
n i c h t  eine K a p i t a l b e r i c h t i g u n g  (§3  Abs.l 
der l.E)ADV.). Diese Regelung würde in dem obi­
gen Beispiel dazu führen, daß höchstens 80/0 auf 
das ursprüngliche Gesellschaftskapital von 6 M il­
lionen 3iM, also insgesamt 480000 ,9tM) a u s g e ­
z a h l t  werden könnten, während die ’ restlichen 
120000 M i von der Gesellschaft für die Anteils­
eigner treuhänderisch gemäß § 2 Abs. 3 DAV. in



11. Jahrgang 1041 H eft 51/52J Aufsätze 2649

Reichsschatzanweisungen anzulegen wären. Auf das 
berichtigte Gesellschaftskapital Von 10 Millionen ¡RM 
bezogen würde sich ein Auszahlungssatz von 4 8% 
ergeben. ’ '
0 oHo’er,  gr.eift i edoch § 2 Abs-2 DAV. i. Verb. m. 
§§ 8, 9 der l.D A D V . ein. Das danach den hier 
behandelten Gesellschaften gewährte Wahlrecht be- 
steht darin, daß zwar nicht für die Ausschüttung, 
aber für die Auszahlung an Stelle des Gesellschafts­
kapitals das „ G e s e l l s c h a f t s v e r m ö g e n “  der 
Berechnung zugrunde gelegt werden kann, das je ­
w e i l s  die Handelsbilanz für das Ende des Ge­
schäftsjahres ausweist, für welches die Gewinnaus­
zahlung erfolgen soll („letzte Handelsbilanz“ ). Es 
muß also zur Feststellung des A u s z a h l u n g s ­
satzes in diesem Fall jeweils geprüft werden, wie 
groß das „Vermögen“  im Sinne von §§ 8, 9 der 
l.D A D V . an dem bezeichneten Stichtag gewesen 
ist. Da als Bestandteile dieses Vermögens außer 
dem Qesellschaftskapital auch die offenen Rück­
lagen nebst Gewinnvortrag, abzüglich eines Ver­
lustes und ferner die gewerbesteuerlich als Dauer­
schulden geltenden Gesellschafterdarlehen1) zu be­
rücksichtigen sind, w irkt sich diese Berechnungs­
art in der Regel für die Anteilseigner günstiger aus.

Auszahlbar ist hier von dem ausgeschütteten Ge­
winn in jedem Falle eine Summe in Höhe von 6<y0 
des nach Vorstehendem festzustellenden Vermögens 
im Sinne von §§ 8, 9 der 1. DADV. Ist die Aus­
schüttung für das letzte, nicht unter die Bestimmun­
gen der DAV. fallende Geschäftsjahr größer ge­
wesen, so muß zur Ermittlung des nunmehr maß­
gebenden Auszahlungssatzes der Hundertsatz fest­
gestellt werden, der — bezogen auf das in der 
damaligen Handelsbilanz ausgewiesene Vermögen 
im Sinne von §§ 8, 9 der 1. DADV. — zur Aus­
schüttung (und Auszahlung) gelangt ist. Für das 
erste, unter <Jie Bestimmungen der DAV. fallende 
Geschäftsjahr darf z. B. dann die Summe als Ge­
winn ausgezahlt werden, welche sich bei Anwendung 
des gefundenen Hundertsatzes auf das in der Han­
delsbilanz dieses Geschäftsjahres ausgewiesene Ver­
mögen ergibt; die Auszahlungssumme darf aber 
8% dieses Vermögens nicht überschreiten. Würde 
die Gesellschaft in dem obigen Beispiel äußer dem ' 
ursprünglichen Gesellschaftskapital noch etwa über 
Weitere Positionen im Sinne von §§ 8, 9 der 
1. DADV. im Betrage von 2000000 ,'HJt verfügen, 
so würden jedenfalls — ohne Berücksichtigung der 
Kapitalberichtigung — bis zu 8% auf 8000000 £RJt, 
insgesamt also 640000 SUi, ausgezahlt werden könn­
ten, wenn nicht der ausschüttungsfähige Gewinn- 
betrag niedriger liegt; da in dem obigen Beispiel 
nur lOo/o auf 6 Millionen 9tM, insgesamt also 
600000 iRM ausgeschüttet werden dürfen, kann auch 
der auszahlbare Teilbetrag dieser Summe sich auf 
höchstens 600000 cJlM belaufen. Dies würde — be­
zogen auf das berichtigte Kapital -  bedeuten, daß 
die a u s g e s ch ü t t e t e n  6o/0 auch aus gez ah l t  
Werden dürfen.

Zweifelhaft kann in diesem Zusammenhang die 
Bedeutung des § 3 Abs. 1 Satz 2 der 1. DADV. sein, 
wonach eine kapitalberichtigung bei der Berech­
nung des auszahlbaren Teiles des ausgeschütteten 
Gewinnes nicht zu berücksichtigen ist. Von maß­
gebender Seite ist hier die Auffassung vertreten 
Worden daß diese Vorschrift auch auf die Fälle des

') Näheres darüber in dem Kommentar zur Dividenden- 
Abgabe Verordnung von Dr. H a n s  J o a c h i m  V e i t h  
und G. V e i t  h Verlag C H. Beck, München und Ber- 
lin 1941.

§ 2 Abs. 2 DAV. anzuwenden sei; dies würde sich 
dahin auswirken, daß bei der vorerwähnten Fest­
stellung des Gesellschaftsvermögens von dem dort 
als Rechnungsfaktor wichtigen Gesellschaftskapital 
der Betrag abzuse tzen  ist, um welchen die Be­
richtigung erfolgt ist (dieser Auffassung folgt auch 
der in Anm. 1 bezeichnte Kommentar). Hätte in 
dem obigen Beispiel die Gesellschaft in der maß­
gebenden Handelsbilanz nicht mehr offene Rück­
lagen, Gesellschafterdariehen usw. ausgewiesen son­
dern wäre nur das berichtigte Kapital vorhanden 
so konnte bei Zugrundelegung der eben dargestell­
ten Auffassung diese Gesellschaft nicht 6«/o, sondern 
-  wie oben dargelegt -  nur 4,8o/0 des ausgeschüt­
teten Gewinnes an die Anteilseigner auszahien. Es 
ist nicht zu verkennen, daß demnach die erwähnte 
Ans.cht gerade in den Fällen zu erheblichen Un- 
bilügkeiten führt, in denen eine Kapitalgesellschaft 
z. B. offene Rücklagen im Wege der Kapitalberich- 
tigung in haftendes Gesellschaftskapital umgewan­
delt hat; denn während v o r der Kapitalberichti­
gung die offenen Rücklagen zweifelsfrei bei der Be­
rechnung gemäß § 2 Abs. 2 DAV. i. Verb. m. §§8, 
9 der l.D A D V . als auszahlungserhöhend heran­
gezogen werden konnten, würde dies nach der 
Kapitalberichtigung nicht mehr der Fall sein, wenn 
der Kapitalberichtigungsbetrag bei der Berechnung 
des Gesellschaftsvermögens abzusetzen wäre. Trotz 
§ 3 Abs. 1 der l.D AD V. erscheint es daher richtig 
im Falle einer Kapitalberichtigung das berichtigte 
Gesellschaftskapital in  v o l l e r  H ö h e  bei derFest- 
stellung des Vermögens im Sinne von § 8 der
l.D A D V . einzusetzen. Denn es kann doch wohl 
kaum angenommen werden, daß der Gesetzgeber 
die Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, die ihr 
Kapital berichtigt, hinsichtlich der Auszahlung des 
ausgeschütteten Gewinnes schlechter steilen wollte 
als die Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft 
welche anstelle einer Kapitalberichtigung die Bei­
behaltung von offenen Rücklagen in ihrer Handels­
bilanz vorzieht. Daraus ergibt sich weiterhin frei­
lich, daß bei den hier behandelten Kapitalgesell­
schaften die Kapitalberichtigung sich a u s z a h ­
l u n g s e r h ö h e n d  auch in den Fällen auswirkt in 
denen sie nicht aus den in § 8 Abs. 2 a DAV. ’be­
zeichneten Positionen, sondern aus den Unter- 
schiedsbeträgen des § 8  Abs. 2 b DAV. oder auf 
Grund von sonstigen Berichtigungsmöglichkeiten 
erfolgt. Obwohl es sich in den letztgenannten Fäl­
len nicht um Positionen handelt, die als Rechnungs­
faktoren für die Ermittlung des Gesellschaftsver­
mögens in §§ 8, 9 der l.D A D V . ausdrücklich be­
zeichnet werden, muß auch für diese Fälle ent­
sprechendes gelten, weil die genannten Vorschrif­
ten es auf den j e w e i l i g e n  Vermögensstand ab­
stellen und es den Gesellschaften unbenommen blei­
ben muß, anstelle der Umwandlung von stillen 
Rücklagen in offene Rücklagen usw. die stillen 
Rücklagen unmittelbar in haftendes Gesellschafts­
kapital im Wege der Kapitalberichtigung umzuwan­
deln.

2. Zum Gesellschaftsvermögen im Sinne von S 2 
Abs. 2 DAV. rechnen nach § 8 der 1. DADV. auch 
gewisse G e s e l l s c h a f t e r d a r l e h e n .  Besonders 
häufig findet man bei Gesellschaften mit beschränk­
ter Haftung derartige Darlehen, welche Gesell­
schafter der Gesellschaft zur Verfügung gestellt ha­
ben. Hier hat sich die Frage ergeben, ob die Z i n ­
sen, die ein Gesellschafter für das Darlehn erhält 
auf den Betrag a nzu r echnen  sind, der an ihn als 
ausgeschütteter Reingewinn auf Grund seiner An­
teilsrechte a us ge z ah l t  werden darf.

332
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Eine Anrechnung käme auf Grund von § 7 Abs. 2 
DAV. nur in Betracht, soweit die Zinszahlungen 
körperschaftsteuerlich als v e r d ec k t e  G e w i n n ­
a u s s c h ü t t u n g  behandelt werden; denn insoweit 
stellen sie eine Ausschüttung (und Auszahlung) 
im Sinne der DAV. dar“ außer wenn die Zahlungen 
vor dem 1. März 1941 erfolgt sind oder danach auf 
Grund einer vor dem 1. März 1941 in schriftlicher 
Form getroffenen Regelung erfolgen. Wird das be­
treffende Darlehn körperschaftsteuerlich als verdeck­
tes Gesellschaftskapital behandelt, so ist die ge­
samte Zinszahlung als verdeckte Gewinnausschüt­
tung anzusehen; im übrigen kann evtl, der Teil der 
Zinszahlung als verdeckte Gewinnausschüttung an­
zusehen sein, welcher den angemessenen Zinssatz 
übersteigt. Die Anrechnung von Zinszahlungen, die 
für die Zeit nach dem 1. März. 1941 statt finden, 
kann demgemäß im Rahmen von § 2 Abs. 2 DAV. 
praktisch nur in Frage kommen, wenn über diese 
Zinszahlungen eine schriftliche Abmachung nicht 
vor dem 1. März 1941 getroffen worden ist.

Das Ergebnis, daß der Anteilseigner, der zugleich 
Darlehnsgläubiger der Gesellschaft ist, sich dem­
nach die Zinszahlungen regelmäßig n i c h t  auf die 
auf seine Anteilsrechte entfallende Ausschüttung 
und Auszahlung anrechnen zu lassen braucht, ist 
nicht unbillig, obwohl durch dasselbe Darlehn zu­
gleich das Ausmaß der zulässigen Auszahlung ins­
gesamt erhöht wird. Denn durch § 1 DAV. ist als

obere Grenze die zulässige Ausschüttung festgelegt. 
Ganz abgesehen davon, daß sich im Gesetz niefit 
der geringste Anlaß für eine gegenteilige Annahme 
findet, würde eine solche in den Fällen zu unlös­
baren Schwierigkeiten führen, in denen mehrere 
Gesellschafter an der Gesellschaft beteiligt sind. 
Denn es würde dann eine Regelung fehlen, in wel­
cher Weise die auf das Darlehn des einen Gesell­
schafters geleisteten Zinszahlungen auf die Gewinn­
ausschüttung und -auszahlung für die Anteils­
rechte der anderen Gesellschafter angerechnet wer­
den sollen. Daß diese durch die nur dem einen 
Gesellschafter zugute kommenden Zinszahlungen 
hinsichtlich der ihnen gebührenden Auszahlung für 
ihre Anteilsrechte beeinträchtigt werden sollen, kann 
nicht als Wille des Gesetzgebers angenommen wer­
den; es liegt ebenso wie in dem Fall, daß Zins­
zahlungen sich ganz oder teilweise als verdeckte 
Gewinnausschüttungen darstellen und die Rechte 
der übrigen Anteilseigner durch solche Ausschüt­
tungen nicht berührt werden (vgl. den in Anm. 1 
erwähnten Kommentar, zu § 7 DAV. Anm. 111, 3 
am Ende). Auf der anderen Seite steht nach § 8 
der 1. DADV. fest, daß das Gesellschafterdarlehn 
bei der Berechnung der nach § 2 Abs. 2 DAV. 
zulässigen Auszahlung dem Gesellschaftsvermögen 
in seiner Gesamtheit hinzugerechnet wird. Nur die 
hier vertretene Auffassung kann unter diesen Um­
ständen als brauchbare Lösung erscheinen.

131 iclk in die Zeit
Generalgouvernement

L E r f a s s u n g  des d e u t s c h e n  V o l k s t u m s  
i n G a 1 i z i e n

Die bei der Umsiedlung der deutschen Volksgruppen 
in den Wintermonaten 1939/40 wegen Krankheit oder 
anderweitiger Behinderung zurückgelassenen Menschen 
deutschen Blutes in Galizien werden nunmehr erfaßt. 
Soweit sie ihr Deutschtum einwandfrei bewahrt haben, 
werden sie als Personen deutscher Volkszugehörigkeit 
dem deutschen Volkstum zugezählt. Soweit sie ihre 
deutsche Abkunft durch Dokumente einwandfrei nach- 
weisen können, selbst aber in fremdes Volkstum ab­
geglitten sind, erhalten sie einen vorläufigen Ausweis 
über ihre deutsche Abstammung. 2

2. S o f o r t p r o g r a m m  a u f  dem G e b i e t  
des H o c h b a u e s

Der Generalgouverneur, der sich bereits in den ver­
gangenen 2 Jahren mit besonderem Interesse aller Fra­
gen des Bauwesens annahm, hat nunmehr die Inangriff­
nahme eines Sofortprogramms auf dem Gebiet des Hoch­
baues angeordnet. Es wird damit eine rasche Lösung 
der Wohnraumfrage angestrebt. Außer den bisher bereit“  
gestellten Mitteln hat der Generalgouverneur neuerdings 
30 Millionen Zloty für diese Zwecke bestimmt.

Belgien
Gen e r a l bev o l l mäc h t i g t e r  für  die A r b e i t s ­

ordnung
Durch Verordnung im belgischen Staatsblatt v. 24. Nov. 

1941 wurde ein Generalbeauftragter für die Arbeitsord­
nung ernannt. Sein Auftragsgebiet umfaßt den ganzen 
Fragenkomplex der Sicherung des sozialen Friedens.

Frankreich
1. V e r k a u f  j ü d i s c h e n  E i g e n t u m s

In Ausführung eines am 22. Juli d. J. erlassenen Ge­
setzes werden vom 1. Dezember ab fortlaufend die Privat- 
grundstücke, die bisher jüdisches Eigentum waren und 
unter die Kontrolle eines arischen Verwalters gestellt 
wurden, verkauft werden. Die Grundstücke und Ge­
bäude dürfen ausschließlich in arische Hände übergehen.

2. Wei tere  Beru f sve rbo te  f ür  Juden 
angekünd i g t

Nach einer Bekanntmachung des Generalkommissars 
für Judenfragen soll das bestehende Verbot für Juden, 
in Presse, i heater und Film tätig zu sein, auf weitere 
Berufe (Zahnarzt, Arzt und Apotheker) ausgedehnt wer­
den. Es heißt in diesem Zusammenhang, daß in Frank­
reich gegenwärtig noch 350000 Juden, davon 250000 aus­
ländische, leben. Weitere 350000 sind in Französisch- 
Nordafrika ansässig.

Elsaß
T a t k r ä f t i g e r  W i e d e r a u f b a u  

Rund 200 Millionen Reichsmark sind bisher vom Chef 
ejer Zivilverwaltung für die Beseitigung von Kriegsschä­
den im Elsaß ausgegeben worden, die aus Mitteln der 
Kreditinstitute, der Reichswirtschaftshilfe oder von pri­
vater Seite für die Beseitigung von Schäden eingesetzt 
worden sind und die später entschädigt werden sollen. 
Die Instandsetzungsaktion der beschädigten Wohnhäuser 
und Betriebe ist in vollem Gange.

Serbien
1. W i e d e r a u f n a h m e  des An  I e i h e d i e n s t e s  
M it der Wiederaufnahme des Anleihedienstes der ser­

bischen bzw. jugoslawischen Staatsanleihen, der nach 
dem Balkanfeldzug eingestellt wurde, ist in Bälde zu 
rechnen. Die Bedienung soll sich auf Sachstücke be­
schränken, die sich im Inland befinden und beim Finanz­
ministerium registriert sind.

2. E r ö f f n u n g  de r  d e u t s c h e n  H a n d e l s k a n z l e i  
Die dem Generalbevollmächtigten für die Wirtschaft 

in Serbien unterstehende deutsche Handelskanzlei in 
Belgrad hat am 15. Nov. ihre Tätigkeit aufgenommen. 
Sie hat die Aufgabe, die Anfragen und Anträge deut­
scher Firmen zu bearbeiten, die sich auf die Abwicklung 
alter und die Anbahnung neuer Geschäfte mit Serbien 
beziehen. Die Handelskanzlei wird ferner diejenigen F ir­
men im Bereich des Befehlshabers in Serbien beraten, 
die am Wirtschaftsverkehr mit dem Reich beteiligt sind.

(Abgeschlossen am 4. Dezember 1941.)
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Rechtspolitik und Praxis
Warenbeschaffungs-Guthaben (WEG.)

Die in DR. 1941,2631 besprochene Verordnung über Be­
triebsanlageguthaben (KLV.) wird durch die V e r o r d ­
n u n g  ü b e r  W a r e n b e s c h a f f u n g s - G u t h a b e n  
(VWBG.) v. 28. Nov. 1941 (RGBl. 739, RStBI. 891) ergänzt.

Ebenso wie nach der VO. v. 30. Okt. 1941 wird auch 
hier die Möglichkeit geschaffen, k ü n f t i g e  Steuerver­
günstigungen dadurch zu erreichen, daß für die Dauer 
des Krieges Beträge dem Reich zinslos zur Verfügung 
gestellt werden. Wendete sich die KLV. in erster Linie 
an Betriebe m it großen An l äge  werten, so wird jetzt 
abgestellt auf denjenigen Teil des U m 1 a u f s Vermögens, 
der im Kriege einem besonders starken Schwund aus­
gesetzt ist, nämlich auf den Warenbestand.

Die Regelung entspricht in weitestem Umfange der­
jenigen für BAG., es gelten nur die aus der Natur der 
Sache sich ergebenden Sondervorschriften für die H ö h e  
des G u t h a b e n s  (unten I) und für die B i l d u n g  u n d  
A u f l ö s u n g  der  R ü c k l a g e  (unten II).

I. H ö h e  d e j  WBG.
1. R e g e l m ä ß i g e r  Ausgangspunkt ist der Bestand 

an Waren (einschl. Roh- und Hilfsstoffen) in der Steuer­
bilanz 1938. Das ist in der Regel die letzte Steuerbilanz, 
die noch frei von Einflüssen der Kriegswirtschaft ist. 
Das WBG. darf b is  zu 20o/o dieses Bestands ausmachen.

2. Die erste Ausnahme g ilt für solche Betriebe, bei 
denen der Bestand 1938 aus irgendeinem Grunde hinter 
dem D u r c h s c h n i t t s s t a n d  1937, 1938 und 1939 zu­
rückbleibt. Hier kann das FinA. auf Antrag zulassen, 
daß das WBG. bis auf 20«/o dieses Durchschnittsstandes 
erhöht wird (§4 Abs. 2 Satz 1).

B e i s p i e l :  Bestand 1937:300 000, 1938: 150000, 1939: 
75 000 91M. Durchschnitt 175000 ¡UM. Es 
können also 20<>/o von 175 000 =  35000 3tM 
statt nur 30 000 M l zugelassen werden.

3. Die zweite Ausnahme g ilt für solche Unternehmer, 
die nach der Art ihres Betriebes k e i n e n  oder nur einen 
g e r i n g e n  W a r e n b e s t a n d  haben, die also z. B. über­
wiegend unmittelbar vom Lieferer an den Abnehmer

'senden lassen. Hier kann das FinA. auf Antrag gestatten, 
daß der Bestand an reinen W a r e n f o r d  e r u n g e n  nach 
dem Stande von 1938 dem damaligen Warenbestände 
hinzugerechnet wird (§ 4 Abs. 2 Satz 2). Eine Durch­
schnittsberechnung wie zu 2 ist hier nicht vorgesehen.

II. B i l d u n g  und  A u f l ö s u n g  d e r  R ü c k l a g e  
Während die Steuervergünstigung beim BAG. davon 

abhängt, daß neue Anlagegüter beschafft werden, ist die 
Vergünstigung beim WBG. völlig unabhängig von der 
tatsächlichen weiteren Entwicklung des Warenlagers. Nur 
der Name „Rücklage für Warenbeschaffung“  erinnert an 
den Ursprung, im übrigen ist aber genau ivorgeschrieben, 
daß die Rücklage in den ersten vier Steuerbilanzen nach 
Beendigung des Krieges zu bilden und in den nächst­
folgenden acht Steuerbilanzen aufzülpsen ist, und zwar 
stets in gleichen Teilen (§6).

Praktisch bedeutet die Regelung das R e c h t  (aber 
n i c h t  die V e r p f l i c h t u n g ) ,  in jedem der ersten vier 
Nachkriegsjahre den Gewinn um 25 o/0 des bis zum Kriegs­
ende stehengelassenen WBG. zu vermindern. Davon wird 
>n Verlustjahren oder in Jahren mit ganz geringem Ge­
winn kein Gebrauch gemacht werden, so daß nicht vor­
her feststeht ob die Rücklage am Ende des vierten Jah­
res die Höhe des BWG. erreicht. Von dem Betrag, der 
tatsächlich so als steuerfreie Rücklage gebildet worden 
ist, muß im fünften bis zwölften Jahr nach dem Kriege 
je  e in  A c h t e l  dem G e w i n n  z u g e f ü h r t  werden. 
Hier besteht also kein Wahlrecht; es erscheint insbeson­
dere auch n i c h t  zulässig, die Rücklage etwa in Ver­
lustjahren oder Jahren mit geringem Gewinn s c h n e l l e r  
aufzulösen.

III. V e r h ä l t n i s  von  BAG.  und WBG.
Trotz der großen Verwandtschaft der Zwecke beider

Vorschriften dürfen doch die beiden Guthaben nicht ver­
mischt oder ausgewechselt werden, weil das eine zu einer 
echten Rücklage und das andere zu einer Bewertungs- 
freiheit führt. Wer beide Möglichkeiten hat, aber nicht 
beide voll ausnutzen kann oder w ill, wird nach der Art 
seines Betriebes entscheiden müssen, ob er den einen 
w J n l r - anderen Weg gehen w ill. Im Gegensatz zum 
WBG. gibt das BAG. volle Entscheidungsfreiheit für die 
Zukunft da die Steuervergünstigung hier zwar von der 
Beschaffung von Anlagegütern abhängig ist, aber zeitlich 
dem jeweiligen Jahresergebnis angepaßt werden kann.

RA. Dr. D e l b r ü c k ,  Stettin.

Die Einheitsstrafe gemäß § 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Reichsstrafgesetzbuchs 

vom 4. September 1941
Wer die Entwicklung unseres Strafrechts in Gesetz­

gebung, Rechtsprechung und Reformarbeit aufmerksam 
verfolgt hat, der mußte die ersten Urteile gemäß § 1 des 
Gesetzes zur Änderung des Reichsstrafgesetzbuchs vom
4. Sept. 1941 (ÄndGes.) m it besonderer Spannung erwarten. 
Grund dafür war nicht so sehr die Frage „wann“ , als 
vielmehr „w ie“  die Gerichte die neue Vorschrift an­
wenden würden. Soweit die zu § 1 ÄndGes. vorliegenden 
Entscheidungen überblickt werden können, ist eins fest­
zustellen. Die Gerichte haben eine wesentliche Errungen­
schaft des Gesetzes bisher außer acht gelassen: Die 
E i n h e i t s s t r a f e  b e i  m e h r e r e n  s e l b s t ä n d i g e n  
H a n d l u n g e n .

Diese Neuerung ist zwar auch in den ¡ersten Be­
sprechungen des Gesetzes!) nicht hervorgehoben worden, 
sie ergibt sich jedoch deutlich aus Form und Inhalt des 
§1. Dieser spricht aus, daß der gefährliche Gewohnheits­
verbrecher und der Sittlichkeitsverbrecher „der Todes­
strafe verfallen“ . Damit setzt er sich nicht nur äußerlich 
von der bisher üblichen tatbestandlichen Fassung der 
Strafgesetze ab. Seine Form bringt vielmehr eine neue 
Grundanschauung über die A rt der Strafbemessung zum 
Ausdruck. §20a StGB., an den §1 ÄndGes. anknüpft, 
geht noch von der einzelnen Tat aus und ordnet mit 
Rücksicht auf die gemeinschaftsfeindliche Täterpersönlich­
keit eine Schärfung der durch die Tat verwirkten Frei­
heitsstrafe an. Bei einer Mehrzahl von Taten findet also 
zunächst eine getrennte Strafbemessung statt. Es werden 
verschärfte Einsatzstrafen ausgeworfen, die dann durch 
Erhöhung der verwirkten schwersten Strafe zu einer Ge­
samtstrafe zusammengezogen werden (Asperation, S 74 
StGB.). a

Nichts von alledem bei § 1 ÄndGes. Hier ist weder 
von einer Tat die Rede, noch von einer Strafschärfung, 
wie beispielsweise noch in § 4 VolksschädlingsVO. § 1 
ÄndGes. stellt lediglich auf den Täter ab. Er „verfällt 
der Todesstrafe“ , wenn der Schutz der Volksgemein­
schaft oder das Bedürfnis nach gerechter Sühne es er­
fordern. Dabei ist es gleichgültig, wieviel Taten zur Ab­
urteilung stehen. Ist Objekt der Bestrafung die Täter­
persönlichkeit* 2) und nicht die einzelne Tat, so kann 
folgerichtig auch nur auf e ine Strafe erkannt werden. 
Denn die Wertung der Persönlichkeit ist nur einheitlich 
möglich. Sie kann nicht in mehrere selbständige Strafen 
auseinandergerissen werden. Es bedarf deshalb gemäß 
§ 1 ÄndGes. bei Tatmehrheit keiner mehrfachen Todes­
strafe, dieser im Volke oft so unverstandenen Art der 
Verurteilung. Vielmehr ist gegen den Täter, mögen seine 
Taten einzeln betrachtet nun zuchthaus-oder todeswürdig 
sein, wegen aller Taten nur einmal die Todesstrafe aus­
zusprechen. Diese Auffassung entspricht auch allein den 
Grundgedanken unserer Strafrechtserneuerung3).

i)  F r e i s l e r :  DJ. 1941,929ff.; S c h m i d t - L e i c h n e r :  
DR. 1941, 2145ff.; S c h w a r z :  AkadZ. 1941, 308.

21 Vgl. dazu F r e i s l e r  a. a. O. S. 931.
3) Vgl. G r a u  in „Das kommende Deutsche Straf­

recht“ , Allg. Teil, 2. AufL, S. 236, 237; F r e i s l e r  in „Das 
neue Strafrecht“ , 2. Aufl.,117.

332*
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Ob auch §§ 2 und 3 ÄndGes. die Einheitsstrafe ver- 
langeti, erscheint zweifelhaft. Zwar wird auch hier der 
L arar he.rvo[vgehoben. Es ist vom „Mörder“ , „Totschlä­
ger und Wucherer“  die Rede. Aber mit Wendungen 
)v,®< ” lrl Ausnahmefällen“ , in „besonders schweren Fäl­
len wird doch die selbständige Bedeutung des „Falles“ , 
der einzelnen Tat aufrechterhalten. Die Einführung der 
Einheitsstrafe erscheint hier auch nicht so dringlich. Denn 
wahrend bei den in § 1 angeführten Verbrechertypen 
?“ °n. ln l™er versucht wurde, trotz einer Vielzahl selb­
ständiger Handlungen durch Annahme von Fortsetzungs­
zusammenhang zu einer Einheitsstrafe zu gelangen, ist 
aas Zusammentreffen mehrerer Taten beim Mörder und 
l otschlager nicht allzu häufig. Beim Wucherer wird die 
tinheUsstrafe bei mehreren Taten häufig geimäß 5 1 
möglich sein. Werden allerdings Mord und Totschlag 
unter den Voraussetzungen des §20a StGB, und in meh- 
rxer?a ,en begangen, dann ist auch hier gemäß S 1 
Andües. die Einheitsstrafe auszusprechen. Dasselbe muß 

wo sich um mehrere mit dem Tode 
Straftaten — z. B. Gewaltverbrechen oder Volks- 

schadlingsverbrechen —, die die Voraussetzungen des § 20 a 
MOB. erfüllen, die Klammer des §1 ÄndGes. spannt4).
• i r0u eSl li ale Schwierigkeiten, die die Einheitsstrafe mit 

sich bringtO dürfen uns nicht schrecken. Es kann Vor­
kommen, daß im Rechtsmittelzuge oder im Wieder-
Srhnwine+V! ru hren’ T egen einer der Einzeltaten eine Schuldfeststellung nicht möglich ist. Die Persönlichkeits­
wertung wird in einem Teil erschüttert. Dann muß sie 
im ganzen wiederholt werden. Das mag im Einzelfalle 
r T ^ F 0 f in> Vf4 at>̂ r ’ wenn man mit dem Täterstraf- 

Er^St ma.ch^1? w ill, nicht zu umgehen. Die Lage ist 
3 S bl^her bel der fortgesetzten Handlung. 

Das Nebeneinander von zwei strafrechtlichen Prin­
zipien, dem im StGB, verankerten (Kumulation bzw.

10"^ i U i d dem. ia §1 ÄndGes. zum Durchbruch 
gelangten, darf uns nicht abhalten, den Schritt zur Ein­
heitsstrafe zu tun, wo er geboten ist. Neues und Altes 
nebeneinander ist bei einer allmählichen Umgestaltung 

es Rechts nicht zu vermeiden. § 1 ist eine erste Bresche 
aw beKgebr^ ChtF Sf_rafsystem. Sie darf nicht un- 

i,ben‘ Die. Erfahrungen, die w ir mit der Ein- 
hier machen, können für die weitere Arbeit 

an der Strafrechtserneuerurig nur Vorteil bringen.
Staatsanwalt Dr. T h i e m a n n , Posen.

Steuerliche Vergünstigungen und gerichtliche 
Gebührenfreiheit bei Inanspruchnahme einer 
Kapitalabfindung aus Militärversorgungs­

gesetzen
Sowohl das RVersorgG., das die Grundlage bildet für 

d'e , Betre“ un2 der Opfer des Weltkrieges, als auch das 
Wehrmachtsfursorge-Versorgungsgesetz, nach welchem 
die Angehörigen der neuen Wehrmacht und des, gegen­
wärtigen Einsatzes versorgt werden, kennen eine Kapi- 
tahsierung der Versorgungsgebührnisse zum Erwerb eines 
Eigenheims oder zur wirtschaftlichen Stärkung bereits 

a ei^ n e n  Grundbesitzes. Die Inanspruchnahme 
einer solchen Abfindung bietet, abgesehen von der Ver­
günstigung, auf diese Weise einen größeren Teil der 

ersorgungsbezüge in einer Summe im voraus zu er- 
ba„ " ;  v° r, aIIeiP auf, steuerlichem Gebiete eine Reihe 
UvL r w r . 6” ' E)azu kommt eine weitgehende gericht­
liche Gebuhrenfreiheit für die zur Sicherung der Kapital-

,0 r* eschrkb“ “  Srun<lbuchrecht-

I. S t e u e r l i c h e  V e r g ü n s t i g u n g e n  
1. Nach § 3 Ziff. 9 EinkStG. v. 6. Febr. 1938 sind Steuer* 

frei die Kapitalabfmdungen auf Grund der Militärversor- 
gung. Wie von den Versorgungsrenten im allgemeinen,

‘ ) §4 VolksschädlingsVO. ermöglicht eine solche Zu­
sammenfassung nicht. Vgl. auch RG.: DR. 1941,1883 mit 
Anm. von M i t t e l b a c h .  Deshalb kann dort, falls die 
Einzeltaten nur zuchthauswürdig sind, nur auf eine (Ge- 
n ^ Y i  Zuchthausstrafe -  nicht Todesstrafe, wie Sond-
annimm^0hens? ZaGU rt- V_i 18' JuIi 1041. 5 Sond KLs 75/41 anmmmt — erkannt werden. '

) Vgl. G r a u  a. a.O. S.241.

so wird auch von der Kapitalabfindung eine Einkommen­
steuer nicht erhoben.

Ervvirbt ein Kriegsbeschädigter ein Grundstück mit 
,• Kapitalabfindung, so wird gemäß § 8  

u rtrw M G . die G r u n d e r w e r b s t e u e r  nur von dem 
1 eil des Einheitswertes oder des Veräußerungspreises 
erhoben, der den 15fachen Betrag der Kapitalabfindung 
Ubt5^-elgt- Dies giIt auch> soweit die Ehefrau des Be- 
schadigten am Erwerb des Grundstückes beteiligt ist. 
Diese Vorschrift ist auch anzuwenden, wenn Hinterbliebene 
eines Kriegsteilnehmers ein Grundstück mit Hilfe einer 
ihnen bewilligten Kapitalabfindung erwerben. Diese Steuer- 
veigunstigung g ilt aber nur für den E r w e r b  e i nes  
G r u n d s t ü c k e s  mit Hilfe einer Kapitalabfindung. Die 
Vergünstigung kommt n i c h t  in Betracht, wenn die Ka- 
pitalabfindung z u r  w i r t s c h a f t l i c h e n  S t ä r k u n g  
e 1 gtene n G r um d b e s i t z e s  des Kriegsbeschädigten 
S^w /lnt wird. Dies schließt jedoch nicht aus, die Vor- 
schrift im Einzelfall auch dann anzuwenden, wenn die 
Kapitalabfindung z. Z. des .Grundstückserwerbes noch 
ment bewilligt war. Der Grundstückserwerb und die Ge- 
wahiung der Kapitalabfindung müssen aber in zeitlichem 
Zusammenhang stehen. W ird ein mit der Kapitalabfin- 
dung erworbenes Haus veräußert, mit dem Erlöse ein 
neues Haus erworben und mit Genehmigung der Ver- 

die zur Sicherung der Abfindung be­
stellte 1 lypothek von dem alten auf den neuen Grund­
besitz übertragen, so gilt auch der neue, Grundbesitz mit 
der Kapitalabfindung erworben, und es treten für den 
Erwerber die Vergünstigungen des §8  GrErwStG. ein. 
Diese Vergünstigung tr itt auf Antrag auch dann ein, 
wenn dem Kriegsbeschädigten oder den Hinterbliebenen 
von Kriegsteilnehmern eine Kapitalabfindung lediglich 
mangels Mitteln nicht gewährt werden kann. Um die 
Vergünstigung zu erhalten, hat der Antragsteller eine 
Bescheinigung des zuständigen Hauptversorgungsamtes 
vorzulegen, wonach an sich die Voraussetzungen für die 
Gewährung einer Kapitalabfindung vorliegen, daß die­
selbe aber lediglich mangels Mitteln nicht gewährt 
werden kann. Die Steuervergünstigung kommt auch 
denjenigen Personenkreisen zugute, für die die M ilitär- 
versorgungsgesetze analog zur Anwendung kommen, z. B. 
den Kämpfern für die nationale Erhebung, den Kriegs­
personengeschädigten usw.

3. Auch bezüglich der G r u n d s t e u e r  ist nach §30 
urStG. v. 1. Dez. 1936 für die abgefundenen Kriegsbeschä­
digten und Hinterbliebenen eine beachtenswerte Ver- 
günstigung vorgesehen. Der Veranlagung der Steuer­
meßbeträge für Grundbesitz solcher Kriegsbeschädigten 
oder solcher Witwen von Kriegsbeschädigten, die zum 
Erwerb oder zur wirtschaftlichen Stärkung ihres Grund­
besitzes eine Kajntalabfindung erhalten haben, ist der 
uni die Kapitalabfindung verminderte Einheitswert zu­
grunde zu legen. Die Vergünstigung wird aber nur so 
lange gewährt, als die Versorgungsgebührnisse wegen 
der Kapitalabfindung in der gesetzlichen Höhe gekürzt 
werden. Lagen die Voraussetzungen des § 30 GrStG. bei 
einem verstorbenen Kriegsbeschädigten z. Z. seines Todes 
vor und hat seine Witwe das Grundstück ganz oder te il­
weise geerbt, so ist auch der Witwe die Steuervergünsti­
gung zu gewähren, wenn sie in dem Grundstück wohnt. 
Verheiratet sich aber die Witwe, so entfällt die Ver­
günstigung. Ruht ein Teil der Versorgungsgebührnisse 
eines Kriegsbeschädigten wegen eines Einkommens aus 
einer Verwendung im öffentlichen Dienst, so ist die Ver­
günstigung zu gewähren, wenn der zahlbar bleibende 
Teil der Versorgungsgebührnisse wegen der Kapitalabfin- 
dung ganz oder teilweise einbehalten wird. Ist eine er­
haltene Kapitalabfindung zurückgezahlt worden, so daß 
die kajaitalisierte Rente wieder zur Auszahlung kommt, 
dann entfällt die Steuervergünstigung. Die vor dem 
1. Dez. 1923 gewährte Kapitalabfindung wurde nicht auf 
die vom 1. Dez. 1923 ab in Renten- oder Goldmark ge­
währten Gebührnisse angerechnet. Den vor diesem Zeit­
punkt abgefundenen Kriegsbeschädigten werden Versor­
gungsgebührnisse im Hinblick auf die Kapitalabfindung 
nicht mehr gekürzt. Ihnen kann also die Vergünstigung 
auch nicht mehr gewährt werden.

II. G e r i c h t l i c h e  G e b ü h r e n f r e i h e i t  
Nach §84 RVersorgG. sind die Geschäfte der fre iw illi­

gen Gerichtsbarkeit bei der Durchführung der von der

[Deutsches Recht, Wochenausgabe
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Versorgungsbehörde angeordneten oder verlangten Maß­
nahmen zur Verhinderung alsbaldiger Weiterveräußerung 
des Grundstückes oder des an ihm bestehenden Rechtes 
sowie zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungs­
summe kosten- oder stempelfrei. Eine analoge Vorschrift 
enthält auch § 183 WFVG. Als solche Maßnahmen kom­
men hauptsächlich in Frage das auf 5 Jahre beschränkte 
Weiterveräußerungs- und Belastungsverbot des mit der 
Abfindung erworbenen Grundstückes und die Eintragung 
der Sicherungshypothek in Höhe der Kapitalabfindung. 
Daß auch die Löschung dieser Eintragungen nach Weg­
fall der Voraussetzungen unter diese Gebührenfreiheit 
fällt, ist durch zahlreiche Gerichtsentscheidungen an­
erkannt. Auf die den Notaren zukommenden Gebühren 
und Auslagen findet jedoch § 84 RVdrsorgG. keine An­
wendung. M it Rücksicht darauf ist der Versorgungs­
berechtigte hinzuweisen, die angeordneten Eintragungen 
beim Grundbuchamt beurkunden zu lassen.

.. ^ us ,<?en Ausführungen ergibt sich, daß die Vorschriften 
über die Steuerfreiheit der Kapitalabfindung, die Steuer­
vergünstigungen bei dem mit der Kapitalabfindung er- 
worbenen Grundbesitz und die gerichtliche Gebühren­
freiheit so ausgebaut sind, daß die Bezüge auch restlos 
den Abgefundenen zufallen, und nicht ein Teil derselben 
durch Steuern und Gerichtsgebühren wieder den öffent­
lichen Kassen zufließt. ORegR. K ö s t e r ,  Berlin.

■Berichtigung
In dem Aufsatz „Das bürgerliche Recht in den ein- 

gegliederten Ostgebieten", S. 2481 dieses Jahrgangs, ist 
auf.S .2483 gesagt, daß das Erbhofrecht nicht zum Ge­
schäftsbereich des Reichsministers der Justiz gehöre. 
D!fpe.„Angabe beruht, wie der Verfasser des Aufsatzes 
mrtteilt, auf einem Irrtum. Das Erbhofrecht wird feder­
führend vom Reichsminister der Justiz betreut.

M itte ilungen des Reichsrechtsamtes und des NSRB.

Gau Halle-Merseburg
Auf einer Führertagung des Gaues Halle-Merseburg, 

die unter dem Vorsitz des Gauleiters am 27. Okt. 1941 
auf der Burg Wettin stattfand, sprach Gaurechtsamts­
leiter S c h r ö d e r  über das Thema: „Partei und Justiz“ , 
wobei er insbesondere auf die Möglichkeiten hinwies, 
welche der Partei nunmehr durch die Einschaltung des 
Staatsanwalts in Zivilprozeßsachen gegeben sind. Am 
31. Okt. 1941 fand eine Amtswaltertagung der Kreis­
rechtsamtsleiter und der Gaugruppenwalter des NSRB. 
statt, auf welcher die Richtlinien für die kommende Win- 
terarbeit gegeben wurden.

Gau Baden
Am 25. und 26. Okt. 1941 fand der 6. Rechtswahrer- 

Iehrgang im Elsaß in Form eines in Zabern abgehaltenen 
Wochenendkursus statt. Auf diesem Lehrgang sprachen:

JR. Dr. J o s e f  R i m m e l i n ,  Mannheim, über: „Grund­
züge des deutschen Erbhofrechts“ , SenPräs. Dr. R. H u ­
be r ,  Straßburg, über: „Rasse und Recht“  und Gau. 
hauptstellenleiter Pg. Be i z ,  Karlsruhe, über: „Die Neu­
ordnung Europas“ .

Aufbau im Osten
Die Hauptabteilung Berufsbetreuung des NSRB., Abt. 

Arbeitseinsatz, Berlin W 35, Tiergartenstr. 20/21, hat eine 
Sondernummer ihrer Stellenliste herausgegeben, die unter 
dem Stichwort „Aufbau in den deutschen Ostgauen“  eine 
Zusammenstellung von Stellenangeboten aus den Gauen 
Danzig-Westpreußen, Ostpreußen, Wartheland, Nieder­
schlesien und Oberschlesien gibt. Der Rechtswahrer fin ­
det hier ein reiches Betätigungsfeld im Aufbau neuen 
deutschen Lebensraumes. Die Liste wird von der Haupt­
abteilung Berufsbetreuung auf Anfordern kostenlos ab­
gegeben.

Schrifttum
»Rei ch,  V o l k s o r d n u n g ,  Lebe  n s ra u m “ .Zeitschrift 

für völkische Verfassung und Verwaltung. Heraus­
gegeben von StSekr. Dr. W i l h e l m  S t u c k a r t ,  Min- 
Dir. Dr. W e r n e r  Bes t ,  Prof. Dr. R e i n h a r d  H  ö h n , 
G e r h a r d  K l o p f e r  und R u d o l f  Leh ma nn .  I. Bd. 
des l.Jahrg. 1941. Darmstadt. L. C. Wittich Verlag. 
420 S. Preis geb. 21,50 M i  (bei fortlaufendem Bezug 
der Zeitschrift, die dreimal im Jahr erscheint, je Bd.

S t J t ) .

Die Fachzeitschriften des deutschen Rechtsschrifttums 
sind überwiegend dem innerdeutschen Rechtsleben zu- 
gewandt. Diese Begrenzung des Stoffes ist ihre Stärke, 
r " n sie macht die juristischen Fachzeitschriften zu un- 
hfübehrlichen Helfern bei der täglichen Rechtsarbeit. 
e i Ä  die Zeitschriften gelegentlich ihren Blick auch 
e? a 'n die Fremde, so dienen sie damit meist (wie 
g d c h h ' Erörterungen zum internationalen Privatrecht) 
sie erf-'J? dnem innerdeutschen Rechtsbedurfms cxler 
O rienful,en nur ein „nobile officium“  durch beiläufige 

Die ej Ung ihrer Leser.
umspannentschyn V ö l k e r  rechtszeitschnften wiederum 
balls In m m,t ihrem Inhalt die ganze Weite des Erd- 
der V e  hren Spalten finden rechtserhebhche Vorgänge 
einem koll!d-ten  Völkerrechts-„Gemeinschaft“  und a l l e  
obiekt» /  dl,erenden Völkerinteresse ausgesetzten Welt- 
I nft\ Aauch ferne Meere und entlegene Zonen der 
t u n „  eLne g l e i c h e r m a ß e n  l e g i t i m e  B e t r a c h -  
schrift»Mag auch p r a k t i s c h  der Inhalt dieser Zeit- 
und J l *  vorwiegend den uns besonders naheliegenden 

dK t u e l i en Völkerrechtsfragen gewidmet sein, so

ist doch p r o g r a m m a t i s c h  das Feld der deutschen 
Völkerrechtszeitschriften die We l t .

M it der hier angezeigten neuen Zeitschrift tr itt nun im 
deutschen fachwissenschaf fliehen Schrifttum der G r o ß -  
r au m E u r o p a  in die Schranken! Ü b e r g r e i f e n d e  
W e i t e  und  k o n k r e t e  B e g r e n z u n g  geb en  dem 
P r o g r a m m  d e r  Z e i t s c h r i f t d a s  b e s o n d e r e  G e ­
präge.  Die drei Grundthemen „Reich, Volksordnung, 
Lebensraum“ , nach denen die Zeitschrift benannt ist 
werden in den bisher vorliegenden Abhandlungen durch­
weg unter dem Blickpunkt des gesamteuropäischen 
Gemeinschafts- und Verantwortungsbewußtseins erörtert. 
Immer wieder klingt durch die Behandlung der drei 

‘ Themen der Grundton „Europa“  hindurch. Die Zeit­
schrift ist daher in ganz wörtlich zu nehmendem Sinn 
eine S c h r i f t  u n s e r e r  Z e i t ,  nämlich w i s s e n ­
s c h a f t l i c h e  A u s d r u c k s f o r m  des g e g e n w ä r ­
t i g  vom K e r n l a n d  E u r o p a s ,  dem G r o ß d e u t ­
schen Re i c h ,  m e h r  und  m e h r  d i e  ü b r i g e n  
e u r o p ä i s c h e n  V ö l k e r  e r f a s s e n d e n  B e w u ß t ­
se ins  d e r  S c h i c k s a l s g e m e i n s c h a f t  des e u r o ­
p ä i s c he n  K o n t i n e n t s .

Einen in diesem Sinne repräsentativen Auftakt erhält 
die Zeitschrift durch den an die Spitze des vorliegenden 
1. Bandes gestellten Aufsatz von StSekr. Dr. S t u c k a r t  
„Die Neuordnung der Kontinente und d[je Zusammen­
arbeit auf dem Gebiete der Verwaltung“ . Dieser Aufsatz 
gibt den Vortrag wieder, den StSekr. Dr. S t u c k a r t  am
3. April 1941 im Rahmen der Tagung ausländischer 
Rechtswahrer anläßlich der Gründung der Internationalen 
Rechtskammer in Berlin gehalten hat. In dem Vortrag
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führte StSekr. Dr. S t u c k a r t  u. a. aus: „Die Gesamt­
entwicklung Europas in der Gegenwart erfordert kate­
gorisch die großräumige politische und wirtschaftliche 
Neuordnung unseres Kontinents. . . .  Kein Volk kann in 
diesem Raum unabhängig und abgeschlossen von den 
Nachbarn existieren, kein Volk kann es sich auch leisten, 
sich gegen die anderen zu stellen und unter Außeracht­
lassung der gegebenen wirtschaftlichen und politischen 
Verflechtungen eigene Vorteile zu verfolgen“  (S. 5/6 und
S. 27). Auf dieser Grundlage gab StSekr. Dr. S t u c k a r t  
vor den versammelten ausländischen Rechtswahrern die 
Losung aus: „Nicht ein verwaschenes und unklares Völ­
kerrecht soll uns verbinden, sondern ein . . .  . K o n ­
t i n e n t a l r e c h t ' ,  — ein Kontinentalrecht im Sinne eines 
harmonischen Zusammenklanges der nationalen Gesetz­
gebungen!“  (S. 6/7.) M it Recht betonte sodann StSekr. 
Dr. S t uc k  a r t ,  daß die Konzeption einer neuen gesamt­
europäischen Ordnung keine geistigen Berührungspunkte 
mit imperialistischen Zielsetzungen und Gedanken habe. 
„Achtung vor fremder Nationalität und eigenvölkischer 
Selbstentfaltung sind die Grundlagen der neuen und ge­
rechten Ordnung im Leben der Völker. Darüber hinaus 
wird in lebensgerechter Ordnung das Maß einzelstaat­
licher Eigenständigkeit bestimmt werden von der Lei­
stung und dem natürlichen Schwergewicht jedes Glied­
volkes innerhalb der europäischen Völkergemeinschaft. 
In diesem Rahmen wird jede Nation in freier Entfaltung 
ihrer völkischen Kräfte Form und Ausdruck ihres natio­
nalen Lebens bestimmen, ihre Ordnung und ihr art­
eigenes Staatsleben sichern, ihre Arbeits- und W irt­
schaftsleistungen organisieren und ihre kulturellen Güter 
pflegen und weiterentwickeln“  (S. 5). Europa wird also 
eine neue „lebensgerecht gestufte Ordnung“  erhalten 
(S. 6), innerhalb derer die von raumfremden Einflüssen 
unabhängigen europäischen Völker „an der einen großen 
Aufgabe Zusammenarbeiten, die gemeinsamen Lebens­
interessen zu schützen und zu pflegen und das gemein­
same Schicksal zu meistern“  (S. 27L Diese grundsätz­
lichen Ausführungen machte StSekr. Dr. S t u c k a r t  noch 
durch Aufzeigung der Möglichkeiten einer europäischen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der V e r w a l t u n g  an­
schaulich und fruchtbar. Er zeigte, daß „viele Verwal­
tungsprobleme in verschiedenen Ländern die gleichen“  
sind (S. 17) und daß „gleichartige Probleme auch in ver­
schiedenen Ländern, insbesondere innerhalb eines gemein­
samen Lebensraumes, oft gleichartige Lösungen verlan­
gen und vertragen“  (a. a. O.). Bemerkenswert ist in die­
sem Zusammenhang die Feststellung: „Die Unterschiede 
in der praktischen Erfüllung der Aufgaben ergeben sich 
weniger aus der nationalen Eigenart der Völker als viel­
mehr aus der noch nicht überall gleichmäßig entwickel­
ten Intensität in der Erfassung der Probleme und aus 
der Ungleichmäßigkeit der Erfahrungen“  (S. 19). Gleich­
wohl widerrät StSekr. Dr. S t uck  a r t  jedem nur auf 
Gleichförmigkeit bedachten Schematismus und erklärt, 
daß es „nicht mit der Kopie eines in einem anderen 
Staate entwickelten Systems getan“  sei (S. 23), sondern 
daß z. B. die neuen Gedanken und Methoden der Ver- 
waltungs- und Wirtschaftslenkung „in  jedem Lande zu 
besonderen auf den Grundlagen seines Volkstums be­
ruhenden Organisationsformen und Tätigkeitsmerkmalen 
führen müssen“  (a. a. O.). So sind also mit dem Ziel der 
europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ver­

waltung ( ä n d e r w e i s e  v e r s c h i e d e n e  „ a r t e i g e n e  
V e r w a l t u n g s f o r m e n “  durchaus vereinbar (S. 24).

Gleich großem Interesse begegnet die weitere von 
Prof. Dr. H ö h n  beigesteuerte Abhandlung „Großraum­
ordnung und völkisches Rechtsdenken“  (S. 256 ff.). Schon 
die Feststellung, daß der Begriff „Großraum“  „keines­
wegs als politisches P r o g r a m m  entwickelt worden“ 
sei (S. 259), sondern daß sich in ihm bereits „eine neue 
W i r k l i c h k e i t  durchzusetzen“  versuche (a.a. O.), ver­
dient Beachtung. Die geistige Lage Europas, die diesen 
Begriff einen so großen Widerhall finden ließ, kenn­
zeichnet H ö h n  mit dem Satz: „Europa ist sich der un­
natürlichen Schranken eines lebensfremd gewordenen 
territorial abgeschlossenen Staatsgedankens bewußt ge­
worden und strebt nach einer Neuordnung“  (S. 260).

Der besondere Reiz des Beitrags von H ö h n  besteht 
in der Auseinandersetzung mit C a r l  S c h m i t t ,  der ja 
m seiner bekannten Schrift „Völkerrechtliche Großraum­

ordnung mit Interventionsverbot für raumfremde Mächte“  
den Begriff „Großraum“  erstmals rechtlich verwandt und 
damit größte Aufmerksamkeit erregt hat. H ö h n  be­
zeichnet seinen Beitrag auch in einer Fußnote (S. 256) 
ausdrücklich als „Auseinandersetzung“  mit der erwähn­
ten Schrift von Ca r l  Sc h mi t t .  Zunächst untersucht 
H ö h n  die Methode, die C a r l  S c h m i t t  bei seiner Be­
griffsbildung befolgt (S. 265 ff.). Er kommt zu dem Er­
gebnis, daß C a r l  Sc h m i t t  jeweils ein in einer kon­
kreten Situation besonders einleuchtendes Kriterium zum 
Eckpfeiler seiner Begriffe mache und dieses Kriterium 
dann „ins grelle Scheinwerferlicht“  rücke (S. 265). So 
habe er auch den Großraumbegriff rechtlich auf dem 
nur situationsmäßig als besonders wichtig hervortreten­
den Nichtinterventionsprinzip aufgebaut, und darin liege 
das „Bestechende und Zwingende“  seiner Begriffsbildung 
(S. 272/73). Diese Beobachtung ist nicht ohne Interesse. 
S c h m i t t  kämpft in der Tat im Bunde mit der Sug­
gestion des Augenblicks! Er hat ein feines Organ für die 
jeweilige geistige Atmosphäre und spricht oft kraft einer 
Art „medialer Begabung“ , gerade wenn die Zeit dafür 
reif ist, das rechte Wort. Die oft frappante Wirkung der 
Schmi t t schen Formulierungen und Thesen ist mithin 
mehr ein psychologisches als ein juristisches Problem. 
Die von H ö h n  gut beobachtete Schmi t t sche Methode 
verleiht der situationsbedingten konkreten Richtigkeit sei­
ner Argumente oft den trügerischen Glanz einer ewig 
zwingenden Idee. „Und was in schwankender Erscheinung 
schwebt“ , das b e f e s t i g t  S c h m i t t  nicht so sehr „m it 
dauernden Gedanken“ , sondern er e r k l ä r t  es zu einem 
dauernden Gedanken.

Auf diesem Hintergrund ist es verständlich, daß H ö h n  
„schwere Bedenken“  dagegen erhebt, „wenn S c h m i t t  
das Prinzip der Nichtintervention über die konkrete 
Situation hinaus verallgemeinert, es auf eine künftige 
Großraumordnung überträgt und als Grundprinzip eines 
neuen Völkerrechts betrachtet wissen w ill“  (S. 273). Daß 
der Begriff der Nichtintervention nur eine situations­
bedingte Bedeutung hat, verdeutlicht H ö h n  mit folgen­
den Ausführungen: „Das Prinzip der Nichtintervention 
ist sicherlich grundlegend für die Zeit, in der Großräume 
im Entstehen begriffen sind und ihre Existenzgrundlage 
gegen sie bedrohende und in Frage stellende Eingriffe 
sichern müssen. . . .  Sobald aber neue Raumgruppie­
rungen entstanden und anerkannt worden sind, ist die 
Nichtintervention nicht mehr das allein entscheidende 
Kriterium. Sie wandelt sich und sinkt zu einer bloßen 
Voraussetzung oder besser einem Akzessorium herab“  
(a. a. O.). Noch schärfer kommt diese Argumentation in 
folgender Formulierung zum Ausdruck: „Die Situations­
gebundenheit des Prinzips der Nichtintervention als Ab­
wehr und Verteidigungsmittel gegen drohende oder mög­
liche Angriffe in den Bereich des Großraums widerlegt 
dieses Prinzip als Kriterium eines auf dem Großraum­
gedanken beruhenden Völkerrechts in dem Augenblick, in 
dem solche Eingriffe nicht mehr drohen oder nicht mehr 
als drohend empfunden werden“  (S. 275). Wird somit 
„das Nichtinterventionsprinzip im Rahmen einer auf 
Großräumen aufbauenden künftigen Völkerrechtsordnung 
nur als Akzessorium des Großraums, als Mindesterfor­
dernis und Voraussetzung für seine Entstehung betrach­
tet“  (S. 283), so „muß es Aufgabe der Völkerrechts- 
Wissenschaft sein, das Wesen der Großräume einmal 
vo m  B o d e n  d e r  S u b s t a n z  aus  zu erfassen“  
(a. a. O.). M it dieser Forderung, „das Wesen des Groß­
raums als Lebensraum in  s e i n e r  Su b s t a n z  von 
i n n e n  her  zu e n t w i c k e l n “  (S. 287), klingt die an­
regende Studie H o h n s  aus, nicht ohne daß H ö h n  
zuvor als Richtung für die Erfüllung dieser Forderung 
den Hinweis gegeben hat, daß „in der Entstehung groß­
räumiger Vorstellungen und Lebensformen die gleichen 
Grundkräfte wirksam sind, aus denen der National­
sozialismus im eigenen Volk den Neuaufbau vollzogen 
hat“  (S. 286).

Je eine teils rechtsgrundsätzlich, teils geschichtliche 
Abrundung erfährt das Großraum-Thema noch in zwei 
weiteren Abhandlungen der Zeitschrift, nämlich in dem 
Aufsatz „Der Raum als Gestalter der Innen- und Außen­
politik“  von Prof. Dr. H e r b e r t  K r ü g e r  (S. 77ff.) und 
in dem Aufsatz „Reichsverfassung und Großraumverwal­
tung im Altertum“  von Dr. R o g e r  D i e n e r .  Auch der
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eindringliche und gründlich unterrichtende Aufsatz von 
MinDir. Dr. W e r n e r  Bes t  „Die deutsche Militärver­
waltung in Frankreich“  (S. 29 ff.) w irft für das Thema 
„Großraum“  reichen Ertrag ab. M it Recht sagt Best ,  
daß die Erfahrungen, die der bisher weltunkundige 
Deutsche aus unseren gegenwärtig über ganz Europa 
verstreuten Militärverwaltungen gewinnt, für die Lösung 
der künftig an uns herantretenden Großraumprobleme 
sehr wichtig sein werden (S. 75).

Der Raum verbietet es, noch weiter auf den Inhalt des 
Bandes einzugehen. Wenigstens in Form eines Hinweises 
sei aber des lesenswerten und lehrreichen Aufsatzes „Die 
Verwaltung und der Mensch“  von dem in Deutschland 
bestens bekannten Prof. Dr. Z o l t ä n  M a g y a r y  (Bu­
dapest) sowie des für die Lehre von der Amtshaftung 
der Parteiamtsträger recht beachtlichen Aufsatzes „Amts­
haftung und Rechtseinheit“  von Prof. Dr. T h e o d o r  
M a u n z  gedacht.

Alles in allem erweist sich die Zeitschrift als ein 
aktuelles Forum wichtiger Gegenwartsfragen des deut­
schen und europäischen Rechts. Alle Ausführungen stehen 
bei größter wissenschaftlicher Gründlichkeit mitten in 
Zeit und Wirklichkeit.

RA. H e r m a n n  Reuß,  Berlin.

T a s c h e n k a l e n d e r  f ü r  R e c h t s a n w ä l t e ,  Not are  
u n d  P a t e n t a n w ä l t e  1942. Herausgegeben von 
RA. Dr. P e t e r s e n ,  Berlin. Berlin-Leipzig-Wien 1941. 
Deutscher Rechtsverlag GmbH. 304 S.
Der Inhalt des Kalenders ist weiterhin deh Bedürf­

nissen der Praxis angepaßt und auf den neuesten Stand 
gebracht worden.

Für Rechtsanwälte, Notare und Patentanwälte bringt 
der Kalender eine Zusammenstellung der wichtigsten be­
rufsrechtlichen Vorschriften und Gebüllrenbestimmungen, 
die nur von einzelnen Sammelwerken überboten wird. 
Dabei ist er trotz des größeren Kalendariums und des 
völlig veränderten Inhalts nicht umfangreicher geworden, 
sondern ein Taschenkalender geblieben. Der Preis mit 
2,70 3tM ist niedrig gehalten. Die Anschaffung des Ka­
lenders wird den Rechtswahrern empfohlen.

D i v i d e n d e n a b g a b e - V e r o r d n u n g .  Dividenden­
beschränkung, Kapitalberichtigung erläutert von Dr. 
C o n r a d  B ö t t c h e r ,  RA. und Notar, Dr. H e i n z  
M e i l i c k e ,  RA., und F r i e d r i c h  S i i c h e r ,  RA. 
(Vahlens Gelbe Hefte.) Berlin 1941. Verlag Franz Vah- 
len. XII, 188 S. Preis kart. 4,80 XM.
Die Dividendenabgabegesetzgebung, an deren Vorarbei­

ten RA. S i i c h e r  beteiligt war, läßt trotz ihrer sorgfälti­
gen Vorbereitung eine Reihe von Zweifelsfragen offen, 
an deren Lösung dieses 188 Seiten umfassende Werk mit- 
wirken wird. Da die neuen Vorschriften in großem Maße 
die im Anleihestockrecht entwickelten Grundsätze über­
nehmen, kommt dem Buche die besondere Erfahrung zu­
gute, die die Verfasser bei ihrem bekannten Kommentar 
zum Anleihestock gesammelt haben, der in der 3. Aufl. 
in Vahlens Gelben Heften unter dem Titel „Umwand­
lung, Auflösung und Anleihestock“  veröffentlicht ist. 
Audi sonst entspricht der Aufbau des Werkes diesem 
Kommentar, wie dem als 4. Aufl. unter dem Titel „Um ­
wandlung, Verschmelzung und Auflösung“  erschienenen.

Das Buch beginnt mit einem Schrifttumsverzeichnis, an 
das sich die Gesetzestexte der DAV. und l.D AD V., die 
VO. über den Kapitalverkehr und deren 1. DurchfVO. 
anschließen. Dem eigentlichen Kommentar geht eine Ein­
leitung und Übersicht zur DAV. voraus, in der u. a. die 
Dividendenbegrenzung in ihrer geschichtlichen Entwick­
lung, im ausländischen Recht (Italien, Frankreich, Däne­
mark, England, Slowakei, Niederlande) und in der DAV.

Unterkapitalisierung nebst ihren Gründen und die 
Kapitalberichtigung nach der DAV., ihre Tragweite, ihre 
Vorteile, ihr Maß und ihre Bedeutung für die Zukunft 
behandelt werden.

Wie in ihrem Kommentar zur Umwandlungsgesetz­
gebung haben die Verfasser auch hier die Bestimmungen 
uer DurchfVO. im Zusammenhang mit denen der DAV. 
kommentiert. Zur Erleichterung für den Leser ist im 

ext der DurchfVO. vermerkt, bei welchen Paragraphen 
der DAV. die fragliche Vorschrift der l.D A D V . erläutert 
lst> und umgekehrt bei den fraglichen Paragraphen der

DAV. und im Inhaltsverzeichnis, welche Bestimmungen 
deJL UADV. miterörtert werden. Die Anmerkungen sind 
z. T. mit Beispielen versehen, sehr eingehend und zahl­
reich, z. B. zu § 8 DAV. mehr als 162. Enthält die Kom­
mentierung eine größere Zahl von Anmerkungen, ist eine 
Übersicht vorangestellt, die ein schnelleres Finden der 
gesuchten Darlegungen ermöglicht. Die Notwendigkeit 
der Papierersparnis zwang die Verfasser zu einer ihnen 
selbst unerwünschten weitgehenden Verwendung von Ab­
kürzungen. Ein ausführliches Schlagwortverzeichnis be­
endet das Werk, das sich viele Freunde erwerben wird.

RA. und Notar
Dr. iur. et rer. pol. H u g o  D i e t r i c h ,  Berlin.

Prof. Dr. A r t h u r  B r a n d ,  LGPräs. a. D., Mitglied d 
Akademie f. Deutsches Recht: D ie  R e i c h s d i e n s t ­
s t r a f o r d n u n g  (RDStO.) v. 26. Jan. 1937 mit der 
amtlichen Begründung, den Durchführungs- und Er­
gänzungsvorschriften unter besonderer Berücksichti­
gung des Kriegsdienststrafrechts und der für die Ost­
mark, den Sudetengau, das Protektorat Böhmen und 
Mähren und die eingegliederten Ostgebiete ergangenen 
dienststrafrechtlichen Sondervorschriften. Dritte, voll­
ständig neubearb. Aufl. Erste Großdeutsche Aufl. Ber­
lin 1941. Verlag Julius Springer. X, 528 S. Preis geb. 
18 XM.
Der auf dem Gebiet des Beamten- und Beamtendienst­

strafrechts altvertraute Name B r a n d  hat dem vor­
liegenden Kommentar zur RDStO. von Anfang an eine 
so starke Nachfrage gesichert, daß in wenig mehr als 
3 Jahren die ersten beiden Auflagen restlos vergriffen 
waren und das Buch nunmehr als einziges Erläuterungs­
werk zur RDStO. schon in 3. Auflage erschienen ist. 
Diesen Erfolg hat sich das Werk auch  d u r c h  se i ne  
i n h a l t l i c h e n  V o r z ü g e  verdient, und gerade mit 
der gediegenen Neubearbeitung, die die jetzt vorliegende
3. Auflage aufweist, rechtfertigt der Altmeister des Be­
amten- und Beamtendienststrafrechts A r t h u r  B r a n d  
aufs neue den ihm zuteil gewordenen Erfolg. Denn das 
Buch ist in gleicher Weise ein treuer Übermittler alten 
dienststrafrechtlichen Wissensgutes, wie es auch ein stets 
zuverlässiger und zeitnaher Berater in allen Fragen ist 
die sich erst aus der z. T. andersartigen Rechtsentwick­
lung der jüngsten Vergangenheit ergeben haben oder 
sich gar erst aus der noch in stetem Fluß befindlichen 
gegenwärtigen Rechtslage ergeben. In der zuletzt ge­
nannten Hinsicht werden es die Benutzer des Werkes 
besonders zu danken wissen, daß B r a n d  sich in der 
neuen Auflage auch eindringlich mit dem für die Gegen­
wart und nächste Zukunft besonders bedeutsamen Kriegs­
dienststrafrecht befaßt. Die Einarbeitung der auf dienst- 
strafrechtlichem Gebiet erlassenen Sondervorschriften für 
die Ostmark, den Sudetengau, das Protektorat Böhmen 
und Mähren und die eingegliederten Ostgebiete macht 
das im Altreich bestens eingeführte Werk nun auch in 
allen hinzugekommenen Gebieten des Großdeutschen 
Reiches verwendbar. Die Zeitnähe der vorliegenden 
Auflage ist wohl am eindrucksvollsten daraus zu ersehen, 
daß B r a n d  (wenn auch nur durch Textabdruck im 
Anhang) sogar schon den Erlaß des Führers über die 
Errichtung des RVerwG. v. 3. April 1941 (RGBl. I, 201) 
und die l.V O . zur Durchführung und Ergänzung dieses 
Erlasses v. 29. April 1941 (RGBl. I, 224) berücksichtigt 
hat. Nicht minder aktuell ist das Buch in der Anführung 
und Verarbeitung der neuesten höchstrichterlichen Recht­
sprechung und des dienststrafrechtlichen Schrifttums. 
Selbst wissenschaftliche Abhandlungen, die an entlegener 
Stelle veröffentlicht worden sind, hat B r a n d  gewissen­
haft in der neuen Auflage seines Kommentars berück­
sichtigt.

Bei einem Autor von den mehr als vier Jahrzehnte 
langen dienststrafrechtlichen Erfahrungen B r a n d s  ist 
man auch für kritische Ausführungen dankbar, mit denen 
eine Steuerung der Rechtsentwicklung versucht wird. 
Das g ilt z. B. von dem auf S. 131 (Ziff. 4) zum Ausdruck 
gebrachten Bedauern über die Abschaffung der „Straf­
versetzung“ . M it Recht sagt B r a n d ,  daß 'das Fehlen 
dieser glücklich abgestuften Strafart zwischen den ver- 
mögensrechttich gearteten Dienststrafen der Geldbuße 
und Gehaltskürzung sowie der Strafe der Entfernung 
aus dem Dienst für den Dienststrafrichter, dem oft die
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Strafe der Gehaltskürzung nicht ausreichend erscheinen 
werde, eine Versuchung bedeute, in Fällen, die er sonst 
durch Ausspruch der Strafversetzung für angemessen 
gesühnt angesehen hätte, nunmehr gleich zur schwersten 
Strafe der Entfernung aus dem Dienst zu greifen. Auch 
dem von B r a n d  auf S. 322 (Ziff. 9 a. E.) ausgesproche­
nen Bedauern über die Unmöglichkeit, den Hinterblie­
benen eines zur Dienstentlassung verurteilten Beamten in 
dem Urteil für den Fall seines Todes ihr Anrecht auf 
die Hinterbliebenenbezüge vorzubehalten, kann man nur 
beipflichten. Das gleiche g ilt von der berechtigten Kri­
tik, die B r a n d  S. 263 mitten an dem Ausschluß des 
Verteidigers im „Untersuchungs“ -Abschnitt des Dienst­
strafverfahrens übt.

Diese vielfältigen Vorzüge des B r and sehen Kommen­
tars werden sicher auch der neuen Auflage zu den alten 
zahlreiche neue Freunde gewinnen.

RA. H e r m a n n  Re u ß ,  Berlin.

Dr. iur. G e o r g  R o e b e r ,  Fachgruppenleiter in der 
Reichsfilmkammer, Mitglied des Filmrechtsausschusses 
der Akademie für Deutsches Recht: A r b e i t s r e c h t ­
l i c h e  F i l m  V o r s c h r i f t e n .  Sammlung der einschlä­
gigen Vorschriften mit Einführung, Erläuterungen und 
Hinweisen nach dem jeweils geltenden Stande. (Schrif­
tenreihe der Reichsfilmkammer Bd. 3/4.) Loseblattaus­
gabe. Berlin 1941. Verlag Max Hesse. 370 S. Preis 
11,50 3tM.
Die Herausgabe dieser Sammlung verfolgt den Zweck, 

durch eine Zusammenfassung aller arbeitsrechtlichen Son­
dervorschriften des Filmwesens jedem, der sich beruf­
lich mit Vorgängen und Fragen des Filmarbeitsrechts 
befaßt, die Möglichkeit einer schnellen und vollstän-. 
digen Orientierung auf diesem Gebiete zu geben.

Die Sammlung ist in drei Hauptteile gegliedert. Der 
erste Teil bringt eine Einführung in Begriffe und Quellen 
des Filmarbeitsrechts, in die Betriebsorganisation, die 
verschiedenen Gefolgschaftsgruppen und in Schrifttum 
und Rechtsprechung. Ein kurzer zweiter Teil gibt eine 
Zusammenstellung der verschiedenen für das Filmwesen 
wichtigen Behörden und Stellen mit ihren Anschriften. 
Dann fo lgt als Hauptteil der Wortlaut der arbeitsrecht­
lichen Fifmvorschriften. Diese sind gegliedert in 1. Ge­
setze, Verordnungen, Anordnungen, Erlasse; 2. Tarif­
ordnungen, Richtlinien und Anordnungen der Reichstreu­
händer; 3. berufsständische Regelungen (insbesondere 
Anordnungen der Reichsfilmkammer und Vertragsmuster). 
Dabei sind die Gesetze usw. selbst wieder nach sach­
lichen Gesichtspunkten geordnet. Als Besonderheiten des 
Filmarbeitsrechts treten dabei immer wieder in Erschei­
nung: die besondere Gestaltung und Beschränkung des 
Anspruchs auf Beschäftigung, der besondere Arbeits­
schutz und die besondere Bedeutung der berufsstän­
dischen Regelungen für die einzelnen Tätigkeiten bei der 
Filmherstellung und der Filmdurchführung.

Eine besondere Schwierigkeit solcher Zusammenfassung 
von arbeitsrechtlichen Sondervorschriften bereitet jedes­
mal die Frage, wieweit gleichzeitig die allgemeinen 
arbeitsrechtlichen Vorschriften berücksichtigt werden 
müssen. Abgesehen davon, daß diese allgemeinen Vor­
schriften immer da eingreifen, wo keine lückenlose 
Sonderregelung vorliegt, können zahlreiche Sonderbe­
stimmungen nur aus der Kenntnis der Gesamtregelung 
verstanden und im Zusammenhang mit ihr angewandt 
werden. Aus diesen Gründen hat Verfasser z. B. die Vor­
schriften des JugSchG. und wichtige Vorschriften des 
Betriebsschutzes vollständig aufgenommen, während er 
naturgemäß im übrigen zu weiten Gebieten auf das all­
gemeine Arbeitsrecht verweisen mußte.

Das Werk vermittelt einen klaren Gesamtüberblick 
über die_ Eigenart des Filmarbeitsrechts und ermöglicht 
durch seine übersichtliche Gliederung und die über eine 
reine Textsammlung durchaus hinausgehende Bearbei­
tung eine rasche Unterrichtung über alle wichtigen 
Einzelfragen.

Prof. Dr. W. S i c h e r t ,  Berlin.
%

G e w e r b e o r d n u n g  für das Deutsche Reich nebst den 
wichtigsten arbeitsrechtlichen, gewerbepolizeilichen und

wirtschaftsrechtlichen Gesetzen und Verordnungen. Text­
ausgabe mit kurzen Anmerkungen und Sachverzeichnis. 
31. Aufl. nach dem Stand vom 1. Juli 1941 (Loseblatt­
ausgabe). München und Berlin 1941. Ö. H. Beck’sche 
Verlagsbuchhandlung. XX, 493 S. Preis 5,50 3tM.

E i n s a t z - W e h r m a c h t g e b ü h r n i s g e s e t z m i t  sämt­
lichen Durchführungsbestimmungen, der Einsatzabfin­
dung für Gefolgschaftsmitglieder und den Zahlungs­
vorschriften für die besetzten Gebiete. Erläutert von 
intendanturrat Dr. K ö ß l e r ,  im Oberkommando des 
Heeres. 3. Aufl. (Brandstetter-Hoffmann, Handbuch des 
Wehrrecht, Teilausgabe.) Berlin 1941. Carl Heymanns 
Verlag. VIII, 187 S. Preis brosch. 3,60 M l.

Aus Zeitschriften
Strafrecht
Sch i n n e r e r ,  Die deutsche Jugendstrafrechtspflege im 
Protektorat Böhmen und Mähren: Das Junge Deutsch­
land 1941, 279.

Strafverfahrensrecht
S c h w i n g e ,  Identität der Tat im Sinne der Strafprozeß­
ordnung: DJ. 1941,1063.
N i e d e r r e u t h e r ,  Der gesetzliche Vertreter im Straf­
verfahren: DJ. 1941,1048.
Steuerrecht
W a g n e r ,  Der steuerliche Wohnsitzbegriff. Eine Über­
sicht auf Grund der Rechtsprechung des Reichsfinanz­
hofs: RVerwBI. 1941, 614 f.
B ö t t c h e r ,  Zur Auslegung von §13 der Dividenden- 

abgabeVO.: SozPrax. 1941, 840 f.

Preisrecht
H u e b e r ,  Grundstücksverkauf und Spekulation: DJ. 
1941,1029.

Im Anschluß an RG., Urt. v. 30. Jan. 1941 — DR. 1941, 
1093 — prüft Verf., wer bei einem Grundstückskauf spe­
kulieren könne, der Käufer oder der Verkäufer. Er kommt 
zu dem Ergebnis, daß es dem Verkäufer, der wegen der 
Preisbindung nicht spekulieren könne, freistehen muß, 
ob er zu dem vom Preiskommissar festgesetzten Preise 
verkaufen w ill oder nicht (vgl. indessen F r i e m a n n :  
DR. 1941,1121, insbes. 1123).

K n o e t z s c h ,  Preisbildung und Grundstücksversteige­
rung. Zur VO. über die Behandlung von Geboten in def 
Zwangsversteigerung: RdRN. 1941, 505f.
M a r t z l o f f ,  Die Vorschriften zur Preisbildung im Kriege: 
Nat. Wirtsch. 1941, 265.

Devisenrecht
Eh l e r s ,  Die Vereinfachung der technischen Abwicklung 
des Genehmigungsverfahrens: DevArch. 1941, 953.

Der Aufsatz erläutert in zweckmäßiger Form Art und 
Aufgaben der formularmäßigen Erledigung auf dem Ge­
biete der Devisenbewirtschaftung und macht deutlich, 
daß Formulare gelegentlich auch segensreich und arbeits­
sparend wirken können.

Verkehrsrecht
B a u e r r e i ß ,  Europäisches Kraftfahrrecht: DR. 1941,986f.
W e i g e l t ,  Die Berufsfahrerversicherung nach dem neuen 
AKB.: RVerwBI. 1941, 623f.
F i n g e r ,  Haftung der Eisenbahn und Straßenbahn für 
vom Reisenden mitgeführte Gegenstände: AkadZ. 1941, 
315.

Beamtenrecht
F i s c h b a c h ,  Das dritte Gesetz zur Änderung des Deut­
schen Beamtengesetzes vom 2LO kt. 1941 (RGBl. I, 646): 
Deutsche Verwaltung 1941, 395 f.

Z e c k ,  Die beamtenrechtlichen Auswirkungen der Er­
richtung des Reichsverwaltungsgerichts: Deutsche Ver­
waltung 1941, 403 f.



Rechtsprechung 265711. Jahrgang 1941 Heft 51/52]

Rechtsprechung
Nachdruck der Entscheidungen nur auszugsweise und mit genauer Quellenangabe gestattet 

[** Abdruck in dei amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — ^ Anmerkung]

Bechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
aus dem Strafrecht S. 2658ff .  N r. 4, 6, 7, 9 ,1 2 ,1 3 ; Handelsrecht S. 2674 N r. 22 ; Arbeitsrecht S. 2685 Nr. 33

Strafrecht

** 1. RG. — § 67 Abs. 4 StGB. Beginn der Verjährung. 
Straffreiheitsgesetze sind nur anwendbar, wenn nicht nur 
das schuldhafte Verhalten des Täters, sondern auch die von 
ihm gewollten Folgen vor dein Stichtag des Gesetzes liegen. 
Dieser Grundsatz ist aber nicht auf Folgen auszudehnen, 
die nur durch das fahrlässige Unterlassen des Täters ver­
ursacht, also von seinem Willen nicht umfaßt sind.

Im Nov. 1938 hatte der Angeld., ein Ofensetzer, auf 
Bestellung des H. durch einen inzwischen gefallenen 
Gesellen einen Ofen setzen lassen. Der Geselle hatte den 
Ofen mit dem Schornstein durch ein eisernes Rohr ver­
bunden, das, um den Anschluß an den Schornstein zu 
erreichen in einem Knick von 120° in die Höhe geführt 
war. Am Knick war das Rohr bis Nov. 1939 zu etwa 
75o/0 verrußt. Infolgedessen drangen in der Nacht zum 
29. Nov. 1939 Kohlenoxydgase in ein Zimmer, in dem 
zwei Mädchen schliefen. Diese wurden dadurch getötet. 
Noch im Jahre 1938 war dem Angekl. von Frau H. 
fernmündlich mitgeteilt worden, daß der Ofen schlecht 
brenne. Er riet ihr darauf, den angesammelten Stick- 
Stoff durch Strohfeuer zu vertreiben. Bis zum Unfall 
hat der Angekl. nichts mehr vom schlechten Brennen 
des Ofens gehört. Das LG. hat den Angekl. wegen fahr­
lässiger Tötung zu drei Monaten Gefängnis veruiteilt. 
9 er Angekl. hatte den Ofen überprüfen müssen, da bei 
der Arbeit baupolizeiliche Vorschriften zu beachten ge­
wesen seien, die der Gehilfe nicht gekannt habe.

Da der Angekl. nach Ansicht des LG. V°IJ_ 9 C"
seilen eine das Leben von Menschen gefährdende An­
lage hatte errichten lassen, traf ihn die Pflicht, die Ge­
fahrenquelle zu beseitigen. Daß er dies nicht tat, be­
deutet eine Fahrlässigkeit. Nach dem Gnadcner aß des 
Führers und Reichskanzlers für die Zivilbevölkerung 
l:  9-Sept. 1939 (RGBl. 1, 1753) § 3 Abs. 1 Nr 3 wäre das 
Strafverfahren einzustellen, wenn der Angekl. seine Zu- 
WiderhiinrU.,.,™ __  a —  1/1 c-rvf 1Q3Q (v&\. S 4) „De-• i - ltiuicn einzusxeiien, wenn uu * ,
Widerhandlung vor dem 14. Sept. 1939 (vgl. § 4) ,,be­
rg e n “  hätte. Für die Frage der Verjährung ist es 
Wr»gi. wann eine Verfehlung i. S. des § 67 Abs 
otGB. begangen ist, ob (auf vorliegenden Fall ubert a 

mit Her Ofenanlage als
tGB. begangen ist, ob (auf vorliegenden Fall n iert a 
;.en) mit dem fehlerhaften Setzen der °fenan age a s 
■mem Vergehen gegen 8 330 StGB, so RGSt 9 156) 
'der mit RGSt. 26, 261 und
“ wm Vergehen gegen 8 330 StGB, (so kuou j ,
’ er mit der Kohlengasvcrgiftung (so RGSt. 26, - un" 
^uerdmgs anscheinend noch RGSt. 62, 419 Mi _). ■

'lingestellt bleiben, ob an dieser Ansicht fest- 
ist. Befremdlich wäre es jedenfalls, wenn (wie

S  r i eÄ n, . Mei" u" i  « ä K S  Zeitraum
¡¡„der letzten Meinung anzunehmen wäre) die ra r

achSHBrandstiftunK U-U- in einem lan,geren J Äer vdem schuldhaften Verhalten verjähren wurde als 
iner i SatzIiche Mord. Bei der fahrlässigen Verletzung 
it) ha1nrieigePflicht ¡m Devisenrecht (einer Daumstraf- 
arauf (lder erk- Sen. schon in seinem Urt. RGSt 75,34 
er Zeit ngewiese'b daß die Verjährung led!mfal s '  " 
>ine « ian beginnen müsse, von der ab der Tater ohne 
-me Schuld seine Pflicht nicht mehr im Gedächtnis 
= ( ,V nif di™n, z iS p J rt seine M M M  auf- 

( gl- RGst. g 158), er daher späterhin die Ta 
mehr t . _’ .. i-- /-u, 1« rlprnrticrp" p“ ,,orNit 9 1581, er daner spaicwim

ter n ehr...»begangen“  habe. Ob in derartigen Fallen 
..„i Umständen die Verjährungsfrist schon früher ver- 
icben sem kann, als der Erfolg der Handlung eintr.tt 

8 r « dahitigegtejit bleiben. Für die Anwendbarkeit
d Straffreiheitsgesetzen ist in der Rechtsprechung an-
f " nt> daß nicht nur das schuldhafte Verhalten des 
ers> sondern auch die von ihm gewollten Folgen vor

dem Stichtag des Gesetzes liegen müssen (vgl. RGSt. 
71, 64 =  JW. 1937, 1829106). Diesen Grundsatz auch auf 
Folgen auszudehnen, die nur durch das bloß fahrlässige 
Unterlassen des Täters verursacht, also von seinem Wil­
len nicht umfaßt sind, hält der Senat nicht für angängig. 
Diese dem Angekl. günstige Auffassung muß für die 
Auslegung des Führererlasses um so mehr gelten, als 
sein Ziel dahin geht, im Interesse der Volksgemeinschaft 
verhältnismäßig leichte Verfehlungen von der Strafver­
folgung auszunehmen (vgl. RGSt. 75, 156 =  DR. 1941, 
1403’).

In Anwendung dieser Grundsätze muß, da 'eine Frei­
sprechung nach der Sachlage zur Zeit nicht in Betracht 
kommt, das Verfahren auf Grund des Gnadenerlasses 
eingestellt werden. Im Nov. 1938 hatte der Angekl. fahr­
lässig gehandelt, indem er die Anlage errichten ließ, 
ohne seinen Gesellen über die baupolizeilichen Vor­
schriften zu unterrichten. Er handelte weiterhin fahr­
lässig dadurch, daß er die gefährliche Anlage nicht be­
sichtigte und ihre Mängel nicht beseitigte. Diese Unter­
lassung konnte aber nur so lange noch fahrlässig sein, 
als der Angekl. die Sache nach verständiger Lebens­
erfahrung noch im Gedächtnis haben konnte und mußte.

Dies traf jedenfalls zu auf die Zeit des fernmünd­
lichen Anrufs der Frau H. Es traf aber nicht mehr zu 
auf die vielen Monate bis zum Stichtag v. 14. Sept. 1939; 
dies um so weniger, als der Angekl. nach seinem Be­
scheid an Frau H. nichts mehr von der Sache gehört 
hatte und deshalb annehmen konnte, die Heizung sei in 
Ordnung. Das LG. stellt auch fest, daß der Angekl. bei 
der am 29. Dez. 1939 erfolgten polizeilichen Vernehmung 
sich nicht mehr habe entsinnen können, ob er die Arbeit 
seinerzeit überprüft habe oder nicht. Ein Fortdauern des 
schuldhaften Verhaltens über den Stichtag des Gnaden­
erlasses v. 9. Sept. 1939 hinaus ist danach nicht anzu­
nehmen. Auch dessen sonstigen Voraussetzungen sind 
gegeben.
~ (RG., 4. StrSen. v. 8. Aug. 1941. 4 D 207/41.) [He.]

*
2. RG. — §74 StGB.; Gnadenerlaß v. 1. Sept. 1939. 

Beim Zusammentreffen einer beim Inkrafttreten des Gna­
denerlasses bereits rechtskräftigen Strafe von sechs Mo­
naten Gefängnis mit Strafen, die in anderen, in diesem 
Zeitpunkt anhängigen Verfahren erst zu erwarten waren, 
ist die Frage, ob und inwieweit Erlaß bzw. Niederschla­
gung eingetreten ist, getrennt zu prüfen.

B. ist verurteilt worden:
1. wegen Betrugs in drei Fällen, in einem Falle in Tat­

einheit mit Unterschlagung, begangen im August 1937 
und im Januar 1938, durch Urteil des LG. Hirschberg i. R. 
v. 12. Jan. 1939, das am 19. Jan. 1939 Rechtskraft erlangt 
hat, zu einer Gesamtstrafe von sechs Monaten Gefängnis 
unter Anrechnung von zwei Monaten Untersuchungshaft;

2. wegen eines im September 1938 begangenen Be­
trugs durch Urteil des AG. Wurzen ,v. 24. Juni 1940, das 
am 1. Juli 1940 Rechtskraft erlangt liat, zu fünf Monaten 
Gefängnis, die mit der Strafe zu 1 unter entsprechender 
Anrechnung von zwei Monaten Untersuchungshaft zu 
einer Gesamtstrafe von zehn Monaten Gefängnis vereinigt 
worden sind;

3. wegen dreier in der Zeit von Ende 1936 bis Mai 1938 
begangener Betrugsfälle durch BU. des LG. Frankfurt 
(Oder) v. 19. Dez. 1940, das an demselben Tage Rechts­
kraft erlangt hat, zu einer Gesamtstrafe von neun Mona­
ten Gefängnis.

333
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Durch Beschluß des AG. Fürstenwalde v. 27. März 1941 
ist aus den zu 1 bis 3 angeführten Strafen eine Gesamt­
strafe von einem Jahr sechs Monaten Gefängnis gebildet 
worden, und zwar wiederum unter Anrechnung von zwei 
Monaten Untersuchungshaft. Der Beschluß hat am 
14. April 1941 mit dem Ablauf der Beschwerdefrist Rechts­
kraft erlangt.

Der Oberreichsanwalt hat gegen das Urteil des AG. 
n-i!Tzen V; Jun* 1^40 bzgl. des Ausspruchs über die 
Bildung einer Gesamtstrafe und die Anrechnung von Un­
tersuchungshaft sowie gegen den Beschluß des AG Für­
stenwalde v 27. März 1941 gemäß §34 ZVO. die Nich­
tigkeitsbeschwerde eingelegt und beantragt, ohne Haupt- 
Verhandlung durch Beschluß zu entscheiden.

Die in diesen beiden Erkenntnissen erfolgte Bildung 
einer Gesamtstrafe ist insofern rechtlich zu beanstanden, 
als die vom LG. Hirschberg i. R. am 12. Jan. 1939 er­
kannte und am 19. Jan. 1939 rechtskräftig gewordene Ge­
samtstrafe von sechs Monaten Gefängnis in eine neue 
Gesamtstrafe einbezogen worden ist. Die vom LG H. 
ausgeworfene Strafe ist durch §2 des Gnadenerlasses für 
die Wehrmacht v. l.Sept. 1939 erlassen, da B. seit dem 
29. Aug. 1939 der Wehrmacht angehört.

Die Bildung einer Gesamtstrafe (vgl. § 2 Abs. 3 Satz 2 
des Gnadenerlasses v. l.Sept. 1939) war ausgeschlossen, 
da die beiden anderen Verfahren (Z. 2 und 3) beim In- 
kratttreten des Gnadenerlasses noch nicht durch Urteil er- 
ledigt, sondern noch anhängig waren (vgl. § 5 Abs. 1 des 

Oer Straferlaß bzgl. der Strafe unter 
Ziff. 1 ist mit dem Inkrafttreten des Gnadenerlasses einge- 
treten. Beim Zusammentreten einer beim Inkrafttreten des 
Gnadenerlasses bereits rechtskräftigen Strafe von sechs 
Monaten Gefängnis mit Strafen, die in anderen, in die­
sem Zeitpunkt anhängigen Verfahren erst zu erwarten 
waren, ist die Frage, ob und inwieweit Erlaß bzw Nie­
derschlagung eingetreten ist, getrennt zu prüfen.

D «  Standpunkt entspricht der bisherigen zu den 
StraffreihG. v. 7. Aug. 1934 und 30. April 1938 ero-an- 
genen Rspr. (vgl. 2 D 75/35 v. 11. März 1935: JW. 1935, 
2137,3; 3 D 276/35 v. 27. Mai 1935: JW. 1935 2975*0- 
DRZ.1935 Nr. 427; ferner die nicht veröffentlichten Ent- 
scheidungen 4 D 1370/34 v. 4. Jan. 1935, 1 D 1513/34 vom 
-.6. Febr. 1935, 1 D 1212/34 v. 7. Juni 1935; auch S c h ä - 

D j - . 1934> ! 050 (zu 3) und 1285 (zu 1). Der Senat 
halt an dieser Rspr. fest; es haben ihm auch die Erörte­
rungen in der Entscheidung RGSt. 75, 152 ff., insbes. 157 
am Ende, keinen Anlaß gegeben, davon abzugehen.

Hiernach sind das Urteil des AG. W. v. 24. Juni 1940 
soweit in ihm auf eine Gesamtstrafe erkannt worden ist' 
und der Beschluß des AG. F. v. 27. März 1941 wegen feh­
lerhafter Rechtsanwendung auf die festgestellten’ Tatsa­
chen ungerecht.
0, ( RG-> 4. StrSen., Beschl. v. lö.Sept. 1941, C 375/41 (4StS 
20/41.) [He.]

* **

** RG- ~  ß .]9 S*GB- Es ist unzulässig, eine Gesamt­
strafe aus Urteden deutscher Gerichte und Urteilen von 
Protektoratsgerichten zu bilden.

Das Sondergericht hat den Angeld, wegen eines Ver­
brechens gegen den § 2 VolksschädlVO. unter Einrech­
nung einer von dem Strafkreisgericht in Brünn aus­
gesprochenen Strafe von sechs Monaten schweren Ker­
kers u.a. zu einer Gesamtstrafe von drei Jahren zwei 
Monaten Zuchthaus verurteilt.

Die Voraussetzungen für die Bildung einer Gesamt­
strafe hegen nicht vor. Das dem Urteil des Sonder- 
gerichts in Brunn Zugrunde liegende Verbrechen gegen 
die VolksschädlVO. hat der Angekl. am 7. Sept. 1940 also 
erst nach seiner Verurteilung durch das Strafkreisgericht 
m Brunn v. 4. März 1939, begangen. Schon aus diesem 
Grunde kommt die Bildung einer Gesamtstrafe nicht in 
Frage (§ 79 StGB.). Sie ist im vorliegenden Fall auch 
aus einem anderen Grund unzulässig. Die Trennung der 
deutschen Gerichtsbarkeit von der des Protektorates 
Böhmen und Mähren, wie sie durch die VO. über die 
deutsche Gerichtsbarkeit im Protektorat Böhmen und 
Mahren v. 1 4  April 1939 (RGBl. I, 752) und durch die 
vu . Uber die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit im Pro-

tektorat Böhmen und Mähren v. 14. April 1939 (RGBl. I 
eingeführt worden ist, verbietet es, aus Urteilen’ 

deutscher Gerichte und Urteilen von Protektoratsgerich­
ten eine Gesamtstrafe zu bilden.

[3 StS 24/41] J"86" ' ’ BeSChL V‘ R  Juli 1941> 3 C 347/41 
<= RGSt. 75, 256.)

** 4. RG. — §§ 123, 139 a, 330 c, 340, 359 StGB.
1. Ein Sfraßenbahnschaffner im Dienst des öffentlichen 

Verkehrsunfernehmens einer Stadt hat die Stellung eines 
Beamten im strafrechtlichen Sinn.
„ . 2\ Gausfriedensbruch kann auch durch widerrechtliches 
Eindringen in einen Straßenbahnwagen begangen werden 
oder durch unbefugtes Verweilen in Wagen trotz der 
Aufforderung des Berechtigten zum Verlassen; der Schaff- 
ner daif aber das Verlassen des Wagens nicht erzwingen, 
solange der Zug in Fahrt ist.

3. Als Verkehrsunfall i. S. §139a StGB, ist jedes Er­
eignis anzusehen, das mit dem Verkehr und seinen Ge­
fahren im ursächlichen Zusammenhang steht und zur Ver­
letzung eines Menschen oder zur Beschädigung einer 
Sache geführt hat. Der Sturz eines Fahrgastes aus der 
fahrenden Straßenbahn ist ein Verkehrsunfall i. S. §139a 
StGB, auch dann, wenn er von einem anderen vorsätzlich 
herbeigeführt worden ist. f )
, Angekl. ist seit Jahren Straßenbahnschaffner bei 

der Berliner Verkehrsgesellschaft. Am 30. Sept. 1940 war 
er als Schaffner auf dem zweiten Anhängewagen eines 
Straßenbahnzuges eingeteilt, der gegen 17 Uhr in der - 
o-'m Uin^  na(dl Weißensee fuhr. Der Wagenzug war über- 
a ii ,ko.nnteT, an der Haltestelle Jostystraße/Prenzlauer 
Allee keine Fahrgäste mehr aufnehmen und hielt deshalb 
auch dort nicht an. Der Maschinenarbeiter B. war gleich­
wohl aufgesprungen. Während der Wagenzug in langsa- 
mer Fahrt in die Prenzlauer Allee einbog, forderte der 
Angekl. den B. zum Absteigen auf und gab, weil B 
wahrend der Fahrt nicht absteigen konnte, das Zeichen 
zum Halten. Noch ehe der Wagenzug aber zum Halten ge­
kommen war, stürzte der Angekl. sich unter Flüchen und 
Schimpfworten auf B. und suchte ihn von der Plattform 
zu drängen; das gelang ihm nicht, weil B. sich festhielt. 
Der Angekl. trat darauf B. in die Kniekehlen und in 
das Gesäß. B. stürzte infolge des heftigen Stoßes von 
der I lattform auf die Hecke, die dort den eigenen Stra­
ßenbahnkörper abgrenzt, und schlug mit dem Hinterkopf 
auf den steinigen Gleiskörper auf. Er erlitt Prellungen 
und eine Gehirnerschütterung. Der Angekl. sah, daß B. 
regungslos liegenblieb, er gab aber sofort das Zeichen 
zur Weiterfahrt, und der Wagenzug, der inzwischen zum 
Halten gekommen war, setzte die Fahrt fort.

Die StrK. hat den Angekl. wegen „gefährlicher“  Kör­
perverletzung im Amte und wegen Unterlassung der Hilfe­
leistung in Tateinheit mit Flucht nach einem Verkehrs­
unfall zu einer Gesamtgefängnisstrafe verurteilt. Die Rev. 
hat keinen Erfolg.

Der BeschwF. wendet sich dagegen, daß er als Be­
amter i. S. der §§340, 359 StGB, betrachtet worden ist. 
Die StrK. hat jedoch festgestellt, daß die Berliner Ver­
kehrsgesellschaft kein privatwirtschaftliches Unternehmen, 
sondern ein von der Stadt Berlin zur Erfüllung öffentlich- 
rechtlicher Aufgaben betriebenes und im Eigentum der 
Stadt Berlin stehendes Unternehmen ist. Dem Angekl. als 
Straßenbahnangestellten habe obgelegen, im Betrieb der 
Straßenbahn die Stadt Berlin gegenüber den Fahrgästen 
in seinem Wagen zu vertreten, d. h. die Fahrpreise zu be­
rechnen und einzuziehen und in seinem Dienstbereich für 
die ordnungsmäßige Abwicklung des Verkehrs nach Maß­
gabe der Dienstanweisungen zu sorgen. Dabei sei ihm 
auch das Recht eingeräumt gewesen, den Fahrgästen Wei­
sungen zu erteilen, die diese zu befolgen hatten. Die Rev. 
bekämpft diese Ausführungen ohne Erfolg. Sie stehen im 
Einklang mit den gesetzlichen Vorschriften zur Regelung 
des Betriebes von Straßenbahnunternehmungen, die im 
Gesetz über die Beförderung von Personen zu Lande vom 
4. Dez. 1934 und 6. Dez. 1937 (RGBl. I, 1329 u 13B1) in 
der VO über den Bau und Betrieb von Straßenbahnen 
v. 13. Nov. 193/ (RGBl. I, 1—47) und in den Ausfüh-
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rungsbestimmungen des RVerkM. zu dieser VO. vom
26. Marz 1938 (RVerkBl. B. 59) enthalten sind. In § 43 
der VO. und § 143 der Ausführungsbestimmungen findet 
namentlich das Recht des Straßenbahnschaffners seine 
Grundlage, den Fahrgästen zur Aufrechterhaltung eines 
geordneten Verkehrs Weisungen zu erteilen und den 
Fahrgast, der der Weisung nicht folgt, von der Weiter­
fahrt auszuschließen. Die damit dem Straßenbahnschaffner 
durch Gesetz und Dienstanweisung eingeräumten Befug­
nisse im Dienste des öffentlichen Verkehrsunternehmens 
der Stadt lassen keinen Zweifel daran, daß ihm die Stel­
lung eines Beamten im strafrechtlichen Sinne zukommt. 
Das ist auch in der Rspr. des RG. anerkannt (RGUrt. 4 D 
29/35 v. 5. Febr. 1935: JW. 1935, 2433“ ; 5 D 72/41 vom
27. März 1941: DR. 1941, 12867).

Die StrK. hat die Mißhandlung des B. durch den Be- 
schwerdeF. als „gefährliche“ Körperverletzung im Amte 
mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung gewür­
digt. Sie hat die Einlassung des Angekl. zurückgewiesen, 
er habe sich gegen B. wehren dürfen, der trotz Auffor­
derung den Wagen nicht verlassen und sich dadurch des 
Hausfriedensbruches schuldig gemacht habe. Dazu ist zu 
bemerken: Auch Straßenbahnwagen gehören wie Eisen­
bahnwagen und -abteile zu den zum Verkehr bestimmten 
abgeschlossenen Räumen i. S. des §123 StGB. Hausfrie­
densbruch kann deshalb auch durch widerrechtliches Ein­
dringen in einen Straßenbahnwagen begangen werden 
oder durch unbefugtes Verweilen im Wagen trotz der 
Aufforderung des Berechtigten zum Verlassen. Daß etwa 
die Wahrung des Hausrechtes im Straßenbahnwagen nach 
der Dienstanweisung der Berliner Verkehrsgesellschaft 
dem Schaffner des Triebwagens des Wagenzuges als dem 
Zugführer (§ 104 der AusfBest.) Vorbehalten sei, hat die 
StrK. nicht festgestellt. Zugunsten des Angekl. muß des­
halb davon ausgegangen werden, daß ihm die Befugnis 
zustand, Fahrgäste, die seinen Weisungen nicht nach­
kamen, aus dem Wagen zu weisen, und daß er auch selb­
ständig darüber zu entscheiden hatte, ob weitere Fahr­
gäste aufgenommen werden sollten. Der Straßenbahnzug 
war nach der Feststellung der StrK. überfüllt, er hatte 
deshalb an der Haltestelle Jostystraße/Prenzlauer Allee 
nicht angehalten. Damit war auch nach außen zu erken­
nen gegeben, daß Fahrgäste nicht aufgenommen werden 
sollten. Es kommt indessen nicht darauf an, ob B. schon 
damit rechtswidrig gehandelt hat, daß er gleichwohl auf 
die Plattform aufsprang. Denn jedenfalls hat der Angekl. 
ihn, als er aufgesprungen war, mit dem Hinweis auf die 
starke Besetzung des Wagens zum Absteigen auigeioideit 
und ihm damit erklärt, daß er nicht befördert werden 
könne. B. hätte deshalb absteigen müssen, wenn dazu 
die Möglichkeit bestand. Nach der Feststellung des Ur­
teils befand sich aber der Wagenzug im Zeitpunkt der 
Aufforderung in Fahrt. §36 der StVO, verbietet das Ab- 
steigen während der Fahrt. Die Fahrgäste dürfen den 
Straßenbahnwagen nur an der Haltestelle besteigen und 
verlassen. Dieses Verbot ist auch in den genannten Be­
triebsvorschriften enthalten. Der Straßenbahnschaffner 
kann deshalb einen Fahrgast, den er von der Weiterfahrt 
ausschließen oder zur Fahrt nicht zulassen w ill, regel­
mäßig nur an einer Haltestelle absetzen. Das muß um 
so mehr gelten, wenn die Straßenbahn auf eigenem mit 
einer Hecke begrenztem Gleiskörper fährt. Denn dann 
ist ein Absteigen außerhalb der Haltestelle, wenn ment 
unmöglich so doch erheblich erschwert. Solange B. nicht 
absteigen ’konnte, war sein Verweilen im Wagen nicht 
rechtswidrig Der Straßenbahnschaffner hat nicht nur für 
die Einhaltung der Verkehrsvorschriften durch die Fahr­
gäste zu sorgen, er ist auch selbst an sie gebunden. Der 
Angekl. konnte deshalb, solange der Wagenzug in Fahrt 
War, weder aus dem Gesichtspunkt der Notwehr, noch 
fu f Grund seines Rechtes und seiner Pflicht, den Ver­
kehrsvorschriften in seinem Dienstbereich Geltung zu 
verschaffen, verlangen, daß B. abspringe Er handelte 
widerrechtlich, wenn er gleichwohl vernichte,, B. von •der 
Plattform zu drängen, und wenn er ihn in der festgestemen 
Weise zum Verlassen des fahrenden Wagens zwang. Die 
Feststellungen des Urteils tragen auch die Annahme der 
StrK., der BeschwF. sei sich dessen bewußt gewesen daß 
Jhm kein Recht zustand, auf seinem Verlangen zu bestehen, 
darauf weist schon die Tatsache hin, daß er das Ilaltezei-

chen gegeben hat. Denn darin kommt zum Ausdruck, daß 
er sich bewußt war, daß er das Abspringen des Fahrgastes 
vom fahrenden Zuge nicht verlangen konnte. Hat der 
Angekl., ohne das Anhalten des Wagenzuges abzuwarten, 
sich, wie das Urteil feststellt, unter Flüchen und Schimpf­
worten auf B. gestürzt und ihn schließlich von der Platt­
form heruntergestoßen, so ist daraus zu ersehen, daß er 
sich nicht in seinem Hausrechte angegriffen fühlte und 
diesen Angriff abwehren wollte, daß er auch nicht mit 
dem Willen handelte, den Dienstvorschriften Beachtung 
zu verschaffen. Denn sie verlangen von den Beamten ein 
bestimmtes, aber auch ein einwandfreies Verhalten gegen­
über den Fahrgästen. Das Vorgehen des Angekl. ergibt 
ohne weiteres, daß er weder einen wirklichen oder ver­
meintlichen Angriff abwehren wollte, noch daß er ge­
glaubt hat, im Rahmen der Dienstanweisung zu handeln, 
sondern daß er sich offensichtlich aus Ärger zum Angriff 
gegen den I ahrgast hinreißen ließ. Bei dieser Sachlage 
ergibt sich weder aus §53 noch aus §59 StGB, ein Be­
denken gegen die Annahme der StrK., daß der Angriff 
des Angekl. widerrechtlich gewesen sei.

Die Körperverletzung ist in Veranlassung der Schaff­
nertätigkeit des BeschwF. begangen worden. Der Vorsatz 
des Angekl. bedurfte keiner weiteren Darlegung. Die 
btrK. hat deshalb den Tatbestand des §340 StGB, mit 
Recht als erfüllt angesehen. Ein Vergehen der „gefähr­
lichen“ Körperverletzung im Amte ist dem geltenden 
Rechte fremd. Wird die Körperverletzung mittels gefähr­
lichen Werkzeuges oder mittels einer das Leben gefähr­
denden Behandlung verübt, wie die StrK. ohne Rechts­
irrtum angenommen hat, so werden §340 StGB, und 
§ 223 a StGB, tateinheitlich verletzt. Der Angekl. hätte 
deshalb auch in diesem Sinne verurteilt werden sollen. 
Der Mangel des Urteils kann durch Berichtigung der For­
mel behoben werden.

Nach den Feststellungen der StrK. hat der BeschwF. 
s.ich nicht um B. gekümmert, der dicht am Gleiskörper, 
teilweise auf der Hecke lag. Er hat auch die vorgeschrie- 
bene Meldung von dem Vorfall an den nächsten Dienst­
vorgesetzten oder an die Polizei unterlassen, und zwar 
wie die StrK. feststellt, in der Absicht, sich so der Fest­
stellung seiner Täterschaft zu entziehen.

Die StrK. hat darin ein Vergehen nach §330c StGB 
in Tateinheit mit einem Vergehen nach §139a StGB, 
gefunden. Auch darin tr itt kein Rechtsirrtum zutage. Die 
Verpflichtung zur Hilfeleistung bei Unglücksfällen besteht 
unabhängig davon, ob der Betroffene sich in hilfloser 
Lage befindet (RGSt. 71, 200, 202 =  JW. 1937, 1813«; 
RGSt. 64, 69, 71 =  DR. 1940, 685“ , 689“ , 68920 m. Anm.). 
Gesundes Volksempfinden erforderte nach der zutreffen­
den Auffassung der StrK., daß der BeschwF. sich des 
B. annahm, ihn aus seiner gefährlichen Lage unmittelbar 
am Gleiskörper befreite und für Hilfe sorgte, wenn er sie 
nicht selbst leisten konnte. Von dieser Verpflichtung war 
der BeschwF. auch dadurch nicht befreit, daß den Stra­
ßenbahnschaffnern die Einhaltung der Fahrtzeiten zur 
Pflicht gemacht ist. Denn nach gesundem Volksempfinden 
geht die Sorge für das Leben eines Volksgenossen der­
artigen Rücksichten vor.

Die StrK. hat auch den Tatbestand des §139a ohne 
Rechtsirrtum für gegeben erachtet. Diese Gesetzesbestim­
mung ist durch die VO. v. 2. A pril 1940 (RGBl. I, 606) 
in das Strafgesetzbuch eingefügt worden. Sie ersetzt den 
früheren § 22 Abs. 1 KraftfG. und erweitert dessen Straf­
androhung auf alle Teilnehmer am Verkehr, nicht etwa 
nur am Straßenverkehr. §22 KraftfG. hatte dem Führer 
des Kraftwagens Strafe angedroht, „der nach einem Un­
fälle (§7) es unternimmt, sich der Feststellung des Fahr­
zeugs oder seiner Person durch die Flucht zu entziehen“ . 
Ein Unfall i. S. dieses Gesetzes ist in der Rspr. dann an­
genommen worden, wenn beim Betriebe, d. h. im ursäch­
lichen Zusammenhänge mit ihm, eine Person verletzt oder 
eine Sache beschädigt worden ist (RGSt. 66, 51 55- RG- 
Urt. 2 D 857/38 v. 23. Jan. 1939: DJ. 1939, 875). ’

Als Verkehrsunfall i. S. des § 139 a StGB, ist jedes Er­
eignis anzusehen, das mit dem Verkehr und seinen Ge­
fahren im ursächlichen Zusammenhang steht und zur Ver­
letzung eines Menschen oder zur Beschädigung einer 
Sache geführt hat. Ob das der Fall ist, hat der Tatrichter 
vom Standpunkt natürlicher Betrachtung zu entscheiden.

333*
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Ist der Zusammenhang von ihm bejaht, so wird daran 
durch die weitere Feststellung nichts geändert, daß ein 
anderer leilnehmer am Verkehr oder ein Dritter den 
UntaH vorsätzlich herbeigeführt hat. Auch insoweit kann 
soo anderes, gelten, als für die Anwendung des
o l i  Kr,anftfQ-, anerkannt war (RGUrt. 2 D 683/36 vom 
ANov. 1936: HöchstRRspr. 1937 Nr. 356). Die öffentliche 
Urdnung verlangt nicht etwa nur bei fahrlässiger Ver­
ursachung eines Unfalles die Feststellung des Täters, son- 
üern erst recht, wenn er vorsätzlich gehandelt hat. Der 
bturz eines Fahrgastes aus der fahrenden Straßenbahn ist 
deshalb ein Verkehrsunfall i. S. des § 139 a StGB, auch 
dann, wenn er von einem anderen vorsätzlich herbei-
wiüpn Ä  ,st;, !,Iat der Schaffner des Straßenbahn­wagens selbst den Fahrgast aus den Wagen gestoßen, so 
kann der Tatbestand des § 139 a StGB, gegeben sein, wenn
RpAein WagLn u16 Fahrt fortsetzen läßt, obwohl er den Befehl zum Halten geben könnte.

Die StrK. hat auch den inneren Tatbestand der beiden

ä „,”sa j f g j i r 139 a s , o b ' ,,ach

4 'i Ä t Ä  c ch“
und §330c StGB. (RGSt. 71, 200, 204 = JW. 1937 1813™)! 
.wischen dem Vergehen der Körperverletzung und den 

ihm nachfolgenden Gesetzes Verletzungen ist zutreffend
-  JW 1934 2154 " ) " ,men W° rden (RGSt' 68’ 216> 218 

(RG., 2. StrSen. v. 9. Okt. 1941, 2 D 268/41.) [He.]

Anmerkung: Die Begründung des Urteils spricht für 
sich selbst und gibt keinen besonderen Anlaß zu Bemer- 
kungen oder rechtlichen Beanstandungen. Der Schwer-
fnm/Ldar Ep®cheidu” » hegt zweifellos in den Ausfüh­
rungen des RG. zu dem neuen §139a StGB., der erst
Q6ii April 1940 m Kraft und, soweit aus dem
Schrifttum ersichtlich, in der höchsrichterlichen Rspr noch 
kaum zur Anwendung gelangt ist; im übrigen bewegen 
sich die Urteilsgründe in bekannten Bahnen. . 5

Dies gilt zunächst für die Frage nach der Beamten- 
E «  des Straßenbahnschaffners im Dienst eines 
öffentlichen Verkehrsunternehmens, mit der sich erst vor 
, FDĵ - 1941> 1286 unter Auseinandersetzung
mit früheren Entscheidungen beschäftigt hat. Die zutref­
fende Bejahung dieser Frage aus den bekannten Grün-
Rsor' zuel 35Qe,tI i r RGried, Z  de,r , fast ^übersehbaren o f , ; ,  zu ,§859 .8iQ,B- (vgh K o h l r a u s c h ,  36. Aufl., 
p; 634) und bestätigt erneut die von der Praxis immer 
Rarer, entwickelte Eigenständigkeit des strafrechtlichen
» S S S W i i *  j eineJ seifs nur ei[1 methodisches Beispiel darstellt für die Zweckmäßigkeit und Notwen­
digkeit einer grundsätzlichen Verselbständigung (Auto­
nomie) der angeblich von StGB, aus anderen Rechtsge- 
nmvr ”en,l^H ten‘ 1 atbestandsmerkrnale (vgl. Bruns:  
DRW,ss 940, 300 m. Nachw.). Das kann zwar immer
noch nicht als in der Rechtslehre anerkannt bezeichnet 
iWerd«1’-l Wlrd abef für den strafrechtlichen Beamten- 
RnVHiUm rDW1X ! ld ,nUgeg,eben und neuerdings auch von 
,, ° J dt d9; V̂ L m der methodischen Einstel-
S * .  ! r  w; R,ch t ,e r 7, AkadZ. 1940, 360) betont, der 
dabei die Wahrung der Einheit der Rechtsordnung -  die 
leider nach wie vor oft mit der Einheitlichkeit der Rechts- 
begnffe verwechselt wird -  sicher hoch genug veran­
schlagt. Mit Recht wiederholt B o 1 d t unsere Mahnung 
daß es nach der Emanzipation von den formalen Begriffs­
fesseln außerstrafrechtlicher Rechtsgebiete jetzt darauf 
ankomme, den richtigen Inhalt der eigenständigen straf­
rechtlichen Begriffsbildungen zu erforschen. Dies Be­
mühen wird gelohnt und die angeblich der Rechts­
einheit drohende Gefahr wird gebannt durch die Ent­
wicklung einer sachentsprechenden eigenen Terminologie, 
die ihre Unabhängigkeit auch in der äußeren Bezeich­
nung zum Ausdruck bringt (z. B. Amtsträger, Gewahr- 
sam usw.) und für den Neubau der Straftatbestände bes­
seres Material liefert.
J > « °  dern DAn^ kl- . hinsichtlich der Körperverletzung 
weder ein Rechtfertigungs- noch ein Schuldausschlie­
ßungsgrund zur Seite steht, legt das Urteil überzeugend
fens Inn A " oahme Jei0neos, tateinheitlichen Zusammentref­fens von § 223 a und §340 StGB, wird zwar in Schrift-
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tum und Rspr. durchweg bejaht, erscheint mir jedoch 
ehr gekünstelt. Ich würde kein Bedenken tragen, mit dem 

LU. von einer „gefährlichen Körperverletzung im Amt“  
zu sprechen und lediglich nach §340 zu verurteilen, die 
Beamteneigenschaft also bzgl. aller Formen der Körper- 
verletzung nach Maßgabe des §340 (vgl. dessen Abs. 2) 
als Strafschärfungsgrund zu berücksichtigen. Der Wort- 
latit des Gesetzes steht dem m. E. nicht entgegen. Ab- 
gesehen von der damit gewonnenen natürlicheren Be- 
! ™ Ä S,Wef e kommt der Frage allerdings kaum prak- 
nrig1 C Be^eu un£ zu> so daß sie hier auf sich beruhen

Anwendun.gi des § 139 a StGB. (vgl. dazu aus- 
uhrlich K r u g :  MmistKomm. 1941, 338 ff.) verwertet das

liprPr^K'V)e iiznd«i'/’d '.mt, Recht. seine Rspr. zu dem frü- hcren §22 KraftfG., msbes. die Entscheidung: Höchst-
RRr hr 937i n r' 35,6’ 5 aiJach wird der zur Annahme eines Verkehrsunfalls erforderliche und an sich gegebene Zu­
sammenhang des eingetretenen Schadens, hier der Kör- 
perveiletzung, mit den typischen Verkehrsgefahren auch 
durch die vorsätzliche Herbeiführung des Unfalls seitens 
eines anderen Verkehrsteilnehmers oder eines Dritten 
nicht beeinträchtigt. Dieser Grundsatz steht im Einklang 
mit der neueren herrschenden Kausalitätslehre des Straf­
rechts (vgl. Schön ke,  „StGB“, 1941, S. 10); auch läßt
i n  ni,chs „Se«en die Ansicht des Urteils sagen,

daß §139 a deshalb nicht auf die Fälle fahrlässiger Ver- 
ursachung beschränkt, sondern auch bei vorsätzlicher 
Herbeiführung des Unfalls anzuwenden sei, und es ist in­
teressant festzustellen, daß die Umschreibung dieses Be- 
gnfts, zu dem bisher meist betont wurde, er brauche 
Überhaupt nicht mit einer strafrechtlichen Schuld verbun- 

• den zu sein, nunmehr nach der entgegengesetzten Rich­
tung hin erweitert wird. Aber um einen „Unfall“  muß 
es sich doch handeln, und man ist zunächst nicht geneigt, 
jede vorsätzliche Körperverletzung oder gar Tötung im 
Verkehr (beim Betrieb) als „Unfall“  anzusehen, jedenfalls 
Hffm — worauf es hier ankommt — gegenüber dem Täter 
selbst. In der Betonung der gegenteiligen Ansicht — wenn 
auch nur für eine bestimmte Fallgestaltung — liegt m E. 
der Schwerpunkt der Entscheidung: „Hat der Schaffner 
des Straßenbahnwagens selbst den Fahrgast aus dem 
Wagen gestoßen, so kann der Tatbestand des §139a 
StGB, gegeben sein, wenn er den Wagen die Fahrt fort­
setzen läßt, obwohl er den Befehl zum Halten geben 
konnte. ‘ Diesem Leitsatz, wird man im Hinblick auf den 
gegebenen Sachverhalt zustimmen können, denn der von 
der Plattform heruntergestoßene Zeuge war mit dem 
Hinterkopf aufgeschlagen, mit einer Gehirnerschütterung 
regungslos liegengeblieben, und es ist mangels gegentei- 
liger Änhältspunkte nicht ohne weiteres anzunehmen, daß 
der Angekl. auch diese Folgen seiner vorsätzlichen Kör­
perverletzung gewollt hat; ihr E intritt stellt deshalb einen 
„Unfall“  dar. Allerdings bin ich mir nicht sicher, ob das 
RG. sein Urteil in diesem einschränkenden Sinn auf­
gefaßt wissen w ill, den ich für notwendig halten möchte, 
da der Begriff des „Verkehrsunfalls“  nicht schlechthin mit 
der Begehung einer vorsätzlichen Straftat „im Verkehr“ 
gleichgesetzt werden darf. Der Mörder, der die Verkehrs­
gefahren zur Durchführung seines verbrecherischen Pla­
nes ausnutzt, z. B. sein Opfer überfährt oder aus dem 
rasenden Auto stürzt, um es zu töten, verursacht keinen 
„Verkehrsunfall“  und kann sich deshalb der Feststellung 
seiner Person usw. entziehen, ohne gegen §139a zu ver­
stoßen, genau so, wie man von ihm nicht die Erfüllung 
einer Hilfeleistungspflicht i. S. des §330c StGB, seinem 
Opfer gegenüber w ird verlangen dürfen. Hier müssen 
ähnliche (nicht dieselben) Erwägungen Platz greifen, wie 
sie bei §139 (unterlassene Verbrechensanzeige) zum Aus­
schluß der an dem Vorhaben jn strafbarer Weise Betei­
ligten aus dem Kreise der Anzeigepflichtigen geführt 
haben (RGSt. 60,254). Insoweit ist der zugrunde liegende 
Gesichtspunkt der Straflosigkeit der Selbstbegünstmung 
auch durch den §139a nicht ganz verdrängt worden. Die 
Abgrenzung dieser Fälle w ird allerdings schwierig sein; 
sie muß m. E. auf der angedeuteten Linie gesucht wer­
den, wonach zum Begriff des „Unfalls“ irgend etwas Un­
gewolltes“  gehört, mag diese Folge auch von einem’ be­
dingten Vorsatz des Täters umfaßt gewesen se in  Das 
Urteil geht auf diese Fragen nicht näher ein, hatte dazu
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wohl auch kaum hinreichenden Anlaß; jedoch wird man 
in dieser Richtung keine zu weitgehenden Folgerungen 
ziehen dürfen und die künftige Entwicklung abwarten 
müssen, die mit dieser Entscheidung eröffnet worden ist.

Prof. Dr. H a n s - J ü r g e n B r u n s ,  Greifswald.
*

5. RG. — § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, betrifft nicht nur 
Lehrpersonen an Schulanstalten, sondern das Lehrer-Schü­
lerverhältnis kann sich in allen Berufszweigen entwickeln, 
wo Kenntnisse irgendwelcher Art an Lernende vermittelt 
werden.

Die Rev. der StA. richtet sich gegen das Urteil des 
LG. nur insoweit, als es das Verfahren gegen den Angekl. 
wegen dreier fortgesetzter Vergehen der einfachen Kör­
perverletzung eingestellt hat. Das Rechtsmittel muß zur 
Aufhebung des Urteils führen, soweit es angefochten ist, 
weil die Begründung dafür, daß der Angekl. nicht Lehrer 
der drei Lehrmädchen i. S. des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, 
gewesen sei, der rechtlichen Nachprüfung nicht standhält.

I. Keinen rechtlichen Bedenken unterliegt es, daß das 
LG. den Angekl. nicht als Erzieher der drei Lehrmäd­
chen im Sinne der genannten Gesetzesbestimmung ange­
sehen hat. Erzieher ist, wer berufsmäßig allein oder neben 
anderen nach Art der Eltern die gesamte Tätigkeit und 
Lebensführung, besonders auch die sittliche Haltung und 
die geistige Entwicklung eines Minderjährigen zu über­
wachen und zu leiten hat (RGSt. 68, 20, 23; 69, 216; 71, 
274; 72, 392, 395). Der Angekl. war kaufmännischer An­
gestellter der Firma R. Als solchem stand ihm mangels 
besonderer Umstände keine Erziehungsgewalt über die 
Lehrlinge der Firma zu.

Das LG. verneint, daß der Angekl. Lehrer i. S. des 
§ 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, gewesen sei, weil die eigentliche 
Aufgabe des von dem Angekl. geleiteten Kursus lediglich 
die Vermittlung rein kaufmännischer Kenntnisse, nicht 
aber die sittliche Einwirkung des Lehrenden auf die Mäd­
chen gewesen sei. Damit hat es den Rechtsbegriff des Leh­
rers im Sinne der genannten Vorschrift verkannt, weil es 
ihn zu eng gefaßt hat.

Die Strafbestimmung des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, setzt 
ihrem inneren Grunde nach ein Verhältnis geistiger und 
sittlicher Unterordnung voraus, wie es regelmäßig durch 
den Unterricht des Lehrers an einen minderjährigen Schü­
ler erzeugt wird. Wie diese Begriffsbestimmung zeigt und 
Wie in der Rspr. allgemein anerkannt ist, betrifft die 
Strafbestimmung nicht nur Lehrpersonen an Schulanstal- 
ten, sondern dieses Lehrer-Schülerverhältnis kann sich in 
allen Berufszweigen entwickeln, wo Kenntnisse irgend­
welcher A rt an Lernende vermittelt werden. Daß insbes. 
der gewerbliche und der kaufmännische Lehrherr als Leh- 
rer im strafrechtlichen Sinne in Frage kommen kann, steht 
*n der Rspr. fest (RGSt. 62, 33; 72, 392). Nicht entschei­
dend kann es also sein, daß die drei Lehrmädchen schon 
dem schulpflichtigen Alter entwachsen waren, ein Um­
stand, den das LG. zweimal hervorhebt. Für den in Frage 
stehenden Straftatbestand ist das Alter der Schüler nur
ltioAf  i     „U, Ti/-s/-*J-i mitiripriii nrtiT CP1T1

sind regelmäßig auf die Handlungsgehilfenprüfung vor- 
bereitet worden; der Angekl. unterrichtete ab Juli 1940 
jede Woche einmal zwischen 7 und 8 Uhr früh die drei 
Lehrmädchen zum Zwecke ihrer beruflichen Ausbildung 

d?zu besfimmten Raume; er sah darauf, daß die 
Mädchen etwas lernten, aufmerksam dem Unterricht folg- 
ten und ihre Arbeiten mit Fleiß erledigten. Auf Grund 
dieser Tatsachen nimmt das LG. mit Recht an, daß sich 
zwischen dem Angekl. und den drei Lehrmädchen ein 
Verhältnis geistiger Unterordnung herausgebildet habe. 
Daß es trotzdem die erforderliche „sittliche Unterord- 
nung vermißt, weil der Angekl. im Laufe der wenigen 
Unterrichtsstunden zu einer sittlichen Einwirkung auf die 
drei Lehrmädchen nicht in der Lage gewesen sei, beruht 
auf einer Verkennung der Bedeutung dieses Erfordernis­
ses. Soweit das Verhältnis sittlicher Unterordnung in 
Frage kommt, handelt es sich nicht darum, daß, wie das 
LG. meint, der Unterricht einen Einfluß auf die sittliche 
Lebensgestaltung des Schülers zu gewinnen bestimmt oder 
geeignet sein müßte, sondern das Unterordnuncsverhält- 
nis trägt, wenn es tatsächlich besteht, den sittlichen Cha­
rakter in sich selbst (RGSt. 33, 423, 425- RGUrt vom 
17. Mai 1938, 4 D  234/38: JW. 1938, 1877) w ie  es für die 
Anwendbarkeit des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, ohne Einfluß 
ist, ob sich bei einem Lehrverhältnis, wenn es tatsäch- 

u f?esteht> zwischen Lehrer und Schüler ein Freund­
schafts- oder ein Liebesverhältnis entwickelt hat (RGUrt 
v. n .Jun i 1940, 2 D 229/40: DR. 1940, 1513), so ist es 
ohne Bedeutung, ob, der Angekl. den sonst im Geschäft 
üblichen scherzhafteh und burschikosen Verkehrston auch 
auf seine Unterrichtsstunden übertragen hat. Die Auffas­
sung des LG würde dazu führen, daß sich ein Lehrer von 
der strafrechtlichen Verantwortung freimachen könnte 
wenn er in seinem Unterricht auf seine Schüler keinen 
oder einen schlechten Einfluß in sittlicher Hinsicht aus- 
uben wurde. Das ist ein Unding. Besteht tatsächlich ein 
Lehrverhaltms, wie es im gegebenen Falle rechtlich nicht 
zweifelhaft sein kann, so unterliegt es den allo-etneinen 
Anschauungen von Zucht und Sitte

_____ ranaiDesianu .
'"sofern von Bedeutung, als sie noch minderjährig sein 
müssen. Dagegen ist es unerheblich, daß sie nicht mehr 
schulpflichtig waren. Gerade bei Lehrverhältnissen, die eine 
Berufsausbildung zum Gegenstand haben, wird die eigent- 
Lehe Schulpflicht mehr oder weniger weit zurückliegen.

Auch der Umstand, daß der Angekl. nicht Betriebsfuh- 
i er> sondern Angestellter war, steht seiner Eigenschaft als 
Lehrer nicht entgegen. Angestellte, die sich mit Wissen 
"ud Zustimmung der Betriebsleitung mit der Ausbildung
£>n Lernenden zu befassen haben können Lehrer i. S der
Strafbestimmung sein (RGUrt. v. 17. Mai 1/38, 1 D30 / . 
JW. 1938 1878) Ohne Rechtsirrtum hat das LG. ange- 
n°mmcn, der Angekl. habe die Unterrichtsstunden mit Zu­
stimmung des Firmeninhabers abgehalten.

fü r  die Annahme eines Lehrverhältn.sses ist maß­
gebend, ob sich auf Grund der gemeinsamen Tätigkeit 
de? Gebens und Empfanges von Kenntnissen und Fähig­
keiten die für die Beziehungen zwischen Lehrenden undi uen die für die Beziehungen zwiscne.. “ T
Lernenden bezeichnende geistige und sittliche Unterord­
nung entwickelt hat. In dieser Beziehung sind die tatsach- 
ichen Verhältnisse allein entscheidend (RGUrt. v. 26 Sept. 

^ 35- 3 D 576/35: JW. 1935, 3467). Das LG. hat nach die- 
er Richtung festgestellt: die Lehrmädchen der 1 irma K.

Unter die Strafbestimmung des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB, 
fallen unzüchtige Handlungen auch dann, wenn der Leh­
rer sie außerhalb der eigentlichen Unterrichtsstunden mit 
den Schülern vorgenominen hat. Denn das Lehrer-Schüler­
verhältnis ist ein Unterordnungsverhältnis, das sich nicht 
auf die eigentliche Unterrichtserteilufig beschränkt Ge­
rade wenn, wie hier, der Angekl. als kaufmännischer An­
gestellter in demselben Betriebe tätig war wie die Lehr­
mädchen, die er zu unterrichten hatte, blieb er auch außer­
halb der Lehrstunden dauernd im Geschäft mit ihnen in 
persönlicher Beziehung und hatte jederzeit die Mö<riich- 
keit, auf sie, gegebenenfalls unter Hinweis auf dal im 
Unterricht Vorgefragene, belehrend einzuwirken. Also 
auch die beiden „Einzelfälle B.“  sind unter dem straf­
rechtlichen Gesichtspunkt des § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB zu 
prüfen.

M ithin hängt die Entscheidung über die dem Angekl. 
zur Last gelegten Vorfälle davon ab, ob der Angekl. mit 
den drei Lehrmädchen „unzüchtige Handlungen“  i.S. der 
genannten Strafbestimmung vorgenommen hat.

Das LG. hat zu dieser Frage keine klare Stellung ge­
nommen; das brauchte es von seinem Standpunkt aus°auch 
nicht zu tun, weil es schon die Eigenschaft des Angekl 
als Lehrer der Lehrmädchen verneint hatte. Die Zweifei 
aber, die das LG. zur Frage der unzüchtigen Handlung 
äußert, geben Veranlassung, für die kommende Verhand­
lung auf folgende Gesichtspunkte hinzuweisen.

Wegen der Begriffsbestimmung der unzüchtigen Hand­
lung kann auf RGSt. 67, 110, 112 und 170 Bezuo- o-e- 
nommen werden. Danach ist zu prüfen, wie das Verhal­
ten des Angekl. den Lehrmädchen gegenüber nach gesun­
dem Volksempfinden zu beurteilen ist, wenn nicht nur das 
äußere Geschehen, sondern auch die Gesinnung insbes 
der mit den Handlungen verfolgte Zweck des Jmgekl iii 
Betracht gezogen wird. '

Irrig  ist es, daß das LG. nach der äußeren Tatseite die 
Entscheidung auf die Verletzung des „Anstandsgefühls“  
abstellt. Zu prüfen ist vielmehr, ob das allgemeine 
Scham- und Sitthchkeitsgefühl in geschlechtlicher Bezie­
hung verletzt worden ist. In Stockschlägen auf das Oe 
säß braucht an sich noch nichts Unzüchtiges zu liegen
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Dagegen können z. B. aus Sadismus gegen den Körper 
einer anderen Person geführte Schläge die Vornahme un­
züchtiger Handlungen darstellen, wenn der Schlagende 
nach seiner krankhaften geschlechtlichen Veranlagung die 
körperliche Mißhandlung des anderen Teiles als ge­
schlechtliche Lust empfindet (RGUrt. v. 12. Okt. 1928, 1 D 
588/28: JW. 1929, 1015). Hier kommt nach der äußeren 
Tatseite hinzu, daß sich der Angekl. nicht auf das Schla­
gen beschränkt, sondern das Mädchen, das er schlagen 
wollte, zur teilweisen Entblößung veranlaßt oder diese 
selbst vorgenommen hat, um das Mädchen auf das nur 
mit einer Unterhose bekleidete Gesäß schlagen zu können.

Zur inneren Tatseite hat der Angekl. offenbar selbst 
nicht geltend machen können, daß er sich zu den Züchti­
gungen, die er vorgenommen hat, für berechtigt gehalten 
habe. Das LG. hält es für möglich, daß er nicht aus Sin­
nenlust, sondern aus einer Neigung zu handgreiflichen 
Späßen gehandelt habe, weil er, abgesehen von den ihm 
zur Last gelegten Handlungen, keine Annäherung an die 
Mädchen versucht habe. Dazu ist zu sagen: Richtig ist, 
daß keine unzüchtige Handlung vorliegen könnte, wenn 
der Angekl. l e d i g l i c h  zum Spaß die Mädchen in der 
von ihm beliebten Weise behandelt hätte. Dagegen würde 
das Vorliegen einer unzüchtigen Handlung dann nicht aus­
geschlossen sein, wenn der Angekl. außer aus Sinnen­
lust, auch noch aus anderen Beweggründen gehandelt 
hätte. Die Ausführungen, mit denen das LG. es für mög­
lich hält, der Angekl. habe — nur — aus Neigung zu 
handgreiflichen Späßen gehandelt, gehen an der allgemei­
nen Lebenserfahrung vorbei, daß eine Behandlung, wie 
sie der Angekl. den Lehrmädchen hat zuteil werden las­
sen, in Kaufmannsgeschäften ebensowenig wie sonst im 
Leben zum Spaß üblich ist, und sie gehen an den Tat­
sachen vorüber, daß sich der Angekl., wenn die Mädchen 
den Stock versteckten oder unbrauchbar machten, immer 
wieder einen neuen Stock besorgte, daß, wenn sich ein 
Mädchen einmal weigerte, er die Züchtigung dieses Mäd­
chens nicht vornahm, daß er zu den Mädchen öfter sagte, 
das müsse unter ihnen bleiben. Welche Bedeutung diesen 
Tatsachen als Beweisanzeichen für den inneren Tat­
bestand, für die Absicht, die der Angekl. mit seinen Hand­
lungen verfolgte, zukommt, wird das LG. prüfen müssen. 
Fest steht, daß die drei Mädchen seit Juli 1940 — bis 
wann, sagt das Urteil nicht — ungefähr alle vierzehn 
Tage Schläge erhielten, daß der Angekl. auch sonst zwei­
mal Gelegenheit suchte, sie zu schlagen. Das LG. wird 
untersuchen müssen, worauf die Sucht des Angekl., wäh­
rend einer längeren Zeit die Mädchen immer wieder un­
ter teilweiser Entblößung zu schlagen, beruht.

II. Die Verfolgung der nach seiner Ansicht vorliegen­
den leichten vorsätzlichen Körperverletzungen sieht das 
LG. als unzulässig an, weil keine Strafanträge vorlägen 
und weil die Strafverfolgungsbehörde nicht erklärt habe, 
daß sie ein Einschreiten von Amts wegen für geboten er­
achte.

Strafanträge sind allerdings von den Verletzten und 
ihren gesetzlichen Vertretern nicht gestellt worden. Die 
Strafverfolgungsbehörde hat aber durch die Erhebung 
der Anklage ihre Meinung von der Notwendigkeit der 
Strafverfolgung hinreichend deutlich zu erkennen gegeben. 
Sie hat zwar die Anklage unter dem Gesichtspunkt der 
§§174 Abs. 1 Nr. 1, 223 a, 73 StGB, erhoben, also unter 
strafrechtlichen Gesichtspunkten, die ihrem Ermessen über 
die Notwendigkeit der Strafverfolgung keinen Raum lie­
ßen. In einem solchen Falle muß aber mindestens so lange, 
als die Strafverfolgungsbehörde nicht das Gegenteil er­
klärt, angenommen werden, daß sie die Strafverfolgung 
wegen des besonderen öffentlichen Interesses auch dann 
für geboten erachtet, wenn das Gericht ein milderes Straf­
gesetz für gegeben hält als die Anklage (so bereits das 
Urteil des erk. Sen. v. 13. Mai 1941, 1 D 96/41). Überdies 
hat der Vertreter der Reichsanwaltschaft in der Hauptver­
handlung vor dem RevG. ausdrücklich erklärt, daß er ein 
Einschreiten von Amts wegen für geboten erachtet.

(RG., l.StrSen. v. 23. Sept. 1941, 1 D 325/41.) [He.]
*

6. LG. — § 185 StGB. Ein Jude kann nicht den gleichen 
Ehrenschutz genießen wie ein Reichsbürger.

Die StrK. läßt es dahingestellt, ob ein Jude Ehre, insbes.

die ihm eigene jüdische Ehre besitzt. Entscheidend ist, daß 
diese jüdische Ehre im nationalsozialistischen Staat, wenn 
überhaupt, dann nur in ganz beschränktem Umfange an­
erkannt und geschützt wird. Denn der Jude ist durch die 
nationalsozialistische Gesetzgebung im Verlauf des Ab­
wehrkampfes des deutschen Volkes gegen das Judentum 
rassisch, wirtschaftlich und kulturell aus der deutschen 
Volksgemeinschaft ausgeschlossen und in die Stellung eines 
nur noch vorübergehend geduldeten Staatsangehörigen mit 
einschneidend beschränkten Rechten herabgedrückt wor­
den. Erst neuerdings ist den Juden durch die am 1. Sept. 1941 
erlassene PolVO. über die Kennzeichnung der Juden ver­
boten, sich ohne Judenstern öffentlich zu zeigen, und wei­
ter verboten, Orden und Ehrenzeichen zu tragen. Diese 
staatlichen und gesetzgeberischen Maßnahmen haben ihre 
Grundlage in der nationalsozialistischen Weltanschauung, 
welche den menschlichen Wert des Juden durchaus nega­
tiv beurteilt. Sie lassen klar erkennen, daß die äußere Ehre, 
die Geltung der Persönlichkeit in der Umwelt, die durch 
§ 185 StGB, geschützt werden soll, bei Juden auf ein 
Mindestmaß beschränkt werden soll. Unter diesen Umstän­
den kann die StrK. objektiv eine Beleidigung des jüdi­
schen Privatklägers nicht darin finden, daß der Angekl. 
ihm geschrieben hat, er sei hier nur noch geduldet, er 
(der Angekl.) sei nicht aus Lug und Trug zusammen­
gesetzt wie die Rasse des Privatklägers, und daß er den 
Brief mit den Worten abgeschlossen hat: „M it der Ihnen 
gebührenden Achtung.“  Der Angekl. hat damit wahre Tat­
sachen und Werturteile wiedergegeben, die in dem uns 
aufgezwungenen Abwehrkampf gegen die jüdische Rasse 
immer wieder von maßgebender Stelle betont werden. 
Schon deshalb ist es vom Standpunkt der von national­
sozialistischer Weltanschauung getragenen Rechtsausle­
gung und des gesunden Volksempfindens nicht zu recht- 
fertigen, in der Anführung dieser Tatsachen gegenüber 
einem Juden den Tatbestand der Beleidigung zu sehen 
und dafür staatlichen Ehrenschutz zu gewähren. Hinzu­
kommt, daß der Privatkläger im vorl. Fall zu diesen Aus­
führungen Veranlassung gegeben hat. Im übrigen ist die­
sem auch subjektiv das Bewußtsein der Ehrenkränkung 
nicht nachzuweisen. Denn ist ihm nicht zu widerlegen, 
daß er auf Grund der Schulungsarbeit der NSDAP, der 
Überzeugung war, ein Jude besitze keine Ehre und könne 
deshalb durch die von ihm gebrauchten Wendungen nicht 
beleidigt werden.

Der Privatkläger hat auch nicht etwa deshalb beson­
deren Anspruch auf Ehrenschutz, weil er auf Grund des 
Art. III der 5. VO. z. RBürgerG. v. 27. Sept. 1938 wider­
ruflich als jüdischer Konsulent zugelassen ist. Denn die 
Zulassung jüdischer Konsulentdn ist lediglich deshalb er­
folgt, weil nach Ausschließung der Juden von der An­
waltschaft deutschen Rechtsanwälten die Vertretung von 
Juden nicht zugemutet werden konnte und als standes­
rechtliches Vergehen ausgelegt worden wäre, ganz ab­
gesehen davon, daß Angehörigen der NSDAP, und ihrer 
Gliederungen die Vertretung von Juden überhaupt ver­
boten ist. Der jüdische Konsulent nimmt auch keineswegs 
eine rechtswahrerähnliche Ehrenstellung ein, sondern er ist 
nichts weiter als ein Interessenvertreter für eine jüdische 
Partei (vgl. N o a c k :  JW. 1938, 2797). Die dem Privat­
kläger gemachten Vorwürfe sind auch nicht, wie das AG. 
meint, schon deshalb als strafbare Beleidigung zu werten, 
weil es ja auch eine Beleidigung sei, wenn einem mit 
Zuchthaus und Ehrverlust Bestraften diese Tatsache ohne 
sachliche Veranlassung vorgehalten würde. Denn die all­
gemein menschliche Ehre als deutscher Volksgenosse ist 
auch in einer Person zu achten, der vorübergehend die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind und deren Ehren­
minderung sich eben auf die in den §§33, 34 StGB. ge~ 
nannten Punkte beschränkt, während der Jude hinsichtlich 
Ehrenschutz außerhalb der deutschen Volksgemeinschaft 
steht. Auch auf seine Eigenschaft als Frontkämpfer und 
Schwerkriegsbeschädigter des Weltkrieges kann sich der 
Privatkläger nicht berufen, weil die ihm gemachten Vor­
würfe sich gegen diese Eigenschaft nicht richten, sondern 
allein gegen seine Zugehörigkeit zur jüdischen Rasse. Da 
aber insoweit der Tatbestand des § 185 StGB, nicht ge' 
geben ist, mußte der Angekl. freigesprochen werden.

(LG. Halle, Urt. v. 12. Sept. 1941, 9 Ps I I 18/41.)
*

i
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triif/rip0 '» -- ® 2j3 SfF B' § 24 EisenbVerkO. v. 8. Sepf. 1938 
h !,iVt i,R e 1 s.e n d e d f r e,nen Fahrtausweis nicht zur Fahrt 
F n h rirt^at’ en-en R®clltsanspruch auf Zurückerstattung des 
einerP V r *« P ie k R^ s'a^  hindert nicht die Annfhme 

Vermogensbeschädigung der Reichsbahn, wenn je- 
mand eine bisher unbenutzte durch Zeitablauf ungültig ge­
wordene Fahrkarte benutzt, f )  6 s s

h i h n h ^ l f k r ‘uSie am 26' -,an- 1941 im Kölner Haupt- 
i>e , . ,me Fahrkarte 3. Klasse zum Personenzug nach 
Remscheid zum Preise von 1,90 MM, benutzte sie aber
ak Hin' i  r-941 " Ä .  sondern erst am 2. Febr. 1941, 
als die viertägige Gültigkeitsdauer der Fahrkarte (vgl!
hereL “ iLh I »Fisenbahnverkö.“ , 5. Auf!., S. 40 zu 10) 
B-ilinhennitp6 J-U/ en j War; ” Um im Betretungsfalle die 
h e i ahöSanf Uber I?a,s Ausstellungsdatum der in Walir-
f e r L  e f au f der lrkarte täuschen zu können, ent- lernte er aut der Karte von dem aufgedruckten Datum
Saß dieUK f r t gl ’i 6; 0l - 4 l; , danS T«|esdatum ",26«, so
Ste11 ê  des 3 Ta'nesdatumA"®.ek • die Fahrt antrat,’ an der ÖT5/Ie ,es . 1 agesdatums einen weißen Flrrk PnjiitVit
wahrend die Monats- und Jahresbezeichnung „och v o i
handen und lesbar war. M it dieser Karte gelangte der 
Angekl., ohne daß die Entfernung des Tageidatums auf- 
tiel, durch die Bahnhofssperre in Köln, wo die Karte tre 
k>cht wurde, und fuhr nach Remscheid. Am Ziele der 
Fahrt in Remscheid wurde er von dem Bahnsteigschaff- 
!!er festgehalten, weil er keine gültige Fahrkarte hatte 
u er Angekl. hat genau gewußt, daß er mit einer nicht 
Niehr gültigen Fahrkarte fuhr. Er gab bei seiner Fest­
stellung zunächst an, die Karte am 1. Febr. 1941 ge­
kauft zu haben, und erst auf den Hinweis, daß sie nach 
dem noch lesbaren Teile des Stempels im Jan. 1941 ge­
kauft sein müsse, gab er den 26. Jan. 1941 als den Tag 
der Lösung an.

Das LG. hat auf Grund dieses Sachverhalts eine Ur­
kundenfälschung nach § 267 StGB, und eine Urkunden­
vernichtung nach § 274 Ziff. 1 StGB, ohne Rechtsirrtum 
verneint, den Angekl. aber wegen Betruges verurteilt. 
Die Revision ist nicht begründet.

Zu Unrecht sucht die Revision die zum Tatbestände 
des Betruges gehörende Erregung eines Irrtums durch 
Vorspiegelung falscher Tatsachen zu leugnen. Wer mit 
einer Fahrkarte, von der er weiß, daß sie nicht mehr 
gültig ist, oder z. B. ohne Fahrkarte oder nur mit einer 
Bahnsteigkarte sich Zutritt zu einem Bahnsteige und da- 
mit zu einem Zuge verschafft, spiegelt dadurch die un­
wahre Tatsache vor, er sei im Besitze einer gültigen 
Fahrkarte bzw. er wolle nur den Bahnsteig betreten und 
nicht einen Zug zur Fahrt benutzen (vgl. RGSt. 42, 42; 
RGUrt. v. 18. Okt. 1921, 4 D 480/21). Diese Feststellung 
des LG. ist rechtlich nicht zu beanstanden.

Auch die Feststellung einer Beschädigung des Ver­
mögens der Reichsbahn durch die Tat des Angekl. ist 
im Ergebnis, wenn auch aus anderen Gründen, rechtlich 
nicht zu beanstanden.

Wie die Revision nicht verkennt, hat das RG. bereits 
in einem Urt. v. 18. Okt. 1921, 4 D 480/21, bei einem 
im wesentlichen gleichliegendcn Sachverhalt die Ver­
urteilung wegen Betruges gebilligt und ausgeführt, daß, 
wenn jemand eine bisher unbenutzte, aber durch Zeit­
ablauf ungültig gewordene Fahrkarte, auf die er das 
Fahrgeld auf Antrag zurückerstattet erhalten haben 
würde, benutze, das seine Verpflichtung, die neue Fahrt 
zu bezahlen, nicht berühre und die Annahme einer Ver­
mögensbeschädigung auf seiten der Reichsbahn nicht 
ausschließe. An dieser Entscheidung ist auch unter der 
Geltung der EVO. v. 8. Sept. 1938 festzuhalten, ob­
gleich diese in ihrem § 24 dem Reisenden, der einen 
Fahrausweis nicht zur Fahrt benutzt hat, einen Rechts­
anspruch auf Zurückerstattung des Fahrpreises gewährt, 
während die zur Zeit jener Entscheidung in Kraft be­
findliche EVO. v. 23. Dez. 1908 nur eine Erstattung des 
Fahrpreises aus Billigkeitsgründen kannte. Die Revision 
sucht darzulegen, daß eine Vermögensbeschädigung der 
Reichsbahn nicht vorliege, weil der Angekl. durch die 
— allerdings ordnungswidrige — Benutzung der durch 
Zeitablauf ungültig gewordenen Fahrkarte zugleich die 
Reichsbahn von der Verpflichtung zur Rückerstattung 
des Fahrpreises für diese nicht mehr gültige Karte be­
freit habe, so daß bei Vergleichung des der Reichsbahn

zugefugten Schadens und Vorteils kein Schaden mehr 
I 0i “ d,e? sei. Dabei ubersieht sie, daß notwendige Un- 
i l  h g a.,dfieSHr Vf/g lel,£hung ist, daß Schaden und Vorteil 
lassen fvaldp r  6,J auschungshandlung zurückführen 
sein- d e n n  sp?St -16’ Davon kann hier keine Rede

f„ ! nn ,dle Tauschungshandlung des Angekl., das 
Vorzeigen der ungültigen Fahrkarte an der Bahnsteig-
desnFrSte« hrthalte,Stdle Köln> übte auf das Bestehen 
1 " iEnr,Stâ UngfansPruchs £ar keine Wirkung. Besaß der Angekl damals einen solchen, so ging er durch die
“ ;; L Lrochu”f  de.r, Fahrkarte durch den Bahnsteig- 
s l  '! p\/n ■ T h,t verloren; denn nach §24 Abs. 1 
H a r W h ? - Wirur die Erstattung des Fahrpreises nicht
tdretn dPfi RSgh SC|' 0SSi n’ daß die Fahrkarte zum Be- treten des Bahnsteigs benutzt worden ist; nur wird dann
70^ ^  Fc einer Ba.,1ns.teigkarte vom Fahrpreise abge-
derAn^ekradenaUACh nichi  "»“ geschlossen gewesen, daß den Anspruch -  wenn auch unberechtigt, 
so doch mit Aussicht auf Erfolg -  hätte geltend machen 
können, vorausgesetzt, daß sich nicht, worauf noch ein­
zugehen seift wird, aus der Beschaffenheit der Fahrkarte 
Bedenken ergeben. Das wäre z. B. möglich gewesen 
wenn es dem Angekl., dem die Fahrkarte während der 
v f p  j»Lrbiieb’ auf irgendeine Weise gelungen wäre, an 
der Endhaltestelle Remscheid die Bahnsteigsperre zu um­
gehen oder sich auf andere Weise im Besitz der Fahr- 
kaite zu erhalten. Die Ausführungen der Revision gehen 
also unter allen Umständen fehl (vgl. auch RGSt. 60,

,i,Rie^ berl}cksi.chti&en im übrigen aber überhaupt nicht,
aß der Angekl. nach den Feststellungen der StrK. die 

n“ r£"„ Zeitablauf ungültig gewordene Fahrkarte durch 
kennt!,chmachen des Tagesdatums verändert hatte, 

marhiper n °n .’,hr, zum Zwecke der Täuschung Gebrauch 
hatte er sich schon vor seiner Tau­

er •,„fgpband,Ullgides Frstattungsanspruchs begeben, den 
sicht . „ T p re!arl veranderte Fahrkarte niemals mitAus- 
erst rech t Et f° g s,tützen können. Dann kann aber
Reirhifhah J16 Rede. davon sein, daß der Angekl. der 
¿ h dujch die Tauschungshandlung zugleich
Schaden und Vorteil zugefügt habe; vielmehr ist der 
Vermogensschaden der Reichsbahn offensichtlich.

(RG., 5. StrSen. v. 21.Aug. 1941, 5 D 359/41.) [He.J
Anmerkung: Der Fahrkartenbetrug bietet von jeher 

besondere Schwierigkeiten. An praktischer Bedeutung hat 
der RpRwn™ freiIl,ch verloren, seitdem das Erschleichen 
der Beförderung durch ein Verkehrsmittel schon als sol­
ches strafbar ist. Indessen hat §2C5a nur subsidiäre Gel­
tung. Er findet keine Anwendung, wenn die Tat nach 
anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist 
Eine strengere Vorschrift, nämlich §263, ist aber überall 
da in Betracht zu ziehen, wo das auffälligste Merkmal 
eines echten Betruges gegeben ist, eine Täuschungshand­
lung. In solch einem Falle tauchen die alten Zweifels­
fragen wieder auf.

Sie betreffen den Vermögensschaden. Mit ihm beschäf- 
t!gt sich denn auch das vorliegende Urteil. Gleichwohl 
befriedigt die Fragestellung der Entsch. nicht. Sie prüft 
nur, ob die durch unentgeltliche Beförderung des Täters 
verursachte Vermögensschädigung hier in einem gleich­
zeitig gemachten Gewinn der Bahn ihren Ausgleich fin­
det. Aber das ist eine zweite Frage. Zuerst muß unter­
sucht werden, ob die Bahn durch die Reise des blinden 
Passagiers überhaupt wirklich geschädigt wird. Gerade 
das ist zweifelhaft.

Die Rspr. des RG. nimmt es freilich, an. Die einschlä­
gigen Urteile zeigen seit langem kaum Schwankungen 
mehr. (Vgl. zuletzt RGSt. HRR. 1932 Nr. 2000 u die dort 
angeführten Entsch.) Dennoch überzeugen sie nicht recht 
Denn sie setzen sich nicht mit der grundsätzlichen Auf' 
fassung des Vermögensbegriffs auseinander, auf der die 
Judikatur zu § 263 beruht.

Danach ist das Vermögen bekanntlich der Inbegriff der 
geldwerten Güter einer Person. Der Vermögensschaden 
besteht deshalb in einem Verlust solcher Güter den der 
Geschädigte durch die vom Irrtum beeinflußte Vermögens- 
Verfügung erfährt (vgl. bes. RGSt. 44, 230 [2341) Einen 
derartigen Verlust verursacht der blinde Passagier aber 
nicht. Das Vermögen der Bahn ist nach seiner Fahrt 
genau so groß, wie es ohne sie gewesen wäre Zwar
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hat er den Vorteil unentgeltlicher Beförderung genossen. 
Aber diesem Vorteil entspricht kein Nachteil der Bahn. 
Denn die Aufwendungen, welche die Bahn gemacht hat, 
mußten auf jeden Fall geopfert werden. Der Zug wäre 
ohnehin gefahren, hätte die gleiche Menge Kohlen ver­
braucht, gleichhohe Personal- und andere Kosten er­
fordert usw. Die Eigenart des Bahnbetriebes bringt nun 
einmal mit sich, daß er — normale Verhältnisse voraus­
gesetzt — durch einen einzelnen ungebetenen Fahrgast 
nicht belastet werden kann. (Ob es bei einem kleineren 
Transportunternehmen anders liegt, muß hier dahingestellt 
bleiben.)

Diesem Ergebnis hat man auf verschiedene Weise aus­
zuweichen versucht. Doch führt keiner der Auswege zum 
Ziel. Einfach lösbar scheint das Problem des Fahrkarten­
betruges nur in einem bestimmten Fall zu sein: wenn 
es dem blinden Passagier nach beendeter Fahrt durch 
Täuschung der Kontrollbeamten gelingt, unbehelligt den 
Bahnhof zu verlassen. Dann vereitelt er — mindestens 
einstweilen — den Anspruch der Bahn auf das Fahrgeld, 
das er durch seine Fahrt schuldig geworden ist. Damit 
begeht er zweifellos Betrug. Aber mit dieser Erwägung 
ist nichts gewonnen. Denn einmal versagt sie da, wo 
der Täter ohne Täuschung der Bahnbeamten entweichen 
kann, ferner da, wo ihm — wie im vorliegenden Falle — 
die Täuschung des Schaffners an der Sperre mißlingt 
oder wo er gar schon während der Fahrt entdeckt wird 
(hier kommt allenfalls Betrugsversuch in Betracht); und 
außerdem läßt sie die Frage offen, ob nicht der Täter 
schon vorher durch die Erschleichung freier Fahrt voll­
endeten Betrug begeht. Das aber ist erst die Frage, um 
die es eigentlich geht.

Das RG. pflegt sie m it der Begründung zu bejahen, 
daß die Eisenbahn eine Vermögenswerte Leistung ohne 
entsprechendes Entgelt bewirke und deshalb geschädigt 
sei (so z. B. RGSt. 25, 412; 42,41; HRR. 1932 Nr. 2000; 
ebenso LpzKomm., 6 zu § 263). Aber das wäre nur 
richtig, wenn man die Transportleistung der Bahn an 
den einzelnen Fahrgast als einen selbständig faßbaren 
Vermögenswert ansehen dürfte, der aus dem Gesamt­
vermögen ausscheiden und dieses dadurch vermindern 
könnte. Das geht aber nicht an. Die Beförderungsmöglich­
keiten der Bahn sind Mittel zum Erwerb von Vermögen, 
vergleichbar etwa der Arbeitskraft, der Stimme des 
Sängers, dem künstlerischen Talent. Aber sie sind wie 
diese — und im Unterschied zu ihren dinglichen Voraus­
setzungen: dem Maschinen- und Wagenpark usw. — 
nicht selber Vermögensbestandteile. Gewiß k a n n  unter 
Umständen durch ihre Beeinträchtigung ein Vermögens­
schaden verursacht werden: dann nämlich, wenn ohne 
den Eingriff die Möglichkeit eines Gewinnes ausgenutzt 
worden wäre. Man denke an den Faß, daß sich jemand 
eine Bettkarte in einem vollbesetzten Schlafwagen er­
schwindelt, die sonst sicher verkauft worden wäre; hier 
wird die Mitropa nicht nur um ihre tatsächlichen Auf­
wendungen (für Bettwäsche, Bedienung usw.) geschädigt, 
sondern auch um den Gewinn, der durch den Verkauf 
dieses Platzes erzielt werden konnte. Aber so liegen die 
Fälle des normalen Fahrkartenbetruges nicht. Denn sie 
haben in der Regel nicht die Folge, daß die Bahn des 
blinden Passagiers wegen einen zahlungswilligen Rei­
senden abweist. Man könnte höchstens fragen, ob sie 
nicht insofern zu einem Verlust führen, als der Bahn die 
Gewinnchance entgeht, die ihr aus dem Reiseentschluß 
des blinden Passagiers selbst erwächst: dieser werde, 
indem er sich zur Reise anschickt, zu einem möglichen 
Fahrgast, die Bahn erhalte Aussicht auf den Verkauf 
einer Fahrkarte, die ihr durch den Betrug wieder ent­
zogen werde. An dieser Ervvägung ist richtig, daß unter 
Umständen auch bloße Gewinnaussichten schon als Ver­
mögensbestandteile angesehen werden dürfen. Aber das 
ist nur dann statthaft, wenn diese Aussichten einiger­
maßen greifbar und sicher sind. Das sind sie nicht bei 
einem „Fahrgast“ , der nicht zu zajhlen, sondern zu prel­
len entschlossen ist.

Eine letzte Möglichkeit zur Konstruktion eines Ver­
mögensschadens hat man in der Erwägung gesucht, daß 
jeder Reisende zur V o r a u s z a h l u n g  des Fahrgeldes 
verpflichtet ist und daß der blinde Passagier jedenfalls 
diese Verpflichtung verletzt (so RG. Rspr. 9,114; OI s -  
hausen ,  33 I a). Indessen auch damit wird nicht das

Richtige getroffen. Denn die Verspätung einer Zahlung 
als solche ist bei dem Umfang des Bahnbetriebes in aller 
Regel wirtschaftlich bedeutungslos.

So bleibt es also dabei, daß die Eisenbahn durch die 
Beförderung des blinden Passagiers keinen Vermögens­
verlust erleidet. Das gibt auch der LpzKomm. a. a. O. 
ausdrücklich zu. F r a n k  meint sogar (V 5 zu § 263), 
daß sie eine Bereicherung erfahre, weil ihr ein An­
spruch auf Nachzahlung des Fahrpreises erwachse. Das 
mag man für eine paradoxe Übertreibung halten. Richtig 
ist aber, daß die Bahn jedenfalls nicht ärmer wird.

Hieraus ergibt sich für die strafrechtliche Behandlung 
des Erschleichens freier Beförderung folgendes: man muß 
entweder darauf verzichten, ein solches Verhalten als 
Betrug anzusehen, und sich mit einer Bestrafung nach 
§ 265a auch da begnügen, wo die Tat durch Täuschung 
der Bahnbeamten begangen ist. Oder man muß den Be­
griff des Vermögensschadens in § 263 anders fassen als 
die Überlieferung will, und zwar so, daß er auch auf 
Fälle wie den vorliegenden paßt. Das heißt aber: man 
muß den geldwirtschaftlichen Vermögensbegriff aufgeben 
(vgl. B i n d i n  g,  Lehrbuch I S.350).

Für den ersten Weg spricht manches. Namentlich die 
Erwägung, daß dieser Weg ohnehin dann immer gegangen 
werden muß, wenn der blinde Passagier es verstanden 
hat, sein Ziel ohne Täuschung eines Bahnbeamten zu 
erreichen (z. B. wenn er sich ganz unbemerkt in einen 
Güterwagen geschlichen hat). Dann ist § 263 sicherlich 
unanwendbar, weil es schon an der „Vorspiegelung fal­
scher Tatsachen“  und der Irrtumserregung fehlt. Dieser 
Sachverhalt ist aber dem hier zu beurteilenden in krim i­
nologischer Hinsicht sehr ähnlich. Gefährlichkeit und Ver­
werflichkeit der beiden Täter sind gleich. Wenn §265a 
dem Strafbedürfnis in einem Fall genügen m u ß ,  so 
darf man wohl behaupten, daß er ihm im anderen ge­
nügen kann .

Gegen den zweiten Weg spricht, daß der sog. „Fahrkar­
tenbetrug“  praktisch nicht wichtig genug ist, um Anlaß 
zur Preisgabe einer Rspr. zu werden, die anderen prakti­
schen Bedürfnissen vorbildlich gerecht wird. Dies Argu­
ment verliert freilich an Kraft, wenn weitere Fälle auftau­
chen, an denen der geldwirtschaftliche Vermögensbegriff 
sich als unzulänglich erweist. Solche Fälle gibt es nun w irk­
lich. Zu ihnen gehört -etwa das Erschwindeln von Bezugs­
scheinen, jedenfalls dann, wenn man es rechtlich so wer­
tet, wie es das RG. in RGSt. 75, 62 getan hat (vgl) dazu 
die Anm. des Verf. in DR. 1941, 850). So scheint sich in 
der Tat allmählich eine Abkehr von dem überkomme­
nen „tatsächlichen“  Vermögensbegriff vorzubereiten. An­
zeichen für eine solche Wendung finden sich auch im 
Schrifttum (vgl. M e z g e r :  JW. 1937, 1289ff. [1204]; 
N a g l e r :  ZAK. 1941, 294ff.). Sie muß dazu führen, daß 
mehr als bisher rechtliche Elemente den Vermögens­
begriff bestimmen, daß ein Vermögensschaden schon da 
angenommen wird, wo in den Bestand der subjektiven 
Rechte einer Person eingegriffen wird. Von einem sol­
chen Standpunkt aus erscheint das Tun des blinden 
Passagiers ohne weiteres als Betrug. Er verletzt das 
Recht der Eisenbahn, für jede Transportleistung ein Ent­
gelt zu verlangen. Diese Verletzung wird schon durch 
das unberechtigte Mitfahren begangen, nicht -erst durch 
Vereitelung des daraus entstehenden Ersatzanspruches. 
Nach dieser Betrachtungsweise kann § 263 mit Recht 
angewendet werden (vgl. B i n d i n  g a. a. O.).

Das vorliegende Urteil nimmt zu der Frage einer 
Wandlung des Vermögensbegriffs nicht deutlich Stellung- 
Aber es nähert sich offensichtlich der juristischen Ver­
mögensauffassung. Nicht nur darin, daß es in der unent­
geltlichen Reise des Täters eine Vermögensschädigung 
der Eisenbahn findet, sondern auch darin, daß es den 
Ausgleich dieses Schadens durch einen gleichzeitig ge­
machten Gewinn verneint.

Die Begründung läßt das freilich nicht deutlich er­
kennen. Sie beruft sich darauf, daß sich der Vorteil der 
Bahn — Befreiung von dem Erstattungsanspruch des 
Täters für die unbenutzte Fahrkarte — nicht auf dieselbe 
Täuschungshandlung zurückführen lasse wie der Scha­
den1). Aber das ist nicht richtig. Die Täuschungshand-

i)  Der dem Urteil eigentlich zugrunde liegende Sach­
verhalt, nach dem der Täter seinen Ersatzanspruch schon
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Iung bestand in dem Vorzeigen der ungültigen Fahrkarte 
an der Bahnsteigsperre. Dadurch ging der Erstattungs­
anspruch freilich noch nicht verloren. Aber dadurch wurde 
a-u J100*1 *<e’n Schaden verursacht. Dieser trat ein als 
sich der Angekl. unentgeltlich befördern ließ. Und eben 
aamit wurde der Erstattungsanspruch verbraucht. Vorteil 
und Nachteil sind also das Ergebnis ein und denselben 
vermogensverfügung. Und diese wiederum ist die Folge 
ein und derselben Täuschung des Bahnsteigschaffners. 
Damit sind die Voraussetzungen des Schadensausgleichs 
an sich erfüllt.

Wenn sich das RO. gleichwohl weigert, diesen Aus­
gleich anzuerkennen, so mag dafür zunächst das Gefühl 
bestimmend sein, daß eine derartige Kompensation un­
angemessen ist, daß sie eine „dem Wesen des konkreten 
Geschäfts widersprechende Vermögenslage“  herbeiführen 
würde (Mezger a. a.O.). Dieses Gefühl ist richtig. Des­
halb muß es auch in einer einleuchtenden dogmatischen 
Erwägung Ausdruck finden können. Eine solche bietet 
allein die „juristische“  Vermögensauffassung. Von ihrem 
Standpunkt aus kann die durch Täuschung bewirkte Ver­
letzung eines Rechtes durch einen gleichzeitig gemachten 
Gewinn nicht aufgewogen werden (vgl. B ind ing , Lehr­
buch 1 S. 238). Diesem Standpunkt kommt die vorliegende 
Entscheidung nahe.

Ob die damit angedeutete Wandlung des Vermögens­
begriffs wirklich vollzogen werden wird, bleibt abzuwar­
ten. Eingeleitet aber ist sie jedenfalls.

Prof. Dr. Bockei  mann, Königsberg f. Pr.
*

8. RG. — § 264 a StGB. Der Begriff des geringwer­
tigen Gegenstandes i. S. des § 264 a StGB, ist der gleiche 
wie in § 248 a StGB. (RGSt. 18, 45; 63, 153; RGUrt. 5D 
450/37 v. 19. Juli 1937: JW. 1937, 2510 s). Fehlt das Merk­
mal der Geringwerfigkeit, so braucht sich die StrK. bei 
der Feststellung des Tatbestandes des § 263 StGB, nicht 
damit auseinanderzusetzen, ob der Angekl. aus Not i. S. 
des § 264 a gehandelt haben könnte.

(RG., 2. StrSen. v. 25. Sept. 1941, 2 D 363/41.) [Iie.]
*

** 9. RG. — §§267 bis 270 StGB. Zeitstempel, die mit 
Hilfe oder unter der Kontrolle eines Uhrwerks angebracht 
sind, stellen Urkunden dar. f)

1. Am 7. Sept. 1940, an dem der Angekl. nicht zur 
Arbeit in der Maschinenfabrik erschien, steckte an 
dessen Stelle der Lehrling K. die Lohnkarte des Angekl. 
an der Fabrikpforte in das Uhrwerk, dessen Stempelauf- 
drticke bestimmungsgemäß bei jeder abgeleisteten Ar­
beitsschicht jeweils den genauen Zeitpunkt des Eintritts 
in die Fabrik und des Austritts aus ihr auf der Lohn­
karte des Arbeiters festhalten. Das LG. ist der Ansicht:
Es liege darin weder eine falsche Anfertigung noch 
eine Vorfsicrhnno- pinpr Urkunde insoweit, als ein-eine Verfälschung einer urKunae insoweit, ais au- 
zelne Stempelaufdrücke auf die Lohnkarte des Angekl. 
herbeigeführt wurden; dagegen sei durch diese von K. 
veranlaßten Stempelaufdrücke die bis dahin richtig ge­
stempelte Lohnkarte als eine „Gesamturkunde“  (i. S. 
des Urteils RGSt. 51, 36) verfälscht worden. Mit Bezug 
auf die e inzelnen Stempelaufdrücke hat das LG. den

»T I _iTArnOl'nt tirOII AC

aber darauf ob er selbst oder für ihn ein anderer die 
Lohnkarte in das Uhrwerk stecke; der Stempelaufdruck 
— meint das LG. — gebe also keine Auskunft über den 
Aussteller der „Urkunde“ ; daher hätten die von K. her­
beigeführten Stempelaufdrücke nicht den Anschein einer 
Erklärung des Angekl. erweckt, sondern nur den un­
richtigen Anschein, als habe der Angekl. zu den auf- 
gestempelten Zeitpunkten die Fabrik betreten und ver­
lassen; diese einzelnen — unrichtigen Stempelauf- 
drücke seien also keine gefälschten Urkunden, sondern 
nur schriftliche Lügen.

durch Unkenntlich machen des Tagesdatums der Fahr­
karte verloren hatte, ist unproblematisch. Aut ihn wird 
daher nicht weiter eingegangen.

^ t e ,Beu/ teiIHnS der einzelnen Stempelaufdrücke 
X - d'er. Lohnkarte eines bestimmten Gefolgschaftsmit- 
gheds richtig wäre, msbes. wenn es richtig wäre, daß 
H e r ite f lp 1 elnzel,nenu Stempelaufdruck kein bestimmter 
npHufdrrfpU •C, ni hmL:nI wäre’ dann könnten die Stern- 
We.en w  n e.rhaUpt keine Urkunden sein; denn zum 
h ä m m E n  d Urkunde gehört die Erkennbarkeit einer 
Urk wril* pe(.son, deren Gedankenäußerung sich in der 

i vt|irk.orP(ert- Alsdann würden aber sämtliche 
sammcn ^hn ka rte  vorhandenen Stempelaufdrücke zu- 
h ürwefsp eheusowemg auf einen bestimmten Aussteller 

S \ p l  i!inz,e luer! StemPeL Daher könnte die
samt i r k i,bn öp PC- t£ L?h"karte ebensowenig eine Ge-
kundenetoensrh f f u ’. w,le dem einzelnen Stempel Ur- kundeneigenschaft beizulegen wäre. M it der Begründung
Einzel un i GpS<; aU/  9 run.d der Unterscheidung zwischen
demnach ^ ic h fz T h d te n !^ 6" ’ "  daS Urteil

f ' ,̂he.r die Ansicht des LG. über die einzelnen Stein
Pevic nrUCku 1? nic,ht zutreffend. Ebenso beruft sich d7e Revision mit Unrecht auf das RGUrt.: RGSt. 64 97
np ) lm anF fu.hrti: Entsch. des RG. behandelt Zeitstem­
pel, die durch ein Uhrwerk möglicherweise so erzeimt 
worden waren, daß keine Beziehung dieses Voruannfs 
zu einer bestimmten ihn verursachenden Person e'rkenn- 
ätfp'Td- n!?rT h  Erkennbarkeit einer solchen Beziehung 
atten die dort behandelten Zeitstempel nicht als Urkun­

den angesehen werden können. Im vorl. Falle aber ist 
den festgestellten Umständen zu entnehmen, daß es auf 
Grund der Arbeitsbedingungen das Recht und die Pflicht 
des einzelnen Gefolgsmannes war, den Zeitpunkt für 
”  E‘ntr,tt in die Fabrik und ebenso für seinen Aus-

durch eine9rstpd agi ufUri- d'f- spätere Lohnabrechnung durch e neu Stempel des hierfür zur Verfügung gestellten
Uhrwerks auf der Lohnkarte festlegen zu llsfen hier 
wiesen die Zeitstempel daher erkennbar in jeder Lohn- 
kaite auf den Gefolgsmann als ihren Urheber hin an 
den die Lohnkarte durch Namensbezeichnung zuge’teilt 
war Die Stempel hatten daher die Bedeutung ein?r u r-  

Äußerung des bestimmten einzelnen Gefolgs- 
mannes, daß_ er zu der im Stempel angegebenen Zeit 
seine Arbeit im Betriebe angetreten oder verlassen habe 
Diese Äußerung mußte das Gefolgschaftsmitglied für sicli 
und gegen sich als Beweismittel gelten lassen; ihre Rich­
tigkeit wurde durch die technische Einrichtung des Uhr­
werks weitgehend gewährleistet.

Demgemäß hat die Rspr. bereits in gleichen oder ähn- 
Iichen Fallen Zeitstempel, die mit der Hilfe oder unter 
der Kontrolle eines Uhrwerks angebracht worden waren 
l Sr UooU;J,7eli an<9 lo  "e\V.DCnen der strafrechtliche Schutz 
fvel §ROSt 1 StGB ^gesprochen werden muß 
zuhalten * ’ 435’ 52, 65)' An dleser Rspr. ist fest-

Im Gegensatz zu der Meinung des LG. läßt sich kein 
Gegengrund gegen diese Betrachtung der Stempelauf- 
diucke als Urkunden daraus herleiten, daß es nach Lage 
der Verhältnisse allerdings unerheblich ist, ob ein Ge- 
fo gschaftsnutglied die für ihn bestimmte Lohnkarte 
selbst in das Uhrwerk steckt oder ob er dies durch 
einen m  . seiner  B e g l e i t u n g  b e f i n d l i c h e n  D rit­
ten tun laßt. Auch falls ein Dritter die Lohnkarte ein­
steckt, weist der entstandene Stempel auf den feststehen 
den, auf der Karte genannten Karteninhaber als Urheber 
hm; die Beziehung der in dem Stempel liegenden Äuße­
rung über den Zeitpunkt des Arbeitsbeginns oder des 
Arbeitsendes zu der bestimmten Person des Karten­
inhabers geht also durch eine solche M itwirkung eines 
Dritten nicht verloren. Es besteht in solchen Fällen eine 
ähnliche tatsächliche und rechtliche Lage wie in dem 
Falle, daß jemand eine schriftliche Erklärung nicht 
selbst fertigt, sondern durch einen Bevollmächtigten her 
stellen und auch durch den Bevollmächtigten mit dem 
Namen des Vollmachtgebers unterschreiben läßt Eine 
solche durch einen Dritten hergestellte Urkunde die 
nur auf den Vollmachtgeber als Aussteller hinweist 
wahrend der Dritte in der Urkunde als nicht (oder 
wenigstens nur schwer) erkennbar zurücktritt, ist recht- 
hch dann nicht zu bemängeln, wenn nicht nur der Wille 
des VoHmachtgebers, sich vertreten zu lassen und der 
Wille des Dritten, bei der Beurkundung den Vollmacht-
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geber zu vertreten, vorhanden sind, sondern daneben 
auch noch die rechtliche Zulässigkeit der Stellvertretung 
in dem in Betracht kommenden Einzelfall. Fehlt diese 
Zulässigkeit, dann wird die von dem Dritten erzeugte 
Urkunde i. S. des § 267 StGB, fälschlich hergestellt, da 
sie, obwohl von einem Unbefugten errichtet, den täu­
schenden Anschein erweckt, daß der Vollmachtgeber 
selbst die Urkunde geschaffen habe, so daß im Ergebnis 
also gerade über die Person des Ausstellers der Urkunde 
getäuscht werden soll (vgl. RGSt. 75, 46).

Eine Stellvertretung ist rechtlich zulässig, wenn die 
Lohnkarte eines Gefolgschaftsmitglieds bei dessen Durch­
gang durch die Pforte nicht von dem Gefolgschaftsmit­
glied selbst, sondern von einein ih n  b e g l e i t e n d e n  
Dritten in die Uhr gesteckt wird. Dagegen fehlt diese 
Zulässigkeit, wenn das Gefolgschaftsmitglied die Er­
klärung, zur Aufnahme der Arbeit oder nach ihrer Be­
endigung in einem bestimmten Zeitpunkte durch die 
Pforte gegangen zu sein, durch einen Dritten abgeben 
lassen w ill, obgleich das Gefolgschaftsmitglied zu die­
sem Zeitpunkt gar nicht an der Pforte anwesend ist. 
Denn in diesem Falle ist selbstverständlich nach dem 
Sinn der maßgebenden Bestimmungen über das Ver­
fahren zur Feststellung der geleisteten Arbeitsschichten 
die Stellvertretung des Gefolgschaftsmitglieds in der 
Erklärung über den Zeitpunkt seines Durchgangs durch 
die Pforte gegenüber der Betriebsleitung verboten. Es 
ließe sich sogar die Annahme rechtfertigen, eine solche 
Stellvertretung sei ganz und gar verboten; daß gleich­
wohl e in  B e g l e i t e r  des Gefolgschaftsmitglieds an 
dessen Stelle die Lohnkarte in das Uhrwerk stecken 
dürfe, würde von diesem Standpunkt aus seine Begrün­
dung darin finden können, daß der Begleiter dabei nicht 
als Stellvertreter, sondern — einem Boten vergleichbar — 
nur als Werkzeug oder Hilfsmittel des in Betracht kom­
menden Gefolgschaftsmitglieds handle.

Dadurch, daß der Lehrling K. die einzelnen Stempel- 
aufdrücke auf der Lohnkarte des Angekl. veranlaßte, 
kamen also fälschlich angefertigte Urkunderi zustande. 
Ob gleichzeitig die Lohnkarte als Gesamturkunde ver­
fälscht worden ist, kann dahingestellt bleiben. Übrigens 
wäre die Auffassung des LG. auch wohl nicht zu bean­
standen, daß die Lohnkarte die während der Lohnwoche 
geleisteten Arbeitsstunden nicht nur für die einzelnen 
Tage, sondern auch für die ganze Woche e r s c h ö p ­
f end  beweisen solle und daher eine sogenannte „Ge­
samturkunde“  sei.

3. Den getroffenen Feststellungen ist mit ausreichender 
Sicherheit so viel zu entnehmen, daß K. nicht mit Täter­
willen — als Mittäter — an den Vorgängen beteiligt 
war, und daß alles, was K. in der Angelegenheit getan 
hat, vollkommen der Willensrichtung des Angekl. ent­
sprach, der zu dem Handeln des K. den Anstoß ge­
geben hatte. Demnach war für das, was K. getan hat, 
der Angekl. entweder Anstifter oder mittelbarer Täter. 
Was von beidem er war, könnte nur nach weiterer t a t ­
s ä c h l i c h e r  Aufklärung entschieden werden, kann hier 
jedoch unentschieden bleiben, weil sowohl die Anstif­
tung als auch die mittelbare Täterschaft in der un­
mittelbaren Täterschaft aufging, die dem Angekl. in­
soweit zur Last fällt, als er selbst demnächst von den 
fälschlich angefertigten Stempelaufdriicken auf der Lohn­
karte durch das Einfordern von Lohn für eine nicht 
geleistete Arbeitsschicht rechtswidrig und täuschender­
weise Gebrauch gemacht hat.

Das LG. hat den Angekl. im Ergebnis mit Recht auch 
wegen vollendeter schwerer Urkundenfälschung schuldig 
gesprochen und das Strafmaß dem § 268 Abs. 1 Nr. 1 
StGB, entnommen. Unrichtig ist an dem Spruche des LG. 
nur, daß das LG. auch den § 270 StGB, herangezogen 
hat. Denn schon die fälschliche Anfertigung der in Rede 
stehenden Stempelaufdrücke ist auf Anregung des A n ­
g e k l a g t e n  und entsprechend s e i n e m  Willen ge­
schehen. Daher fä llt das gesamte Verhalten des Angekl. 
nicht unter den § 270, sondern unmittelbar unter den 
§ 267 — i. Verb. m. dem § 268 Abs. 1 Nr. 1 — StGB.

(RG., l.StrSen. v. l.Aug.1941, ID  144/41.) [He.]

Anmerkung: I. Es handelt sich zunächst um die Frage, 
ob der Stempelaufdruck auf einer Lohnkarte, der da­

durch entsteht, daß die Lohnkarte an der Fabrikpforte 
in das Uhrwerk gesteckt wird, dessen StempelauidrucK 
bestimmungsgemäß bei jeder abgeleisteten Arbeitsschich 
jeweils den genauen Zeitpunkt des Eintritts in die FabriK 
und des Austritts aus ihr auf der Lohnkarte des Arbeiters 
festhält, eine „U  r k u n d e“  i. S. des § 267 StGB. ist. 
Die Frage wird vom RG. mit Recht bejaht. Denn die 
Herbeiführung dieses Stempelaufdrucks ist die Herstel­
lung einer „verkörperten Erklärung rechtlichen Inhalts 
(Grundr., 2. Aufl. 1041, S. 206). Schon RGSt. 64, 97ff., 100 
hebt unter Flinweis auf RGSt. 34, 435 hervor, daß es ent­
scheidend darauf ankommt, ob bei der Lochung eines 
Uhrstreifens mittels des Steckschlüssels „gerade die 1. er- 
son des Lochenden die ausschlaggebende Rolle' spielt, 
weil bejahendenfalls „in  der von ihm hergestellten 
Lochung vereinbarungsgemäß seine Erklärung gegenüber 
der Fabrikleitung liegen sollte und lag, er personlicn 
habe die Lochung zu der maßgeblichen Zeit vorgenom­
men“ . Auch im vorliegenden Fall besitzt in gleicher Weise
die Herbeiführung des Stempelaufdrucks den Charaktei 
einer „Erklärung“ . Gegen die Urkundeneigenschaft des 
e i n z e l n e n  Stempelaufdrucks besteht also kein Be­
denken; es bedarf nicht erst des Umwegs über die 
„Gesamturkunde“ .

II. Auch daß diese Urkunde „ f ä l s c h l i c h  a n g e l e t  - 
t i g t “  wurde, ist bedenkenfrei. Nach den gesamten 
Umständen des Falles, insbes. nach den vorliegenden 
Arbeitsbedingungen, sollte der Stempelaufdruck aut der 
Lohnkarte im Verkehr den Anschein erwecken und er­
weckte ihn, als habe der in der Karte namentlich c 
zeichnete Inhaber der Lohnkarte die Erklärung abgegeben. 
Es wurde also über die Person des Urhebers der Er­
klärung getäuscht, was das Wesen der fälschlichen. An 
fertigung ausmacht (Grundr. S. 208). M it Recht hebt d 
Urteil dabei hervor, daß eine solche Täuschung über den 
entscheidenden Punkt dann nicht vorläge (was aber vo 
liegend nicht zutrifft), wenn der Lohnkarteninhaber sich 
zum Einstecken der Lohnkarte einer in seiner Beglei­
tung befindlichen Person als Werkzeug (von Stellve- 
tretung würde ich hier nicht sprechen) bedient hatte, 
denn dann wäre die Erklärung nach der maßgcbencl«en 
Verkehrsauffassung „seine“  Erklärung, die Urkunde also 
nicht unecht gewesen.

Prof. Dr. Edm.  M e z g e r ,  München.

10. RG. — §268 StGB. Die auf den Namen des Be­
zugsberechtigten ausgefüllte Fettkarte ist eine öffent ic

Urkunde. . ..
§37 MilStGB. Rangverlust auch bei Verurteilung von

Wehrpflichtigen, des Beurlaubtenstandes.
1. Die auf den Namen des Bezugsberechtigten aus­

gefüllte Fettkarte ist, wie das LG. zutreffend darlegt, 
eine ö f f e n t l i c h e  U r k u n d e .  Durch die Entwertungs . 
vermerke, die der Einzelhändler gemäß den für die h 
fragliche Zeit geltenden Bestimmungen (A I Abs. 2 ae» 
Erlasses des RLandwM. v. 20. Sept. 1939 [PNidirstVerkBI. 
S. 691]) auf den belieferten Abschnitten angebracht hau , 
wurde die in der Urkunde zu öffentlichem Glauben 
verbriefte Bezugsberechtigung des Karteninhabers ein­
geschränkt. Durch das Ausradieren der Entwertung 
vermerke hat der Angekl. den Karten den faIsc^ e"  A , 
schein gegeben, als bestehe das Bezugsrecht noch m 
w e i t e r e m  Umfang, als es tatsächlich gegeben war. Er 
hat also gerade in den Teil des Inhaltes der 
eingegriffen, der bestimmt war, zu öffenOichem Glaub 
Beweis zu erbringen. Die Annahe des LG., er 
öffentliche Urkunde verfälscht, ist also rechtlich richtig- 
(Vgl. hierzu die ähnliche Fälle betreffenden Entsc 
düngen RGSt.20, 6; 55,161.)

Daß der Einzelhändler im gegebenen Falle die be­
lieferten Abschnitte nicht genau in der F o r m e n  we 
hatte, die derRLandwM.au der oben beze.chneter. Stelle 
vorschreibt, ist für dieses rechtliche Ergebnis belang 
los; wenn dort gesagt wird, die Entwertung sei „durch 
Lochen, Stempeln oder Durchkreuzen mittels Tinte ode 
Kopierstift vorzunehmen“ , so ist das, soweit die F o r m  
der Entwertung in Betracht kommt, nur als eine Orü 
nunusvorschrift anzusehen; es hat damit nicht gesagt sein 
sollen daß eine auf andere Weise vorgenommene tn t-
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Wertung (hier Durchstreichen mittels Rotstiftes) 'als nicht 
geschehen zu betrachten sei.

Ob der Angeld, die Eigenschaft der Urkunde als einer 
„öffentlichen“ erkannt hat, ist rechtlich belanglos. Ein 
Irrtum h i e r ü b e r  wäre als Strafrechtsirrtum unbeacht­
lich. Es genügt, daß er die Umstände gekannt hat, aus 
deren Vorhandensein sich der rechtliche Schluß ergibt, 
die Urkunde sei bestimmt, Beweis für und gegen jeder­
mann zu erbringen.

2. Das LO. hat weiter angenommen, der Angekl. habe 
die Urkundenfälschung in der Absicht begangen, sich 
und anderen (den übrigen Angehörigen seines Haus­
haltes) Vermögensvorteile zu verschaffen. Auch das ist 
rechtlich nicht zu beanstanden. Wie das RG. in ständiger 
Rspr. annimmt, bedeutet es für den einzelnen Bezugs­
berechtigten einen Vermögensvorteil, wenn er Waren, 
deren Bezug durch die kriegswirtschaftlichen Vorschrif­
ten beschränkt ist, in einer Menge erlangt, die über 
den bestimmungsmäßig zugelassenen Erwerb hinausgeht. 
(Vgl. z. B. RGSt. 50, 277; 51, 97; 74, 290, 292 =  DR. 1940, 
22361; RGSt. 74, 382, 384 =  DR. 1941, 381 4; RGSt. 75, 62 
=  DR. 1941, 8498.)

Daß der Bezugsberechtigte die Waren bezahlt, ist da­
bei rechtlich belanglos, da der Gebrauchswert für be­
wirtschaftete Waren allgemein höher geschätzt wird als 
das dafür angewendete Geld. .............

3, Rin Rechtsirrtum ist dem LG. im übrigen nur in­
sofern unterlaufen, als es dem ^ nS^kI. nicht den mili­
tärischen Rang aberkannt hat. Nach dem § 37 Abs. 2 
Nr. 2 MilStOB. v. 16. Juni 1926 (RGBl I, 27d) -  Fassung 
des Ges v. 16. lull 1935 (RGBl. 1,1021) — l. Verb. m. dem 
§ 7 KrSondStrafrVO. v. 17. Aug. 1938 (RGBl. 1939,1,14o5) 
m uß gegen Unteroffiziere „bei Verurteilung zu Gefäng­
nisstrafen von längerer als einjähriger Dauer wegen einer 
vorsätzlich begangenen Tat auf Rangverlust erkannt 
werden Nun ist allerdings der Angekl. zur Zeit der Tat 
nicht Soldat, sondern Wehrpflichtiger des’ Beurlaubten­
standes gewesen. Bei solchen Wehrpflichtigen tritt der 
a de, bezeichneten Gesetzesstellen vorgesehene Rang­
verlust imter den im § C d MilStGR voi^esehenen Um-

f t “  K Ä  S Ä « .

Rechtsfehler kann das RevG. von sich. aus beseitigen. 
(RG., 3. StrSen. v. 29. Sept. 1941, 3 D 383/41.) [He.J 

*
11 RG -  §1 Abs.l KWVO. Zujn lebenswichtigen

Bedarf der B evö lkeru ng  gehören n lc ' | ' " “ ' 2 i e  schränkte Erzeugnisse, sondern auch so che Gegenstand , 
die n icht dem Bezugsscheinzwang unterliegen.

1. Infolge der durch den Krieg 
an Fleisch und Fleischwaren sind viele Menschen,

s o t t ig e f  Kleintierzucht ̂ bcfassenf

sr,a s  8 £ ? s e
dieser fjärten"ihre^efe"dort d e f  Nachts ohne Aufsicht uieser Uarten liirc ¡ch {„r „ewohnlich in den
m S  befinden, keine Oele ^ .h d t  g  N ä c h g ni  b.e-

‘ «ln', n.he, eiaß S  M t e Ä t
i ra; a “¥ c.8 ;rgen™ i ! i e n  und auch tatsächlich ans- 
durch Diebstahle auszu • Verurteilung auch nach 
genutzt hat. Das wurde zu sem. n  Sondergerichtdem § 4  VolksschädlVO. genügen. D . näher
wird daher den Sachverhalt in dieser k iu u u  s 
aufzuklären haben. , p r,p„(Tnit!QP die zum

S & A f i S  Bedarf” de) Ö ü  *  -

zugsbeschränkte, sondern auch solche Gegenstände ge­
hören, die nicht dem Bezugsscheinzwang unterliegen. 
Das gilt namentlich von solchen Gegenständen, die 
wegen ihrer Knappheit der Bevölkerung nur in be­
schränktem Maße zur Verfügung stehen, wie gerade Ge­
flügel. Die „Deckung dieses Bedarfes“  wird aber in der 
Regel dann als gefährdet anzusehen sein, wenn der ge­
regelte Gang der Verteilung solcher Waren an die Be­
völkerung dadurch gestört wird, daß die Waren nicht 
auf dem von den zuständigen Behörden vorgesehenen, 
auf eine gleichmäßige Verteilung bedachten Wege (Kun­
denlisten, Kundenkarten u. a.), sondern in unkontrollier- 
barer Weise durch „wilde Händler“  an den Verbraucher 
gelangen. Abgesehen davon, kann eine Bedarfsgefähr­
dung durch das Beiseiteschaffen von Geflügel, selbst 
wenn das Fleisch nachher der Bevölkerung zugeführt 
wird, auch dadurch verursacht werden, daß Tiere vor­
zeitig geschlachtet werden, wie dies das Sondergericht 
im vorliegenden Falle festgestellt hat.

Daß das Sondergericht die Taten des Angekl. nicht 
auch in dieser Richtung seiner Beurteilung unterzogen 
hat, macht sein Urteil i. S. des § 34 ZuständigkeitsVO. 
ungerecht (vgl. RGSt. 74, 261; 75, 114).

(RG., 3. StrSen. v. 29. Sept. 1941, 3 C 672/41 [3 StS 44/411.)
[He.J

*

** 12. RG. — §8 VO. zur Durchführung der VO. zur 
Ergänzung des Jugendstrafrechts v. 28. Nov. 1940 (RGBl. 
I, 1541) muß auf alle Verurteilungen zu Freiheitsstrafe 
nach dem Inkrafttreten der VO. Anwendung finden; die 
Aussetzung der Vollstreckung im Urteil ist also nicht mehr 
möglich, es sei denn in dem in §8 vorgesehenen Aus­
nahmefall. f )

Der am 6. Jan. 1926 geborene Angekl. ist wegen meh­
rerer Straftaten zu einer Gesamtgefängnisstrafe verurteilt 
worden. Die Straftaten sind sämtlich im Jahre 1940, teils 
vor dem 19. Okt. 1940, teils an diesem Tage und später 
begangen worden. Das Jugendgericht hat im Urteil die 
Vollstreckung der Strafe unter der Bedingung ausgesetzt, 
daß der Angekl. sich straffrei führt und aus der Fürsorge­
erziehung' nicht entweicht.

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist begründet. Das AG. hat 
sich zur Aussetzung der Vollstreckung der Strafe im Ur­
teil offensichtlich auf Grund des § 10 JGG. für berechtigt 
gehalten. Es hat übersehen, daß das JGG. durch die VO. 
zur Ergänzung des Jugendstrafrechts v. 4. Okt. 1940 
(RGBl. I, 1336) und die erwähnte DurchfVO. geändert 
worden ist. Seit dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen 
(§6 Abs.l der VO. und §12 der DurchfVO.) kann das 
JGG. nur noch unter Berücksichtigung dieser Änderungen 
angewendet werden, obgleich die im § 6 Abs. 4 der VO. 
vorgesehene Anpassung des Gesetzeswortlauts noch nicht 
vorliegt. Nach §8 DurchfVO. ist die Aussetzung der Voll­
streckung einer Freiheitsstrafe im Urteil, die in § 10 JGG. 
vorgesehen war, nicht mehr zulässig, es sei denn, daß die 
Verurteilung eine fahrlässig begangene Straftat zum Ge­
genstand hat und besondere Gründe dafür sprechen. Die­
ser Fall war hier nicht gegeben.

Der erk. Sen. hat auf die Änderung des Gesetzes schon 
im Urteile C 231/40 (2 StS 13/41) v. 29. Mai 1941: DJ. 
1941, 814 = DR. 1941, 206021 hingewiesen. Die gleiche 
Auffassung liegt dem Urteil des 3. StrSen. 3 D 218/41 vom 
26. Mai 1941: DJ. 1941, 749 = DR. 1941, 1722 2 und dem 
Beschl. des 5. StrSen. v. 19. Juni 1941 in der Sache 
C 277/41 (5 StS 15/41) zugrunde.

Allerdings ist in einer späteren Entscheidung die Auf­
fassung vertreten worden, aus §12 Satz 2 DurchfVO. er­
gebe sich auch für § 8 dieser VÖ. eine „rückwirkende Gel­
tung“ . Sie wird darin gesehen, daß bei der Aburteilung 
von Straftaten aus der Zeit v. 1. Jan. 1940 bis zum In­
krafttreten der neuen Verordnungen die Aussetzung der 
erkannten Freiheitsstrafe im Urteil in das Ermessen 
des R i c h t e r s  gestellt sei. Es komme insoweit nicht 
auf den Zeitpunkt des Urteils, sondern auf den Zeitpunkt 
der Tat an. Dem ist nicht zu folgen.

§ 12 Satz 2 DurchfVO. bestimmt: „Sie (die VO.) hat 
im gleichen Umfang wie die VO. zur Ergänzung des 
Jugendstrafrechts rückwirkende Geltung“ . Der Umfan? 
der rückwirkenden Geltung der VO. ist in § 6 Abs. 2 dahin
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festgelegt. § 1 der VO. kann auch auf Taten angewendet 
werden, die in der Zeit v. l.Jan. 1940 bis zum Inkraft­
treten der VO. begangen worden sind“. Die Rückwirkung 
ist also auf die sachlich-rechtliche Rechtsänderung der 
Einführung des Jugendarrestes beschränkt. Den a nde ­
ren Bestimmungen der VO. ist keine Rückwirkung bei­
gelegt. Es braucht nicht erörtert zu werden, ob sie einer 
Rückwirkung fähig gewesen wären. Soll die DurchfVO. 
„im gleichen Umfang“ wie die VO. rückwirkende Geltung 
haben, so folgt daraus, daß auch ihren Bestimmungen nur 
insoweit rückwirkende Geltung zukommen soll, als § 6 
Abs. 2 sie den Bestimmungen der VO. gegeben hat, d. h. 
soweit die Bestimmungen der DurchfVO. sich auf den 
Jugendarrest beziehen. § 8 der DurchfVO. befaßt sich aber 
n i c h t  mit dem Jugendarrest. Er regelt die Aussetzung 
einer S t ra f e  im Urteil. Dem § 8 ist danach durch § 12 
DurchfVO. keine rückwirkende Geltung eingeräumt.

Zu demselben Ergebnis führt die folgende Erwägung: 
§ 6 Abs. 2 der VO. stellt die Anwendung des § 1 auf 
Straftaten, die in der Zeit v. l.Jan. 1940 bis zum In­
krafttreten der VO. begangen worden sind mit den Wor­
ten „kann... angewendet werden“ in das Ermessen des 
Richters. Das steht im Einklang mit §1 der VO., der 
dem Richter die Möglichkeit gibt („kann“), an Stelle von 
Gefängnis oder Haft auf Jugendarrest zu erkennen. §8 
DurchfVO. enthält dagegen das zwingende Verbot: „Die 
Aussetzung... ist unzulässig“. Wäre, wie die andere Mei­
nung vertritt, die Wirkung der von ihr angenommenen 
rückwirkenden Geltung die, daß der Richter nach seinem 
Ermessen zu entscheiden hat, ob er im Urteil über Straf­
taten aus der Zeit nach dem 1. Jan. 1940 das Verbot des 
§8 der VO. beachten will, so wäre diese Rückwirkung 
von anderer Art und anderem Umfang, als sie für den 
§ 1 der VO. vorgesehen ist. § 10 JGG. hatte die Ausset­
zung der Vollstreckung im Urteil in das richterliche Er­
messen gestellt. §8 der DurchfVO. beseitigt diese Aus­
setzung der Vollstreckung im Urteil. Hätte die DurchfVO 
die Regelung treffen wollen, die ihr die Gegenmeinung 
entnimmt, so hätte das nicht durch Einräumung r ü c k ­
w i r k e n d e r  G e l t u n g  geschehen können, die VO. 
hatte vielmehr sagen müssen, §8 findet ke ine Anwen­
dung auf Straftaten aus der Zeit v. l.Jan. bis zum In­
krafttreten der VO. Dann hätte insoweit der 8 10 IGG 
weitergegolten. § 12 Satz 2 DurchfVO. kann sich deshalb 
nicht auf den §8 beziehen.

Daraus folgt, daß § 8 auf alle Verurteilungen zu Frei­
heitsstrafe nach dem Inkrafttreten der VO. Anwendung fin- 
den muß, daß also die Aussetzung der Vollstreckung im 
Urteil nicht mehr möglich ist, es sei denn in dem in 8 8 
vorgesehenen Ausnahmefall. §8 DurchfVO. ist als eine 
verfahrensrechtliche Vorschrift anzusehen (Rspr. des RG. 
zu §10 JGG.: RGUrt. ID  406/24 v. 29. April 1924- 1 E) 
| Qö/24 v 9 Dez 1924: JW. 1925, 196 und 2 D 8/37 vom 
8. rebr. 1937). Eine Änderung des Verfahrensrechtes ist 
grundsätzlich vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ge- 
setzesanderung für jedes Verfahren maßgebend, sofern 
nicht das Gesetz etwas anderes anordnet. Es kann also 
für die Anwendung einer verfahrensrechtlichen Bestim­
mung nicht auf die Zeit der Straftat ankonunen.

Die inzwischen ergangene VO. v. lO.Sept. 1941 über 
die unbestimmte Verurteilung Jugendlicher (RGBl. I, 567) 
s eht der Auffassung des Senates nicht entgegen. Diese 
VO bestimmt im §3 Abs. 3, daß u.a. §6 Abs. 2 der VO 
zur Ergänzung des Jugendstrafrechtes „entsprechend eilt“ 
Damit wird dem Jugendrichter ermöglicht, die unbe- 
s , .Pie Verurteilung auch für Straftaten auszusprechen 
dAu P der v; L Jan- 1940 bis zum 1. Sept. 1941 (S3 
Abs 1 der VO.) begangen worden sind. Eine Aussetzung 
der Vollstreckung der Strafe im Urteil ist auch hier nicht 
zugelassen, wie sich aus §2 klar ergibt.

Der Grund für die Begrenzung der Rückwirkung auf 
den 1. Jan. 1940 ist weder dieser VO. noch der VCE zur 
Erganzung des Jugendstrafrechts zu entnehmen. Der Ge­
setzgeber mag eine weitere Erstreckung für überflüssig 
geha ten haben, weil erfahrungsgemäß die Straftaten Ju­
gendlicher sehr bald nach der Tat zur Aburteilung kom­
men. Jedenfalls ergibt sich daraus kein Bedenken «wen 
die Auffassung des §8 der DurchfVO. in dem erörterten 
, e. Die Aussetzung der Vollstreckung i m U r t e i l  war 

als schädlich erkannt worden. Sie zu beseitigen, war mit

der Zweck der Änderung des Jugendstrafrechtes. Mit die­
sem Zweck der Neuregelung hätte es sich nicht verein­
baren lassen, die Handhabung des bestimmten Verbotes 
des §8 der DurchfVO. auch nur übergangsweise in das 
Ermessen des Richters zu stellen. Zum Ausgleich etwaiger 
Härten im Falle einer ausnahmsweise späten Aburteilung 
einer vor dem 1. Jan. 1940 begangenen Straftat, die Frei­
heitsstrafe erheischt, steht dem Jugendrichter §11 des 
JGG. zur Verfügung, sobald die Erwartung begründet ist, 
der Verurteilte werde sich künftig in die Volksgemein­
schaft einordnen.

Der erk. Sen. hat hiernach zu einer Änderung seiner 
Auffassung keinen Anlaß. Auch die Anrufung des Gro­
ßen Senats für Strafsachen ist nicht geboten, weil die 
Gegenmeinung erst später, offensichtlich in unbewußter 
Abweichung von den erwähnten früheren Entscheidungen 
vertreten worden ist.

Das AG. hätte daher die Aussetzung der Vollstreckung 
nicht anordnen dürfen. Es braucht deshalb nicht erörtert 
zu werden, daß die Aussetzung der Strafvollstreckung un­
ter Bedingungen auch nach § 10 JGG. an sich nicht mög­
lich war. Das angefochtene Urteil ist danach rechtsirrig 
und deshalb auch nicht gerecht. Die auf den Strafaus­
spruch beschränkte Nichtigkeitsbeschwerde legt zutref­
fend dar, daß der rechtliche Irrtum hier den Strafausspruch 
im ganzen ergreift, weil sich nicht ausschließen läßt, daß 
der Jugendrichter zu einer anderen Strafe gekommen 
wäre, wenn er nicht die Aussetzung des Vollzugs ange­
ordnet hätte.

(RG., 2. StrSen. v. 9. Okt. 1941, 2 C 647/41 [2 StS 23/41].)
[He.]

Anmerkung: Die Entscheidung ist zutreffend.
Die Beseitigung der Bewährungsfrist, deren Berechti­

gung an sich schon problematisch war, gehörte bei der 
Verurteilung J u g e n d l i c h e r  von jeher zu den wesent­
lichen Reformwünschen unseres Jugendstrafrechts. Die 
Verurteilung eines Jugendlichen, bei der mit der S t r a f ­
v o l l s t r e c k u n g  — wie es früher fast zur Regel ge­
worden war — nicht e r ns t  gemacht wird, erreicht oft 
gerade das Gegenteil von dem, was mit dieser Bewäh­
rungsfrist beabsichtigt ist. Der Jugendliche, auf den seiner 
ganzen Mentalität nach weniger die ernsten Worte des 
U r t e i l s ,  als der strenge S t r a f v o l l z u g  wirken, er­
hält nur zu leicht den Eindruck, daß der Staat auch nach 
Begehung einer Straftat noch mit sich spaßen lasse. Diese 
Meinung ist dann nur zu oft der Anlaß zu neuen Straf­
taten, durch die man die Geduld des Staates noch e in-  
m a.l auf die Probe stellen zu können glaubt.

Daß die Bewährungsfrist gerade bei jungen Rechtsbre­
chern früher einen so großen Umfang angenommen hatte, 
lag freilich nicht allein und nicht immer an der damals 
allgemein milderen Praxis der Strafrechtspflege, sondern 
vor allem daran, daß dem Jugendrichter für die Fälle 
der mittleren Kriminalität als Strafe — abgesehen von 
der für Jugendliche nicht angebrachten Geldstrafe —■ nur 
die Gefängnisstrafe zur Verfügung stand. Hier bestand so­
dann eine — z. T. verständliche — Abneigung der Ju­
gendrichter, den Jugendlichen einem Strafvollzug auszuhe- 
fern, der in den meisten Fällen wegen der Kürze der 
Strafzeit eine w i r k l i c h e  Erziehung nicht gewährlei­
stete und der darüber hinaus die Gefahr mit sich brachte, 
daß der junge Rechtsbrecher im Gefängnis durch andere 
wirklich verdorbene Elemente mehr Schaden als Nutzen 
davon trug.

Diese Lücke ist durch die VO. zur Ergänzung des Ju­
gendstrafrechts v. 4. Okt. 1940 (RGBl. I, 1336) geschlossen 
worden. Mit der Einführung des Jugendarrests wurde dem 
Jugendrichter ein Zuchtmittel in die Hand gegeben, das 
durch die besondere Ausgestaltung des Vollzugs trotz der 
Kürze der Höchstdauer von 1 Monat eine empfindliche 
Schockwirkung auf den jungen Rechtsbrecher ausübt und 
darüber hinaus von den schädlichen Nachfolgen der Strafe 
(Strafregister) befreit ist. Der damit geschaffene Rechts­
zustand rechtfertigte daher die grundsätzliche Abschaf­
fung der Bewährungsfrist, wie sie § 8 der DurchfVO. v- 
28. Nov. 1940 (RGBl. I, 1541) anordnet. Ist die Verhängung 
von Jugendarrest angebracht, so wird er auch vollstreckt- 
Die schädlichen Nachfolgen der früheren Gefängnisstrafe 
bestehen hier nicht. Ist darüber hinaus aber Gefängnis-
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strafe erforderlich, so handelt es sich in diesen Fällen 
heute nach der Einführung des Jugendarrests um Straf­
taten, die schon wegen ihrer Schwere keine Bewährungs­
frist zulassen, sondern das sofortige Einsetzen einer stren­
gen Erziehungsstrafe verlangen. Den Bedenken, die den 
Jugendrichter früher oft zur Bewilligung einer Bewäh­
rungsfrist führten, ist durch den jetzigen Rechtszustand 
t a t s ä c h l i c h  und r e c h t l i c h  die Grundlage ent­
zogen.

Die Rspr. des RG., die wiederholt Veranlassung hatte, 
auf den neuen Rechtszustand hinzuweisen (vgl. RG. vom 
25. Sept. 1941: DR. 1941, 2060 mit Anm. von M i f t e i ­
lt a c h), hat diesem neuen Rechtsgedanken in erfreulicher 
Weise Rechnung getragen und ausgesprochen, daß für 
Taten, die nach dem Inkrafttreten des §8 DurchfVO. zur 
Aburteilung gelangen, grundsätzlich eine Aussetzung der 
Strafvollstreckung nicht mehr möglich ist.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens und der Geltungsum­
fang des §8 DurchfVO. kann — sofern man den vorl. 
Fall unter dem Gesichtspunkt einer R ü c k w i r k u n g s ­
f r age  beti-achtet, zweifelhaft sein.

Rechtslogisch ergeben sich folgende Auslegungsmöglich- 
keiten des Gesetzes:

1. Wenn die DurchfVO. gemäß § 12 „in gleichem Um­
fang“ wie die VO. zur Ergänzung des Iugendstrafrechts 
v. 4. Okt. 1940 rückwirkende Geltung haben soll, so be­
deutet dies lediglich mit Rücksicht auf §6 VO. einen 
z e i t l i c h e n  Hinweis bis zum 1. Jan. 1940. Danach 
würde das Aussetzungsverbot des §8 DurchfVO. schlech­
terdings für alle nach dem 1. Jan. 1940 begangenen Taten 
— und zwar o b l i g a t o r i s c h  — gelten.

2. Die zweite Auslegungsmöglichkeit würde grundsätz­
lich ebenso argumentieren, aber aus der Tatsache, daß §6 
VO. die rückwirkende. Anwendung v. l.Jan. 1940 bis 
19. Okt. 1940 in das E r m e s s e n d e s  Richters stellt (kann 
angewendet werden) folgern, daß für diesen Zeitraum 
auch die Aussetzung der Strafvollstreckung in das Ermes­
sen des Gerichts gestellt ist.

Diese Ansicht ist — wie das Urteil mitteilt — in einer 
früheren Entscheidung des RG. einmal vertreten worden.

3. Die dritte Auslegung würde dahin gehen — und so 
folgert die vorl. Entscheidung — daß § 8 DurchfVO. nur 
vom Inkrafttreten der DurchfVO. ab, d. h. ab 19. Okt. 1940 
gelte, weil die Rückwirkungsmöglichkeit in §6 VO. auf 
§ 1 VO., d.h. auf die s a c h l i c h - r e c h t l i c h e  Rechts­
änderung der Einführung des Jugendarrests beschränkt 
sei, während §8 DurchfVO. eine v e r f a h r e n s r e c h t ­
l i c h  e Bestimmung enthalte.

Der Satz des Urteils: „Dem §8 ist danach durch §12 
DurchfVO. keine rückwirkende Geltung eingeräumt“ 
könnte zu der Annahme verleiten, daß es für laten, die 
v°r  dem 19 Okt 1940 begangen sind, also bei dem bis­
herigen Rechtszustand des §10 JGG. verbleiben müsse, 
ä- h., daß die Aussetzung der Vollstreckung insoweit in 
äas Ermessen des Gerichts gestellt sei. Dem stellt aber 
<*as RG. die zutreffende Erwägung entgegen daß v e r - 
f a h r e n s r e c h t l i c h e  Vorschriften (wie §8 Durchf­
VO.) grundsätzlich vom Zeitpunkt ihres Inkrafttietens ab 
für alle vor diesem Zeitpunkt begangenen Taten gelten, 
Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt. Praktisch ge­
sehen bedeutet dies eine Rückwirkung auf schlechterdings 
alle vor der Aburteilung begangenen Straftaten. Dieser 

der Begründung, der — soweit es sich nicht um 
Schon abo-eurteilte Fälle handelt ■ im Ergebnis der Aus­
legungsmöglichkeit zu 1 entspricht, hätte die Entschei­
dung allein schon getragen, ohne daß es der Erörterun- 
gen unter dem Gesichtspunkt des eigentlichen Ruckwir- 
kimgsproblems bedurft hätte.

Das so gewonnene Ergebnis wird allein den praktischen 
Bedürfnissen gerecht, die dahin gehen, daß in einem Ur- 
te'l, das nach dem Inkrafttreten des §8 DurchfVO ge­
sprochen wird, grundsätzlich eine Aussetzung der Straf­
vollstreckung nicht mehr vorgenommen werden soll.

LGR. Dr. S c h m i d t - L e i c h  n e r ,  RJM., Berlin.
*

1 3 .  AG. _  §§ 1, 2 V erb rau ch sreg e lu n g s-S tra fV O .
^ehw arzschlachtung. Strafzum essung.

Der Angeld L. ist wegen Schwarzschlachtung zu be­
strafen.

Zur Begründung des Maßes der verhängten Strafe ist 
folgendes zu sagen.

Der Angeld. L. muß in erster Linie mit einer Freiheits­
strafe bestraft werden, weil sie der Größe seiner Schuld 
und der Schädlichkeit seines Verhaltens entspricht. Es 
kann keine Rede davon sein, daß irgendein berechtigter 
Notstand Vorgelegen hätte, der das Tun des Angekl L. 
zu rechtfertigen vermöchte. Was dem einen Bauern recht 
ist muß dem anderen billig sein, was aber der Gemein­
schaft des Standes unrecht und verboten ist, kann dem 
einzelnen nicht erlaubt werden. Die Anerkennung der­
artiger Entschuldungsgründe, wie der Angekl. L. sie vor­
bringt, mußte, allgemein gesehen, zu einer völligen Auf- 
osung unserer Ernährungsbewirtschaftung, mindestens 

?°WFt i ‘e fur d,en ETrzeiJger gilt, führen und würde letz- 
ten Endes nur den Leichtfertigen zum Nachteil des Ge­
wissenhaften begünstigen

Einer besonderen Zurückweisung bedarf das Argument 
der Verteidigung, eine Freiheitsstrafe dürfte schon des­
halb nicht verhängt werden, weil sie den Angekl. L. 
„vergramen müsse, ihm also Lust und Liebe zum wei­
teren vollen Einsatz in seinem Beruf als Bauer nehmen 
, ,un“  hierdurch zu einer Schädigung der Allgemein­
heit fuhren müsse. Ein derartiges Vorbringen läuft etwa 
darau hinaus, daß dem Ochsen, der da drischt, das Maul 
deshalb nicht verbunden werden dürfe, weil eine Hand 
die andere wäscht. Gerade einem derartigen „Prinzip“ 
der Wirtschaftsführung, das heute teilweise wieder um 
sich zu greifen droht, muß energisch entgegengetreten 
werden. Im Kriege ist nicht nur für den Soldaten, son­
dern für jeden Volksgenossen Disziplin das erste Gebot. 
Besondere Leistungen, die einen besonderen Kräfteauf­
wand bedingen, sind im System der gerechten Verteilung 
der Ernahrungsinittel bereits berücksichtigt. Im übrigen 
aber hat kein Berufsstand Ansprüche auf gesetzwidrige 
Sonderrechte. Wir in der Heimat können alle nicht ent­
fernt so viel tun, wie der Soldat an der Front, aber an 
seinem I Iatze hat jeder sein Bestes zu geben. Es ist ein 
altes Erbübel, daß ein Stand immer von dem anderen 
wähnt er arbeite weniger und verdiene zuviel. Selbst­
überhebung und Neid verbinden sich hier und schaffen 
eine Kluft allseitigen Mißtrauens und Unverständnisses 
wenn nicht gar der Feindschaft, die einer wahren Volks­
gemeinschaft im Wege steht. Daß Arbeit in erster Linie 
Dienst an der Gemeinschaft bedeutet, Idealismus die Auf­
opferungsfähigkeit des einzelnen für die Gesamtheit sei­
ner Mitmenschen, hat der Führer uns gelehrt. (Adolf 
Hitler, „Mein Kampf“ S. 326/27.) Eine derartige Einstel­
lung zur eigenen Arbeit muß aber notwendigerweise auch 
eine Achtung der Arbeit des Nächsten zur Folge haben 
Diese gegenseitige Achtung der Mühe und des Fleißes 
eines jeden aber ist ein Grundpfeiler der Gemeinschaft 
aller Schaffenden, eine der wichtigsten Voraussetzungen 
der Erreichung des Zieles, zu dem uns der Weg gewie­
sen ist.

Den verderblichen Gegensatz hierzu aber bildet eine 
Einstellung, der man heute manchmal begegnet, und die 
auf die vermeintliche Unentbehrlichkeit der eigenen Ar­
beit und der eigenen Person, wenn nicht gar des eigenen 
Besitzes, pochend, außergesetzliche Sondervorteile für 
sich begehrt, oder gar glaubt, gegenüber den allgemei­
nen Strafgesetzen und deren Vollzug eine Ausnahme­
stellung beanspruchen zu können. Dieser Einstellung 
eines Übeltäters, der Staat könne ihn für seine Missetat 
zwar vielleicht bestrafen, es sich aber wegen der Un­
entbehrlichkeit des Betreffenden an seinem Arbeitsplatz 
mindestens zur Zeit nicht erlauben, die Strafe zu voll­
strecken (für später hofft man dann auf eine Amnestie) 
oder dem auf derselben Linie stehenden Vorbringen der 
Verteidigung des Angekl. L., der Richter dürfe den 
schuldigen Angekl. nicht „vergramen“ , muß mit aller 
Entschiedenheit begegnet werden. Der Angekl. L. ist an 
den ihm in der Volksgemeinschaft aller um den Sieg 
Großdeutschlands kämpfenden deutschen Menschen be­
stimmten Platz nicht weniger notwendig als etwa — um 
nur ein Beispiel zu nennen — der Rüstungsarbeiter er 
ist aber auch im Einzelfall ebensowenig unentbehrlich 
wie dieser, wenn es sich darum handelt, dem Gesetz’ 
insbesondere dem kriegswichtigen Gesetz, Achtung und 
Gehorsam zu verschaffen. Es würde schon eine Unge-
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rechtigkeit gegenüber den anderen Volksgenossen und 
gegenüber den Standesgenossen des Angekl. L, die Ge­
setz, Ordnung und Disziplin getreulich befolgen, bedeu­
ten, wenn man die Schuld des Angekl. L. zu gering ein­
schätzen oder ihrer richtigen Einschätzung nach nicht 
entsprechend bestrafen würde. Würde der Angekl. L. 
aus dieser Bestrafung nicht die richtige Lehre und die 
.richtige Konsequenz ziehen, sich nach der Sühne seiner 
Schuld durch verdoppelte Anstrengungen wieder seinen 
früheren Platz in der Volksgemeinschaft zurückzuver­
dienen, sondern etwa in das von seiner Verteidigung ge­
fürchtete Gegenteil verfallen, so könnte sich das weniger 
zum Schaden des Staates und der Allgemeinheit aus­
wirken, die Mittel und Wege haben, dem entgegenzu­
treten, als lediglich zu seinem eigenen weiteren Nachteil. 

(AG. Cottbus, Urt. v. 23. Sept. 1941, 8 Ds 310/41.)
*

14. RG. — §2a StGB.; §§59 und 69 Abs. 1 Nr.6 
DevG. 1938; §§5 und 6 VO. über die Einführung der Ge­
setzgebung über die Devisenbewirtschaftung usw. in den 
in das Deutsche Reich eingegliederten Ostgebieten vom 
17. Nov. 1939 (RGBl. I, 2255).

1. Der Grundsatz, daß Strafgesetze keine rückwirkende 
Kraft haben, kann durch den Gesetzgeber oder durch 
Rechtsverordnungen einer Stelle, die von ihm ermächtigt 
worden ist, Reichsrecht selbständig zu schaffen und da­
mit auch abzuändern, geändert werden. Jedoch ist weder 
im DevG. noch in der VO. v. 17. Nov. 1939 über die De­
visenbewirtschaftung in den eingegliederten Ostgebieten 
eine rückwirkende Kraft der strafrechtlichen Bestimmun­
gen vorgesehen oder den Devisenstellen das Recht ver­
liehen, Anordnungen mit rückwirkender Kraft zu erlas­
sen. Die ordentlichen Gerichte dürfen nachprüfen, ob 
eine Devisenstelle berechtigt war, ihrer Anordnung rück­
wirkende Kraft beizulegen.

2. § 59 DevG. 1938 sieht nur Einzelanordnungen, die 
den Charakter reiner Verwaltungsakte tragen, über ein 
künftiges Verhalten des Betroffenen vor. Dagegen sind 
die „allgemeinen Anordnungen im Rahmen des §59 
DevG.“ gemäß §5 VO. v. 17. Nov. 1939 Rechtsverord­
nungen; bei ihnen genügt jede Veröffentlichung, die die 
Kenntnisnahme durch die betroffenen Bevölkerungsteile 
zuverlässig gewährleistet, insbes. in den Tageszeitungen.

Die Angekl. Witwe P. und W. sind Juden. Der Angekl. 
S. hat im April 1940 für W. allein 1690 und für ihn und 
die Witwe P. gemeinschaftlich bei der nachträglichen 
„Umtauschaktion“  für Einwohner der Kreise Z. und B. 
12500 Zloty in Reichsmark umgewechselt und 3000 tRM 
an W. und Frau P. ausgezahlt. Die drei Angekl. wohnen 
in Z. (jetzt W. genannt).

Der .Landkreis Z. wurde mit der Eingliederung in das 
Reichsgebiet am 20. Nov. 1939 dem Reg i e r ungsbez i r k  
Oppeln zugeteilt. Auf Grund des §5 der VO. zur Ein­
führung der Gesetzgebung über die Devisenbewirtschaf­
tung usw. in den in das Deutsche Reich eingegliederten 
Ostgebieten v. 17. Nov. 1939 (RGBl. I, 2255) erließ der 
Oberfinanzpräsident — Devisenstelle in Troppau — am 
18. Nov. 1939 für den Reg i e r ungsbez i r k  Kat t o -  
wi t z  eine allgemeine Anordnung zur Sicherung jüdischen 
Vermögens usw. Nach Nr. 6 dieser Anordnung waren die 
Juden verpflichtet, in ihrem Besitz befindliche ihnen ge­
hörende Barbeträge, soweit diese 2000 Zloty oder 1000 9UC, 
überstiegen, auf ein Konto bei einem Geld- oder Kredit­
institut einzuzahlen. Nach Nr. 5 der Anordnung durften 
Zahlungen an Juden, die 500 Zloty oder 250 iftM über­
schritten, „nur zu ihren Gunsten“  auf ein Konto bei 
einem Geld- oder Kreditinstitut geleistet werden. Am 
24. Juni 1940 erließ der Oberfinanzpräsident — Devisen­
stelle in Troppau — weiter eine allgemeine Anordnung 
folgenden Inhalts: „Die allgemeine Anordnung über die 
Sicherung jüdischen Vermögens usw. für den Regierungs­
bezirk Katiowitz v. 18. Nov. 1939 gilt sinngemäß in den 
zum Regierungsbezirk Oppeln gehörigen eingegliederten 
Ostgebieten.

Diese Verordnung tritt rückwirkend am 20. Nov. 1939 
in Kraft.“

Das LG. hat daraufhin die Angekl. wegen Zuwider­
handlung gegen die vorgenannten Bestimmungen in Ver­
bindung mit § 69 Nr. 6 DevG. verurteilt, Frau P. und W., 
weil sie Barbeträge von über 2000 Zloty in ihrem Besitz

gehabt haben, S., weil er an die Vorgenannten 3000 91M 
ausgezahlt hat.

Die Taten der Angekl. sind vor dem Erlaß der all­
gemeinen Anordnung v. 24. Juni 1940 begangen worden. 
Das LG. nimmt an, gegen die Rückwirkung dieser An­
ordnung beständen keine rechtlichen Bedenken. Grund­
sätzlich hätten zwar Strafgesetze keine rückwirkende 
Kraft. Es sei aber dem Gesetzgeber möglich, den von 
ihm erlassenen Gesetzen rückwirkende Kraft beizulegen.

Hierbei übersieht das LG. aber folgendes:
Nach §2a Abs. 1 StGB, bestimmt sich die Strafbarkeit 

einer Tat nach dem zur Zeit ihrer Begehung geltenden 
Recht. Damit ist an dem Grundsatz festgehalten, daß 
Strafgesetze keine rückwirkende Kraft haben. Änderun­
gen dieses Grundsatzes können nur durch den Gesetz­
geber oder durch Rechtsverordnungen einer Stelle er­
folgen, die von ihm ermächtigt worden ist, Reichsrecht 
selbständig zu schaffen und damit auch abzuändern. Eine 
solche Ermächtigung ist der Devisenstelle in Troppau 
nicht erteilt worden. Die vom Oberfinanzpräsidenten er­
lassene allgemeine Anordnung beruht auf § 5 der oben­
genannten VO. v. 17. Nov. 1939. Dieser bestimmt, daß 
die Devisenstellen für ihren Bezirk im Rahmen des § 59 
DevG. allgemeine Anordnungen zur Sicherung jüdischen 
Vermögens usw. erlassen können. § 59 DevG. sieht aber 
nur Bestimmungen über ein kün f t i ges  Verhalten des 
Betroffenen vor. § 6 der VO. v. 17. Nov. 1939 erklärt die 
§§ 69, 71—79 DevG. auch auf Zuwiderhandlungen gegen 
„die Vorschriften“ des § 5 der VO. anwendbar. Weder im 
DevG. noch in der genannten VO. ist eine rückwirkende 
Kraft der strafrechtlichen Bestimmungen vorgesehen oder 
der Devisenstelle das Recht verliehen, Anordnungen mit 
rückwirkender Kraft zu erlassen.

Die Nachprüfung der Frage, ob die Devisenstelle be­
rechtigt war, ihrer Anordnung rückwirkende Kraft bei­
zulegen, ist nicht etwa, wie der Nebenkläger meint, dem 
ordentlichen Gericht entzogen, weil § 59 Abs. 3 DevG. 
bestimmt, gegen Anordnungen nach Abs. 1 sei die Be­
schwerde an den RWiM. zulässig, der endgültig ent­
scheide. Wenn § 5 der VO. v. 17. Nov. 1939 bestimmt, 
die Devisenstellen könnten allgemeine Anordnungen „im 
Rahmen des § 59 DevG.“  erlassen, so soll damit, wie der 
Nebenkläger unter III seiner Gegenerklärung zur Re­
visionsbegründung der Angekl. in anderem Zusammen­
hänge selbst ausführt, der s a c h l i c h e  Rahmen 
abgesteckt werden, in dem sich die Anordnungen der 
Devisenstelle zu halten haben. Die Verweisung kann da­
gegen sinngemäß nicht auch auf den Abs. 3 des § 59 
DevG. bezogen werden. Im § 59 DevG. handelt es sich 
um Anordnungen gegenüber einzelnen Betroffenen, die 
den Charakter reiner Verwaltungsakte tragen. Die „all­
gemeine Anordnung“  gern. § 5 der VO. v. 17. Nov. 1939 
ist dagegen ihrem Wesen nach eine Rechtsverordnung- 
Die Nachprüfung ihrer Rechtsgültigkeit hat ersichtlich 
nicht dem Strafrichter entzogen werden sollen.

Dagegen ist bereits die Geltung der allgemeinen An­
ordnung vom 18. Nov. 1939 auch im Landkreis Z. aus 
folgendem Grunde zu bejahen: Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Oberfinanzpräsident in Troppau mit 
dieser Anordnung auch den hier fraglichen Kreis Z. hat 
erfassen wol len.  Daß es sich bei dem Erlaß der An­
ordnung „für den Regierungsbezirk Kattowitz“  um ein 
Fassungsversehen handelte, das ersichtlich auf der An­
nahme des Oberfinanzpräsidenten beruhte, die hier frag­
lichen Kreise würden ebenfalls dem Regierungsbezirke 
Kattowitz zugeteilt werden, war von vornherein für 
jedermann offensichtlich. Es ist gerechtfertigt und ge' 
boten, die allgemeine Anordnung des Oberfinanzpräsi­
denten in Troppau v. 18. Nov. 1939 trotz ihres Wortlautes 
dahin aus zu legen, daß sie für die gesamten zu seinem 
Bezirk gehörenden eingegliederten Ostgebiete erlassen 
war und galt.

Die von der Revision beanstandete Art der Bekannt­
machung der Anordnung, nämlich durch Veröffentlichung 
in den oberschlesischen Tageszeitungen, ist als ausreichend 
anzusehen. Der § 59 DevG. sieht an sich nur die Zu­
lässigkeit von Einzelanordnungen vor; die im Abs. I* 
Satz 2 des § 59 vorgesehene Bekanntgabe im Deutschen 
Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger bezieht 
sich nur auf solche Fälle, in welchen „die Mitteilung an 
den Betroffenen nicht möglich“  ist. Für die eingegliedcr-
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ten Ostgebiete ist durch § 5 der VO. v. 17. Nov. 1939 
den zuständigen Devisenstellen die Befugnis eingeräumt, 
solche Anordnungen al lgemein zu erlassen. Sinngemäß 
kann hier auch nur eine al lgemeine Bekanntgabe an 
die Betroffenen gefordert werden. Nach dem Grund­
gedanken des § 59 DevG. muß jede „Mitteilung“ , d. h. 
jede Veröffentlichung genügen, die die Kenntnisnahme 
durch die betroffenen Bevölkerungsteile hinreichend zu­
verlässig gewährleistet. Dementsprechend hat auch der 
RWiM. in dem erwähnten Erlasse die Veröffentlichung 
„in geeigneterWeise (Amtsblatt des Oberpräsidenten bzw. 
des Reichsstatthalters, Tagespresse)“  vorgeschrieben. 
Dem entspricht die erfolgte Veröffentlichung.

Das LG. hat festgestellt, daß dieAngekl.ihr Tun nicht 
etwa für erlaubt gehalten, sondern daß P. und W. ge­
wußt haben, daß sie als Juden Zloty-Beträge in der im 
Urteil festgestellten Höhe nicht besitzen durften und daß 
S. sich darüber im klaren war, er dürfe nicht 3000 MM 
an die Vorgenannten zahlen. Infolgedessen sind die auf 
§ 71 DevG. sich beziehenden Angriffe der Revision offen­
sichtlich unbegründet.

(RG., 4. StrSen. v. 16. Sept. 1941, 4 D 255/41.)
Anmerkung: Die Rückwirkung von Strafgesetzen hat 

der Gesetzgeber in den letzten Jahren verschiedentlich 
vorgeschrieben (vgl. Schmidt -Le i chner :  DR. 1941, 
2145 unter AIX). Im vorstehenden Falle aber hat das RG. 
die rückwirkende Kraft der fraglichen Anordnung der 
Devisenstelle verneint. Andererseits hat das RG. die Straf­
barkeit der Angekl. auf Grund einer anderen früheren 
Anordnung bejaht. Bei der Auslegung dieser Anordnung 
haftete das RG. in vorbildlicher Weise nicht am buch­
stäblichen Sinne des Ausdrucks, sondern erforschte eien 
wirklichen Willen (§ 133 BGB.), ohne die berechtigten 
Belange der Betroffenen zu beeinträchtigen. Die Aus­
führungen zur Irrtumsbestimmung des § /I DevG. 1 JJa 
halten sich im Rahmen der ständigen Rechtsprechung 
(vgl. Verf. in „Die Rechtsprechung zum devisenstrafrecht­
lichen Irrtum“ : DR. 1940,485).

StA. Dr. U. Schumacher ,  Berlin.
*

** 15. RQ _  i. Bei den in den Reichsgauen der Ost­
mark geltenden reichsrechtlichen Strafvorschriiten kommt 
nach der VO. Uber die Zuständigkeit der Strafgenclife in 
den Reichsgauen der Ostmark v. 20. Marz 1941 (RGBl. I, 
104) auch den nur mit den Worten „in besonders schweren 
Fällen“ , „in besonders leichten Fällen oder auf ähnliche 
Art bezeichneten unbenannten Erschwerungs- oder Milde­
rungsumständen strafsatzbildende Kraft zu, es sei denn, 
daß die reichsrechtliche Strafvorschrift in leichten Lallen 
eine mildere Strafe nicht anordnet, sondern nur zulaßt.

2. Der gesetzliche Strafrahmen, der der Stra beinessung 
im einzelnen Falle zugrunde zu legen 'st. entscheidef sfefs 
darüber, ob die strafbare Handlung nach dem §5 Strat- 
AnpVO. als Verbrechen, Vergehen, Übertretung oder Ver­
waltungsübertretung i. S. des in den Reichsgauen der Ost­
mark geltenden Landesrechtes gilt.

Das RG. hat in der Entsch. v. 12 März 1940 6 D 49/40 
(RGSt 74 114 117, 118) und in zahlreichen arideren Ent­
scheidungen den Standpunkt vertreten, daß m den Fa- 
len in denen eine in den Reichsgauen der Ostmark an­
zuwendende reichsrechtliche Strafvorschrift verschiedene 
Strafen androht, deren Anwendung aber nicht von dem 
Vorliegen eines namentlich angeführten, sondern eines 
unbenannten Erschwerungs- oder Mll^ r^ umst^t'(,f 
abhänp-iV macht nur ein einziger — gleitender — Strat- 
satz voriiegt und daß daher in solchen Fallen für die 
EinreihungSder strafbaren Handlung in die Gruppen der 
Verbrechen Vergehen, Übertretungen und Verwaltungs- 
übertretungen i S. des österreichischen Landesrechtes 
immer Sie Schwerste der angedrohten Strafen maßgebend 
lst. Der s 5 Abs 3 StrafenanpassungsVO. v. 8. Juli 1938 
(ROBI I, 844) beschäftigt sich mit dieser Frage nicht
ausdrücklich. Da aber der § 5 Abs. 3 Sa*J ] f^ ^ n ?ftPan 
sungsVO nur den namentlich in der Strafvoischntt.an­
geführten Erschwerungs- oder Milderungsumstanden 
strafsatzbildende Kraft beimißt, mußte daraus geschlossen 
werden der Gesetzgeber habe den unbenannten t r -  
schwerungs- oder Milderungsümständen, also insbeson­
dere solchen, die nur durch die Worte „in besonders

schweren Fällen“ , „in besonders leichten Fällen“  oder 
durch ähnliche Wendungen bezeichnet werden, diese 
Kraft in Übereinstimmung mit den strafrechtlichen Grund­
sätzen des österreichischen Landesrechtes versagen 
wollen.

An diesem Standpunkte kann aber seit dem Inkraft­
treten der VO. über die Zuständigkeit der Strafgerichte 
in den Reichsgauen der Ostmark v. 20. März 1941 (RG­
Bl. I, 164) nicht mehr festgehalten werden. Denn in die­
ser VO. mißt der Gesetzgeber in den Fällen, in denen 
eine reichsrechtliche Strafvorschrift eine Handlung in be­
sonders schweren Fällen mit strengerer als der ordent­
lichen Strafe bedroht oder in denen sie bestimmt, daß 
eine Handlung in besonders leichten Fällen mit milderer 
Strafe zu ahnden ist, dem Vorliegen des unbenannten Er­
schwerungs- oder Milderungsumstandes sogar für die 
Abgrenzung der gerichtlich strafbaren Handlungen von 
den Verwaltungsübertretungen entscheidende Bedeutung 
bei. Um so mehr muß den nur mit derartigen Wendun­
gen bezeichneten unbenannten Erschwerungs- oder Mil- 
derungsumständen nunmehr — abweichend von den straf­
rechtlichen Grundsätzen des österreichischen Landes­
rechtes — auch strafsatzbildende Kraft beigemessen wer­
den. Maßgebend für die Einreihung einer Straftat, die in 
einer in den Reichsgauen der Ostmark anzuwendenden 
reichsrechtlichen Vorschrift mit Strafe bedroht ist, in 
die genannten vier Gruppen des österreichischen Landes­
rechtes ist demnach seit dem Inkrafttreten der VO. vom 
20.Märzl941 nicht mehr — wie nach dem §5 Abs. 3 
Satz 1 StrafenanpassungsVO. — allein der gesetzliche 
Strafsatz, der sich bei Berücksichtigung der in der Straf­
vorschrift nament l i ch genannten Erschwerungs- oder 
Milderungsumstände ergibt, sondern der nach der reichs­
rechtlichen Strafvorschrift im einzelnen Fall anzuwen­
dende ordentliche oder außerordentliche Strafrahmen, 
auch wenn dessen Anwendung nur von dem Vorliegen 
eines besonders schweren oder besonders leichten Falles 
oder eines anderen durch eine ähnliche Wendung be­
zeichneten unbenannten Erschwerungs- oder Milderungs­
umstandes abhängt.

Ohne Einschränkung gilt das aber nur für die reichs- 
rechtlichen Strafvorschriften, die in schweren Fällen eine 
strengere Strafe vorsehen, gleichviel, ob sie diese an­
ordnen oder bloß zulassen. Die Annahme eines schweren 
Falles hat hier stets strafsatzbildende Kraft; denn die 
Handlung ist eben nur dann mit strengerer Strafe be­
droht, wenn ein schwerer Fall vorliegt. Wenn dagegen 
die reichsrechtliche Vorschrift in le ichten Fällen eine 
mildere Bestrafung bloß zuläßt ,  die Annahme eines 
leichten Falles also die Möglichkeit nicht ausschließt, die 
Strafe innerhalb des für den Regelfall angedrohten Straf­
rahmens zu bemessen, ist die Handlung in leichten Fäl­
len sowohl mit der milderen als auch mit der ordent­
lichen — strengeren — Strafe bedroht; denn deren An­
wendung wird durch die Annahme eines leichten Falles 
nicht ausgeschlossen. Hier entscheidet also —. wie bei 
den wahlweise angedrohten Strafen (§ 5 Abs/3 Satz 2 
StrafenanpassungsVO.) die schwerste — das ist die 
ordentliche — Strafe auch dann über die Einreihung der 
strafbaren Handlung in die vier Gruppen, wenn ein leich­
ter Fall vorliegt.

Seit die VO. v. 20. März 1941 klargestellt hat, welche 
Bedeutung den unbenannten, bloß durch die Wendungen 
„besonders schwere Fälle“ , „schwere Fälle“ , „schwerere 
Fälle“  oder „besonders leichte Fälle“ , „leichte Fälle“  
oder „leichtere Fälle“  gekennzeichneten Erschwerungs­
oder Milderungsumständen für die Einordnung einer 
strafbaren Handlung in die Gruppen der Verbrechen, 
Vergehen, Übertretungen oder Verwaltungsübertretungen 
i. S. des österreichischen Landesrechtes beizumessen ist, 
sind die nach dem § 3 HeimtückeG. strafbaren Hand­
lungen in der Regel in die Gruppe der Verbrechen, in 
leichteren Fällen aber, in denen der Täter nicht mit 
Zuchthaus, sondern mit Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten zu bestrafen ist, nach dem §5 Abs. 1 Nr. 2 a 
StrafenanpassungsVO. in die Gruppe der Vergehen i. S. 
des österreichischen Landesrechtes einzureihen.

(RG., 6. StrSen. v. 24. Juni 1941, 6 D 177/41)
<= RGSt. 75, 247.)

*
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16* RG* — §7 VO. über die Einführung des deut­
schen Strafrechts in den eingegliederten Ostgebieten vom
6. Juni 1940; AV. v. 1. Nov. 1940. Trotz §7 der VO. 
können in den eingegliederten Ostgebieten nur Strafen 
für Straftaten, die nach dem Stichtag oder an diesem 
Tag begangen sind, nach §20a StGB, geschärft werden.

Die StrK. hat die Strafen für die Straftaten vom 28. Okt. 
1939 (Betrug und Unterschlagung in B.) nach § 20 a 
StGB, geschärft. Die Zulässigkeit der Strafschärfung ist 
in den Urteilsgründen nicht erörtert. Vermutlich hat sich 
die StrK. dazu für berechtigt gehalten, weil § 7 der VO. 
über die Einführung des Deutschen Strafrechts in den 
eingegliederten Ostgebieten v. 6. Juni 1940 (RGBl. I, 844) 
allgemein den eingeführten Strafgesetzen, und damit an­
scheinend auch dem §20a StGB., Geltung auch für Straf­
taten beilegt, die vo r dem Inkrafttreten der VO. in den 
eingegliederten Ostgebieten begangen worden sind. Es 
war aber zu beachten, daß der RJM. auf Grund der Er­
mächtigung in § 17 der VO. die AV. v. l.Nov. 1940 (DJ. 
1940, 1268) erlassen hat. Sie bestimmt in Nr. 3: „Art. 5 
des Gesetzes gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher 
und über Maßnahmen der Sicherung und Besserung vom 
24. Nov. 1933 (RGBl. I, 995) ist in den eingegliederten Ost­
gebieten mit der Maßgabe anzuwenden, daß als Stichtag 
an Stelle des 1. Jan. 1934 der 15. Juni 1940 getreten ist.“  
Davon wird auch § 20a StGB, berührt, der in der AV. 
nicht genannt ist. Denn eine Anwendung des Art. 5 Abs. 1 
GewohnhVerbrG. ist nur möglich, wenn §20a StGB, 
keine rückwirkende Geltung über den „Stichtag“  hinaus 
hat. Daraus muß entnommen werden, daß trotz § 7 der 
VO. in den eingegliederten Ostgebieten nur Strafen für 
Straftaten, die nach dem Stichtag oder an diesem Tag 
begangen sind, nach §20a StGB, geschärft werden kön­
nen, daß also § 7 der VO. insoweit eingeschränkt ist. 
Dieselbe Regelung ist in Art. 1 § 2 der VO. über die Ein­
führung des Deutschen Strafrechts in den sudetendeut­
schen Ländern v. 16. Jan. 1939 (RGBl. 1, 38), in § 1 Abs. 2 
der VO. über die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit im 
Protektorat Böhmen und Mähren v. 14. April 1939 (RGBl.
1,754) und in der VO. über das Inkrafttreten von Rechts­
vorschriften aus dem Geschäftsbereich des RJM. im 
Memelland v. 28. April 1939 (RGBl. I, 849) getroffen. Da­
durch wird jeder Zweifel ausgeräumt, daß etwa bei der 
Abfassung der AV. v. 1. Nov. 1940 ein Versehen unter­
laufen sein könnte.

Die StrK. hätte deshalb die Strafen für die am 28. Okt. 
1939 in B. begangenen Straftaten nicht nach § 20 a 
StGB, schärfen dürfen. Dagegen war die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung auch insoweit zulässig auf Grund 
des mit dem Stichtag 15. Juni 1940 anzuwendenden Art. 5 
Abs. 1 GewohnhVerbrG.

(RG., 2. StrSen. v. 25. Sept. 1941, 2 D 363/41.) [He.]
*

** 17. RG. — §189 Abs. 2 GVG. Die Bezugnahme des 
Dolmetschers auf den geleisteten Eid muß deutlich erken­
nen lassen, daß der Dolmetscher gerade durch den Eid 
an die treue und gewissenhafte Übertragung gebunden ist.

Ausweislich der Sitzungsniederschrift ist zur Haupt­
verhandlung ein Dolmetscher zugezogen worden, da die 
Angekl. der deutschen Sprache nicht mächtig war. Dieser 
hat „die Versicherung, treu und gewissenhaft zu übertra­
gen“, abgegeben, ist aber nicht beeidigt worden.

Wie die landgerichtlichen Akten ergeben, war er als 
Dolmetscher ein für allemal beeidigt. Diese Vereidigung 
ist auch jetzt noch rechtswirksam, wie der Senat bereits 
in seinem Urteil v. 3. Dez. 1935, 4 D 995/35 = JW. 1936, 
464 28 ausgesprochen hat (vgl. die dort angezogene, im 
Hinblick auf §20 der VO. zur einheitlichen Regelung der 
Gerichtsverfassung v. 20. März 1935 (RGBl, f, 403) er­
gangene AllgVfg. des RJM. v. 21. Mai 1935, abgedr. bei 
K r u g - S c h ä f e r - S t o l z e n b u r g ,  „Strafrechtliche 
Verwaltungsvorschriften“ , 2. Aufl., S. 76).

Die Erklärung des Dolmetschers enthält indessen keine 
ausreichende Bezugnahme auf den geleisteten Eid. Eine 
bestimmte Form der Bezugnahme ist zwar im § 189 Abs. II 
GVG. nicht vorgeschrieben. Sie muß jedoch deutlich er­
kennen lassen, daß der Dolmetscher gerade durch den E i d 
an die treue und gewissenhafte Übertragung gebunden 
ist. Ihm dies in jedem einzelnen Falle wieder zu Bewußt­

sein zu bringen, ist der Zweck der genannten Vorschrift. 
Die bloße „Versicherung“, treu und gewissenhaft zu über­
tragen, erfüllt diesen Zweck nicht. Da die Vorschriften 
über die Beeidigung strengen Rechts sind und nicht aus­
geschlossen werden kann, daß die Entsch. durch den Man­
gel beeinflußt ist (vgl. RGUrt. v. 6. März 1933, 2 D 162/32 
= HöchstRRspr. 1933 Nr. 1153), unterlag das angefoch- 
tene Urteil der Aufhebung.

(RG., 4. StrSen. v. 9. Sept. 1941, 4 D 347/41.) [He.]

Zivilrecht

Bürgerliches Gesetzbuch
18. KG. — §§328, 428, 1179 BGB. Geht eine Hypo­

thek, für deren Gläubiger bei einer vorgehenden Post eine 
Löschungsvormerkung gemäß §1179 BGB. eingetragen 
ist, kraft Gesetzes ganz oder teilweise auf einen anderen 
Gläubiger oder zu Teilbeträgen auf mehrere andere Gläu­
biger über, so steht jedem einzelnen Gläubiger der Hypo­
thek, wenn sich nicht aus der Vereinbarung zwischen dem 
Schuldner des Löschungsanspruchs und dem ersten Gläu­
biger Gegenteiliges ergibt, ein selbständiger Anspruch 
auf Löschung der vorgehenden Post zu.

Zugunsten des Gläubigers D. der Hypothek Nr. 16 von 
8900 SftM ist im Grundbuch eine Löschungsvormerkung 
bei der vorgehenden Hypothek Nr. 15 von 4000 IHM ein­
getragen. Die Hypothek Nr. 16 ging zu einem Teilbeträge 
von 800 M l kraft Gesetzes auf Frau A. über. Gleichwohl 
wurde die Löschungsvormerkung auf eine alleinige Be­
willigung des D. im Grundbuche gelöscht und die Ein­
tragung eines Amtswiderspruchs gegen diese Löschung 
vom AG. und vom LG. abgelehnt. Eine weitere Be­
schwerde der Frau A. hat Erfolg gehabt.

Allerdings finden bei dem kraft Gesetzes vollzogenen 
Teiliibergange der Hypothek Nr. 16 die §§412 und 401 
BGB. auf den vorgemerkten Löschungsanspruch keine 
Anwendung. Denn dieser Anspruch ist begrifflich kein 
Nebenrecht der Hypothek Nr. 16. Er steht selbständig 
neben ihr und kann von dem berechtigten Gläubiger mit 
der Hypothek übertragen oder auch nicht übertragen 
werden (KGJ.32, A 216; 'RGRKomm., 9. Aufl., §1179, 
A 3). Ebensowenig wie mit dem Übergang einer Forde­
rung, zu deren Sicherung eine Grundschuld bestellt ist, 
diese Grundschuld als Nebenrecht i. S. des § 401 BGB. 
ohne weiteres mit übergeht (KGJ. 43, A 256), hat der 
Übergang der Hypothek des Berechtigten auf einen an­
deren Gläubiger den Übergang des Löschungsanspruchs 
und der zu seiner Sicherung dienenden Vormerkung nach 
§ 401 BGB. zur Folge. Trotzdem steht der BeschwF. der 
vorgemerkte Löschungsanspruch aus folgenden Grün­
den zu:

Wie der Senat in KGJ.32, A 216ff. unter Zustimmung 
des Schrifttums (RGRKomm. a. a.O.; Planck,  „Sachen­
recht“ , 5. Aufl., § 1179 A 2e Abs. 2; Staudinger ,  BGB., 
10. Aufl., §1179 A4) mit eingehender Begründung dar­
gelegt hat, kann gern. § 328 BGB. ein Forderungsrecht, 
also auch ein Löschungsanspruch, für den Gläubiger einer 
Hypothek mit der Maßgabe begründet werden, daß die­
ses Forderungsrecht, sofern es nicht durch eine Ver­
fügung des Berechtigten erlischt, kraft des zugrunde 
liegenden Vertrages vom Übergange der Hypothek an 
nicht mehr dem bisherigen Inhaber des Rechtes, sondern 
dem Erwerber der Hypothek ausschließlich und aus eige­
nem Recht zusteht. Eine solche (stillschweigende) Ver­
einbarung ist immer anzunehmen, wenn der Löschungs­
anspruch nach dem Vertrage zwischen dem Schuldner 
und dem ersten Gläubiger n icht  ausschl ießl i ch die­
sem zustehen, also nicht auf dessen Person beschränkt 
sein soll. So liegt die Sache hier.

Was nun in KGJ.32, A 216ff. für den Übergang der 
ganzen Hypothek des Berechtigten auf einen neuen 
Gläubiger ausgeführt ist, muß ebenso gelten, wenn die 
Hypothek, sei es infolge rechtsgeschäftlicher Übertra-. 
gung, sei es — wie hier — infolge gesetzlichen Über­
ganges mehrere Gläubiger erhält. In diesem Falle stehen 
s ä m t l i c h e  Gläubiger hinsichtlich des Löschungs­
anspruchs und der ihn sichernden Vormerkung in einer
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Rechtsgemeinschaft nach § 428 BOB., so daß jeder 
neue Gläubiger den Löschungsanspruch in voller Höhe — 
also nicht etwa nur in demselben Verhältnis, in welchem 
sein Teilbetrag zu der ganzen Hypothek steht (so Stau­
d inger ,  §1179 A. 7) — erwirbt, der Anspruch selbst 
aber erst mit der vollständigen Löschung der von der 
Vormerkung betroffenen Hypothek erlischt. Auch das 
entspricht dem mutmaßlichen Willen der den Löschungs­
anspruch durch ihre Vereinbarung begründenden Be­
teiligten. Der Erwerber des Löschungsanspruchs hat ein 
erhebliches Interesse daran, mit jedem Obergange seiner 
durch die Vormerkung begünstigten Hypothek auch den 
Löschungsanspruch auf den neuen Gläubiger übergehen 
zu lassen, für den Fall aber, daß er die begünstigte Hy­
pothek zum Teil behält, die Löschung der vorgehenden 
Hypothek ebenso wie der neue Teilgläubiger weiterhin 
in vol lem Umfange verlangen zu können. Dagegen be­
deutet es auf der anderen Seite für den Schuldner des 
Löschungsanspruchs (den Grundstückseigentümer) keine 
wesentliche Mehrbelastung, daß der Löschungsanspruch 
nicht nur von einer Person, sondern von mehreren selb­
ständig geltend gemacht werden kann.

Die Ansicht des LG., das dem neuen Gläubiger der 
durch die Vormerkung begünstigten Hypothek den Lö­
schungsanspruch überhaupt versagen will, würde prak­
tisch zu unhaltbaren Ergebnissen führen. Das zeigt sich 
an folgendem Beispiel: Befriedigt der Hypothekengläu­
biger Nr. 3 während des Zwangsversteigerungsverfahrens 
den Hypothekengläubiger Nr. 2, zu dessen Gunsten bei 
der, wie angenommen werden soll, inzwischen zur Eigen­
tümergrundschuld gewordenen Post Nr. 1 eine Löschungs­
vormerkung eingetragen ist, vollständig, so könnte, wenn 
die Ansicht des LG. richtig wäre, der Gläubiger Nr. 2, 
obwohl er keinerlei Rechte mehr am Versteigerungserlos 
hat, die Zuteilung etwaiger auf die Post Nr. 1 entfal­
lender Beträge an den ablösenden Gläubiger Nr. 3 da­
durch verhindern, daß er die Rechte aus der Vormerkung 
nicht geltend macht; meldet sich nämlich der vormei- 
kungsberechtigte Gläubiger nicht, so hat der Verteilungs- 
Richter die I öschungsVormerkung unbeachtet zu lassen 
(RGZ. 125 136/137; R e i n h a r d - M ü l l e r ,  ZwVerstG., 
3-/4. Auf!., § 114 A XI, 2). Es muß also im Gegensatz zur 
Auffassung' des LG. angenommen werden, daß die Be- 
schwF. zu 2 mit dem auf sie übergegangenen Teilbeträge 
von 800 91M der Hypothek Nr. 16 auch einen Anspruch 
auf Löschung der Post Nr. 15 erworben hat und dem- 
zufolge Mitberechtigte der Löschungsvormerkung ge­
worden ist.

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 25. Sept. 1941, 1 Wx 292/41.)
*

1!). OLG. — §823 BGB. Der Handwerker, der in 
e‘nem Hause" Arbeiten ausführt, muß sich selbst gegen die 
Gefahren sichern, die mit diesen Arbeiten verbunden sind, 
e.r kann den Hauseigentümer nicht deswegen verantwort­
lich machen.

Der Kl. führte im Aufträge der Bekl. in deren Haus An­
streicherarbeiten aus. Bei den Arbeiten an der Decke des 
zweiten Raumes fiel er von dem Gerüst und wurde er-

..DerVT1 behauptet, als er bei seinen Arbeiten das Gas­
röhrchen in der Rossette in der Mitte des zweiten Zim- 
niers angefaßt habe, an dem die elektrische Lichtleitung 
hing, habe er einen elektrischen Schlag bekommen und sei 
deswegen gestürzt. Er verlangt Schadensersatz.

Der Eigentümer, der sein Haus dem gewöhnlichen Ver­
kehr öffnet, hat zwar für die nötige Ver1<ehrss,cherhe, zu 
sorgen, und er ist bei Verletzung dieser Pflicht für einen 
Schaden verantwortlich, wie in der Rspr. anerkannt ist. 
Aber dieser Gesichtspunkt kann hier nicht zutrelien. Denn 
die Drähte der Lichtleitung an der Stubendecke, die unter 
Strom sind, können dem gewöhnlichen Verkehr.nicht gefahr- 
hch werden. Nur der Handwerker kann bei seinen Arbeiten 
m*t ihnen in Berührung kommen. Ls wurde zu w 1 K > 
^enn man den Hauseigentümer auch für den Schaden 
haftbar machen wollte, “der nur im Zusammenhang mi 
den Arbeiten des Handwerkers entstehen kann. Vielmehr 
"«»ß jeder Handwerker sich selbst gegen die Gefahren 
s'chern, die mit seinen Arbeiten verbunden sein können. 
Denn er kennt am besten den Umfang und die Linzelhei

ten seiner Tätigkeit und überblickt daher am ehesten, 
welcher Schutz erforderlich ist gegen die Gefahren, die 
ihm bei seinen Arbeiten drohen. Zu den Gefahren beim 
Anstreichen muß man auch den Strom der elektrischen 
Leitung rechnen; nur bei und wegen der Anstreicherarbei­
ten kommt der Handwerker mit diesen Drähten in Be­
rührung, Man kann dem Anstreicher auch die Sicherung 
hiergegen zumuten, denn es ist leicht, die Lichtleitung 
stromlos zu machen, und die nötigen Handgriffe sind 
selbst dem Laien geläufig. Hiernach lag es dem Kl. ob, 
«ch vor Beginn der Arbeiten zu überzeugen, ob die 
Lichtleitung stromlos war und sie gegebenenfalls strom­
los zu machen. Selbst wenn, wie der Kl. angibt, er ge­
wöhnlich vor Beginn seiner Arbeiten die Leitungen ström- 
nn- &e*un.^en so überhob ihn dies doch nicht der 
Pflicht, sich davon zu überzeugen, ob das auch hier der 
Fall war.

Die Bekl. stand allerdings in einem Vertragsverhältnis 
zum KL, da sie ihm die Anstreicherarbeiten übertragen 
hatte. Aber dadurch erweiterten sich nicht ihre Pflichten 
in der Sicherung des Kl. gegen die Gefahren seiner Ar­
beit. Selbst bei dem Bestehen des Werkvertrages mußte 
der Kl. als der Unternehmer für seinen Schutz gegen die 
Gefahren der Arbeit allein sorgen. Es gehörte zu seinen 
Obliegenheiten, Maßnahmen und Vorsorge zu treffen 
gegen körperliche Nachteile, die ihm im Zusammenhang 
mit seinen Arbeiten zustoßen können. Daß der Haus­
eigentümer durch den Werkvertrag mit dem Handwerker 
keine erhöhten Sicherungspflichten übernimmt, zeigt sich 
dann deutlich, wenn man den Fall annimmt, dieselben 
Arbeiten habe nicht die Bekl., sondern der neue Mieter 
der vielleicht auswärts wohnt, dem Kl. übertragen. Es’ 
wäre eine Überspannung der Anforderungen, an die ver­
traglichen Pflichten des Bestellers von Anstreicherarbei­
ten, wollte man dem neuen Mieter zumuten, daß er sich 
vor Beginn dieser Arbeit überzeugen müsse, ob die Licht­
leitung stromlos sei. Dies kann der Anstreicher ebenso­
gut, und ebensogut kann er die Leitung nötigenfalls 
stromlos machen. Ist dem neuen Mieter auf Grund des 
Werkvertrages die Sicherung nicht zuzumuten, so liegt 
sie auch dem Hauseigentümer in derselben Stellung ats 
Besteller der Arbeiten nicht ob.

(OLG. Köln, 9. ZivSen., Urt. v. 18. Sept. 1941, 9 U 42/41.) 
*

20. KG. — §883 BGB. Wird eine Grunddienstbarkeit 
unter einer auflösenden Bedingung bestellt, so entsteht 
kein schuldrechtlicher Löschungsanspruch, der durch eine 
Vormerkung gesichert werden könnte. Anders liegt die 
Sache, wenn von dem Eintritt einer (aufschiebenden) Be­
dingung lediglich die Entstehung eines Aufhebungsan­
spruchs abhängig gemacht wird.

Bei der Bestellung einer Grunddienstbarkeit ist folgen­
des vereinbart worden: „Wird eine Kündigung aus­
gesprochen, so soll die in Rede stehende Grunddienst­
barkeit nach drei Monaten erlöschen und der jeweilige 
Eigentümer des herrschenden Grundstücks verpflichtet 
sein, in die Löschung der Grunddienstbarkeit einzuwil­
ligen.“  Zur Sicherung dieses „Anspruchs“  sollte eine ent­
sprechende Vormerkung auf dem herrschenden Grund­
stück zugunsten des jeweiligen Eigentümers des dienen­
den Grundstücks eingetragen werden. Ein Antrag auf 
Eintragung dieser Vormerkung wurde vom GBA. mit 
der Begründung abgelehnt, daß ein vormerkungsfähiger 
Anspruch nicht gegen den jeweiligen Eigentümer des 
belasteten Grundstücks begründet werden könne. Eine 
Beschwerde des Antragstellers wurde vom LG. zurück­
gewiesen. Seine weitere Beschwerde kann ebenfalls keinen 
Erfolg haben.

Das LG. führt aus: Eine Grunddienstbarkeit könne 
unter einer aufjösenden Bedingung bestellt werden. Das 
Grundbuch werde dann mit dem Eintritt der Bedingung 
(hier der Kündigung und dem Ablauf von drei Monaten) 
unrichtig. Zur Sicherung des damit entstehenden Be­
richtigungsanspruchs könne demnächst ein Widerspruch 
eingetragen werden, aber niemals eine Vormerkung 
Eine solche setze das Bestehen eines schuldrechtlicheli 
Anspruchs voraus. Daran fehle es hier. Aus der einem 
dinglichen Recht beigefügten auflösenden Bedingung er­
gebe sich kein schuldrechtlicher Anspruch gegen den

335
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Inhaber des Rechts. — Diese Ausführungen sind durch­
weg zutreffend. Die Vereinbarung einer auflösenden Be­
dingung für das dingliche Recht läßt -  nach Eintritt der 
Bedingung — lediglich den Grundbuchberichtigungs- 
anspruch aus § 894 BGB. entstehen, der dann gern. §899 
BGB. durch einen Widerspruch gesichert werden kann 
aber keinen schuldrechtlichen Anspruch i. S. des 8 883 
AbsG BGB. „auf Einräumung oder A u f h e b u n g  eines 
Rechts an einem Grundstück“ . Solange die Bedingung 
noch nicht eingetreten ist, besteht kein Anspruch auf 
Aufhebung des Rechts. Ist sie aber eingetreten, so g ilt 
dasselbe; denn dann ist das Recht erloschen, kann 
also nicht mehr „aufgehoben“  werden. Anders wäre die 
i>-C age’ .w'einn dle Kündigung nach dem Ablauf der 
Kündigungsfrist nicht unmittelbar das Erlöschen der 
Dienstbarkeit herbeiführen, sondern dem Eigentümer des 
belasteten Grundstücks lediglich einen schuldrechtlichen 
Anspruch auf Aufhebung der Dienstbarkeit geben sollte 
Dann ließe sich dieser Anspruch, der allerdings nur 
gegenüber dem Vertragsgegner selbst oder seinen Erben 
begründet werden könnte, durch eine Vormerkung mit 
der Wirkung einer solchen gegen den jeweiligen Inhaber 
der Dienstbarkeit sichern. Eine Vereinbarung dieses In­
halts ist aber im vorliegenden Falle von den Beteiligten 
nicht getroffen worden. Übrigens wäre die Vormerkuno- 
auch nicht auf dem Blatte des herrschenden Grundstücks 
einzutragen sondern bei der von dem Aufhebungs- 
buchVfg)be roffenen Dienstbarkeit (§ 12 Abs. 1 c Grund-

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 2. Okt. 1941, 1 Wx 325/41.)
*

a A 1' KA  T  §23.5b Abs.l BGB.; §415 ZPO. Ein Stan­
desbeamter ist nicht zuständig, Abschriften der von 
einem anderen Standesbeamten ausgestellten Personen- 
Bürgermei^ter" beglaubigen- Dasselbe gilt von einem

Um einen Erbschein auf Grund der gesetzlichen Erb­
folge zu erwirken, legte der Antragsteller zum Nach­
weise der Geburt einer Schwester zwei Abschr i f t en  
einer Geburtsurkunde des Standesbeamten in W. vor auf 
denen die Richtigkeit der Abschrift von dem Bürger- 
rneister in A. und von dem Standesbeamten in N. be- 
schemigt war. Das Nachlaßgericht erklärte diese Ur­
kunden für unzureichend und verlangte die Vorlegung 
einer Geburtsurkunde des zuständigen Standesamts”  Be- 
gehabt^6 ^  Weitere Beschwerde haben keinen Erfolg

Das Lp . führt aus: Nach den §§ 2356, 2357 Abs. 3 
babe der Antragsteller die Richtigkeit der in Ge­

mäßheit des § 2354 Abs. 1 Nr. 1, 2 BGB. gemachten 
Angaben durch öffentliche Urkunden nachzuweisen. Die 
hier beigebrachte Urkunde beweise jedoch nicht die Ge- 
burt der Schwester. Denn nach § 66 des neuen PersStG 
hatten nur beglaubigte Abschriften aus den Farriilien- 
Geburten- und Sterbebuchern sowie die standesamtlichen 
Urkunden die gleiche Beweiskraft wie die Bücher Zu 
diesen Urkunden zähle jedoch die vorgelegte Urkunde 
nicht Es kann dahingestellt bleiben, ob diese Begründung 
in allen Punkten frei von rechtlichen Bedenken ist Die 
weitere Beschwerde kann jedenfalls aus folgenden Er­
wägungen keinen. Erfolg haben:

Der Antragsteller hat die Geburt seiner Schwester
Ahsh1d M §9 A rR AbrS' 3 iSatZ 2’ 2356 Abs' 1 Satz '• 2354 Abs 1 Nr. 2 BGB. durch eine ö f f en t l i che  Urkunde
nachzuweisen Nach der allgemein geltenden Begriffs­
bestimmung des §415 Abs. 1 ZPO. sind öffentliche Ur- 
kunden solche wdche von einer öffentlichen Behörde 
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnissc oder von 
einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person inner­
halb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der vor­
geschriebenen Form aufgenommen sind.. Innerhalb des 
zugewiesenen Geschäftskreises der Behörde liegt die Be­
urkundungstätigkeit nur dann, wenn sie ihr durch be- 
sondere Vorschriften ausdrücklich zugewiesen ist oder 
eine Obliegenheit darstellt, zu deren Erfüllung die Amts- 
stelle ihrem Wesen nach unmittelbar berufen ist Fehlt 
dieses pfordernis, so schafft die Beurkundungstätigkeit 
ine öffentliche Urkunde auch dann nicht, wenn sie der 

Amtsstelle nicht verwehrt und bei ihr gebräuchlich ist 
(Sydow-Busch,  ZPO., 22. Aufl., § 415 A 3).

, Fs ¿raZ} s.jcb aiso> °h der Bürgermeister von A. und 
VOn N- nach den geltenden Vor­

der OpE z“ sta[>dlg waren, die ihnen vorgelegte Abschrift 
der Geburtsurkunde des Standesbeamten in W zu be-
H- R ^ in' A ieSe Frage ,ist zu verneinen. Zuständig für die Beglaubigung einer Abschrift sind in Preußen — von 
hier nicht in Betracht kommenden Behörden und Beam­
ten abgeseheni — die Amtsrichter und die Urkunds­
beamten der Geschäftsstelle (Art. 31, 35 PrFGG.) die 
Notare (§ 22 RNotO.) sowie Behörden allgemein in 
p i ? e" Angelegenheiten. Behörden haben ferner das 
a C1hrif!en von Urkunden anderer unter ihrer
Aufsicht stehender Behörden zu beglaubigen (G ü the-

’ G O ,'’ ö- AufI;> § 2g A. 35, 36 und 101). Ein 
k h h '« ,eduCI, wonach eine Behörde schlechthin das 
-imWr R 9 r vorgeleßte Abschriften von Urkunden 
SM PaoM ihorde-n4Zj  beglaubigen, besteht nicht. An die-
1Q !7 r d r  r i3?C1! t dUrC, ' das neue PersStG. v. 3. Nov. 1931 (RGBl I 1446) nichts geändert worden. Das ergibt
hp-,,T,fnnWClt v 1Cr d'o Beglaubigung durch den Standes- beamten in N in Betracht kommt, mittelbar auch aus
fPnRldrevnVVC?) 7l Ausf’ d- PersStG- v. 19. Mai 1938 
f I ii u r 5™'c.P0r, ,lst uaiulich eine Gebühr für den 
ran, daß ein Standesbeamter die Abschrift der Urkunde 
eines anderen Standesbeamten beglaubigt, nicht vorge­
sehen; der Gesetzgeber hat also offensichtlich eine solche 

rfl?kl ltc*ni cht anerkennen wollen. Nun hat aller- 
imv ioric? 7S, r^no; des R9- 111 einem Urt. v. 19. April 
pinw '•! entschieden, daß die Bescheinigung
e ner Polizeibehörde, eine bestimmte Person habe' die 
Unterschrift unter einem Schriftstück vor einer Behörde 
vollzogen, eine öffentliche Urkunde sei. Das RG be- 
grundet seine Ansicht damit, daß. diese Art der Be­
glaubigung nach seinen Ermittlungen auf einer ständigen 
Verwaltungsubung beruhe, die auch in Zukunft nicht 
aufgegeben werden solle. Es kann indes dahingestellt * 
bleiben ob dem beizutreten wäre. Denn es besteht 
schon _ keine allgemeine Verwaltungsübung des Inhalts, 
dali eine andere Behörde, insbesondere ein ßürgermei- 
ster, zur Beglaubigung der Abschrift einer Personen- 
standsurkunde oder ein Standesbeamter zur Beodaubi- 
gung der Abschrift einer solchen, von einem anderen 
Standesbeamten ausgestellten Urkunde berufen wäre. 
Das wird bestätigt durch eine Anordnung des Regie-
inS£Sp5a!\dentei? in Arnsberg v. 2. Okt. 1936 (StandAZ. 
1936, 346) welche ausdrücklich darauf hinweist, daß 
p o l i z e i l i c h  beglaubigte Abschriften von Personen­
standsurkunden der Beweiskraft nach § 15 PersStG. ent- 
behren und deshalb zur Vorlage beim Standesamt in der 
i t-  Il lcb* geeignet sind. Was hier von polizeilich be­

glaubigten Abschriften gesagt wird, gilt gleichermaßen 
für beglaubigte Abschriften der vorliegenden Art.

Die hier vorgelegten beglaubigten Abschriften einer 
Geburtsurkunde sind demnach keine öffentlichen Ur­
kunden i. S des §415 Abs. 1 ZPO. und deshalb zum 
Nachweis der Geburt nicht geeignet.

(KG., l.ZivSen., Beschl. v. 2. Okt. 1941, 1 Wx 221/41.)

___ [Deutsches Recht, Wochenausgabe

Handels- und Wirtschaftsrecht; 
Patentrecht; Warenzeichenrecht

** 22. RG. — §§ 22, 40, 138 HGB. Zum Begriff des inneren 
oder ideellen Geschäftswerts eines Handelsunternehmens 
(Firmenwert, good will), f)

Die Parteien sind Brüder. Sie haben, zuletzt in der 
Rechtsform einer OHG., unter der Firma Kn. Söhne den 
Handel mit Kraftfahrzeugen und eine Instandsetzungs­
werkstatt betrieben. Der KI. hat die Gesellschaft zum 
31. Dez. 1938 gekündigt, und das Geschäft ist zu diesem 
Zeitpunkte mit Aktiven und Passiven auf den Bckl. über­
gegangen. Für die Abschichtung bestimmt § 13 des Ge­
sellschaftsvertrages v. 7. Juli 1936: „Der Kapitalanteil des 
kündigenden Gesellschafters ist durch eine für den Tag 
seines Ausscheidens ... aufzunehmende Inventur, sowie 
eine Bilanz festzustellen, in der die Aktiven und Pas­
siven der Gesellschaft nach ihrem wahren Werte ein­
zustellen sind. Ein ideeller Geschäftswert (Firmenwert) 
ist hierbei jedoch nicht anzusetzen.“

Die Parteien streiten darüber, ob nach dieser Bestim-
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rn.ung in der Abschichtungsbilanz auch der Wert von Ver­
tragen in Ansatz zu bringen ist, die die OHG. Kn. Söhne 
mit den Kraftfahrzeugfabriken Büssing NAG, Hansa- 
Lloyd-Goliath-Werke und Auto-Union AG. (Wandererl 
geschlossen hatte.
t Das LG. hat den Bekl. entsprechend dem Anträge des 
Kl. verurteilt, diesem die Vertrage der Firma Kn. Söhne 
mit den Firmen Büssing, Hansa-Goliath und Wanderer 
über die Lieferung von Kraftfahrzeugen zur Einsicht vor­
zulegen und ihm ferner unter Vorlage der Geschäfts­
bücher und der sonstigen Unterlagen über die Umsätze 
der Firma Kn. Söhne in den Jahren 1936, 1937 und 1938 
Auskunft zu erteilen.

Im zweiten Rechtszuge hat der Kl. im Wege der An­
schlußberufung beantragt, unter Abänderung des Urteils 
des LG, festzustellen, daß in der Auseinandersetzungs­
bilanz der OHG. Kn. Söhne in Halberstadt die Verträge 
dieser Firma mit den Kraftwagenfabriken Büssing, Hansa- 
Lloyd- (Borgward) Goliath und Auto-Union (Wanderer) 
unter den Aktiven zu bewerten sind. Das BG. hat die 
Berufung des Bekl. zurückgewiesen und auf die An­
schlußberufung des KI. hin neben der Verurteilung des 
Bekl. zur Vorlegung und Auskunftserteilung die von 
dem Kl. begehrte Feststellung getroffen. RG. hob auf 
und wies die Klage ab.

Das BU. führt aus, der § 13 des Gesellschaftsvertrages 
könne nur dahin verstanden werden, daß in die Ab­
schichtungsbilanz alles, was einen irgendwie greifbaren 
Wert gehabt habe, mit diesem Wert einzusetzen gewesen 
sei, daß daneben aber nicht noch für das Geschäft 
als solches ein besonderer, rein nach Vorstellung und 
Schätzung zu empfindender (ideeller) Wert, den man im 
Verkehr als Firmenwert bezeichne, nabe angesetzt wer­
den sollen. Die Verträge mit den Kraftwagenfabriken 
seien allerdings mit dem 31. Dez. 1938 erloschen; sie 
seien deshalb aber doch noch keineswegs wertlos ge­
wesen. Denn es sei, wenn auch nicht ein Vertragsverhält­
nis, so doch jedenfalls eine „Rechtsposition“  zurück­
geblieben, die sich wirtschaftlich habe auswirken und 
vor allem auch zu neuer Vertragsbindung führen kön­
nen. Tatsächlich seien die Verträge mit den Kraftwagen­
fabriken auch von dem Bekl. fortgesetzt worden. Bei 
dieser Sachlage möge man den Wert der Verträge 
niedriger oder höher veranschlagen, keinesfalls könne ge­
sagt werden, daß sie keinen Vermögenswert darstellten.

Die Rev. wendet sich gegen diese Auslegung des § 13 
des Gesellschaftsvertrages durch das BG. Sie ist be­
gründet. Allerdings sind der Nachprüfung der Auslegung 
des § 13 des Gesellschaftsvertrages, der nur die Belange 
der Vertragschließenden, nicht auch die Rechte Dritter 
berührt, im Revisionsverfahren Grenzen gezogen. Das 
RevG. ist an die Vertragsauslegung durch das BG. ge­
bunden, wenn sie mit dem Wortlaute des Vertrages 
sowie den Denkgesetzen vereinbar ist und nicht an­
erkannte Auslegungsgrundsätze verletzt oder wesent­
lichen Auslegungsstoff außer acht gelassen hat. Die Be­
gründung, die das BG. für seine Auslegung gegeben 
hat, ist aber mit den Denkgesetzen nicht zu vereinbaren.
Das BG. unterscheidet zwischen einem „irgendwie greif- 
baren Wert“  und einem „besonderen, rem nach Vor­
stellung und Schätzung zu empfindenden (ideellen) Wert 
für das Geschäft als solches“ , den man im Verkehr als 
Firmenwert bezeichne. Damit wird daher das BG. der 
verkehrsüblichen Bedeutung des Wortes „Firmenwert 
tuVk* ______i.x r";«oQlIer*i-iaftcvprtracr V. 7. lull IvJÖverkehrsubhehen Bedeutung u ts  w ui ich ‘ , 
nicht gerecht Der Gesellschaftsvertrag v. 7. Juh 1930 
spricht von einem „ideellen Geschäftswert (Firnienwert)“ . 
Mit den Ausdrücken „ideeller“  oder „innerer“  Geschäfts- 
Wert, für die zuweilen — weniger genau — auch die 
Worte „Firmenwert“  oder „Kundschaft“  gebraucht wer­
den, bezeichnet man im Verkehr den besonderen Wert, 
der einem geschäftlichen Unternehmen als einem leben­
digen Organismus, über den sich aus dem Wert der 
einzelnen Aktiven nach Abzug der Schulden er­
gebenden Saldo hinaus zukommt; die Ausdrucke ent­
sprechen dem englischen „good will und dem fran­
zösischen „facon“ . Der ideelle oder innere Geschäfts-• 
Wert verkörpert insbes. Gewinnaussichten, die für das 
Unternehmen durch sein Ansehen, den Ruf seiner Ware 
und seiner gewerblichen Leistungen, seine Beziehungen 
zu Abnehmern und Lieferanten, die Verkaufs- und Hei- 
sfellungsorganisation, sowie etwa einen eingearbeiteten

Stamm von Vertretern, Reisenden, Angestellten und Ar- 
beitern für die Folgezeit bestehen. Der „ideelle“  Ge- 
schattswert setzt sich mithin aus verschiedenen Faktoren 
zusammen. Dieser Wert als Ganzes, ebenso wie seine 
verschmdenen Bestandteile, sind zwar nicht von vorn­
herein in emeT' zahlenmäßig feststehenden Geldsumme
wie’s 7ns n  SönCL̂ !i!,er dennoch „greifbar“ , indem sie, 
Z™;hJh8 Abs/ 2 BS-B' es vorschreibt, durch Schätzung ermittelt werden. Die Verträge mit den Kraftwagen-
Jidpr Am -betr?ffeli die, Überlassung von Verkaufsrechten 
oder Aireinverkaufsrechten für bestimmte Gebiete. Solche 
^ tra g e  wurden hinsichtlich ihres noch auszuführenden 
JfrnmfpSnChi2nr̂ dann kel" en von vornherein in einer be- 

Geldsumme berechenbaren Wert haben, wenn
würden ü!, \Y/eSftlmnite, 0der unbestimmte Zeit laufen 
e in e  S h wurde vielmehr insoweit nur dufch 
eine mehr oder weniger genaue Schätzung ermittelt wer-
tdrägek °ame3l D w m Ä  abeJ  daV° n aUS’ daß die Ver_ trage am 31. Dez. 1938 beendet  waren und nur eine
^  « iSr S1‘011 , zurückgeblieben war, die sich wirt­
schaftlich auswirken und zu einer neuen Vertragsbindung 
fuhren konnte. Das BU. führt selbst aus, daß der Wert 
emei solchen „Rechtsposition“  nur annähernd im Wege 
der Schatzung ermittelt werden kann, denn es legt 
dar, man könne nicht sagen, daß die Verträge keinen 
Vermögens wert darstellten, möge man ihren Wert nun 

°der höher veranschiagen. Das gilt aber ebenso 
tur den ideellen Geschäftswert eines Unternehmens in 
seiner Gesamtheit wie für die einzelnen Bestandteile, aus 
l e” en, er.,slck zusammensetzt. Dabei ist ohne Belang, daß 
der ideelle Geschaftswert in seiner Gesamtheit anders zu 
bewerten ist als dessen einzelne Bestandteile. Im übrigen 
ist vielfach auch der Wert von Aktivposten, die allgemein 
nicht zum ideellen Geschäftswert gerechnet werden (z. B. 
Konzessionen, Lizenzen, Markenrechte), nur im Wege 
einer mehr oder weniger freien Schätzung festzustellen. 
Die Gegenüberstellung eines „irgendwie greifbaren“  
Wertes und eines „besonderen, rein nach Vorstellung 
und Schatzung zu empfindenden (ideellen) Wertes für 
das Geschäft als solches“  ̂führt mithin im gegenwärtigen 
Falle nicht weiter. Sie gibt keinen Anhaltspunkt dafür, 
ob der Wert den die durch die erloschenen Verträge 
geschaffenen Beziehungen zu den Kraftwagenfabriken für 
das Unternehmen hatten, dem ideellen Geschäftswert zu­
zuzahlen sind, und damit keinen Anhaltspunkt für die 
Auslegung des Vertrages.

Die Tiev. ist der Meinung, daß zur Zeit des Abschlus­
ses des Gesellschaftsvertrages v. 7. Juli 1936 der Begriff 
„Geschäftswert (Firmenwert)“  durch Rechtsprechung 
Rechtsiehre und Gesetzgebung völlig geklärt gewesen 
sei* führt aus, wenn dieser Begriff in einem von zwei 
geschäftskundigen Kaufleuten abgeschlossenen und von 
einem Notar beurkundeten Vertrage verwertet worden 
sei, müsse er in dem Sinne verstanden werden, den ihm 
Rechtsprechung, Rechtslehre und Gesetzgebung zur Zeit 
des Vertragsschlusses gegeben hätten.

Das HGB. hat allerdings eine Begriffsbestimmung für 
den Geschäfts- oder Firmenwert in seiner Neufassung 
durch die VO. über Aktienrecht v. 19. Sept. 1931 ebenso­
wenig gegeben, wie das später in der entsprechenden 
Bestimmung des § 133 Ziff.5 AktG, geschehen ist. Aber 
Verkehr und Rechtsprechung verstehen darunter den Be­
trag um den der Wert des lebendigen Unternehmens 
als Ganzes den Saldo ubersteigt, der sich aus dem Ge­
samtwert der einzelnen Aktiven nach Abzug der Passiven 
ergibt. Eine ganz andere Frage ist dagegen die, was 
alles geschafts- und verkehrsüblicherweise im sog Ge- 
schäfts- oder Firmenwert als maßgeblicher Faktor auf 
zuzählen ist und von ihm mitumfaßt wird. Das sind aber 
alle für die Bewertung des lebenden Betriebes wich­
s e 11; die Gewinn- und Ertragsaussichten bestimmenden 
und beeinflussenden, im Machtbereich des Unternehmens 
liegenden Umstände, die nicht in anderen Posten der 
Bilanz erfaßt sind und nach ihrer Eigenart nicht erfaßt 
werden können und nicht erfaßt zu werden pflegen 
Wenn z. B nach § 261 a Abs. 1 Z .A II5  HGB i d Fass' 
der VO. v. 19 Sept. 1931 und § 131 Abs. 1 Z. A ll 5 AktG 
auf der Aktivseite der Bilanz Konzessionen Patente 
Lizenzen, Marken- und ähnliche Rechte gesondert a 
zuweisen sind so folgt daraus, daß dies! Gegenstände 
jedenfalls nicht zu dem Geschäfts- oder Firmenwert zu

335*
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rechnen sind Es handelt sich dabei um unkörperliche 
uegenstande, bei denen die Voraussetzung besteht, daß 
SIt - l mL Ahschlußtage bestimmt sind, dauernd dem Ge- 
schaitsbetrieb der Gesellschaft zu dienen (vgl. 8 131 
Äbs 4 AktG.). Die Rechtslehre rechnet auch Urheber­
rechte, Verlagsrechte, Gebrauchsmusterrechte usw. dar-
Anm' /og ' SiV o i r Ser -Quass o ws k i, 3. Auf!.,
Anm.13 zu §131 AktG.; Gadow-He in i chen usw., 
^ n.m-5. zu §.|31 AktG.). Ob danach ein durch Vertrag 
nrior rror A u e-‘ tes’r gebietsmäßig begrenztes Mitverkaufs- 
■ gar Alleinverkaufsrecht nach allgemeiner Anschauung
;ul5rreSCv i fts oder nacil der Gesetzgebung unter den 
h r+ c G^schaftswert oder Firmenwert fällt, ist zweifel- 

lcfhrf  v frtrage gewähren, besonders wenn schon 
günstige Umsatzzahlen aus der Vergangenheit vorliegen 
einen mit solcher Sicherheit zu erwartenden zukünftigen 
Gewinn, daß die bestehende Vertragsbindung schon einen 
gegenwärtig vorhandenen rechtlich gesicherten Ver- 
mogensvorteil darstellt; die Gewinnaussicht ist durch die 
Vertragsbindung bereits teilweise verwirklicht, und es 
handelt sich um mehr als leine „bloße Chance“ . Anderer­
seits wurde eine etwaige Unübertragbarkeit solcher Ver­
trage wieder dafür sprechen, ihren Wert dem ideellen 
oder inneren Geschäftswert zuzuzählen.
11 D'e kann aber für den gegenwärtigen Fall offen
bleiben, weil das BG. zutreffend festgestellt hat, daß die 
Vertrage mit den Kraftfahrzeugfabriken mit dem 31. Dez. 
U>38 aufgehort haben zu bestehen. Der Vertrag mit der 
Auto-Union AG. lief mit dem 31. Dez. 1938 ab. Die Auto- 
in no u atIierd>ngs in einem Schreiben vom
:,Ul1 u.ez- 1JJS bereit erklärt, um einen vertragslosen Zu­
stand zu vermeiden, den Vertrag über den 31. Dez. 1938 
“  iortzusetzen, sie hat sich aber den jederzcitigen 
Widerruf Vorbehalten. Der Vertrag mit der Büssing NAG 
m Braunschwe^ v. j. Jan. u. 31. März 1937 bestimmte im 

da die Übertragung auf einen Rechtsnachfolger 
oder anderen F.rmeninhaber, hier den Bekl. als Einzer­
kautmann der v o r h e r i g e n  Genehmigung durch die
L lo v rfn n i^« : w dUrrfte’ un,d die Verträge mit den Hansa- LIoyd-Gohath-Werken v. 1. Jan. 1937 galten nach §§14
, ? SV2 und ,}9 Abs. 2 für den Fall einer Änderung der 
Inhaberverhaltnisse der Firma Kn. Söhne ohne weiteres 
als aufgehoben. M it dem Ausscheiden des Kf. aus der 
OHG. zum 31. Dez. 1938 fielen somit auch die festen 
Vertragsbindungen der Kraftfahrzeugfabriken gegenüber
H e r Ä rar Kn’ SÖfT  fort; und es rtand i,n Befielen der 
H e t e e r f i n n e n o b  sie das Vertragsverhältnis mit dem 
Bekl. allein fortsetzen wollten oder nicht. Für eine solche 
Fortsetzung, die nach den Feststellungen des BG. ja 
f “ ?, auch tatsächlich erfolgt ist, lagen Anknüpfungs­
punkte vor, die sich aus den bisherigen Vertragsbeziehuu- 
gen ergaben; über bloße Beziehungen gingen diese An­
knüpfungspunkte aber nicht hinaus, eine r e c h t l i c h e  
Fn1.ud u n g »fÜI  die Zukunft bestand nicht, auch nicht in. 
o-piioAderi Atrto-Union AG., die eine solche Bindung ja 
gerade durch den Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs 
ausgeschlossen hatte. Im Geschäftsleben herrscht aber 
ebensowenig wie in Rechtsprechung und Rechtslehre ein 
Streit daiuber, daß bloße Beziehungen zu Abnehmern 
einerseits und Lieferanten andererseits, die den Abschluß 
von Vertragen in der Zukunft ermöglichen und erleich­
tern, ohne daß feste rechtliche Bindungen bestehen dem 
inneren oder ideellen Geschäftswert eines Unternehmens 

sind- Insoweit ist die Bestimmung in dem
über dSie R^Ve age’ Y gCn Sich a^ h  sonst im einzelnen über d e Begrenzung des inneren Geschäftswerts manche
auThde prfrtAen’ ,emdQe.utig.,kIar> und anders konnten auch die Parteien den Sinn ihrer Vertragserklärung nicht
auffassen. Der KI. muß seine Vertragserklärung jeden-
dae? ¿Pb. ' ,ln T gCgen gelten lassen, in dem sie der Bekl. nach Treu und Glauben und nach der all-
rY vi!10" Auffassung des Verkehrs verstehen mußte. Die 
Y Ä Y Y  f UIK, Cn und Lieferanten haben nur einen Wert für das lebendige Unternehmen; für die Feststel­
lung des Einzelwertes oder des Gesamtwertes der zu 
dem Unternehmen gehörigen toten Wirtschaftsgüter, in

« « ,'I t a Ä ' e d S “ ! ” " *  " Cht “ “  Erschd" “ ”«
dePunitemnR1IUu gSa" SprUcFl d5s ist danach un begrün- eiet und muß abgewiesen werden. Dasselbe g ilt von den
Ansprüchen auf Vorlegung der Vertragsurkunden und

auf Auskunftserteilung über die Umsätze mit den Kraft- 
tahrzeugtabriken in den Jahren 1936, 1937 und 1938 Für 
den Vorlegungsanspruch fehlt es an dem in S 810 BGB. 
erforderten rechtlichen Interesse an der Einsichtnahme 
m die Vertragsurkunden, und ein Rechtsverhältnis, auf

dCr -BuekI- ,nac,h Treu llnd Glauben zur Auskunftserteilung über die Umsätze verpflichtet wäre, 
hegt nicht vor. *

(RG., II. ZivSen., U. v. 11. Sept. 1941, II 76/41.) [He.J

Anmerkung: Es handelt sich in dem vorstehenden Urteil 
darum, ob bei der Abschichtung eines aus einer OHG. 
ausscheidenden Gesellschafters trotz der Klausel des Ge­
sellschaftsvertrages, daß der Geschäftswert des Unter­
nehmens bei der Auseinandersetzung außer Betracht 
1  sürSO el bestimmte vertragliche Lieferbeziehuiigcn 
als Aktivposten in che Auseinandersetzungsbilanz auf-
GeYnY" uSeiCn', D'e Enteeh. hat also einen ähnlichen 
Gegenstand wie das in DR. 1941, 2113f. abgedruckte Urteil
S Ä Z'V1Se“ V ü lfi: ]uni 1041> wo die Aktivierung gewissei Bezugsmoghchkeiten streitig war, die der OHCT 
nn Rahmen der staatlichen Wirtschaftslenkung eingeräumt 
worden waren. In beiden Fällen hat das RG die”Klagen 
mit überzeugender Begründung abgewiesen.
>.aY .unacbrt sind die klaren Ausführungen des RG. über 
das Wesen des sogenannten Geschäftswertes bemerkens-
sicli ,w ew/agreil ZUtr?if? d d,er Tatsacbc Rechnung, daß 
d r Y i Y W utceT S Untf r” eh>nens nicht in der Summe 
utr einzelnen Sachen und Rechte erschöpft, die zum Be-
tnebsyermogen gehören, sondern daß darüber hinaus 
dem Unternehmen als einer lebendigen Wirtschaftseinheit 
UWiipr”  Y S°” der^r’ durch Schätzung zu ermittelnder 

prilann+A Wert zukommt. Er tritt zwar nach den an- 
r L 7 i w Ur « azei ,  ordnungsmäßiger Buchführung,

. , m .§ I33 Zi f. 5 AktG, ihre Bestätigung gefunden 
haben, in der Jahresbilanz nur dann und insoweit in die 
Erscheinung, als für ihn beim Erwerb des Unternehmens 
eine Gegenleistung bewirkt worden ist. In der Abschich- 
“ PSf bdänz jedoch, in der —• ähnlich wie bei einer Ge-

w l tcLemaußer“?,g - df r Gesamtwert des Unternehmens 
gestellt weiden soll, muß der Geschäftswert regel­

mäßig in voller Höhe aktiviert werden. Es wird dabei 
m Ergebnis allerdings meist gleichgültig sein, ob die 

gesamte Marktstellung des Unternehmens in einem ein­
heitlichen I osten als Geschäftswelt ihren Ausdruck fin- 
aet, oder ob etwa einzelne den Firmenwert bildende 
Faktoren, die sich rechnerisch vielleicht besonders genau 
erfassen lassen, als selbständige Aktiva eingesetzt wer- 

* .woc]urch .Slch der Restposten Geschäftswert ent- 
sprechend verringert. Bedeutung gewinnt die Art der 
Bilanzierung aber dann, wenn der Gesellschaftsvertrag 
die Berücksichtigung des Gescliäftswertes ausschließt. In 
einem solchen Fall wird der abzufindende Gesellschafter 
stets erstreben, daß möglichst viele Faktoren als nicht 
zum Geschaftswert gehörig getrennt aktiviert werden, 
wahrend die das Geschäft fortführenden Teilhaber die 
entgegengesetzte Auffassung vertreten werden. Eine Aus- 
legung der Klausel, die auf den Willen der Parteien ab- 
Yu ’l, o“1 , a“,”  wciter helfen, da die Gesellschafter bei 
Abschluß des Vertrages an diese Schwierigkeiten gar 
nicht gedacht haben. Man muß deshalb nach einem objek­
tiven Kriterium suchen. Dies kann freilich nicht, wie das 
Bu. meinte, darin erblickt werden, daß die sonstigen 
Aktiva einen „irgendwie greifbaren Wert“  hätten, wäh- 
rend für das Geschäft als solches nur ein zu schätzender 
„ideeller Wert in Betracht käme. Eine solche Unter­
scheidung laßt sich schon deshalb nicht machen, weil die 
Bewertung der meisten Aktivposten auf einer Schätzung 
beruht. Das KG. hat deshalb zutreffend diese Auslegung 
beanstandet und sich dadurch den Weg zur eigenen Stel­
lungnahme geöffnet. Hierbei zog es seine Folgerungen 
aus dem richtig erkannten Wesen des Geschäftswertes, 
wobei die Entscheidung um so leichter zu begründen 
war, als die Lieferverträge, deren Aktivierung der Kl. 
verlangte, bereits durch Zeitablauf hinfällig geworden 
waren. Übriggeblieben war demnach nur die Tatsache 
einer gut eingeführten Geschäftsbezichung, also gerade 
der typische Wert, der innerhalb des Faktors Kundschaft 
zweifellos dem Geschäftswert zugehört.

b) Wie wäre es aber gewesen, wenn die Lieferverträge 
noch Geltung gehabt hätten? Das RG. hatte freilich kei-
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nen Anlaß, auf diese Frage einzugehen, die bei der 
artigen Klauseln des Gesellschaftsvertrages oft entschei­
dende Bedeutung haben wird. Aber immerhin wird in 
dem Urteil doch angedeutet, daß in einem derartigen 
rall maßgebend sein könnte, ob die Rechte, deren Ein­
beziehung in den nicht zu berücksichtigenden Geschäfts­
wert streitig ist, übertragbar sind oder nicht. Dieser Ge­
danke erscheint als durchaus richtig (vgl. auch meine 
Ausführungen über „die bilanzmäßige Behandlung von 
Kontingenten“  in Rechtsspiegel der Wirtschaft 1942 Nr. 1). 
Denn der Geschäftswert weist in der Tat die Eigentüm­
lichkeit auf, daß er nicht selbständig realisiert werden 
kann. Dieses aus seinem Wesen folgende und ihn von 
anderen Vermögenswerten unterscheidende Merkmal er­
scheint deshalb geeignet, in Zweifelsfällen den Aus­
schlag dafür zu geben, welche Faktoren bei einer Ab­
schichtung außer Betracht bleiben müssen, wenn der 
Gesellschaftsvertrag die Aktivierung des Geschäftswertes 
verbietet. Hiernach ist aber der Wert bestehender Liefer­
beziehungen auszuscheiden. Sie sind in der Regel un- 
übertragbar und einer gesonderten Verwertung unzugäng­
lich, was sich vor allem bei der Liquidation und im 
Konkurs zeigt, wo sie sogar in Form von Schadenersatz­
ansprüchen wegen Nichterfüllung zu einer Verminderung 
des Vermögens führen können. Die Brauchbarkeit des 
vom RG. erwähnten Kriteriums wird ferner am Beispiel 
der Kartellkontingente deutlich. Sofern sie nicht über­
tragen werden können, müssen sie, ebenso wie etwa 
Bezugsmöglichkeiten in der staatlichen oder berufsstän­
dischen Marktordnung (RG.: DR. 1941, 2113), als Teile 
des Geschäftswertes außer Ansatz bleiben. Sind sie aber 
im Wege des Quotenhandels gegen Entgelt zu veräußern, 
so sind sie wie sonstige selbständig verwertbare Ver- 
mögensgegenstände auch dann zu aktivieren, wenn der 
Geschäftswert nicht zu berücksichtigen ist. Diese Unter­
scheidung ist keineswegs willkürlich, sondern rechtfertigt 
sich aus der Tatsache, daß die Kontingente im ersteren 
Falle lediglich einen Faktor der Machtposition des Unter­
nehmens bilden, die als Geschäftswelt ohne Entschädi­
gung auf den in der Firma verbleibenden Teilhaber 
übergehen soll, während sie in dem letzteren Falle außer­
dem zugleich einen getrennt realisierbaren Vermögens­
gegenstand darstellen, den der das Geschäft fortführende 
Gesellschafter selbständig durch Veräußerung zu ver­
werten vermag. Wenn also im Zweifel die Frage nach 
der Übertragbarkeit des in seiner Zugehörigkeit zum 
Geschäftswert umstrittenen Vermögensgegenstandes auf­
zuwerfen ist, so darf dies allerdings nicht dahin ver­
standen werden, ob irgendwie, insbes. mit Zustimmung 
eines Dritten oder einer Behörde, die Übertragung mög- 
lich ist, sondern es ist darauf abzustellen, ob die Ver- 
äußerlichkeit im Wesen der Sache liegt. Dies ist bei 
übertragbaren Kartellkontingenten zu bejahen, bei den 
Bezugsmöglichkeiten der Marktordnung oder bei laufen­
den Lieferverträgen hingegen zu verneinen. Daß schließ­
lich nicht der Umkehrschluß gezogen werden darf, alle 
Unübertragbaren Vermögenswerte seien bei einer Nicht­
berücksichtigung des Geschäftswertes außerhalb der Ab­
schichtungsbilanz zu lassen, braucht kaum betont zu 
werden. Denn sie sind natürlich ohne weiteres als Aktiv­
posten einzusetzen, wenn sie mit dem Geschäftswert gar 
uichts zu tun haben, wie etwa Kaufpreisfordenungen, deren 
Abtretung ausgeschlossen ist.

Prof. Dr. H a u p t , Leipzig.
*

23. KG. -  §4 GmbHG.; §18 Abs. 2 HGB. Die Bei­
fügung des Dr.-Tifels zu dem in eine Gesellschaftsfirma 
äufgenommenen Namen eines Gesellschafters kann den 
Eindruck erwecken, daß dieser Gesellschafter seine be­
sonderen Fachkenntnisse für den Geschäftsbetrieb der Ge­
sellschaft verwerte In diesem Falle wird die Firma durch 
sein Ausscheiden irreführend und damit unzulässig, wenn 
licht an seiner Stelle ein anderer zur Führung des Dr.- 
T̂itels berechtigter Fachmann, sei es auch nur als An- 

gestellter, für die Gesellschaft tätig wird.
Die Dr. J. u. Co. Gesellschaft mbH. vertreibt chemisch- 

fechnische, pharmazeutische und kosmetische Erzeugnisse. 
Nachdem die ursprünglichen Gesellschafter, darunter der 
Dr. J., aus der Gesellschaft ausgeschieden sind, befinden 
dle Geschäftsanteile sich jetzt in den Händen des Kauf­

manns G., der zugleich der Geschäftsführer ist. Das 
Registergericht erachtete unter diesen Umständen die

irma im Hinblick auf den dem Namen des Gesellschaf- 
t/X  J- beigefugten Doktortitel für irreführend und leitete 
deshalb gegen den Geschäftsführer ein Ordnungsstraf- 
F-m! hrC1 WegeJn unzulässigen Firmengebrauches ein. Ein 
Einspruch wurde verworfen, eine sofortige Beschwerde
Erfolg^geh'abf11 D'e soforti£e weitere Beschwerde hat

Da- EG. hält die Weiterführung des Doktortitels des 
ursprünglichen Gesellschafters J. nach dessen Ausschei­
den aus der Gesellschaft für unzulässig, weil nun keiner
führeneSD eCAairter m.e|?r .,bc:fugt sei, den Doktortitel zu 
? r rm, le.Allgemeinheit erwarte nach dem Wortlaute 

^ ir*P> .da,ß mdejm Geschäft in der Person des Dr. J.
ErzeunSeSdhprSFbldete-r Ch.emiker sei, womit für die 

,1 /  einer nunmehr irreführenden,
wefde d §n L AbS'A2 versf°ßenden Weise geworbenwerde — Diesen Ausfuhrungen ist grundsätzlich darin 
beizustimmen daß die Führung des 'Doktortitels in der 
vorliegenden Firma geeignet ist, bei den beteiligten Krei­
sen gewisse Vorstellungen hervorzurufen, die zur Ver- 
meidung einer Irreführung durch die Art des Geschäfts­
betriebes sachlich gerechtfertigt werden müssen, wenn
b le ibend! § 18 Abs‘ 2 HGB- weiterhin Zulässig
„„Das RG. hat in seinem Urt. v. 2. Qez. 1939 (DR. 1940 
329) in bezug auf eine Einzelfirma ausgeführt: Es sei 
allgemein bekannt, daß der Doktortitel als höchstpersön­
liches Recht unveräußerlich und unvererblich sei; des­
halb wurden weite Kreise annehmen, daß demjenigen 
uer im Handel unter der Beifügung des Doktorbtels 
seine Geschäfte betreibe und seine Unterschrift abgebe 
dieser Tdel auch wirklich zustehe. -  Dieser Gedanke’ 
laßt sich auf eine Gesellschaftsfirma, wie sie hier in 
rrage steht, zwar nicht ohne weiteres übertragen* er ist 
für eine solche aber auch nicht bedeutungslos. Vielmehr 
kommt es auf die Umstände des einzelnen Falles an ob 
und inwiefern durch einen in der Gesellschaftsfirma ent- 
haltenen Doktortitel die Vorstellung erweckt wird daß 
ein Doktor an dem Betriebe des Geschäftes beteiligt sei 
So konnte das in HRR. 1936 Nr. 610 vom Senat verneint 
werden, weil die Bedeutung des Doktortitels dort nur 
dann bestand, daß der Träger des Doktortitels einen 
von der Gesellschaft hergestellten und vertriebenen Heil­
apparat erfunden hatte, dessen Herstellung und Vertrieb 
keiner ärztlichen Überwachung mehr bedurfte.

im vorliegenden Falle liegt die Sache anders. Der un­
befangene Betrachter kann hier nur annehmen daß der 
Doktortitel, dessen Aufnahme in die Firma sonst keinen 
Sinn haben würde, auf die Tätigkeit seines Trägers in 
dem Geschäftsbetriebe hinweisen soll, und zwar, wie das 
LG. richtig bemerkt, bei der Art der von der Gesellschaft 
vertriebenen Erzeugnisse auf die Tätigkeit eines aka­
demisch gebildeten Chemikers. Hieran ändert auch die 
Erwägung nichts, daß die Firma einer Gesellschaft mbH 
beim Ausscheiden des Gesellschafters, der ihr seinen 
Namen gegeben hat, weitergeführt werden kann. Denn 
einmal wird mancher das nicht wissen; wer es aber weiß 
wird sich möglicherweise sagen, daß für die einen Dok­
tortitel enthaltende Firma eine Ausnahme gelten müsse 
wenn dieser Titel infolge des Gesellschafterwechsels 
sachlich nicht mehr gerechtfertigt sei. Schon aus dem 
bisher Gesagten ergibt sich jedoch, daß es von dem 
Gesichtspunkte des § 18 Abs. 2 HGB. aus regelmäßig nicht 
wesentlich darauf ankommt, wie der Träger des Doktor 
titels heißt, sondern darauf und nur darauf ob ein sol 
eher Titelträger in dem Geschäfte der Gesellschaft t ä t i g  
ist. Das ist einerseits insofern von Bedeutung als es zur 
Rechtfertigung der ursprünglichen Firma nicht genüot 
daß der den Namen für die Gesellschaft hergebende Ge 
sellschafter den beigefügten Doktortitel mit Recht führt 
wenn er lediglich eine bloße Kapitalbeteiligung über’ 
nimmt. Andererseits ist die Firma auch nach seinem 
Ausscheiden aus der Gesellschaft nicht irreführend wenn 
statt seiner ein anderer Doktor gleicher Fakultät ’ sei es 
auch ohne eigene Kapitalbeteiligung, in der Gesellschaft 
tätig wird Es kommt deshalb hier -  im Gegensatz zn 
der Ansicht der Vorinstanzen -  darauf an, ob wirklich 
wie der BeschwF. geltend macht, jetzt ein anderer Che-
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mLke(!: 9 °k,ortifeI 1,211 Geschäftsbetrieb der Qesell-
schaft derart übergeht, daß die bei der Allgemeinheit 
durch die Führung des Doktortitels in der Firma insoweit 
begründete Erwartung erfüllt wird. Der unbefangene Be- 
trachtei wird freilich darüber hinaus geneigt sein anzu- 
nehmen, daß der in solcher Weise tätige Doktor der ur- 
sprunghehe Gesellschafter J. sei. Das betrifft aber, wenn 
nicht gerade der GeseMschafter J. persönlich als Doktor 
R ,ff d„„m Fachgebiete der Gesellschaft einen besonderen 
Rut genoß, wovon dem Senat nichts bekannt ist nicht
sondinCnudrediDOFkt0rtitel erweckten Eindruck der Firma,
, nSd l w * dä «ra?eE w-er zur Zeit Gesellschafter ist’ und insoweit darf sich niemand darauf verlassen daß
Name f in rde^ F^6 0ese.1,Ischafte/  J- deshalb, weil’ sein 
^ilTchafter Ser*™3 weltergefuhrt wird, auch noch Ge-

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 23. Okt. 1941, lW x 250/41.)

D«nnn^Q'-~ cP2 ^ h Das RQ‘ haIt en,gegen anderen Auf- 
Fra™®^ lm Schrifttum daran fest, daß bei Prüfung der 
t r̂age ob eine erfinderische Tätigkeit nötig war, um den 
? “ kp'k®n .,e'.ner Patentanmeldung zu fassen, der Stand 
der Technik in seiner Gesamtheit zu berücksichtigen ist
J l 1" "  h inderen Prüfung bedarf die Frage, ob der 
Stand der Technik dem Fachmann den Gedanken bereits 
* ° , " ahe, g2le8d hatte, daß keine erfinderische Tätigkeit 
nehr erforderlich war, zu ihm zu gelangen — wobei ge-

ohbH?pnnJ S-nUCh da,ZU ntellun"  Senonl'uen werden muß, 
ob die Gewährung des Patentschutzes durch das RPatA.
aü beruht hÜr ^ la§ePafent niedergelegte Erfindung dar­
auf beruht, daß jener allgemeine Gedanke als erfinderisch 
anzusehen wap oder darauf, daß die Erfinderleistun'’
he^h6- 'h der Gesta,tung der besonderen, im Klagepatent 
beschriebenen Ausführungsform bestand —. Hierbei sind
festzuhalten’ 'is fh<fT VFlf?Ch au*gf sProchen hat und woran wp i n L  die Entgegenhaltungen nicht einzeln zu 
S  ten-, sonder" es ist der Stand der Technik in seiner 
Gesamtheit zu berücksichtigen. Den ge<?en diese Aufias 
sung gerichteten Angriffen ( W i r t  h- ÖRUR 1941 60 
PatAnwJUitt. 1941, 67? Ohn e s o r ge :  GRUR 1939’m ’ 
1940 64; 1941, 255; MuW. 1940, 181) kann nicht aefölut 
werd.el?- Der Techniker schaltet nämlich bei der Weiter­
e m  Ckung eines Gegenstandes sein sonstiges Wissen 
nicht ganz oder teilweise aus, sondern tritt an die Ent­
wicklungsarbeit mit seinem gesamten technischen Wis­
sen heran und überlegt an Hand dieses Wissens, ob und 
in welcher Weise der Gegenstand verbessert werden
durch' dEenn% tYeHteöentT Cki Ung die dem Fachmann l " rc?( den S,an„d des Fachwissens bereits so nahe ge­
bracht war, daß er ohne weiteres oder doch mit einer 
nur geringen geistigen Anstrengung zu ihr .relano-en 
konnte ist des Patentschutzes nicht würdig, da ’es nicht
zumChVo? ef/e 1Se- V° "  lbrer, Benutzung die Allgemeinheit 
«IpM ßVorteiIe ei" es .einzelnen auszuschließen. Anders 
steht es, wenn schon in der vergleichenden Betrachtung 
der bereits erfolgten technischen Maßnahmen in eine? 
bestimmten Richtung und ihrer Verknüpfung zu e ner 
Kombination ein schöpferisches, erfinderisches Schaffen 
zu erblicken ist. /u m  Wissen des Fachmannes gehört 

das> was in öffentlichen Druckschriften der letzten 
hundert Jahre beschrieben und was im Inlande so offen- 
w d,g vo[ benu,fzt worden ist, daß es auch andere Fach-
daß die« nö-rn k’0nvn en'i Detln w?nn das Gese,z anordnet, daß dies nicht mehr als neu gelten solle, so schreibt es
gleichzeitig vor, daß es so anzusehen sei, als seien die 
Vorveroffenthchungen und Vorbenutzungen zur Zei" der 
^ ™ e'duPg der Fachwelt bekannt gewesen. Dann ist es 
jedoch nicht angängig, bei der Betrachtung, ob eine be­
stimmte Weiterentwicklung der Technik für den Fach­
mann nahelag eine oder mehrere Vorveröffentlichungen
wfssenf wVH g6n’ a'l°  ,?ne" TeiI des fachmännischen Wissens wieder auszuschalten und so zu verfahren als
ob das durch eine bestimmte Vorveröffentlichuno- oder 
Vorbenutzung der Fachwelt Offenbarte in Wirklichkeit 
nicht zur Kenntnis der Fachwelt gelangt oder ihrem Ge­
dächtnis wieder entschwunden sei. Ebensowenig ist es 
angängig, innerhalb des Wissensstandes des Fachmannes 
Unterscheidungen zu machen derart, daß ihm die eine 
Lehre als der sog. lebendigen Technik angehörend sofort

gegenwärtig gewesen sei, die andere dagegen erst müh- 
am gewissermaßen aus dem Unterbewußfsein habe her­

vorgesucht werden müssen, und daß aus diesem Grunde 
L-, i ufw'cfdungstätiglreit die Verwendung dieser

b im  i hH nicht- ?ahe gelegen habe- Der Gefahr, daß infolge des Heranziehens von Vorveröffentlichungen aus
Zeit °dec aus einem etwas entfernteren Gebiet 

d 5 F'fmdungshohe zu Unrecht verneint wird, muß viel- 
mehi dadurch begegnet werden, daß man sich vor der 

Betrachtung hütet, sondern nur mit den 
Augen des Fachmannes der Zeit der Anmeldung, der das
n llr lm M  k” 6’ *3Uf Se'ne Erfindungshöhe zu Prüfende noch nicht kannte, vorwärts blickt und daß man außer-
t l nl dan\ iWejnn d,e Vorveröffentlichungen die Fachwelt 
Richtung “  angeregt ha,,en> die Technik in der
kein b f ln n l ZU P™u?nden. Erfindung weiterzuentwik- 
Ä beS°.nd rS vors'SbtlS nllt der Annahme ist, sie hät-
lich nahegelegt1131111 6111611 bestimm,en Gedanken tatsäch- 

(RG., 1. ZivSen., U. v. 26.Aug. 1941, 133/41.) [N.]

_____ [Deutsches Recht, Wochenausgabe

pn u u°' 1  § n Pa,G- a‘ F‘: §§4> 13 Pa,G- n- F- Das KU. hüll an der Rspr. fest, wonach eine Nichtigkeitsklage 
nicht auf ein vernichtetes Patent gestützt werden kann

Das RG. hat in seinem Urteil RGZ. 123, 113 die Frage, 
°b e'noe, 11321 § 10 Abs. 1 Ziff. 2 PatG. a. F. erhobene 
Nichtigkeitsklage auf ein vernichtetes Patent gestützt wer­
den kann, mit ausführlicher Begründung verneint. An die- 
sei Kechtsansicht, der sich die Erläuterungsbücher von
S ^ P ^ r ^ V V 1 ■ 1936j Anm-4 zu §4; Anm. 11 II zu 
° , a, )> K l a u e r - M o h r i n g  (Anm. 2 zu 8 4- An- 
merk. 2 b zu § 13 PatG.), L u t t e r  (10. Aufl. 1936,8 Anm. 4
yu 11’  p n/ r \ 4b ZU §i!,3 Pata) und T e t z n e r  (Anm. 11zu §4 IatG.) angeschlossen haben, ist in Übereinstim­
mung mit dem angefochtenen Urteil auch gegenüber den 
von der Kl. erhobenen Bedenken festzuhalten.

Obgleich sowohl das der Nichtigkeitsklage zugrunde 
legende als äuch das angegriffene Patent vor Inkrafttre- 
ten cles PatG v. 5. Mai 1936 (RGBl. II, 117) erteilt wor- 
™  i stVsind doch der Entsch. die §§ 4 Abs. 2, 13 Abs. 1 
/ltf. 2 dieses Gesetzes zugrunde zu legen, weil nach der 
Ubergangsvorschrift des §57 Abs. 1 PatG. n. F. auch 
die Rechtsverhältnisse der vor Inkrafttreten des neuen Ge- 
setzes erteilten Patente, also namentlich der Rechtsbestand 
"'ld blhaIt solcher Patente (RGZ. 153, 174 = JW. 1937, 
1149 ) nach den neuen Vorschriften zu beurteilen sind. 
Sächlich hat sich durch die Anwendbarkeit des neuen 
IatG. nichts geändert, weil die hier in Betracht zu zie­
henden Bestimmungen mit den entsprechenden Vorschrif­
ten des früheren PatG. (§§ 3 Abs. 1 Satz 2, 10 Abs. 1 Ziff. 2 
a.F.) uberemstimmen. Die grundsätzlichen Erwägungen 
des angeführten Urteiles behalten daher ihre Bedeutung 
auch für das neue Recht.

Für die Rechtsfrage muß entscheidend bleiben die in 
der Rspr. des RG. vertretene Ansicht (RGZ. 63, 140), daß 
cas nach §13 PatG. (§10 PatG. a. F.) ergangene Nichtig­
keitsurteil, durch das ein Patent vernichtet wird, rückwir- 
kende Kraft hat. Als rechtsgestaltende Entsch. beseitigt es 
das Patentrecht mit Wirkung für die Allgemeinheit von 
Anläng an. Im Sinne des in dem Urteil RGZ. 123,113 näher 
e! lauterten Begriffes der Nichtigkeit hat somit das ver­
nichtete Patent niemals Rechtsbestand gehabt. Gegenüber 
der sich daraus ergebenden Folgerung, daß ein nichtiges 

atent einer übereinstimmenden jüngeren Anmeldung 
nicht als älteres Recht i. S. von §4 Abs. 2 PatG, entgegen­
gehalten werden kann, beruft sich die Kl. zu Unrecht auf 
die obrigkeitliche Natur der Patenterteilung. Betrachtet 
man mit der in der Rspr. des RG. bereits aus<respro- 
J «  Auffassung (RGZ. 155, 321 [325] = JW? 1937, 
2841 24) den Erteilungsbeschluß als rechtsbegründende 
staatliche Verwaltungshandlung, so behält das Nichtig- 
keitsurteil die gleiche Bedeutung, und es kann deshalb 
dem Urteil RGZ. 123, 113 nicht der Vorwurf gemacht 
werden, daß es hierauf nicht näher eingeganc*en sei. Auch 
Schanze (MuW. 1930, 7 ff.) und K i s c h  (GRUR! 1936,
277 ff.), auf deren Ausführungen die Kl. sich bezieht er­
kennen an, daß das Nichtigkeitsurteil das Patent rückwir­
kend beseitigt, und daß damit zugleich die auf dem Pa­
tent beruhenden Rechtsfolgen rückgängig gemacht wer- ,
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den. Dies gilt somit auch dann, wenn man mit K i s c h  
das mangels gesetzlicher Voraussetzungen zu Unrecht er­
teilte Patent als fehlerhaften Staatsakt ansieht, der wirk­
sam ist, solange er nicht für nichtig erklärt ist. Nur auf 
die nach Vernichtung des Patents sich ergebende Rechts­
lage kommt es für die Entscheidung an. Der von der Kl. 
betonte Umstand, daß das zu Unrecht erteilte Patent bis 
zum Erlaß des Nichtigkeitsurteils als Ausschließungsrecht 
bestanden habe, ist gegenüber der erörterten Rückwirkung 
des Nichtigkeitsurteils unerheblich. Auf sich beruhen kann, 
ob die von der Kl. bemängelte Bezeichnung des für nich­
tig erklärten Patents als Scheinrecht in jeder Hinsicht 
zutrifft.

Es kann sich somit nur noch fragen, ob die sich aus 
der Rückwirkung des Nichtigkeitsurteils ergebende Fol­
gerung, daß ein rechtlich niemals vorhanden gewesenes 
Patent dem Anspruch eines jüngeren Anmelders auf Er­
teilung eines Patents gleichen Inhalts nach § 4 Abs. 2 
PatG. n. F. nicht entgegensteht und demgemäß auch die 
Nichtigkeitsklage nach § 13 Abs. 1 Ziff. 2 PatG. n. F. nicht 
begründen kann, auf einer Gesetzesauslegung beruht, die 
mit dem Geiste des PatG, unvereinbar ist. Der Grund­
satz, daß für eine Erfindung nur einmal ein Patent er­
teilt werden kann, steht, wie schon in dem Urteil des RG. 
v- 13. Jan. 1900 (1390/1899 Bl. 1900 S. 148) dargelegt wor­
den ¡st, mit der begrenzten Dauer des Patentschutzes und 
mit der Erwägung im Zusammenhang, daß der Allge­
meinheit nur an einmaliger Offenbarung der Patentlehre 
gelegen sein kann. Seit diesem Urteil hat das RG. in 
ständiger Rspr. daran festgehalten, daß die Einreichung 
der späteren Anmeldung einen Anspruch auf das Patent 
auch dann nicht begründen kann, wenn das auf den glei­
chen Gegenstand gewährte ältere Patent vorher erloschen 
War. Hierbei ist indessen an eine wirksame Erteilung 
des Patents als Voraussetzung des Patenthindernisses des 
§4 Abs. 2 PatG. (§3 Abs. 1 Satz 2 PatG. a. F.) gedacht 
Worden. Der spätere Anmelder, der ein mit einem älteren 
latent übereinstimmendes Patent erhält, hat zwar aus 
den Gründen des Urteils RGZ. 150, 65 kein Verdienst um 
die Technik. Dies gilt erst recht dann, wenn schon das 
altere Patent durch den für seine Anmeldung maßgeben­
den Stand der Technik völlig vorweggenomrnen war. 
Solche Erwägungen lassen es aber nicht geboten er­
scheinen, die Nichtigkeitsklage wegen Vorpatentierung 
nicht nur dann zuzulassen, wenn das ältere Patent vor 
der Anmeldung des jüngeren erloschen war, sondern 
auch dann, wenn das ältere Patent vor oder nach Anmel­
dung des jüngeren rückwirkend für nichtig erklärt wor­
den ist. Mit Recht verweist das angefochtene Urteil in 
diesem Zusammenhang auf die Bedeutung der Ausschluß- 
trist des §37 Abs. 3 PatG. Sind beide übereinstimmenden 
Patente nach § 13 Abs. 1 Ziff. 1 PatG, mangels Patent- 
fähigkeit des Schutzgegenstandes vernichtbar, so hat nach 
der Auffassung des Gesetzgebers, der die Ausschlußfrist 
|m PatG. v. 5. Mai 1936 beibehalten und neuerdings auch 
!n dem Gebiete der Ostmark eingeführt hat (§§ 12, 24 
V0. v. 27. Juli 1940 (RGBl. I, 1050]), die Allgemeinheit 
ausreichend Gelegenheit, diesen hauptsächlich in Betracht 
kommenden Nichtigkeitsgrund innerhalb der Ausschluß- 
frist geltend zu machen. Es besteht daher, wenn das 
altere Patent zuerst vernichtet wird, kein dringendes Be­
dürfnis, gegen das jüngere Patent trotz rückwirkenden 
Wegfalls des älteren Rechts weiterhin die Nichtigkeits- 

wegen Vorpatentierung; nach § 13 Abs. 1 Zin. z 
PatG, zu gewähren. Das jüngere Patent ist vielmehr a s- 
^ann nur noch innerhalb der dem Schutzbedur;fmsd 
Allgemeinheit genügenden Ausschlußfrist mit der Nie - 
ügkeitsklage nach §13 Abs. 1 Ziff. 1 PatG, angreifbar . Ist

im Streitfall die Ausschlußfrist für das jüngere Patent 
««erst abgelaufen, so entfällt mit der Vernichtung des 
aderen Patents jede Angriffsmöglichke.t gegen das jun- 
Sece Patent, ohne daß hierin nach der dem Gesetze zu- 
Srunde liegenden Anschauung eine mit den Belangen der 
A.'Gemeinheit unvereinbare Härte erblickt werden konnte 
Dle KI. hält es für besonders unbillig, daß in dem zuletzt 
fwähnter. Fall das jüngere Patent mit Erfolg gegen den 
nhaber des vernichteten älteren Patents geltend gen 

^erden kann, wenn diesem kein Vorbenutzungsreci 
Seite steht. Ganz abgesehen davon, daß ein solcher Fall 
eiten sein wird, ergibt sich eine ähnliche Rechtslage s

dann, vvenn ein völlig vorweggenommenes Patent wegen 
Ablauf der Ausschlußfrist nicht mehr mit der Nichtigkeits­
klage angegriffen werden kann. Auch in diesem Fall ist 
fw  * c“ Utzgegenstand, der schon vor Anmeldung des 
I atents der Allgemeinheit zur Verfügung stand, für die 
Dauer des I atents allen entzogen, die kein Vorbenut- 
zungsrecht erworben haben. In dem von der Kl. ferner 
angeführten Fall, daß zuerst das jüngere Patent wegen 
Vorpatentierung und danach das ältere Patent mangels 
T atentfahigkeit für nichtig erklärt wird, bleibt natur­
gemäß das jüngere Patent wegen der Rechtskraft des 
diese Rechtsfolge aussprechenden Urteils auch nach Ver­
nichtung des älteren Patents nichtig. Mit der hier ver­
tretenen Gesetzesauslegung steht dies durchaus im Ein­
klang. Nach alledem ergibt der Streitfall keinen Anlaß,
ansich7abnzugeemhenr ‘ei1 ^  U 3 ’  113 dargeIegten Rechts' 

Unerheblich ist die Behauptung der Kl., die Bekl. habe 
Um. ZUIT1 Durchführung der Nichtigkeitsklage

gegen das altere Patent zu gewinnen, durch hinhaltende 
™ ru^ en da,von abgehalten, die Nichtigkeitsklage 

n y ° rPatenherung gegen das Streitpatent während 
des Bestandes des älteren Patents zu erheben. Nachdem 
das altere Patent mit Wirkung für die Allgemeinheit ver- 
mentet worden ist, kann dieses Patent nicht zugunsten der 
Kl. aus Gründen, die nur ihr Verhältnis zur Bekl. be- 
’ - i"’ ,,]oc'1 als bestehend angesehen werden, um ihr die 

Möglichkeit zur Durchführung einer Nichtigkeitsklage 
gegen das durch Heilung der ihm anhaftenden Rechtsmän­
gel unangreifbar gewordene jüngere Patent zu geben. So­
fern der Kl. an der Vernichtung des Streitpatents gelegen 
war und für sie nicht andere Ziele, etwa der Erwerb 
einer Lizenz, im Vordergründe standen, bestand für sie 
auch zu Verhandlungen mit der Bekl. kein Anlaß. Hiervon 
abgesehen hatte sie ebenso wie jeder andere Wettbewer- 
ber auch die Möglichkeit, innerhalb der Ausschlußfrist 
die Nichtigkeitsklage nach § 13 Abs. 1 Ziff. 1 PatG, geo-en 
das Streitpatent zu erheben. ö

(RG., I. ZivSen., U. v. 4. Juli 1941, 1 123/40.) (N.)
*

26- RG -  §§24, 25, 31 WZG.; §1 UnlWG.; §826 
BGB. Selbst wenn die Benutzung des fremden Namens 
von lebenden Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
ohne deren ausdrückliche Zustimmung für Geschäfts­
zwecke mit den guten Sitten nicht vereinbar sein sollte 
so folgt daraus noch nicht, daß die Ausnutzung eines 
durch die Eintragung eines Warenzeichens mit diesem 
Namen erlangten Schutzes als ein unter § 1 UnlWG fal­
lender Mißbrauch des formalen Zeichenrechts änzu- 
sehen sei. f )

Die Annahme des BG., daß die Schutzfähigkeit eines 
eingetragenen Warenzeichens, sofern dieses nur nicht 
gegen das Wesen des Zeichenrechts verstößt, nicht 
wegen seines I n h a l t s  vom Gericht in Zweifel ge­
zogen werden könne, entspricht der ständigen Rspr. (so 
hinsichtlich des Einwandes mangelnder Kennzeichnungs­
kraft: RGZ. 102, 357; 110, 340 = JW. 1925, 2452; MuW 
1932, 174; GRUR. 1934, 360; MuW. 1937, 373 = GRUR 
1937, 213; RGZ. 154, 10 = JW. 1937, 1901 «, hinsicht­
lich des Einwandes der Täuschungsgefahr: MuW. 1930 
554). Wer auf Grund eines eingetragenen, dem Wesen des 
Zeichenrechts nicht widersprechenden Warenzeichens auf 
Unterlassung des Gebrauchs gleicher oder ähnlicher (ver­
wechslungsfähiger) Kennzeichen in Anspruch genommen 
ist, kann dem nur entgegenhalten, daß er selbst dem 
anderen gegenüber ein stärkeres Registerrecht habe (vgl 
RGZ. 141, 113 = JW. 1933, 2332’) oder ein sachliches 
Recht auf den Gebrauch der Kennzeichnung, z. B. ein 
vertragliches Recht oder Apsstattungsschutz (vgl. RGZ 
120, 328 =  JW. 1928, 2088), oder daß dem Prozeßgegner 
aus persönlichen Gründen ein Zeichenschutz nicht&zu­
stehe — etwa wegen Aufgabe des Geschäftsbetriebes 
oder wegen Erwerbs des Zeichens ohne den zugehö­
rigen Geschäftsbetrieb (vgl. RGZ. 147, 337 = JW 1l935 
22748 m. Anm. 2361 10) oder daß die Geltendmachung 
des Unterlassungsanspruchs sich aus einem sonstigen 
Grunde als Mißbrauch des formalen Zeichenrechts dar­
stelle, z. B. wegen unlauteren Wettbewerbs (§ 1 UnlWG) 
oder wegen sonstigen sittenwidrigen Verhaltens (§826
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BOB.) oder wegen Verwirkung (§242 BGB.). Nur zur 
Rechtfertigung des Standpunktes, daß dem KI. uneinge­
schränkt der Einwand des Rechtsmißbrauchs entgegen­
gehalten werden kann, hat das RG. in RGZ. 147, 337 
ebenso wie auch schon in den dort angeführten weiteren 
Entscheidungen den von der Rev. erwähnten Grundsatz 
aufgestellt: das formelle Recht dürfe nur innerhalb der 
Grenzen ausgeübt werden, die das Recht höherer Ord­
in g , setze, insbes. innerhalb der Grenzen des lauteren 
Wettbewerbs und der guten Sitten. Um einen hiernach 
zulässigen Einwand handelt es sich aber nicht, wenn der 
Bekl geltend macht, daß die Kl. sich den Gebrauch eines 
iremden Namens in einer gegen gute kaufmännische Sit­
ten verstoßenden und das Ansehen des deutschen Kauf­
manns schädigenden Weise angemaßt habe. Mag selbst 
die Art und Weise, wie die Kl. erreicht hat, daß der 
Oberst Lindbergh die Verwertung seines Namens zur 
Kennzeichnung ihrer Waren stillschweigend geduldet hat, 
und mag überhaupt die Benutzung des iremden Namens 
von lebenden Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
ohne deren ausdrückliche Zustimmung für geschäftliche 
Zwecke mit den guten Sitten nicht vereinbar sein, so 
folgt daraus doch noch nicht, daß die Ausnutzung des 
durch die Warenzeicheneintragung erlangten Schutzes 
üem Bekl .  g eg e nü b e r  als ein unter §1 UnlWG. 
fallender Mißbrauch des formalen Zeichenrechts anzu- 
senen sei. bür das Verhältnis der Parteien zueinander ist 
es. !‘g gleichgültig, Ob der Oberst Lindbergh der ge­
schäftlichen Verwertung seines Namens durch die Kl. 
zugestimmt hat und auf welche Weise er wenigstens zu 
deren stillschweigender Duldung . veranlaßt worden ist. 
Der Dekl. kann sich deshalb hierauf nicht berufen.® Eben- 
sowenig wird das Namens- und Finnenrecht des Bekl. 
dadurch, daß die Kl. ihr Warenzeichen in der eingetra­
genen Form verwendet — worauf es für den Anspruch 
aus §24 WZG. allein ankommt —, irgendwie verletzt da 
das eingetragene Warenzeichen unverkennbar auf den 
bekannten Ozeanflieger, nicht aber auf den Bekl. als Trä­
ger des Namens Lindberg oder auf dessen Firma hin­
weist; im übrigen ist die F i r m a  des Bekl. auch jün­
geren Datums als das Warenzeichen der KI. Endlich ist 
auch der Einwand des Bekl., daß das Warenzeichen der 
Kl. eine Beziehung ihres Unternehmens oder ihrer Waren 
zum Ozeanfheger oder zur Person des Obersten Lindbergh 
vortausche und deshalb irreführend sei, unbeachtlich 
weil dieser Einwand sich ausschließlich gegen den In- 
eu  xd£s, ■ e,ingetragenen Warenzeichens richtet, dessen 
bchutztähigkeit aus den oben angegebenen Gründen nicht 
der Nachprüfung des Gerichts unterliegt. Falls die Kl. 
durch die Art des Gebrauchs ihres Warenzeichens Be­
ziehungen zum Ozeanflieger oder zur Person des Ober- 
w,eiL, lndb,erSh Vortäuschen sollte, könnte der Bekl. als 
Wettbewerber (§ 13 UnlWG.) von der Kl. zwar die Un- 
terlassung eines solchen Gebrauchs auf Grund der §§1,
3 UniWG verlangen; ferner könnte er auch, falls das 
Warenzeichen schon seinem Inhalte nach die Gefahr 
einer Täuschung in dieser Hinsicht begründet, die Lö­
schungsklage aus §11 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 WZG. erheben. 
Nicht aber könnte er aus einem dieser Gründe eine Ein­
rede gegen den auf § 24 WZG. gestützten Unterlassungs­
anspruch der Kl. für sich herleiten, da sich in solchem 
Falle nicht schon die Ausnutzung des durch die Waren­
zeicheneintragung erlangten Schutzes dem Bekl. gegen­
über als Mißbrauch des formalen Zeichenrechts dar­
stellt. Nebenbei sei bemerkt, daß kaum jemand, der das 
Warenzeichen der Kl. betrachtet, dadurch zu der An­
nahme verleitet werden wird, das Unternehmen der Kl. 
oder ihre Waren — Rasiermesser und -klingen — stün­
den in irgendeiner Beziehung zu dem Ozeanfluge oder 
zu der Person des Obersten Lindbergh (ähnlich RGZ. 74 
310 bzgl. der Verwendung des Namens „Graf Zeppe­
lin“  für Zigarren).

(RG., II. ZivSen., U. v. 28. Aug. 1941, 1148/41.) [N.]

Anmerkung: Das hier entschiedene Rechtsproblem ist 
für die Erkenntnis des Wesens des Warenzeichenrechts 
wesentlich.

Es ist ein in ständiger Rspr. des RG. normierter Grund­
satz, daß, weil das Warenzeichenrecht nur einen Aus­
schnitt aus dem allgemeinen Wettbewerbsrecht darstellt,

das aus dem WZG. entspringende formale Recht nur 
innerhalb der Grenzen ausgeübt werden darf, die das 
Recht höherer Ordnung vorsieht, insbesondere nur inner­
halb der Grenzen des lauteren Wettbewerbs und der 
guten Sitten.

Liier setzt nun das vorstenende Urteil ein, in dem be­
züglich dieses Grundsatzes der Grenzsetzung durch das 
Recht höherer Ordnung unterschieden wird zwischen der 
Erlangung des formalen Zeichenschutzes und seiner Ver­
wertung. Ist — dahin geht der Rechtssatz — der formale 
Zeichenschutz_ erworben, so ist nach diesem Urteil die 
Abnutzung eines solchen formalen Zeichenschutzes nicht 
als Mißbrauch zu betrachten. Dem ist beizustimmen. 
Denn stellt auch die Erlangung des formalen Waren­
zeichenrechts einem anderen gegenüber eine unerlaubte 
Handlung (z. B. Verletzung des Firmen- oder Namens- 
lechts, der Telegrammanschrift oder des Ausstattungs­
schutzes) dar oder bedeutet sie einem Dritten gegenüber 
eine Vertragsverletzung (z. B. RG.: GRUR.1932, 81), so 
sind für diesen Dritten zur Wahrung seiner Rechtsinter­
essen die allgemeinen Rechtsbehelfe, die auf Löschung 
eines solchen Warenzeichens gehen, gegeben. Diese 
Rechtsbehelfe aber stehen nur diesem Dritten zu, so daß 
es anderen verwehrt ist, darauf zurückzugreifen, also ein 
Vorgehen ihrerseits ex iure tertii zu begründen.

Daher — so führt das hier besprochene Urteil des 
RG. aus — kann derjenige, der auf Grund eines Waren- 
zeichenrechts auf Unterlassung des Gebrauchs des Zei­
chens oder eines ähnlichen Warenzeichens in Anspruch 
genommen wird, grundsätzlich nur Einwendungen ent­
gegensetzen, die sich auf ein eigenes Recht gründen 
\wIe ^as tJHeil an Hand der Rspr. darlegt) oder dartun, 
daß sich die Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs 
aus dem Zeichenrecht als Mißbrauch dieses Formalrechfs 
darstellt, z. B. wegen unlauteren Wettbewerbs oder sit­
tenwidrigen Verhaltens. Denn dieser letztere Einwand wird 
nicht ex iure tertii erhoben, also nicht etwa aus dem 
Recht des von der wettbewerbsfremden Handlung Be­
troffenen, sondern da sowohl die unsittliche Handlung 
wie auch die unerlaubte' Wettbewerbshandlung gegen die 
belange der Allgemeinheit und deren Interessenschutz 
verstößt, steht der Einwand hieraus jedem offen.

Verstoßt aber bereits der Erwerb des formalen Zei­
chenrechts gegen die guten Sitten, weil z. B. „die Be­
nutzung des fremden Namens von lebenden Persönlich­
keiten des öffentlichen Lebens ohne deren ausdrückliche 
Zustimmung für geschäftliche Zwecke mit den guten 
Sitten nicht vereinbar“ ist, so haftet dieser Charakter 
des Unsittlichen nicht nur dem Erwerbe des Waren­
zeichens an, sondern auch dem erworbenen Waren­
zeichen, so daß auch gegenüber dessen Ausübung m. E. 
der Einwand des Verstoßes gegen die guten Sitten mit 
Recht erhoben werden kann. Denn verstößt der Erwerb 
eines formalen Zeichenrechts gegen die guten Sitten, so 
bleibt dieses Recht, gleichviel wem gegenüber es aus­
geübt wird, mit diesem odium behaftet. Es ist zwar ein 
formales Recht erworben, aber bereits der Erwerb ist 
mit dem Makel der Sittenwidrigkeit belastet, so daß auch 
der Bestand des formalen Rechts sittenwidrig und im 
Widerspruch mit der Rechtsordnung steht. Daher ver­
stößt es in. E. gegen das Recht der höheren Ordnung, 
wenn ein solches formales Recht, dem immer und immer 
von neuem, solange es besteht, dieser Einwand der 
Sittenwidrigkeit von jedem entgegengesetzt werden kann, 
geltend gemacht wird.

RA. Dr. W i l l y  Hof fman n, Leipzig-

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht
27. OLG. — §§ 254, 91 ZPO.
1. Bei einer Stufenklage nach §254 ZPO. kann über 

den ziffernmäßig noch nicht bestimmten Hauptantrag erst 
nach Rechtskraft des Teilurteils über den Hilfsansprucb 
verhandelt und entschieden werden.

2. Stellt der Stufenkläger entgegen dieser Rechtslage den 
Haupfantrag v o r z e i t i g  zur Verhandlung, so braucht 
der unterlegene Gegner die dadurch verursachten Mehr­
kosten nicht zu erstatten.

Gegenüber der Klage auf Rückzahlung eines Darlehens
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hat die Bekl. Widerklage erhoben mit dem Anträge die 
Kl. zu verurteilen, s ’

1. Rechnung zu legen über die von ihr verkauften Stoß­
dämpfer und Stabilisatoren,

2. an die Bekl. die dieser auf Grund der Rechnungs-
legung zustehenden Provisionen zu zahlen.

Der Anwalt der Bekl. hat die beiden Anträge zur Wider­
klage sowohl im ersten als auch nach durchgeführter 
Beweisaufnahme in dem 2. Verhandlungstermin verlesen. 
Das LG. hat hierauf die Kl. durch Teilurteil zur Rech­
nungslegung verurteilt. Danach hat sich die Hauptsache 
erledigt. Im Schlußurteil wurden die Kosten des Rechts­
streits der Kl. auferlegt.

Der UrkB. hat im Kostenfestsetzungsverfahren für die 
Berechnung der Verhandlungs-, Beweis- und Weiterver­
handlungsgebühr den vollen Wert der Klage und Wider­
klage angesetzt. Das LG. hat die hiergegen gerichtete 
Lrinnerung der Kl. zurückgewiesen. Mit der Beschw. 
macht die Kl. mit Recht geltend, daß die genannten Ge­
bühren n u r nach dem Wer te  der  K l a ge  und 
des A n t r a g e s  1 (auf Rechnungslegung) der W i d e r ­
k l age  zu berechnen seien.

Bei der Widerklage handelte es sich um eine sog. Stu- 
lenklage nach § 254 ZPO., die in dem Anträge zu 1 den 
Hilfsanspruch und in dem Anfrage zu 2 den Hauptan- 
spruch enthielt. Die verfahrensrechtliche Besonderheit 
einer solchen Stufenklage besteht darin, daß über den 
Hffernmäßig noch unbestimmten H a u p t a n s p r u c h  
erst  v e r h a n d e l t  und en t sch i eden  werden 
kann,  wenn zunächst ein Teilurfeil über den Hilfsan- 
spruch ergangen und in Rechtskraft erwachsen ist, weil 
erst jetzt nach Rechnungslegung die bestimmte zahlen­
mäßige Angabe des Hauptanspruchs möglich ist (RGZ.

372; 58, 59).
Die Verhandlung über den Hauptanspruch v o r Rechts­

kraft des Teilurteils über den Hilfsanspruch und erfolg­
ter Rechnungslegung war demnach ü b e r f l ü s s i g  und 
nicht geeignet, die Sache irgendwie zu fördern. Die Mehr­
kosten, die der Bekl. durch dieses Verfahren entstanden 
®md, kann sie nicht auf die unterlegene Kl. abwälzen, 
jmese hat nach der Grundregel des §91 ZPO. die der 
Bekl. erwachsenen Kosten nur zu erstatten, soweit sie 
2dr zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig 
waren. Hieran wird im vorl. Fall durch die Bestimmung . 
ües §91 Abs. 2 ZPO. nichts geändert. Wenn dort gesagt 
lst, daß die Kosten, die durch die Zuziehung eines 
Anwalts der siegreichen Partei erwachsen sind, stets 
2" erstatten sind, so hat das nur die Bedeutung, daß das 
Bericht der Prüfung enthoben ist, ob die Z u z i e h u n g  
ei"es Anwalts im Einzelfalle notwendig oder zweckmäßig 
"mr. Dagegen besteht für die von dem Anwalt vorgenom- 
Inene e i nze l ne  P r o z e ß h a n d l u n g  im Kosten- 
erstattuiigsverfahren immer das gerichtliche Prüfungs- 
recht dahin, ob die in Frage stehende Prozeßhandlung 
z" r zweckentsprechenden Führung des Rechtsstreits not- 
Wendig war (RG. [VZS.] 51, 13f.). .

.Daraus folgt, daß die Kosten, die durch eine sach- 
widrige oder auch nur überflüssige Prozeßhandlung ver­
pacht worden sind, wie sie hier die Verlesung des 
^weiten Widerklageantrages war, dem Gegner n i ch t zur 
*~ast fallen können.

(OLG. Düsseldorf, Beschl. v. 23. Okt. 1941, 4 W 102/41.)

28. KG. _  §697 ZPO.; §§13 Ziff.2, 23 Ziff. 5 RA- 
GebO.

K Verhandlung über die Zuständigkeit und demgemäß 
?uch über die Verweisung nach §697 ZPO. ist als Ver- 

a«deln zur Hauptsache, nicht nur über die Prozeß u 
, achleitung anzusehen und läßt deshalb die volle Ver- 
kandlungsgebiihr der §§ 13 Ziff.2, 16 RAGebO erwachsen.

2. Wegen Gebühren, welche infolge gerichtlicher Maß- 
"ahme„ entstanden sind, kann der Kostenerstattungs-
Puldner dem Gebührenerstattungsanspruch der Gegen- 
Par<ei auc, dann keine Einwendungen entgegensetzen,

den Fall des Widerspruchs Anberaumung eines Gütefer- 
mins beantragt. Sie hat ferner am 12. Dez. 1940 einen 
„  auf Zahlungsbefehl über 5000 JUl gegen die Bekl, 
gestellt und gleichzeitig für den Fall der Erhebung des 
Widerspruchs Verweisung an das LG. beantragt. In bei-
F r L u i  '!, habe,n, dj* BekL Widerspruch zugleich mit -rhebung der Widerklage erhoben und Verweisung an

r, LGR-.,3iê ntra.irt- Gleichwohl hat das AG. in beiden Sachen Gutetermin anberaumt.
Im Gütetennin ist in beiden Sachen in das Streitver-

anfryo-neir'gei,recen .w.orden- Es sind beiderseits die Sach- antrage, auch hinsichtlich der Widerklage, gestellt wor-
d1p‘ Pari Bekh haben Verweisung an das LG. beantragt. 
iT»Mo c i."  haben verhandelt. Nach Verbindung der 
un7^FjnU?hen .pe'"ander hat das AG. sich für sachlich 
unzuständig erklärt und die Sache an das LG. verwiesen.
Vprul dneSer Sac.hlage ist der Ansatz der — vollen —
riP, hRp=d u ngSPibuhr tln ieder der beiden Sachen, der von dei Beschw. bekämpft wird, nicht zu beanstanden.

*2 ? P r Batte die Kl. in ihrem zweiten Anträge be­
reits Verweisung an das LG. für den Fall des Wider­
spruchs beantragt. Doch irrt die Beschw., wenn sie aus 
drffpT V "  die, Verpflichtung des Prozeßbevollmäch- 
2 vf * dA--, K ' Verleitet, in dem dann anberaumten zu- 
nacnst Gu e-, alsdann streitigen Verhandlungstermin vor 
dem AG. keine Anträge zur Sache zu stellen und nicht 
zur Sache zu verhandeln. Der ursprünglich gestellte Ver­
weisungsantrag konnte, solange ihm das AG. nicht ent­
sprochen hatte, die Kl. nicht binden und sie nicht hin­
dern ihre Entschließung zu ändern und die Sache doch 
vor dem AG. zu verhandeln und so beim AG. zu belas­
sen, da dieses dann zuständig blieb, sofern nicht die Bekl. 
ihrerseits vor Verhandlung zur Hauptsache die Verwei­
sung an das LG. beantragten (§697 Abs. 1 ZPO.). Daß 
dieser Verweisungsantrag schon vorher schriftlich <?e- 
steht und dabei zum Ausdruck gebracht war, daß Ver­
handlung vor dem AG. abgelehnt würde, brauchte die Kl. 
in ihrer Entschließung und in ihren eigenen Maßnahmen 
in keiner Weise zu beeinflussen. ,

Weshalb das AG. trotz des ursprünglichen Verwei­
sungsantrages der Kl. und trotz des ebenfalls schriftlich 
gestellten Verweisungsantrages der Bekl. entgegen der 
Vorschnft des §697 Abs. 2 ZPO. die Verweisung nicht 
sofort ausgesprochen, spndern zunächst Termin anbe­
raumt hat, ist nicht ersichtlich. Aber auch wenn diese 
Unterlassung auf einem Versehen des Gerichts beruhen 
und damit einen Verfahrensmangel darstellen sollte 
würde dies an der gebührenrechtlichen Beurteilung nichts 
andern und dem Gebührenerstattungsanspruch der sieg­
reichen Kl. nicht entgegenstehen, sofern und soweit in­
folge dieser gerichtlichen Maßnahme mehr Gebühren ent­
standen sind, als sie bei einer sofortigen Verweisung an 
das LG. entstanden wären. Denn das Verfahren wurde 
zunächst durch die vom Gericht angeordneten Maßnah­
men bestimmt, wobei unerörtert bleiben kann, ob nicht 
die eine oder andere Partei durch geeignete Anträge hätte 
darauf dringen können, daß ohne Abhaltung eines Ter­
mins doch noch die Verweisung an das LG. ausgespro­
chen wurde.

b) Aus gleicher Erwägung heraus ist es unerheblich, 
ob Bekl. schon bei ihrem Widerspruch gegen die Zah­
lungsbefehle den Antrag, auf Verweisung gestellt haben 
Denn obwohl auch auf diesen Antrag hin es einer Ter­
minsanberaumung nicht erst bedurft hätte, sondern als­
bald die Verweisung an das LG. hätte ausgesprochen 
werden können (§ 697 Abs. 2 ZPO.), so können aus einer 
etwaigen Unterlassung des Gerichts die Bekl. keinen Ein­
wand gegen den Gebührenerstattungsanspruch des regne­
rischen Anwalts herleiten, sofern durch Verhandeln im 
Termin ein solcher entstanden ist.

c) Tatsächlich sind nun in dem Gütetermin nach Ein­
tritt in das Strafverfahren von beiden Seiten die Sach- 
anträge, sogar auch der Widerklageantrag gestellt wor­
den. Damit ist die Verhandlung zur Hauptsache begonnen 
worden. Die Ansicht der Bekl., für ein solches Verhandeln 
sei auch deshalb kein Raum gewesen, weil ihre prozeß­
hindernde Einrede der Unzuständigkeit noch nicht erledigt 

, Die Kl bitte zunächst mit Antrag v. 12. Nov. 1940 gewesen und keine Anordnung des Gerichtes ergangen
■alilungsbefehl über * 973 MM gegen d‘e Bekl. und sei’ da vorber schon zur Sache verhandelt werden solle,
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IT*"" auch dann keine cinwenuuugcn 
'Ve"n das Gericht nicht prozeßordnungsgeinaß verfall­
en ist.
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ist'gleichfalls unzutreffend. Die von den Bekl. angezo­
gene Bestimmung des § 275 Abs. 2 ZPO. findet hier keine 
Anwendung. Es handelt sich bei § 697 ZPO. nicht um 
die prozeßhindernde Einrede der Unzuständigkeit. Denn 
das Gericht des Mahnverfahrens ist, zunächst jedenfalls, 
für die im Mahnverfahren geltend gemachten Ansprüche 
zuständig. Es handelt sich folglich nur darum, durch 
Verweisung die Sache von dem einen (zunächst zustän­
digen) an das andere zuständige Gericht zu bringen. § 697 
ZPO. behandelt also, indem er diese Möglichkeit unter 
den daselbst genannten besonderen Voraussetzungen er­
öffnet, einen Sonderfall der Verweisung, der nicht nach 
den Regeln der prozeßhindernden Einreden der §§ 274 ff. 
ZPO. zu behandeln ist.

Da nun in beiden Protokollen von dem Vordruck „Die 
Parteien verhandeln sodann zur Sache“ die Worte: „so­
dann zur Sache“ gestrichen worden sind, könnte immer­
hin zweifelhaft sein, ob die Parteien in der Tat die Sach- 
anträge auf Verurteilung und Abweisung haben stellen 
oder ob sie nicht nur im Hinblick auf die dernnächstige 
Verweisung an das LG. (nachdem zuvor beide Sachen 
verbunden waren) haben verhandeln wollen und verhan­
delt haben. Doch ist diese Frage für die kostenrechtliche 
Beurteilung letzten Endes ohne Belang. Denn mindestens 
haben dann die Parteien über den von den Bekl. auch 
im Termin ausdrücklich gestellten Verweisungsantrag 
verhandelt. Auch diese Verhandlung ist indes eine solche 
zur Hauptsache. Denn über die Frage der Zuständigkeit 
ganz allgemein, mag es sich um die örtliche oder sach­
liche handeln, muß eine S a c h e n t s c h e i d u n g  er­
gehen (Baumbach,  6 zu §2 RAGebO.). Deshalb führt 
die Einrede der Unzuständigkeit, sofern kein Verwei­
sungsantrag gestellt wird, zur Klageabweisung. Für diese 
Entscheidung wiederum würde es an der verfahrensrecht­
lichen Grundlage fehlen, wenn bisher nur erst über die 
Sach- und Prozeßleitung (§ 23 Ziff. 5 RAGebO.), d. h. über 
den Gang des Verfahrens, verhandelt worden wäre. Zu­
ständigkeitsfragen gehören nicht mehr zur Sach- und 
Prozeßleitung, nicht einmal nur die Zuständigkeit im Ver­
hältnis dfer Kammer für Handelssachen zur Zivilkammer, 
wie §23 Ziff. 7 RAGebO. ergibt.

Die Verhandlung über die Zuständigkeit des angeru­
fenen Gerichts, sei es über die prozeßhindernde Einrede 
des §274 Ziff. 1, sei es über die Zuständigkeit des Ge­
richts des Zahlungsbefehls (§ 697 ZPO.), welche durch 
den Verweisungsantrag einer der Parteien zur Erörterung 
und Entscheidung gestellt wird, ist daher dem Verhan­
deln zur Hauptsache gleichzusetzeri und demgemäß auch 
kostenrechtlich als ein solches zu behandeln. §697 ZPO. 
muß als ein Fall sachlicher Unzuständigkeit behandelt 
werden, die aber erst durch einen Verweisungsantrag 
herbeigeführt wird, da ohne diesen das AG. zuständig 
bleibt und in der Sache selbst zu entscheiden hat. Es 
finden somit auf dieses Verhandeln die vollen Gebühren 
des §13, nicht die Bruchteilsgebühren des §23 RAGebO. 
Anwendung (W i 11 e n b ü c h e r , 7 zu §23; RGZ. 30, 
330).

Dann haben aber hier die Parteien im Termin in jedem 
Falle zur Hauptsache verhandelt, selbst wenn ihre An­
träge nur auf die Verweisung an das LG. sich bezogen 
haben sollten. Da sie nicht übereinstimmend die Verwei­
sung beantragt haben, ist streitig verhandelt worden.

Damit rechtfertigt sich der Ansatz der beiden Verhand­
lungsgebühren, da die Verbindung und die dadurch be­
dingte gebührenrechtliche Verschmelzung erst nachdem 
erfolgt sind.

Fehl geht schließlich noch der Hinweis der Bekl. auf 
§276 Abs. 3 ZPO., daß in jedem Falle die so entstan­
denen Mehrkosten dann die Kl. treffen müßten. Abgesehen 
davon, daß die Auferlegung der etwaigen Mehrkosten auf 
die Gläubigerin nur durch gerichtliche Kostenentschei­
dung hätte erfolgen können und nur dann zu berücksich­
tigen wäre, ist für die Anwendung der Bestimmung des 
§ 276 Abs. 3 Satz 2 im Falle des § 697 ZPO. ohnehin kein 
Raum. Denn § 697 Abs. 1 ZPO. verweist nur auf § 276 
Abs. 3 Satz 1, nicht auch auf Satz 2. Die vor dem AG. 
entstandenen Anwaltskosten können daher die siegreiche 
Kl. ln keinem Falle treffen.

Die Beschw. ist danach unbegründet, jedoch mit folgen­

der Einschränkung: Es ist rechtsirrig, wenn das LG. 
meint, es könne bei der Festsetzung sowohl nach obei 
wie nach unten von dem Antrag abweichen. Die tes- 
setzenden Instanzen können zwar einen Ansatz streichen 
oder mindern, nicht dagegen über die geltend gemachte 
Ansätze in ihrem Gesamtbeträge hinaus eine Festsetzung 
gegen den Schuldner vornehmen.

Die Festsetzung ist daher, soweit sie den allein be­
antragten Betrag von 646,42 MJl übersteigt, nicht ge­
rechtfertigt. Insoweit war der Beschw. stattzugeben, wan- 
rend sie im übrigen zurückzuweisen war.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 17. Sept. 1941, 20 W 2288/41.)

' *

29. KG. -  § 13 Ziff. 3 RAGebO.; § 627 b ZPO.
I. Als Teil-Gesamtvergleich stellt sich auch eine tm

gung der Parteien dahin dar, daß der bekl. Ehegatte a 
allein von ihm erhobenen Miischuldantrag zurückmtnm , 
während der andere Ehegatte in bezug auf seine Unte 
halisansprüche nachgibt. .

II. Ebenso liegt ein Teil-Gesamtvergleich vor, wenn u
Bekl. den nur hilfsweise neben dem Abweisungsantrag vo
ihm erhobenen Mitschuldantrag zurücknimmt, zur Klag 
keine Anträge stellt und als Gegenleistung der ande 
Ehegatte in bezug auf seine Unterhaltsansprüche na 
gibt. .

In diesen Fällen erwächst die Vergleichsgebühr im t  " 
prozeß und ferner Prozeß- und Vergleichsgebühr im un- 
terhaltsverfahren aus § 627 b ZPO.

Die Kl. hat Klage auf Scheidung, gestützt auf §§  ̂
und 47 EheG., erhoben. Der Bekl. hat Abweisung a 
Klage, hilfsweise Mitschulderklärung der Kl. beantrag- 
Ausweislich des Sitzungsprotokolls haben die I ar p, 
zunächst für den Fall rechtskräftiger Scheidung der F l 
aus Alleinschuld des Bekl. einen Vergleich dahin gesc“ 1(? 
sen, daß die Kl. auf Unterhaltsansprüche gegen den w ' 
verzichte. Darauf hat die Kl. Scheidung der Ehe n 
noch aus §49 EheG, beantragt, der Bekl. seinen Mi 
Schuldantrag zurückgenommen und keine .Anträge men 
gestellt. Es ist alsdann die Ehe der Parteien aus Aliein- 
schuld des Bekl. geschieden worden. Der Streitwert a 
Vergleichs ist vom Prozeßgericht auf 500 3'?,  ̂ festgesetz 
worden.

RA. T. hat aus der Reichskasse die Erstattung unter 
anderem auch einer Vergleichsgebühr mit u
einer 5/io-Prozeßgebühr mit 8 M.Jl zuzüglich 0,48 tA 
Umsatzsteuer beantragt. Der Kostenbeamte hat diese u 
bühren abgesetzt, weit ein Vergleich i. S. von § 779 pG • 
nicht vorliege. LG. hat die Erinnerung zurückgewiese , 
weil es aus der bisherigen Rspr. des Senats keinen Grün 
satz für den Fall glaubte entnehmen zu können, daß c 
eine Ehegatte nur seinen Mitschuldantrag zurückmrm •

Die hiergegen erhobene vom LG. zugelassene Beschw. 
mußte Erfolg haben. Der Senat hat in seiner Rspr. tvS • 
Entsch. v. 7. April 1941: DR. 1941, 1164 und die dasetos 
aufgeführten Entscheidungen) die rechtliche Möglich« 
eines Teil-Gesamtvergleichs anerkannt, in welchem c 
eine Ehegatte die von ihm erhobene Scheidungsklage z . 
rücknimmt und damit seinen Scheidungsanspruch autg) ’ 
während nur der Scheidungsanspruch des anderen L 
gatten weiterverfolgt wird und zur Scheidung der t  
führt, während als Gegenleistung für dieses NachgeD 
der andere Ehegatte in bezug auf seine Unterhalts 
spräche (und etwaige sonstige vermögensrechtliche a 
Sprüche) nachgibt. Ein solcher Teil-Gesamtvergleich t 
faßt, trotz des dann ergehenden Scheidungsurteils, g*ej .  
wohl den Eheprozeß insoweit, als es sich um den ben 
dungsanspruch des seine Klage zurücknehmenden £ 
gatten handelt, und erspart insofern und insoweit 
Entscheidung des Gerichts. Damit ist trotz des ergeh 
den gerichtlichen Urteils das Erfordernis der Beileg « 
des Eheprozesses, allerdings nur zu einem 1 eile (desn 
Teil-Gesamtvergleich) gegeben.

Verfahrensrechtliche Voraussetzung für die Bejaht“1» 
eines solchen Teil-Gesamtvergleichs ist allerdings 
a u s d r ü c k l i c h e  Rücknahme der Klage (Widerklage;* 
während die bloße Erklärung, keine Anträge zur Klag 
(Widerklage) mehr zu stellen, nicht ausreicht (vgl. Entscn.
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des Sen. v. 7. April 1941 [DR. 1941, 1164] und zuletzt 20 W 
2320/41 v. 22. Sept. 1941).

Nicht ohne weiteres gleich ist die Rechtslage dann, 
wenn der Bekl. weder Abweisungsantrag stellt noch 
Widerklage erhebt, sondern sich auf den nach § 60 Abs. 3 
EheG, zulässigen Antrag auf M i t s c h u l d e r k l ä r u n g  
gegenüber dem klagenden Ehegatten beschränkt. Nimmt 
er diesen Mitschuldantrag zurück (was zulässig ist — 
V o l k m a r ,  6 zu §60), so kann das Gericht nur über 
die Scheidungsklage und die aus ihr sich ergebende 
Schuldfrage entscheiden, während ihm die Entscheidung 
über eine etwaige Mitschuld des anderen Ehegatten durch 
diese Rücknahme entzogen worden ist. Damit ist die eine 
Voraussetzung des Vergleichs, nämlich eine „zur Beile­
gung des Rechtsstreits“ , d. h. zu dessen Beendigung ohne 
gerichtliches Urteil, getroffene Vereinbarung, erfüllt. Es 
ist aber auch die weitere Voraussetzung, das beidersei­
tige Nachgeben in bezug auf bestimmte Ansprüche, zu 
bejahen. Der nach §60 Abs. 3 EheG, zu stellende Mit­
schuldantrag eröffnet dem scheidungsbeklagten Ehegatten 
die verfahrensrechtliche Möglichkeit, auch ohne Erhebung 
einer Widerklage das gleiche materiellrechtliche Ziel zu 
erreichen, zu dessen Erreichung er nach dem bisherigen 
Recht eine Widerklage erheben mußte ( V o l k m a r ,  5 zu 
§60 EheG.). Der sich lediglich auf den Mitschuldantrag 
an Stelle der Widerklage beschränkende Ehegatte geht da­
mit also, indem er auf eine Verteidigung zur Klage ver­
zichtet, ebenso wie mit der Widerklage zum Gegenangriff 
vor und stellt einen selbständig verfolgbaren eigenen An­
spruch zur Entscheidung des Gerichts. Der Antrag auf 
Mitschulderklärung ist nicht etwa bloßes Angriffsmittel, 
sondern der Angriff selbst (Jonas,  III zu §626 ZPO.). 
Dieser Anspruch gewährt ihm, wenn er durchdringt, im 
Ergebnis dasselbe, insbes, was die unterhaltsrechtlichen 
Folgen anlangt, als ob er einen eigenen Scheidungsan­
spruch verfolgt hätte. Ohne den Mitschuldantrag ist das 
Gericht nicht befugt, eine Mitschuld des anderen Ehegat­
ten auszusprechen. Die Rücknahme dieses Antrages ent­
zieht dem Gericht die Möglichkeit, über eine etwaige 
Mitschuld des anderen Ehegatten zu befinden. Daß es 
sich dabei um einen selbständig verfolgbaren, im Rah­
men des Scheidungsprozesses quantitativ abgrenzbaren 
Teil der zur Entscheidung zu stellenden Ansprüche han­
delt ergibt vor allem auch die Notwendigkeit einer Ver­
teilung der Kosten nach § 92 ZPO. für den Fall, daß dem 
Mitschuldantrag stattgegeben wird (Vo 1 km a r 6, letzter 
Absatz zu §60).

So ist also ein Fall, in welchem ein Mitschuldantrag 
auf Grund einer zwischen den Ehegatten zustande gekom­
menen Einigung zurückgenommen und als Gegenleistung 
dafür von dem anderen Ehegatten auf irgendwelche ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche verzichtet wird rechtlich 
und damit auch gebührenrechtlich wie die Rücknahme 
einer Klage auf Scheidung zu behandeln und stellt sich 
somit ebenfalls als Teil-Gesamtvergleich 1. S. der Rspr. des
Senats dar.

Hier hat nun aber der Bekl. in erster Reihe den Antrag 
auf Abweisung der Klage und nur h ‘ l f s w e i s e  den 
Antrag auf Mitschulderklärung gegen die Kl. gestellt. 
Würde ein solcher Mitschuldantrag nur als Teil der V er 
‘ e' d i g u n g des Bekl. zur Abwehr des Scheidungsbegeh- 
rens des anderen Ehegatten sich darstellen, 
as Fallenlassen dieses Antrags nur das A g T , • 

Verteidigung nicht das Aufgeben eines eigenen bchei- 
ger'^anspruchs oder an seiner Stelle eines. eigenen gleich- 
deACht,eten Anspruchs bedeuten und rec.hthchp. nl^ L he
da si*ls ei'ie Scheidungseinigung zu werten se n we ch ,
Uches die Scheidung der Ehe und damit auf gericnt 
gleich» Urte>l abzielt die Voraussetzungen eines Ver 
GeS C d;"sbes. eines auch den Eheprozeß umfassenden 
1941 innS'eichs nicht erfüllt (Entsch. des Sen. v. 28. April 
Ehesali? ' 1941 H64 Gaedeke,  „Der Vergleich m
Senats -Io‘¿ S .49ff.). In diesem Sinne ist die Entsch. 
war rtißilT 1062/41 v 5. Mai 1941 ergangen. In dieser 
auf Schein’ 8weise> d li die bedingt erhobene Widerklage 
nicht w’ ,Ung S*m&8 der getroffenen Scheidungsein.gung 
"ahme 3 H Verfol£t worden, eine ausdrückliche Ruck- 

«uerdings nicht erkiärt worden.
1 Deuter Nachprüfung ist der Senat jedoch zu der

Auffassung gelangt, daß sich die Bedeutung eines bloßen 
Hilfsantrags auf Mitschulderklärung neben dem als Haupt­
antrag gestellten Abweisungsantrag nicht in der bloßen 
Verteidigung erschöpft. Er geht vielmehr weiter und 
bildet die vorsorglicherweise in den Prozeß eingeführte 
Geltendmachung eines eigenen, selbständigen Anspruchs 
des Bekl. für den Fall, daß seine Verteidigung nicht er­
folgreich sein sollte. Für diesen Fall ist der eigene, in 
seiner Auswirkung dem Scheidungsanspruch gleichste­
hende Anspruch zur Entscheidung des Gerichts gestellt 
und so, wenn auch nur bedingt, bereits ein Angriff gel­
tend gemacht.

Damit ist aber die Voraussetzung gegeben — bei der 
nur bedingt erhobenen Widerklage auf Scheidung würde 
die Rechtslage keine andere sein —, daß dieser Anspruch 
zum Gegenstand der Einigung der Parteien in der Weise 
gemacht werden kann, daß der Bekl. auf Weiterverfol- 
gung seines Angriffs nicht besteht, seinen Antrag viel­
mehr zurücknimmt, und daß nur auf die Klage hin und 
demgemäß ohne Ausspruch über eine Mitschuld des KI. 
die Scheidung ausgesprochen wird. Der Bekl. verzichtet 
dann also gerade für denjenigen Fall, für den sein Hilfs­
antrag überhaupt nur gestellt war, auf dessen Durchfüh­
rung. Wenn als Gegenleistung für dieses Nachgeben des 
Bekl. der klagende Ehegatte in bezug auf die ihm aus 
der dann auszusprechenden Scheidung erwachsenden Un­
terhaltsansprüche nachgibt, so ist damit der Tatbestand 
eines Gesamtvergleichs, welcher den Eheprozeß (teilweise) 
und die Unterhaltsansprüche umfaßt, gegeben.

Deshalb ist auch im vorl. Falle ein Teil-Gesamtver- 
gleich geschlossen worden. Das Nachgeben der Kl. be­
steht darin, daß sie auf die ihr aus der Scheidung aus 
Alleinschuld des Bekl. erwachsenden Unterhaltsansprüche 
(§66 EheG.) verzichtet hat.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 8. Okt. 1941, 20 W 2470/41.) 
*

30. KG. -  §13 Ziff.3 RAGebO.; §627b ZPO.
Ein Verzicht auf Unterhalt für die Vergangenheit be­

deutet ein Aufgeben konkreter Unterhaltsansprüche und 
damit ein wirkliches Nachgeben des Ehegatten ebenso wie 
bei Verzicht auf künftige Unterhaltsansprüche nur dann, 
wenn substantiiert behauptet oder ersichtlich ist, daß der 
unterhaltspflichtige Ehegatte mit Unterhaltszahlungen in 
Verzug geraten ist und daß Unterhaltsrückstände be­
stehen.

Erklärungen der Parteien, welche nur die Klarstellung 
einer durch zuvorige Parteivereinbarung bereits einge­
tretenen Rechtslage bezwecken, stellen keinen Vergleich 
dar.

Zwar ist den Vorinstanzen darin beizutreten, daß eine 
Vergleichsgebühr für den von den Parteien zu Protokoll 
erklärten Verzicht auf jeden Unterhalt für Gegenwart, 
Vergangenheit und Zukunft und für die weitere Erklä­
rung, das eheliche Mobiliar und die sonstigen Gegenstände 
hätten die Parteien bereits miteinander geteilt, so daß 
keinerlei Ansprüche mehr bestünden, nicht erwachsen ist. 
Der Unterhaltsverzicht bedeutet nicht ein wirkliches Nach­
geben, weil er nicht das Aufgeben konkreter Ansprüche 
der Ehegatten gegeneinander zum Gegenstand hat. Ihre 
Ehe ist auf Klage und Widerklage aus beiderseitiger glei­
cher Schuld geschieden. Folglich bestehen Unterhaltsan­
sprüche des einen gegen den anderen nicht (§66 EheG.; 
vgl. hierzu auch Entsch. des Sen. v. 20. Jan. 1941 [DR. 
1941, 658]). Daran ändert auch der Umstand nichts, daß 
dieser Verzicht nicht nur für Gegenwart und Zukunft, 
sondern auch für die Vergangenheit erklärt worden ist. 
Die Beschw. meint zwar, es könne keinem Zweifel unter­
liegen, daß für die Vergangenheit konkrete Unterhalts­
ansprüche der Bekl. bestanden hätten, auf welche sie nur 
mit Rücksicht auf das Nachgeben des Kl. in bezug auf 
dessen in Zukunft etwa mögliche Unterhaltsansprüche ver­
zichtet habe. Der Senat hat indes den oben erwähnten 
Grundsatz, wonach es sich stets um konkrete Ansprüche, 
nicht nur um vielleicht irgendwie mögliche Ansprüche 
handeln müsse, welche aufgegeben werden, bisher schon 
stets in gleicher Weise nicht nur auf z u k ü n f t i g e ,  
sondern auch auf in der V e r g a n g e n h e i t  liegende 
Ansprüche angewandt. Auch hier genügt nicht die Be-
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hauptung der Beteiligten, es hätten solche Unterhaltsan­
sprüche bestanden, erst recht nicht die bloße Aufführung 
von in der Vergangenheit liegenden Ansprüchen, sofern 
nicht ausdrücklich substantiiert behauptet oder mindestens 
ersichtlich ist, daß in der Tat solche® Ansprüche geltend 
gemacht worden sind, der unterhaltspflichtige Ehegatte 
damit aber in Verzug geblieben ist und folglich noch 
Unterhaltsrückstände für den verzichtenden Ehegatten be­
stehen. Andernfalls kann die Einbeziehung von Unter­
haltsansprüchen für die Vergangenheit in den Unterhalts­
verzicht nicht anders als eine Formel gewertet werden, 
welche gleichsam nur sicherheitshalber die Rechtslage 
auch für die Vergangenheit klarstellen, nicht aber — 
rechtsgestaltend — tatsächlich bestehende rückständige 
Ansprüche zum Erlöschen bringen will.

Gleichfalls nur als Klarstellung einer bereits eingetre­
tenen Rechtslage, nicht dagegen, wie LG. bereits zutref­
fend hervorgehoben hat, als Regelung noch streitiger Be­
ziehungen zwischen den Parteien stellt sich die weitere 
Erklärung dar, das eheliche Mobiliar und die sonstigen 
Gegenstände hätten die Parteien bereits geteilt, so daß 
keinerlei Ansprüche mehr bestünden. Schon die Formulie­
rung dieser beiderseits übereinstimmend abgegebenen Er­
klärung läßt keinerlei Zweifel darüber, daß damit eine 
bereits abschließend unter den Parteien getroffene Rege­
lung nur der Klarstellung halber nochmals erwähnt, nicht 
aber nunmehr erst eine Abrede in diesem Sinne getroffen 
werden soll. Folglich fehlt es auch insoweit an einem 
Vergleich.

Trotzdem hätten aber die Vorinstanzen den Erstattungs­
anspruch des BeschwF. insoweit anerkennen müssen, als 
es sich um die Prozeßgebühr des §28a RAGebO. han­
delt. Es kann hierzu auf die grundsätzliche Entsch. des 
Sen. v. 19. Mai 1941 (DR. 1941, 1615) verwiesen werden, 
welcher die Vorinstanzen sich verschlossen haben. Der 
Senat hat daher für angebracht erachtet, von der Be­
fugnis des §575 ZPO. Gebrauch zu machen und unter 
Aufhebung der Vorinstanzen die Sache an den Kosten­
beamten des LG. zu übertragen, zunial bisher eine Streit- 
werifestsetzung durch das Gericht nicht vorgenommen 
worden ist.

Für die Berechnung der Prozeßgebühr sei ergänzend 
bemerkt, daß diese nach der grundsätzlichen (bisher nicht 
veröffentlichten) Entsch. des Sen. 20 W 1759/1789/41 vom 
20. Aug. 1941 zu erfolgen hat, indem eine Erhöhung der 
Prozeßgebühr in gleicher Weise eintritt, als wenn in dem 
Verfahren ein Vergleich geschlossen worden wäre. Es 
erhöht sich somit die IO/io-Prozeßgebühr nach dem sechs­
monatigen Unterhaltsbezug um 5/io des Unterschiedsbe­
trages zu der 10/io-Prozeßgebühr nach dem Gesamtstreit- 
wert der beurkundeten Abrede. Demgemäß wird daher 
der Kostenbeamte nunmehr die Festsetzung vorzunehmen 
haben.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 15. Okt. 1941, 20 W 2574/41.)
*

81. KG. -  §794 Ziff. 1 ZPO.; §13 Zift. 3 RAGebO.
Ein gerichtlicher Vergleich liegt auch dann vor, wenn 

em bereits vorher abgeschlossener außergerichtlicher 
Vergleich zu gerichtlichem Protokoll erklärt wird. Vor­
aussetzung ist jedoch, daß entweder der Inhalt des außer­
gerichtlich geschlossenen Vergleichs erneut in das Proto­
koll aufgenommen wird oder aber der außergerichtliche 
Vergleich als Anlage dem gerichtlichen Protokoll ange­
fügt wird und die Parteien ausdrücklich erklären, daß 
diese Anlage Bestandteil ihrer Erklärungen zu gericht­
lichem Protokoll sein solle.

Die bloße Erklärung der Parteien zu gerichtlichem Pro­
tokoll, sich zu dem Inhalt eines — inhaltlich nicht wieder­
gegebenen — außergerichtlichen Vergleichs zu bekennen, 
schafft keinen gerichtlichen Vergleich und damit auch kei­
nen zur Festsetzung geeigneten Titel.

Die von der Kl. beantragte Festsetzung einer Prozeß­
gebühr für die Unterhaltsregelung und einer Vergleichs­
gebühr für den Gesamtvergleich ist vom Kostenbeamten 
mangels eines Kostentitels für diese Gebühren abgelehnt 
vvorden, da insbes. auch im Eheprozeß selbst eine Ver­
gleichsgebühr nicht entstanden sei. Das LG. hat gleich­
falls einen vor dem LG. geschlossenen Vergleich ver­

neint. Die hiergegen in zulässiger Weise erhobene sofor­
tige Beschw. konnte keinen Erfolg haben.

Ausweislich des Sitzungsprotokolls hat die Kl. den An­
trag auf Scheidung der Ehe aus Schuld des Bekl., der 
Bekl. dagegen keine Anträge gestellt. Es ist alsdann Ur­
teil auf Scheidung aus Schuld des Bekl. ergangen. Die 
Prozeßbevollmächtigten haben darauf erklärt, daß außer­
gerichtlich ein Unterhaltsvergleich geschlossen sei, zu des­
sen Inhalt die Parteien sich noch einmal ausdrücklich be­
kennten. Ferner haben die Prozeßbevollmächtigten auf 
Rechtsmittel verzichtet.

Die Annahme der KL, daß damit ein Unterhaltsvergleich 
und ferner zugleich ein auch den Eheprozeß umfassender 
Gesamtvergleich geschlossen worden sei, ist von den Vor­
instanzen zutreffend abgelehnt worden.

Zwar ist der Beschw. darin beizutreten, daß auch die Er­
klärung eines unter den Parteien bereits außergerichtlich 
zustande gekommenen Vergleichs zu gerichtlichem Proto­
koll einen gerichtlichen Vergleich und damit einen Voll­
streckungstitel schafft. Selbst die sich auf die Mitwirkung 
zur Protokollierung eines solchen — vordem unter den Pa1' 
teicn selbst geschlossenen — Vergleichs durch die Prozeß­
bevollmächtigten der Parteien beschränkende Tätigkeit läßt 
demgemäß für die Anwälte die Vergleichsgebühr erwach­
sen (Entsch. d. Sen. v. 14. Nov. 1929 bei Gaedeke,  Kost- 
Rspr. 1938 Nr. 236). Auch die Anerkennung eines außerge­
richtlich geschlossenen Vergleichs zu gerichtlichem Proto­
koll kann daher einen gerichtlichen Vergleich schaffen, wie 
zutreffend bei W i l l e n b ü c h e r  1940, S. 73 ausgeführt ist. 
Doch ist Voraussetzung für einen gerichtlichen Vergleich 
und damit für einen Vollstreckungstitel, daß der Inhalt des 
außergerichtlichen Vergleichs in das gerichtliche Proto­
koll aufgenommen wird, sei es in der Form, daß die ein­
zelnen Abreden erneut aufgeführt werden, sei es in der 
Form, daß der außergerichtliche Vergleich als Anlage zu 
dem Protokoll beigefügt wird und so nach ausdrück­
licher Erklärung der Parteien zu gerichtlichem Protokoll 
als Bestandteil des gerichtlichen Vergleichs gelten soll- 
Allein schon unter dem Gesichtspunkt eines vollstreck­
baren Titels — und um die Schaffung eines solchen ist 
hier den Parteien gerade zu tun — kann es nicht ausrei­
chen, wenn ihre protokollarisch festgelegten Erklärungen 
lediglich auf einen außergerichtlich geschlossenen Ver­
gleich Bezug nehmen, sich zu dessen Inhalt auch aus­
drücklich bekennen, wenn jedoch dieser Inhalt aus dem 
erichtlichen Protokoll nicht ersichtlich ist. Die selbst 
eiderseitige Erklärung, sich zu einem vorher geschlos­

senen Vergleich, der inhaltlich nicht wiederholt wird, zu 
bekennen, schafft naturgemäß keine Rechtswirkung in der 
Richtung, dadurch die außergerichtlich getroffenen Ver­
einbarungen zu einem gerichtlichen Vergleich umzuge­
stalten.

Die Beschw. irrt insbes,, wenn sie meint, die Erklärung 
der Parteien, sie hätten einen Unterhaltsvergleich ge­
schlossen, müsse für sich allein schon zur Anerkennung 
eines Vergleichs genügen. Kommt es Verfahrens- oder ge- 
biihrenrecntlich auf die Festsetzung eines Vergleichs an, 
so können die damit befaßten gerichtlichen Instanzen zu 
dieser Frage naturgemäß nur dann Stellung nehmen, wenn 
sie an Hand des Inhalts der Vereinbarung sich selbst 
ein Urteil darüber bilden können, ob die Voraussetzungen 
der §§ 13 Ziff. 3 RAGebO. und § 794 Ziff. 1 ZPO. erfüllt 
sind. Vereinbarungen, welche, für sich allein betrachtet, 
die Möglichkeit solcher Nachprüfung überhaupt nicht bie­
ten, können demnach als Vergleich nicht anerkannt wer­
den, ebensowenig wie'ein Vergleich dann vorliegt, wenn 
die Nachprüfung des Inhalts der getroffenen Abreden das 
Fehlen der Vergleichsvoraussetzungen ergibt.

Schon aus dieser Erwägung heraus fehlt es daher hier 
an einem Vergleich und damit naturgemäß auch an einem 
auch den Eheprozeß mit umfassenden Gesamtvergleich, 
welcher im übrigen auch um deswillen abzulehnen ist, 
weil, soweit eine Einigung der Parteien im Termin zu­
stande gekommen ist, diese sich nur als Scheidungseini­
gung darstellt, die auf die Scheidung der Ehe in dem von 
den Parteien gewünschten Sinne abzielte. Darin liegt kein 
Vergleich i. S. des §13 Ziff. 3 RAGebO.

Es fehlt also hier an einem gerichtlichen Vergleich und 
damit zugleich an einem Titel zur Festsetzung der etwa 
durch den außergerichtlich geschlossenen Vergleich ent-
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standenen Gebühreil. Auch das ergangene Urteil bildet, 
da ein Vergleich iin Eheprozeß nicht zustande gekommen 
ist, keinen Titel zur Festsetzung wenigstens insoweit.

Die Vorinstanzen haben daher mit Recht die Festsetzung 
der in Frage stehenden Prozeß- und Vergleichsgebüfir ab­
gelehnt.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 15. Okt. 1941, 20 W 2562/41.) 
*

32. KG. -  Zu § 7 Abs. 2 VO. v. 4. Okt. 1939; § 4 Arm- 
AnwG. Hat das Gericht die Beschw. gegen seine Ent­
scheidung betr. die Erstattung von Armenanwaltskosten 
a u s d r ü c k l i c h  versagt, so ist diese Entscheidung end­
gültig und bindend. Das Gericht ist nicht in der Lage, 
rechtswirksam die Versagung aufzuheben und nachträg­
lich die Beschw. doch noch zuzulassen. Die auf solche 
Entscheidung gestützte Beschw. ist gleichwohl unzu­
lässig.

ln erster Reihe war die Zulässigkeit der Beschw. zu 
prüfen. Das LG. hat in seinem über die Erinnerung des 
BeschwF. als ArmAnw. der Bekl. gegen die Absetzung 
von Armenanwaltskosten befindenden Beschl. v. 2. Mai 
1941 die Erinnerung zurückgewiesen mit dem ausdrück­
lichen Zusatz, daß gegen diese Entscheidung die Beschw. 
nicht zugelassen werde. Auf Gegenvorstellungen des 
BeschwF. hin hat das LG. seinen Beschluß dahin abge­
ändert, daß es nunmehr die Beschw. zugelassen, im übri­
gen aber eine sachliche Änderung seiner Entscheidung 
abgelehnt hat.

Der Senat hat zwar die nachträgliche Zulassung der 
Beschw. in den Fällen des § 7 Abs. 2 der VO. v. 4. Okt. 
1939 (RGBl. I, 1994) als zulässig und rechtswirksam an­
erkannt (Entsch. v. 13. Jan. 1940 und 25. Okt. 1940: DR. 
1940, 749 und 1941, 107). Dagegen hat er bisher in meh­
reren Entscheidungen J20 W 1962/41 v. 6. Aug. 1941 und 
20 W 2033/41 v. 20. Aug. 1941) die Zulässigkeit einer nach­
träglichen Zulassung der Beschw. in denjenigen Fällen 
verneint, in welchen das LG. bereits ausdrücklich die 
Zulassung der Beschw. versagt hat. Er ist dabei davon 
ausgegangen, daß dann der auf Erinnerung hin ergan­
gene Beschluß des LG. endgültig und unabänderlich, und 
für alle Beteiligten bindend, folglich die Sachentscheidung 
nun nicht mehr anfechtbar sei.

Die durch eine Reihe weiterer gleichartiger Falle ver­
anlage Nachprüfung der Rechtslage konnte zu einer An- 
derung der Stellungnahme des Senats nicht fuhren.

Zwar würde einer Änderung der ursprünglichen Ent­
schließung durch dasselbe Gericht ein rechtliches Hinder­
nis nicht etwa unter dem Gesichtspunkt entgegenstehen, 
daß mit der ausdrücklichen Versagung der Beschw. der 
Beschluß in Rechtskraft erwachsen wäre. Ein formelles 
Rechtskräftigwerden derartiger Beschlüsse ist vielmehr 
dem Wesen der einfachen Beschw. fremd, selbst wenn im 
Einzelfalle das Rechtsmittel der Beschw. gegen die sonst 
nur mit der einfachen Beschw. anfechtbare Entscheidung 
nicht ergriffen werden kann, weil diese Anfechtbarkeit 
vom Gesetz — allgemein oder ausnahmsweise — versagt 
wird. Denn Entscheidungen, welche, soweit für sie eine 
Anfechtung überhaupt in Frage kommen kann, nur mit 
dem Rechtsmittel der einfachen Beschw. anfechtbar sind, 
erwachsen nach der verfahrensrechtlichen Struktur nie­
mals in formelle Rechtskraft. Folglich steht einer Abande- 
rung der getroffenen Entscheidung durch den Richter, dei 
SvJ,e erlassen hat, auf Gegenvorstellungen hin nichts im 
5 eSe. Es genügt, in dieser Beziehung auf die Entschei- 
Beseien der OLG. hinzuweisen, die grundsätzlich der
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ächtende Entscheidung erlassen hat, abhängig

macht, will sie zur Entlastung des BeschwG. und damit 
zur Entlastung der Gerichte allgemein das BeschwG. nur 
mit solchen Fragen befaßt wissen, die nach der Auffas­
sung des ersten Richters aus den in der VO. genannten 
Gründen der Nachprüfung durch das BeschwG. wert und 
bedürftig sind. Damit läßt die VO. die materielle Rich­
tigkeit der ergangenen Entscheidung aus zwingenden 
staatspolitischen Erwägungen heraus in den Hintergrund 
treten und stellt es für die Möglichkeit der Nachprüfung 
durch die höhere Instanz ausschließlich auf die entspre­
chende Entschließung des ersten Richters und dessen 
pflichtmäßiges Ermessen im Rahmen der von der VO. 
gezogenen Grenzen ab. Sie gibt damit zu erkennen, daß 
sie der grundsätzlichen Einschränkung der Beschw. nur 
dort eine Grenze ziehen will, wo der zunächst mit der 
Sache befaßte Richter selbst die Zulassung des Rechts­
mittels für geböten erachtet. Hat der erste Richter unter 
diesem Gesichtspunkt eine Prüfung vorgenommen und ist 
dabei zu dem Ergebnis gelangt, die Beschwerdefähigkeit 
der Entscheidung zu verneinen, so verschließt er damit 
e n d g ü l t i g  den Weg zur oberen Instanz. Diese seine 
Stellungnahme kann nur eine endgültige, auch ihn selbst 
bindende sein, andernfalls die Tendenz der VO. geradezu 
gefährdet würde. Deren Tendenz wird vollauf durch die 
Einschaltung der besonderen Prüfung und durch die ein­
mal vorgenommene Prüfung durch den ersten Richter auf 
die Beschwerdewürdigkeit seiner Entscheidung genügt. 
Der Zweck der Versagung der Beschw. aus durch die 
Kriegsnotwendigkeiten gebotenen Gründen würde aber in 
Frage gestellt, wenn der Richter ■— sei es von sich aus, 
sei es auf Gegenvorstellungen eines Beteiligten — in der 
Lage wäre, seine eigene Stellungnahme umzustoßen. Mag 
auch für die höhere Instanz die dadurch geschaffene Be­
lastung keine andere sein, als wenn die Zulassung von 
Anfang an ausgesprochen wäre, so ist doch allein schon 
die bei Bejahung einer solchen Möglichkeit geschaffene 
Rechtsunklarheif mit dem Willen und Zweck derartiger 
Vereinfachungsmaßnahmen unvereinbar.

Solange die ergangene Entscheidung eine Versagung 
der Zulassung der Beschw. nicht ausdrücklich enthält, ist 
die Entscheidung zwar nicht anfechtbar, bietet aber immer 
noch Raum für eine ausdrückliche Stellungnahme des Ge­
richts, ob es — nachträglich — die Anfechtbarkeit er­
möglichen und die Beschw. zulassen will. Unter diesem 
Gesichtspunkt steht die bisherige Rspr. des Senats zu 
dieser Frage, welche der Senat zu ändern keine Veranlas­
sung sieht (vgl. hierzu die Zusammenstellung von 
Meye r  [JVB1. 1941, 33], insbes. den am Schluß daselbst 
aufgeführten Standpunkt der Reichskasse) und welche 
sich auch nach den Erfahrungen in der Praxis bewährt 
hat. Daraus folgt indes noch nicht, daß auch bei a u s ­
d r ü c k l i c h e ! 1 Versagung der Beschw. das Gericht diese 
seine Stellungnahme ändern und doch noch den Be­
schwerdeweg eröffnen könnte. Die einmal ausgespro­
chene Versagung der Zulassung der Beschw. ist vielmehr 
endgültig und bindend. Die gleichwohl eingelegte Be­
schwerde ist somit trotz dieses Ausspruchs des Gerichts 
unterer Instanz unzulässig.

Infolgedessen mußte auch die vorl. Beschw. als unzu­
lässig verworfen werden.

Bei dieser Rechtslage erschien es angebracht, von der 
Befugnis des § 6 GKG. zur Niederschlagung der Ge­
richtskosten der Beschw. Gebrauch zu machen.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 6. Okt. 1941, 20 W 2480/41.)

Reichsarbeitsgericht

** 33. RArbG. — § 616 BGB. kennt keine Begrenzung der 
Pflicht zur Fortzahlung des Lohnes in dem Falle, daß das 
Gefolgschaftsmitglied mehrere, mehr oder weniger dicht 
aufeinanderfolgende Male für eine verhältnismäßig nicht 
erhebliche Zeit an der Arbeit gehindert ist. f)

Der Kl. ist seit zwölf Jahren bei der Bekl. beschäftigt. 
Sein Arbeitsverhältnis untersteht der Tarifordnung für 
den Groß- und Einzelhandel im Wirtschaftsgebiet Hessen 
v 31. März 1939 (RArbBl. VI, 803). Er war im Jahre 
1940 zweimal infolge von Krankheit arbeitsunfähig, näm-
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lieh v. 2. Aug. bis 19. Sept. und v. 2. bis 21. Nov. Die 
Bekl. hat ihm für die Zeit der ersten Erkrankung nach 
der Tarifordnung den Unterschied zwischen dem Kran­
kengeld und 90% des Reinlohnes für vier Wochen ge­
währt, die entsprechende Zahlung für die Zeit der zwei­
ten Erkrankung dagegen verweigert.

Der Kl. erstrebte daher ihre Verurteilung zur Zahlung 
des sich für die Zeit v. 5. Nov. (dem vierten Tage seiner 
zweiten Erkrankung) bis zum 30. Nov. 1940 ergebenden 
Betrages. Das LArbG. hat verurteilt. Die Rev. war er­
folglos.

Der Streit verhält sich darüber, ob die Bekl. dem KL 
auch noch für die Zeit seiner zweiten Erkrankung Zah­
lung zu leisten hat, nachdem sie ihm in demselben Jahre 
bereits anläßlich seiner ersten Erkrankung die für den 
Fall „der“ Erkrankung vorgesehenen tarifmäßigen Lei­
stungen in vollem Umfange gewährt hat. Die Entschei­
dung ist aus der bezeichneten Tarifordnung zu entnehmen. 
Sie schreibt in §9 Nr. 2 Abs. 1 vor:

Im Falle der Dienstleistungsverhinderung richten sich 
die Ansprüche der Angestellten auf die Entlohnung 
nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Ansprüche der 
gewerblichen Gefolgschaftsmitglieder richten sich nach 
§616 BGB., jedoch mit der Maßgabe, daß im Falle der 
Erkrankung vom 4. Krankheitstage an eine Beihilfe zum 
Krankengeld in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi­
schen dem Krankengeld und 90% des Nettolohnes zu 
zahlen ist, und zwar bei einer Betriebszugehörigkeit... 
von 4 Jahren und mehr bis zu 4 Wochen, jedoch nicht 
über die Dauer des Arbeitsverhältnisses hinaus.

Mit einer Bestimmung, die dieser in ihrem wesentlichen 
Inhalt entspricht —• § 16 Nr. 2 der TarO. für die Eisen-, 
Metall- und elektrotechnische Industrie im Wirtschafts­
gebiete Sachsen v. 30. April 1938 (RGBl. VI, 636) — hat 
das RArbG. sich in RArbG. 24, 68 = DR. 1941, 893 mit 
Anm. W. F r a n k e  zu befassen gehabt. Wie dort ausge­
führt, ist der Sinn einer Bestimmung, nach der dem Gefolg- 
schaftsmitgliede (erst) vom 4. Krankheitstage an ein Zu­
schuß zu leisten ist, der, daß es für die drei ersten Krank­
heitstage keine Vergütung zu beanspruchen hat, und ist 
diese Regelung — außer bei Angestellten, für die die un­
abdingbare Vorschrift des §616 Abs. 2 BGB. Abweichen­
des bestimmt — mit §616 Abs. 1 BGB. nicht unverträg­
lich. Dagegen ist zu der hier streitigen Frage, ob im 
Falle einer zweiten Erkrankung des Gefolgschaftsmitglie- 
des die Leistungen in derselben Weise noch einmal zu ge­
währen sind oder ob die Verpflichtung des Dienstherrn 
erschöpft ist, wenn er bereits in demselben Jahre die für 
den Krankheitsfall vorgesehenen Leistungen bis zu deren 
zeitlicher Höchstgrenze gewährt hat, in jener Entschei­
dung nicht Stellung genommen worden.

Die Stelle der TarO., auf die sich die Lösung der 
Frage zu gründen hat, spricht, auch wenn zunächst von 
ihrer Hervorhebung, daß sich die Ansprüche der gewerb­
lichen Gefolgschaftsmitglieder nach §616 BGB. richten, 
abgesehen wird, von vornherein nicht für den Standpunkt 
der Bekl. Denn dieser setzt die Einführung eines Zeitab­
schnittes voraus, innerhalb dessen die Beihilfe nur ein­
mal den bestimmungsmäßigen Höchstbetrag erreichen soll; 
einen solchen ergibt die Vorschrift der TarO. indessen 
offensichtlich nicht. So spricht bei zwangloser Betrach­
tungsweise der Inhalt der auszulegenden Bestimmung 
schon von vornherein eher für den Standpunkt des Kl.

Das wäre nur dann bedeutungslos, wenn der Inhalt der 
TarO. damit erklärt werden könnte, daß diese hier ledig­
lich etwas unerwähnt gelassen hätte, was sie für bereits 
anderweit feststehend hätte halten dürfen. Darum könnte 
es sich insbes. dann handeln, wenn, was die Bekl. be­
hauptet, die von ihr angenommene Regelung dem entspre­
chen würde, was in solcher Hinsicht allgemein oder je­
denfalls in dem betr. Landesteil üblich ist. Aber das BG. 
hat eine solche Übung nicht feststellen können.

Einem weiteren Anhaltspunkt hat das BG. mit Recht 
wesentliche Bedeutung für die Beurteilung beigemessen. 
Die auszulegende Tarifbestimmung gibt die eigene Re­
gelung, die zu dem Zweifel Anlaß bietet, nur angeschlos­
sen an den Satz, den sie an die erste Stelle stellt: „Die 
Ansprüche der gewerblichen Gefolgschaftsmitglieder rich­
ten sich nach § 616 BGB.“. § 616 BGB. aber kennt keine
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Begrenzung der Pflicht zur Fortzahlung des Lohnes m 
dem Falle, daß das Gefolgschaftsmitglied mehrere, mehr 
oder weniger dicht aufeinanderfolgende Male für eine ver­
hältnismäßig nicht erhebliche Zeit an der Arbeit gehin­
dert ist. Das ist für §616 Abs. 1 BGB. besonders m 
RArbG. 16, 73 (76/77) = JW. 1936, 1251 47 ausgesprochen 
worden, während für die rechtsähnliche Bestimmung des 
§63 I1GB. auf RArbG. 17, 281 (RArbSamml. 28, 269 mit 
Bern, von Hueck = JW. 1937, 48738 m. Anm.) zu ver­
weisen ist. Der Hinblick auf §63 HGB. ist deswegen be­
sonders aufschlußreich, weil dort die „nicht erhebliche 
Zeit“ genau abgegrenzt ist — auf 6 Wochen —, somit 
hinsichtlich ihrer Bemessung Billigkeitserwägungen ent­
rückt ist, so daß die Frage, ob der Anspruch des Hand­
lungsgehilfen auf Gehaltszahlung für 6 Wochen bei mehr' 
facher Dienstbehinderung durch unverschuldetes Unglück 
wiederholt gegeben sei, eine durch keine Nebenerwägun­
gen abgeschwächte Beantwortung erheischte. Ob dem­
gegenüber im Falle des § 616 Abs. 1 BGB. der einzelne 
Zeitraum der Dienstleistungsverhinderung ein „verhält­
nismäßig nicht erheblicher“ ist, „hängt im wesentlichen 
von tatrichterlicher Würdigung des einzelnen Falles aß, 
wobei neben der Dauer der Verhinderung insbes. auch 
deren Verhältnis zur Gesamtzeit der Beschäftigung ue' 
dem Arbeitgeber, die Art der zu leistenden Arbeit und 
sonstigen beiderseitigen Interessen zu berücksichtigen 
sind“ (RArbG. 10, 343 [348]). Es mag daher freilich men 
zu beanstanden sein, wenn das angefochtene Urteil über 
die Bestimmung des § 616 BGB. weiter sagt, bei der Be­
antwortung der Frage, ob es sich im Einzelfalle um 
eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit handele, werd 
allerdings die Häufigkeit der Fälle zum Nachteil des Ge­
folgsmannes von Bedeutung sein. Aber dasjenige, wov®“ 
sich die Regelung des BGB. jedenfalls fern hält, ist die 
einfache zeitliche Zusammenrechnung der mehrfachen 
Dauer verschiedener Arbeitsausfälle, wie solche nach der 
Auslegung, die die Bekl. der hier maßgeblichen TarU- 
geben möchte, stattfinden müßte. Dem § 616 BGB- }ieS 
vielmehr die Anschauung zugrunde, daß jede Verhinde­
rung der Dienstleistung für sich zu betrachten und ai 
solche nach der Gesamtheit der Umstände des Falles zu 
würdigen ist. Wenn daher die hier maßgebliche larii- 
bestimmung auf §616 BGB. „mit der Maßgabe“ verweist, 
daß in Abweichung davon bestimmte, von ihr aufgeführt 
Sonderheiten gelten sollen, so heißt das, daß außerhalb 
des Bereichs dieser Sonderheiten, die allgemeine gesetz­
liche Regelung, mithin auch der entwickelte Grundsatz 
der selbständigen Behandlung jedes zeitlich in sich abge- 
schlossenen Falles von Arbeitsverhinderung, Platz greif •

Nur in diesem Sinne kann die hier vorliegende tarif­
liche Regelung verstanden werden. Wenn demgegenube 
der Reichstreuhänder der Arbeit für das Wirtschaftsgebie 
Hessen in seinem Schreiben an das ArbG. v. 6. Jan. 1T* 
die gegenteilige Auffassung vertreten hat, so kann da 
schon aus dem Grunde keine entscheidende Bedeutung 
gewinnen, weil diese Auffassung in der tariflichen B " 
Stimmung keinen Anhalt findet, der Inhalt der Vorschru 
vielmehr geradezu die hier entwickelte Auslegung ioraer ■ 
Es kann daher auch dahinstehen, ob der Reichstreuhände 
in seinem Schreiben nur der eigenen Rechtsauffassung 
Ausdruck geben oder darüber hinaus darlegen wollte, vo 
welcher Absicht seiner Meinung nach der Urheber de 
TarO. bei ihrem Erlaß geleitet wurde.

(RArbG., Urt. v. 9. Sept. 1941, RAG 54/41. — Kassel.)
Anmerkung: Die Entsch. befaßt sich mit einer Tarif­

ordnungbestimmung, die eine Regelung der Gehaltsan­
sprüche von Angestellten sowie gewerblichen Gefolg-
schaftsmitgliedern im Falle ihrer Dienstverhinderung dahin 
trifft, daß sich diese Ansprüche nach den gesetzliche 1 
Vorschriften bzw. hinsichtlich der letztgenannten Bescha - 
tigtenkategorie nach §616 BGB. mit der Maßgabe richten, 
daß im Falle der Erkrankung vom 4. Krankheitstage an 
eine Beihilfe zum Krankengeld in Höhe des Unterschieds­
betrages zwischen dem Krankengeld und 90«/o des Netto­
lohns zu zahlen sei, und zwar bei einer Betriebszugehorig-
keit von 4 Jahren und mehr bis zur Dauer von 4 Wochen, 
jedoch nicht über die Dauer des Arbeitsverhältnisses
hinaus. Die letzterwähnte „Maßgabe'“ -Bestimmung, die 
eine Verteilung der Fürsorgelast auf Unternehmer einer-
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seits und Kranken- und Unfallversicherung andererseits 
vorsieht und sich in zahlreichen TarO., insbes. in allen 
neueren TarO. des Altreichs findet (vgl. dazu Fluhr :  
„Lohnzahlung bei Arbeitsversäumnis“ , Berlin 1940, Ver­
lag de Gruyter & Co., S. 85), ist bereits vom RArbG. 
in seinem Urt. v. 30. Okt. 1940: RArbG. 24, 68 =  DR. 
1941, 895 eingehend behandelt und ausgelegt worden, 
so daß es in diesem Zusammenhänge genügt, auf diese 
Entsch. und die eingehende Anm. dazu von W, Franke 
hinzuweisen.

Die vorl. Entsch. behandelt dann weiter die S t r e i t ­
f rage,  ob im Fal le einer zwei ten Erkrankung 
des Gef o lgscha f t smi t g l i edes  die Lei stungen 
in derselben Weise noch einmal  zu gewähren 
sind oder ob die Verpflichtung des Dienstherrn erschöpft 
ist, wenn er bereits in demselben Jahre die für den 
Krankheitsfall vorgesehenen Leistungen bis zu deren zeit­
licher Höchstgrenze gewährt hat. Dieser Frage kommt 
eine weit über den vorl. Fall hinausragende Bedeutung 
zu, da sie einmal in zahlreichen inhaltsgleichen oder zu­
mindest inhaltsähnlichen TarO. auftaucht und da sie zum 
anderen im Hinblick auf die Inbezug'nahme des §616 BGB. 
in der vorl. TarO- dazu nötigt, sie auch in Verbindung 
mit der Regelung der Arbeitsverhinderung i. S. des §616 
zu erörtern.

Die aufgeworfene Streitfrage wird vom RArbG. zu­
nächst einmal aus der Fassung der Ta r i f o r dnung  
selbst einer Lösung — und zwar zutreffend in dem die 
Frage grundsätzlich bejahenden Sinne — zugeführt. Da 
die TarO. einen Zeitabschnitt, innerhalb dessen etwa die 
Beihilfe nur einmal den bestimmungsmäßigen Höchst­
betrag erreichen soll, nicht vorsieht, besteht auch keiner­
lei Anlaß zu der Annahme, daß innerhalb eines Kalender­
jahres immer nur für-4 Wochen im Ganzen der Teillohn 
neben dem Krankengelde zu gewähren sei. Gerade wenn 
man berücksichtigt, daß zahlreiche TarO. der letzten Jahre 
eine ausdrückliche Klarstellung der Frage der Zusammen­
rechnung der Verhinderungszeiten getroffen haben — wie 
z. B. dahin, daß innerhalb eines Kalenderjahres die Kran­
kenbezüge insgesamt nur für die tariflich zulässige Dauer 
bezogen werden können, oder dahin, daß der Anspruch 
nur einmal im Kalenderjahr besteht — so ist der Schluß ge­
rechtfertigt, daß in einer eine derartige Klarstellung nicht 
vorsehenden TarO. die Zusammenrechnung der verschie­
denen Verhinderungszeiten im Jahre nicht als angeordnet 
angesehen werden kann. An diesem Ergebnis andeit 
auch die am Schluß der Entscheidungsgrunde wied«- 
Regebene Ansicht des die TarO. • erlassen habenden 
Reichstreuhänders der Arbeit, die die gegenteilige Auf­
fassung vertritt nichts. Denn nach ständiger Rechtspie- 
chung des RArbG. ist bei der Auslegung einer — sich 
]a als Rechtsverordnung darstellenden — TarO. nur aas 
z« berücksichtigen, was in der TarO. erklärt worden ist, 
">cht dagegen das, was der Reichstreuhänder der Arbeit 
b« ihrem Erlaß etwa gedacht oder gewollt haben m g 
(RArbG. 18 14 und 20 307 =  JW. 1937, 117617 und DK. 
1939, 951 3* sowie jüngst in DR. 1941, 2458). Da die vom 
Reichstreuhänder der Arbeit im vorl. Falle vertretene An- 
sicht in der Fassung der von ihm erlassenen ‘ariflifhe" Be­
stimmung keinen Anhalt findet, so kann dieser Ansicht wie 

RArbG. zutreffend betont, auch keine entscheidende Be- 
deutung für die Auslegung dieser TarO. beigemessen wer­
den Für die vom RArbG. gefundene Losung der oben er- 
Wahnjen Streitfrage spricht aber weiter auch die ausdruck- 
rime Bezugnahme des §616 B OB. in der genau-ntenla- 
dbestinimung. Die Rechtsprechung, insbes. des RArbG., 

zun'6 auch das Schrifttum haben bisher eine Begren- 
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e nach der Gesamtheit der Umstande des alles

zu würdigen ist. Diese Ansicht erscheint nach wie vor 
billigenswert. Demnach beginnt von dem Eintritt einer 
jeden neuen Erkrankung die Frist von neuem zu laufen, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob es sich bei der er­
neuten Erkrankung medizinisch um eine andere Krank­
heit oder um dasselbe alte Grundleiden handelt, wegen 
dessen der Beschäftigte schon vorher die Arbeit ver­
säumt hat, sofern — nur diese Einschränkung wird man 
machen müssen und ist auch vom RArbG. in seinen 
Urteilen: RArbG. 17, 281 = JW. 1937, 487 38 und in DR. 
1940, 83055 ausdrücklich gemacht worden — die wieder­
holte akute Erkrankung, auch an dem gleichen Leiden, 
nach Ausheilung des früheren Krankheitsfalles als selb­
ständige neue Erkrankung zu betrachten ist. Mit dieser 
Einschränkung der sonst unzulässigen Zusammenrech­
nung bei mehreren Krankheitsverhinderungen werden un­
erwünschte wirtschaftliche Belastungen für den Unter­
nehmer vermieden, die sonst dadurch entstehen könnten, 
daß im Falle eines chronischen, durch kurze Zeiträume 
die Arbeitsfähigkeit unterbrochenen Leidens der An­
spruch auf Gehaltszahlung sich mehrfach wiederholt (so 
zutreffend Oppermann:  JW. 1937, 487). Daß sich eine 
weitere — selbstverständliche — Einschränkung des vom 
RArbG. vertretenen Grundsatzes von der nicht statthaf­
ten Zusammenrechnung mehrerer, mehr oder weniger 
dicht aufeinanderfolgender Arbeitsverhinderungen aus 
Krankheitsgründen für den Fall ergibt, daß der Gefolgs­
mann die fortbestehende Krankheit verbirgt, kurze Zeit 
seine Arbeit verrichtet und dann abermals der Arbeit 
fcrnbleibt und dadurch sich den Lohnanspruch geradezu 
zu erschleichen beabsichtigt, mag noch abschließend be­
tont werden (so auch RArbG.: ArbRSamml. 10, 349).

Daß bei dieser sich aus dem Gesetz ergebenden Rege­
lung nicht nur für den Unternehmer sich aus seiner Für­
sorgepflicht insbes. gegenüber kränklichen Gefolgschafts­
mitgliedern ergebende erhebliche finanzielle Folgen, son­
dern auch gegenüber dem Gefolgsmann mögliche Kün­
digungsfolgen erwachsen können — sofern der Unter­
nehmer einem allzu häufig erkrankenden Gefolgsmann 
kündigt, um auf diese Weise die erwähnte, ja nicht nur 
finanzielle Belastung von sich abzuwälzen —, ist eine 
Begleiterscheinung der erörterten Rechtslage. Diese Be­
gleiterscheinung läßt sich jedoch in der Praxis da­
durch vermeiden, daß in die TarO. ausdrückliche Klar­
stellungen entweder dahin aufgenommen werden, daß 
mehrere Verhinderungsabschnitte im Jahre so lange zu­
sammenzurechnen sind, bis das festgesetzte jährliche 
Höchstmaß der Krankenbezüge aufgebraucht ist, oder 
daß eine b i l l i ge  Regelung in dem Sinne g e ­
t r o f f en  wird, wie sie die TarO. für das Baugewerbe 
im Sudetenland (abgedr.: RArbBl. 1939, VI, 152) vor­
sieht: „Erkrankt ein Gefolgschaftsmitglied innerhalb von 
vierzehn Tagen erneut an derselben Krankheit, so kann 
es keinen neuerlichen Anspruch auf Zuschußzahlung zum 
Krankengeld erheben, sofern diese Zuschußzahlung be­
reits bei der ersten Erkrankung erschöpft wurde. Im 
anderen Falle wird die Zeit, für die das Gefolgschafts­
mitglied bei der ersten Erkrankung einen Zuschuß zum 
Krankengeld erhielt, bei der Berechnung des Kranken­
geldzuschusses für die neuerliche Erkrankung eingerech­
net. Erkrankt das Gefolgschaftsmitglied an einer anderen 
Krankheit, gebührt ihm der Zuschuß zum Krankengeld 
nur dann, wenn es zwischen den beiden Krankheiten 
vierzehn Tage gearbeitet hat.“

Dr. W i l l y  F r a n k e ,  Berlin.

Reichsverwaltungsgericht

34, § 3 der 2. VO. über die Vereinfachung der Verwal­
tung v. 6. Nov. 1939; § 5 Abs. 1 Nr. 3 und § 6 Reichs- 
ärzieO. v. 13. Dez. 1935. Verwaltungsstreitverfahren. Ver­
fahrensmangel. Rechtliches Gehör. Abtreibung, Ärzte, Be­
stallungsrücknahme.

Ein Arzt, der sich einer strafbaren Abtreibung schul­
dig macht, ermangelt stets der für die Ausübung des 
ärztlichen Berufes erforderlichen Zuverlässigkeit (Bestä­
tigung der ständigen Rspr. des PrOVG.).

Durch Urteil des SchwG. wurde der Kl. wegen ge­



2688 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausgabe

werbsmäßiger Abtreibung unter Zubilligung mildernder 
Umstände zu 2 Jahren 4 Monaten Gefängnis verurteilt.

Durch Vfg. v. 12. Dez. 1939 nahm der RegPräs. nach 
Anhörung des Kl. und mit Billigung der Reichsärzte­
kammer gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 RÄrzteO. die ärztliche 
Bestallung zurück.

Die gegen diese Verfügung erhobene Klage im Ver­
waltungsstreitverfahren wies das BezVerwGer. ab.

Die Rev. hatte keinen Erfolg.
Allerdings leidet das Verfahren des BezVerwGer., wie 

der Kl. mit Recht gerügt hat, an einem Mangel. Das 
BezVerwGer. hat dem Kl. mehrfach geschrieben, daß in 
der Sache ein Verhandlungstermin stattfinden würde, der 
seinem Prozeßbevollmächtigten rechtzeitig rnitgeteilt wer­
den würde. Es hat die Entscheidung dann jedoch ohne 
mündliche Verhandlung gefällt, ohne dem Kl. dies vorher 
anzukündigen. Darin liegt eine schwere Beeinträchtigung 
des rechtlichen Gehörs, auf das die Parteien im Verwal­
tungsstreitverfahren Anspruch haben. Zwar war das Bez­
VerwGer. nach §3 der 2. VO. über die Vereinfachung der 
Verwaltung v. 6. Nov. 1939 (RGBl. I, 2168) zur Ent­
scheidung ohne mündliche Verhandlung grundsätzlich be­
fugt, wenn es den Sachverhalt für hinreichend geklärt er­
achtete. Da es dem Kl. aber eine mündliche Verhandlung 
in Aussicht, stellte, durfte dieser darauf vertrauen, ent­
scheidende Gesichtspunkte noch in der mündlichen Ver­
handlung vortragen zu können. Ein derartiges mündli­
ches Vorbringen muß im Verwaltungsstreitverfahren 
ebenso berücksichtigt werden wie die eingereichten 
Schriftsätze. Es kann den Parteien daher kein Nachteil 
daraus erwachsen, wenn sie wesentliche Behauptungen 
erst in der mündlichen Verhandlung aufstellen, wie es be­
sonders bei schreibungewandien Volksgenossen häufig der 
Fall ist.

Der Kl. hat daher das Vorgehen des BezVerwGer. mit 
Recht als einen schweren Verfahrensmangel empfunden. 
Trotzdem konnte dieser Verfahrensmangel unter den be­
sonderen Umständen des Falles nicht als wesentlich i. S. 
des §94 Ziff.2 LVG. erachtet werden. Denn dem Kl. ist 
durch das Abschneiden der mündlichen Verhandlung tat­
sächlich ein Rethtsnachteil nicht erwachsen. Er hatte in 
seinen Schriftsätzen alle Gesichtspunkte, die für die Ent­
scheidung erheblich waren, eingehend erörtert. Er hat 
auch in der Revisionsstufe nur noch geltend gemacht, er 
würde gegebenenfalls Beweis dafür angetreten haben, daß 
6 Frauen, denen er seine Hilfe versagt hatte, infolge un­
sachgemäßen Eingriffs von anderer Seite im Krankenhaus 
verstorben seien, ferner, daß er sich in den anderen Fäl­
len anfangs stets geweigert habe, die Schwangerschaft 
zu unterbrechen, und endlich, daß er in allen Fällen be­
rechtigte Gründe teils sozialer teils'volksbiologischer Art 
für seinen Entschluß gehabt habe. Auf diese Beweisan­
träge kam es aber, wie die Gründe des angefochtenen 
Urteils ergeben, nicht an. Denn die unter Beweis ge­
stellten Behauptungen hätten, auch wenn man sie als zu­
treffend unterstellt, die Entscheidung des BezVerwGer. 
nicht beeinflußt. Unter diesen Umständen konnte der 
Verfahrensmangel der Rev. nicht zum Erfolge verhelfen.

Aber auch in der Sache selbst war die Rev. nicht be­
gründet. Nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 RÄrzteO. ist die ärztliche 
Bestallung zurückzunehmen, wenn durch eine schwere 
strafrechtliche oder sittliche Verfehlung des Arztes erwie­
sen ist, daß ihm die für die Ausübung des ärztlichen Be­
rufs erforderliche Eignung oder Zuverlässigkeit fehlt. 
Diese Feststellung, die in ihrer Beschränkung auf den 
ärztlichen Beruf nicht zugleich auch ein Werturteil über 
die sonstigen Charaktereigenschaften oder die Lebensfiih-

rung des Arztes enthält, hat das BezVerwGer. ohne 
Rechtsirrtum hinsichtlich des Kl. getroffen.

Der Kl. hat eingewendet, es beruhe auf einem Denk­
fehler, wenn das BezVerwGer. lediglich auf Grund seiner 
Verurteilung durch das SchwG. für erwiesen erachtet 
habe, daß ihm die für die Ausübung des ärztlichen Be­
rufes erforderliche Zuverlässigkeit fehle, ohne die Motive 
seines Handelns und sein sonstiges Verhalten zu würdi­
gen. Er meint, es müsse Beweis darüber erhoben werden, 
ob er nach seinem Charakter und seinem Verhalten jetzt 
die Gewähr für unbedingte Zuverlässigkeit gerade in be­
zug auf die Erhaltung des keimenden Lebens biete. Diese 
Auflassung ist aber nicht zutreffend.

Wie das BezVerwGer. bereits dargelegt hat, entspricht 
es der feststehenden Rspr. des PrOVG., der sich das 
RVG. nur anschließen kann, daß Ärzte, die sich einer 
medizinisch nicht begründeten Abtreibung schuldig ge­
macht haben, in jedem.Falle der sittlichen Zuverlässigkeit 
ermangeln und daß es nicht darauf ankommt, ob sie sich 
dabei von eigennützigen oder sozialen Beweggründen 
haben leiten lassen. Diesen Standpunkt hat das PrOVG. 
bei Hebammen von jeher, und zwar schon lange vor 
1933, eingenommen und während der ganzen Systemzeit 
streng festgehalten, wenn es gemäß § 30 Abs. 3, § 53 Abs. 2 
RGewO. über die Entziehung ihres Prüfungszeugnisses 
zu befinden hatte (vgl. OVG. 63, 394; GewArch. 8, 28d; 
11, 478; 12, 642; 13, 449; 17, 91; 19, 316, 319; 20, 50; 
22, 59; 23, 453; 25, 240, 245; 26, 373, 376, 378; 27, 218; 
28, 75 und 532). Ebenso hat es auch bei seiner Rspr., betr. 
die Zurücknahme von ärztlichen Bestallungen, kein ent­
scheidendes Gewicht darauf gelegt, ob die Abtreibungen 
vor oder nach der Machtübernahme vorgenommen sind.

Von dieser Rspr. kann nicht abgegangen werden. Das 
Abtreibungsunwesen ist eine so ungeheure Gefahr für den 
Bestand des völkischen Lebens, daß es nur durch här­
teste Folgerichtigkeit in der Handhabung der strafrecht­
lichen Vergeltung und der verwaltungsrechtlichen Vor­
beugungsmaßnahmen wirksam bekämpft werden kann. 
Eine Auflockerung der von dem PrOVG. allen früheren 
Zeitströmungen zum Trotz festgehaltenen strengen Auf­
fassung würde einem der wichtigsten bevölkerungspoliti­
schen Grundsätze der nationalsozialistischen Staatsfüh­
rung auf das schärfste zuwiderlaufen. Auch der Einwand, 
daß manche Frauen den Weg zum Kurpfuscher nehmen 
und infolgedessen Schaden an Gesundheit und Leben neh­
men würden, wenn der Arzt sich weigere, einen unerlaub­
ten Eingriff vorzunehmen, vermag den Arzt nicht von 
den Folgen seines mit schweren Strafen bedrohten Han­
delns zu befreien. Er mag wohl im Einzelfall den man­
gelhaften Widerstand gegen die Wünsche in Not befind­
licher Frauen menschlich erklärlicher — wenn auch nicht 
entschuldbar — machen. Würden jedoch solche Gedan­
kengänge zum anerkannten Grundsatz erhoben, so würde 
das heißen, der Gefahr der Abtreibungen durch weniger 
charaktervolle Ärzte Tür und Tor zu öffnen.

Richtig ist, daß eine einmal bewiesene Unzuverlässig­
keit mit der Zeit überwunden werden kann. Das PrOVG. 
hat diese Möglichkeit in seiner angeführten Rspr. nicht 
ausgeschlossen. Es hat jedoch betont, daß ein solcher 
Charakterwandel nur durch eine längere Zeit einwand­
freien Verhaltens bewiesen werden kann. Dieser Beweis 
kann jedoch von dem Kl. — für dessen sonst lauteren 
Charakter eine Reihe von beachtlichen Gesichtspunkten 
geltend gemacht ist — nicht geführt werden, weil die Zeit 
zwischen seinen Straftaten und dem bald darauf einsetzen­
den Druck des zu erwartenden und dann tatsächlich 
durchgeführten Strafverfahrens zu kurz ist, um die not­
wendigen Feststellungen zu treffen.

(RVG., Urt. v. 18. Sept. 1941, IV (III) C 15/41.)
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den Worten „in besonders schweren Fällen“ , 
„in besonders leichten Fällen“ oder auf ähn­
liche Art bezeichneten unbenannten Er- 
schwerungs- oder Milderungsumständen 
strafsatzbildende Kraft zu, es sei denn, daß 
die reichsrechtliche Strafvorschrift in leich­
ten Fällen eine mildere Strafe nicht anordnet, 
sondern nur zuläßt. RQ.: DR. 1941, 2671 
Nr. 15

§ 7 VO. über die Einführung des deutschen 
Strafrechts in den eingegliederfen Ostgebie­
ten v. 6. Juni 1940; AV. v. 1. Nov. 1940. Trotz 
§ 7 der VO. können in den eingegliederten 
Ostgebieten nur Strafen für Straftaten, die 
nach dem Stichtag oder an diesem Tag be­
gangen sind, nach § 20 a StGB, geschärft 
werden. RG.: DR. 1941, 2672 Nr. 16

§ 189 Abs. 2 GVG. Die Bezugnahme des 
Dolmetschers auf den geleisteten Eid muß 
deutlich erkennen lassen, daß der Dolmet­
scher gerade durch den Eid an die treue und 
gewissenhafte Übertragung gebunden ist. 
RG.: DR. 1941, 2672 Nr. 17

Z iv ilrech t
Bürgerliches Gesetzbuch 

§§ 328, 428, 1179 BGB. Geht eine Hypo­
thek, für deren Gläubiger bei einer vorgehen­
den Post eine Löschungsvormerkung gemäß 
§ 1179 BGB. eingetragen ist, kraft Gesetzes 
ganz oder teilweise auf einen anderen Gläu­
biger oder zu Teilbeträgen auf mehrere andere 
Gläubiger über, so steht jedem einzelnen Gläu­
biger der Hypothek, wenn sich nicht aus der 
Vereinbarung zwischen dem Schuldner des 
Löschungsanspruchs und dem ersten Gläu­
biger Gegenteiliges ergibt, ein selbständiger 
Anspruch auf Löschung der vorgehenden 
Post zu. KG.: DR. 1941, 2672 Nr. 18 

§ 823 BGB. Der Handwerker, der in einem 
Hause Arbeiten ausführt, muß sich selbst ge­
gen die Gefahren sichern, die mit diesen Ar­
beiten verbunden sind; er kann den Haus­
eigentümer nicht deswegen verantwortlich 
machen. OLG. Köln: DR. 1941, 2673 Nr. 19 

§ 883 BGB. Wird eine Grunddienstbarkeit 
unter einer auflösenden Bedingung bestellt, 
so entsteht kein schuldrechtlicher Löschungs­
anspruch, der durch eine Vormerkung ge­
sichert werden könnte. Anders liegt die 
Sache, wenn von dem Eintritt einer (aufschie­
benden) Bedingung lediglich die Entstehung 
eines Aufhebungsanspruchs abhängig ge­
macht wird. KG.: DR. 1941, 2673 Nr. 20 

§ 2356 Abs. I BGB.; § 415 ZPO. Ein Stan­
desbeamter ist nicht zuständig, Abschriften 
der von einem anderen Standesbeamten aus­
gestellten Personenstandsurkunden zu be­
glaubigen. Dasselbe gilt von einem Bürger­
meister. KG.: DR. 1941, 2674 Nr. 21

Handels- und Wirtschaftsrecht;
Patentrecht; Warenzeichenrecht 

§§ 22, 40, 138 HOB. Zum Begriff des inne­
ren oder ideellen Geschäftswerts eines Han­
delsunternehmens (Firmenwert, good will) 
RG.: DR. 1941, 2674 Nr. 22 (Haupt)

§ 4 GmbHG.; § 18 Abs. 2 HGB. Beifügung 
des Dr.-Titels zu dem in eine Gesellschafts­

firma aufgenommenen Namen eines Gesell­
schafters. KG.: DR. 1941, 2677 Nr. 23 

PatG. Das RG. hält entgegen anderen Auf­
fassungen im Schrifttum daran fest, daß bei 
Prüfung der Frage, ob eine erfinderische 
1 ätigkeit nötig war, um den Gedanken einer 
Patentanmeldung zu fassen, der Stand der 
Technik in seiner Gesamtheit zu berücksich­
tigen ist. RG.: DR. 1941, 2678 Nr. 24

§ 10 PatG. a.F.; §§ 4, 13 PatG. n. F. Das 
RG. hält an der Rechtsprechung fest, wonach 
eine Nichtigkeitsklage nicht auf ein vernich­
tetes Patent gestützt werden kann. RG.: DR. 
1941, 2678 Nr. 25

§§ 24, 25, 31 WZG.; § 1 UnlWG.; § 826 
BGB. Selbst wenn die Benutzung des fremden 
Namens von lebenden Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens ohne deren ausdrückliche 
Zustimmung für Geschäftszwecke mit den 
guten Sitten nicht vereinbar sein sollte, so 
folgt daraus noch nicht, daß die Ausnutzung 
eines durch die Eintragung eines Warenzei­
chens mit diesem Namen erlangten Schutzes 
als ein unter § 1 UnlWG. fallender Mißbrauch 
des formalen Zeichenrechts anzusehen sei. 
RG.: DR. 1941, 2679 Nr. 26 (Hoffmaun)

Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 
§§ 254, 91 ZPO.
Bei einer Stufenklage nach § 254 ZPO. 

kann über den ziffernmäßig noch nicht be­
stimmten Hauptantrag erst nach Rechtskraft 
des Ieilurteils über den Hilfsanspruch ver­
handelt und entschieden werden.

Stellt der Stufenkläger entgegen dieser 
Rechtslage den Hauptantrag vorzeitig zur 
Verhandlung, so braucht der unterlegene 
Gegner die dadurch verursachten Mehr­
kosten nicht zu erstatten. OLG. Düsseldorf- 
DR. 1941, 2680 Nr. 27

§ 697 ZPO.; §§ 13 Ziff.2, 23 Ziff. 5 RA-
GebO.

Verhandlung über die Zuständigkeit und 
demgemäß auch über die Verweisung nach 
§ 697 ZPO. ist als Verhandeln zur Haupt­
sache, nicht nur über die Prozeß- und Sach­
leitung anzusehen und läßt deshalb die volle 
Verhandlungsgebühr der §§ 13 Ziff. 2,16 RA- 
GebO. erwachsen.

Wegen Gebühren, welche infolge gericht­
licher Maßnahmen entstanden sind, kann der 
Kostenerstattungsschuldner dem Gebühren­
erstattungsanspruch der Gegenpartei auch 
dann seine Einwendungen entgegensetzen, 
wenn das Gericht nicht prozeßordnungsge­
mäß verfahren ist. KG.: DR. 1941, 2681 
Nr. 23

dere Ehegatte in bezug auf seine Unterhalts- 
ansprüche nachgibt.

In diesen Fällen erwächst die Vergleichs­
gebühr im Eheprozeß und ferner Prozeß-und 
Vergleichsgebühr im Unterhaltsverfahren 
aus § 627 b ZPO. KG.: DR. 1941, 2682 Nr. 29

§ 13 Ziff. 3 RAGebO.; § 627 b ZPO.
Ein Verzicht auf Unterhalt für die Ver­

gangenheit bedeutet ein Aufgeben konkreter 
Unterhaltsansprüche und damit ein wirk­
liches Nachgeben des Ehegatten ebenso wie
bei Verzicht auf künftige Unterhaltsansprü­
che nur dann, wenn substantiiert behauptet 
oder ersichtlich ist, daß der unterhaltspflich­
tige Ehegatte mit Unterhaltszahlungen in 
Verzug geraten ist und daß Unterhaltsrück- 
stände bestehen.

Erklärungen der Parteien, welche nur die 
Klarstellung einer durch zuvorige Parteiver­
einbarung bereits eingetretenen Rechtslage 
bezwecken, stellen keinen Vergleich dar. 
KG.: DR. 1941, 2683 Nr. 30

§ 794 Ziff. 1 ZPO.; § 13 Z iff.3 RAGebO."
Ein gerichtlicher Vergleich liegt auch dann 

vor, wenn ein bereits vorher abgeschlosse­
ner außergerichtlicher Vergleich zu gericht­
lichem Protokoll erklärt wird. Voraussetzung 
ist jedoch, daß entweder der Inhalt des 
außergerichtlich geschlossenen Vergleichs 
erneut in das Protokoll aufgenommeii wird 
oder aber der außergerichtliche Vergleich 
als Anlage dem gerichtlichen Protokoll an­
gefügt wird und die Parteien ausdrückhcn 
erklären, daß diese Anlage Bestandteil ihrer 
Erklärungen zu gerichtlichem Protokoll sein 
solle.

Die bloße Erklärung der Parteien zu ge 
richtlichem Protokoll, sich zu dem mhai
eines — inhaltlich nicht wiedergegebenen ~ ~

außergerichtlichen Vergleichs zu bekennen, 
schafft keinen gerichtlichen Vergleich und o ' 
mit auch keinen zur Festsetzung geeignete 
Titel. KG.: DR. 1941, 2684 Nr. 31

Zu § 7 Abs. 2 VO. v. 4. Okt. 1939; § 4 Arni' 
AnwG. Hat das Gericht die Beschwerde g 
gen seine Entscheidung betr. die Erstatt» k 
von Armenanwaltskosten ausdrücklich v 
sagt, so ist diese Entscheidung endguJ b 
und bindend. KG.: DR. 1941, 2685 Nr. M

Reichsarbeitsgericht 
§ 616 BGB. kennt keine B egrenzung^

irieh-

§ 13 Ziff. 3 RAGebO.; § 627 b ZPO.
Als Teil-Gesamtvergleich stellt sich auch 

eine Einigung der Parteien dahin dar, daß 
der beklagte Ehegatte den allein von ihm 
erhobenen Mitschuldantrag zurücknimmt, 
während der andere Ehegatte in bezug auf 
seine Unterhaltsansprüche nachgibt.

Ebenso liegt ein Teil-Gesamtvergleich vor, 
wenn der Bekl. den nur hilfsweise neben dem 
Abweisungsantrag von ihm erhobenen Mit­
schuldantrag zurücknimmt, zur Klage keine 
Anträge stellt und als Gegenleistung der an-

icht zur Fortzahlung des Lohnes i
Falle, daß das Gefolgschaftsmitglied ■■■—_
rere, mehr oder weniger dicht aufeina“ 
folgende Male für eine verhältnismäßig » 
erhebliche Zeit an der Arbeit gehinder 
RArbG.: DR. 1941, 2685 Nr. 33 (Franke)

R eichsverw altungsgericht
§ 3 der 2. VO. über die Vereinfachung %  

Verwaltung v. 6. Nov. 1939; § 5 Abs. 1 \
und § 6 RÄrzteO. v. 13. Dez. 1935. Ein j, 
der sich einer strafbaren Abtreibung s ^uS. 
dig macht, ermangelt stets der für die n 
Übung des ärztlichen Berufes erfordei 
Zuverlässigkeit (Bestätigung der stan 
Rechtsprechung des PrOVG.). RVerwü-- 
1941, 2687 Nr. 34
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Zur 
Beaditung!

schlag die Z iffe rnum m er n ic h t  tragen ; sie sind nu r 
an die Anze igenabte ilung zu rich ten . •  A nzeigen­
preis: die viergespaltene 46 m m  bre ite  m m -Z e ile  
45 R p f.; fü r  V erlege r- und Fremdenverkehrsanzeigen 
56 B p i- : fü r  Stellen- und einspaltige Gelegenheits­

anzeigen 25 R p f.; fü r  Fam ilienanze igen und N achru fe  15 R pf., 
Z iffe rg e bü h r fü r  Stellenangebote 1.50 R M . ; fürStellengesuche undG e- 
legenheitsanzeigen 50 R p f. •  A nzeigenschluß: jew eils der Don- 
nerstag der Vorwoche, n u r fü r  e ilige  Stellenanzeigen und wenn Raum  
noch zu r V e rfügung  steht, ,eweils der M on tag  der Erscheinungs- 
woche •  Zahlungen fü r  A n z e ig e n b e t r ä g e  n u r  auf das Post­
scheckkonto des Deutschen Rechtsverlages G m bH . -B e r l in N r .  451 76

»A n ze ig en -A b te ilu n g “ Deutscher R ec h ts v e rla g  Gm bH., B erlin  W 35 , LUtzowufer 18.

E in b e r u fu n g  
ständigen Vertr

jgQsjj Offene Stellen guQog
Jurist zur Bearbeitung der verschie­

densten juristischen, insbesondere 
wirtschaftsreclittichen Fragen zwecks 
Entlastung des vorhandenen Syndikus 
wird von groß. Wirtschaftsprüfungs-, 
Beratungs- und Treuhand-Aktienge­
sellschaft g e s u c h t. Angebote mit 
kurzem Lebenslauf,Zeugnisabschriften, 
Qehaltsansprüchen und evtl. Antritts- 
termin unter A. 1781 an Anzeigen-Abt. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
LUtzowufer 18.

zum Heeres- 
flr •p.' Vertreter gesucht.
v , °.menus, Rechtsanwalt und Notar, 
“ Chncidemühl, Friedrichstraße 39.

Ku,!n9MSy e rtre te r  tUr Anwaltschaft 
hdr t  otarlat für die Dauer meiner Ein- 
Fhi.1rh'."Ki ?,U,F Wehrmacht gesucht.

Winkler, Rechtsanwalt und 
-J^ifD j^ igensa lza /l'hU r.

K!h ^ „8 V e rtre te r  Üir Doppelpraxis 
‘ „  ‘Januar 1942 gesucht. Ellangebote 
11 „ “J-Thtsanwälte Buchert und Dr. 

^H erbert, Stettin 1, Breite Str. 46.

KrnH»ilei,silall)er Vertreter für Januar
Rechtsanwalt868”011*. Dr' ^a a.h?’ 
Holstein.

u. Notar, Barmstedt in

^ lh .r^ e^e r  auf längere Zeit für ein- 
RoVsi en Sozius baldigst gesucht. Rechtanwälte Dr. S cheuerm ann u 
rYJ.i.oneeken, Berlin SW 68, Fried- 

Jjenstraße 208.

e r  Ihr die Dauer meiner E in - 
n r r H‘ unK zur Wehrmacht gesucht. 
Nn’ta ru .,  ke I le r ,  Rechtsanwalt und 

•—!  tar, Hilchenbach (Kreis Siegen i. W.)
Vertreter------ au* die Dauer meiner Ein-

fah,JUng ab 2. 1. 1942 
[ahrencr BUrovorsteh

gesucht. Er-
vorhanden,L)r t> • 1 ‘'«'vvviatciiu vuiuauucn.

Rüianil 0 u ^ c^sa nwalt und Notar, 
ÜHfenberg O/Schles.

A"sS s- ,  und Notariatsbüro in Krels- 
ber?iWestfalens s u c h t wegen Ern­
as beider Inhaber Anwalts-
aisSvSS,o rB ,>) oder Rechtsanwalt(in) 
unter 4 rek rJ Ur längere Zeit. Angeb. 
D e . ’ 1817 an Anzeigen-Abtellung
& b e r  Rechtsverlagf Berlin W35, -XLjzowiifer 18.

Wir •— ____________________.
tri»h5*1?rl : ,'7olliurist(in) oder Be- 
Uir w 'i',,r,*nn) als Sachbearbeiter(in) 
Und 1SJeebafHlche Fragen Preisrecht 
der ? sfragen auf allen Gebieten 
W e r l^ " f" 'k entwirfschaft . Die Be-

dschrij
’ Angí

an rtSe*?*tsansPruches unter T  7054 
UÜ Ala. Berlin W 35, richten.

.----- / wollen ihre Angebote
handschriftlich61' ?eH8ni?ab?chri.ffejj-
deo'̂ ng-'be dan jpehalti

a« -.-—'em Lebenslauf, Licht- 
-f.ngube des Eintrittstermins und

Berliner Rechtsanwalt sucht zu baldigem 
Antritt Assessor oder Assessorin 
zwecks Mitarbeit. Angeb. unter A. 1805 
an Anzeigen-AbteiL, Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, LUtzowufer 18.

N u r ze itn ah es  
W issen w ieg t!

Uber 50 Jahre, mit 
”  affinErfahrt nicht__ — l - W

S y n r t!tge?, *" der Verwaftung, als 
such/ o S'brStandesorganisation 
Eichthn.i i ' ,erbu.ngen mit Lebens*.., 
haltsanÄ ne,llBnisabschriften und Ge- 
A. iRiohPr .ben sind zu richten unter 
Verla,, Anz--Abt. Deutscher Rechts- 

P  Berlin W 35. LUtzowufer 18.

l-rfahn n  9  s j 11 f i  S t , möglichst mit
R e c h t Ä " , . " 11 Wohnungswesen, auch 
rung Ä 1 m it Verwaltungserfah- 
Abte ihm Li -ierent und Vertreter des 
A ufeahe^n i' er\  fUr kriegswichtige 
WerbiiMvn,?e* l l i h t - Schriftliche Be- 
ausführHrh 8lnd. unter Beifügung von utwi r j ir i,cliem Lphoneimif Lichtbild

unler An-

Frischen S ie Ih re  
K e nn tn isse  durch  
„ D i e  V e r w a l ­
t u n g s - A k a d e ­
m i e '  a u f, das  u m ­
fassende  H andbuch  
lü r  den  Beam ten im  
n a t io n a ls o z ia l is t i-  
schenS taat, H e ra u s ­
ge b e r R e i c h s m i ­
n i s t e r  Dr .  L a m -  
m e r s  u. S t a a t s ­
s e k r e t ä r  P f u n d  t- 
n e r, u n te rM ita rb e lt  
v. 50 fü h re n d e n  Be­
am te n ,M ä n n e rn  der 
P a rte i un d  U n lve r- 
s itä ts  -P ro fe sso re n . 
Bequem e T e i ll ie fe ­
rungen  m achen 
Ihnen d ie  B e w ä lt i­
g un g  des Stoffes 
le ich t und  d ie  A u s­
g ab e  ka u m  fü h lb a r.  
Sie b r a u c h e n  d ie - 
sesW isse n—b e i de r 
tä g lic h e n  A rb e it  —
zu m V o ra n ko m m e n l 
V e rlangen  S ie k o ­
sten los und  u n v e r­
b in d lic h  e inen  P ro ­
sp e k t von  S p a e t h  
& L i n d e ,  A b t. ¿5h, 
B e rlin  W35.

ge
Lebenslauf,

und bebenslauf,
gäbe de? r a£S(: llrifte '' u" d n " ~  
bUhesten A„e,hal<sansprUche und des 
c," den G«"„ “  Üterm¡nes zu richten 
„pm hshannt^j.friimmspektor für die 

^ b a r lo t te n h lf ,ac Í; Personalamt, Berlin- 
B ü :_-..  “  g. berliner S tra t i 9.

scngeb " ach Hirse
oder ,'Biiro-

Hirschberg im Rie-
g^schriebenem i V ^Herten mit selbst- 
lI'?vv miter a  , í í " slaul, Zeugnissen 
, futscher Rr.’n o 89 ?n Anzeigen-Abt. 

__Lützowufer“ ^btsverlag, Berlin W35,

Bürovorsteher(in) oder Büro-
q e h i f f e ( in )  für Anwaltschaft und 
Notariat flir s o fo r t  oder später ge­
sucht Dr. Werner Martens, Rechts­
anwalt und Notar, Eberswalde, Ge­
richtsstraße 1. _______________

B ü ro v o rs te h e r (in )  oder Büroge- 
hilfe(in) oder erste Stenotypistin,
rnöiil. perfekt in beiden Fächern, für 
Berliner Praxis gesucht. Angebote 
unter A. 1814 an Anzeigen-Abtedung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
LUtzowufer 18.____________________

Perfekte Stenotypistin zum
1 2 1942 (evtl, auch früher) für No- 
täriatsbUro in Litzmannstadt cesucht 
Angebote unter A . 1759 an Anzeigen 
Abfel hm? Deutscher Rechtsverlag,
Berlin W 35. LUtzowufer 18._______

Anwaltssekretärin,voraiiem auch 
dir Notariat, in ge]bobene &teHung

S S S S t f fÄ iw iS  '
ile m  n ic h t c e rg e c e n :

m ;:M  Gesuchte Stellen p ”l i |
................Volljurist, Diplom-Kaufmann , seit 

mehreren Jahren in leitender Industrie­
stellung, sucht neuen verantwortungs- 
vpllen Wirkungskreis. Bondere Kennt­
nisse: Steuer-, Patentrecht, Arbeits­
einsatz und Versicherungen. Besond. 
Fähigkeiten: gewandtes und erfolg­
reiches Auftreten, Organisationstalent. 
Angebote erb. unter A. 1813 an An­
zeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Es gilt Anzeigen-Preisliste Nr. 2

Verwaltungsjurist, früherRechts-
anwalt, 42 Jahre alL sucht Heimarbeit 
(Bearbeitung von Prozesse nusw.), da 
augenblicklich durch Krankheit seiner 
Aufgabe entzogen. Angebote unter 
A. 1803 an Anz.^-Abt. Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Anwaltsassessor (mit Prädikats­
examen), in Industrie tätig, s u c h t  
Beschäftigung (evtl. Nebenbeschäfti­
gung) bei Berliner Anwaltals Anwalts­
assessor. Angebote unter A . 1808 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

lül Bekanntmachungen verschiedener A r t !:!:•••• e...

L a n d g e r . -R a t  a. D.,29J , Ass. gut, 
sucht nebenberufliche Mitarbeit in 
Berliner AnwaltsbUro. Angebote (Zeit­
beanspruchung, Vergütung) erbeten 
unter A. 1811 an Anz.-Abt. Deutscher 
Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18.

Langjährige, alleingeführte Anwalts­
kanzlei in schöner bayrisch. Industrie­
stadt ist an jüngeren, tatkräftigen 
Kollegen spätestens bis Kriegsende, 
allenfalls früher abzugeben. Vorerst 
Begründung eines Soziusverhältnisses 
erwünscht. Angebote unter A. 1804 an 
Anzeigen-Abtellung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, LUtzowufer 18.

Bürogemeinschaft im Westen Ber­
lins, evenli. auch mit Patentanwalt 
von Rechtsanwalt gesucht. Angebote 
unter A. 1810 an Anz.-Abt. Deutscher 
Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18.

Rechtsanwalt und Notar in Berlin 
übernimmt Vertretungen von Kollegen 
innerhalb von Groß-Berlin. Angebote 
unter A. 1806 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
LUtzowufer 18.

F rühe re r Rechtsanw alt, reiche 
Wissenschaft!. Erfahrung, gewandter 
Stil, sucht Slellung alsHilfsarbeiter,
auch außerhalb Berlins. Angebote unter 
A. 1816an Anz.-Abt.DeutscherRechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Ä lte re r A nw alt ¡ . r . (mit Notariat 
verlraut) übernimmt Vertretung von 
Kollegen, auch auf längereZeit. Angeb 
unter A. 1815 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35 
LUtzowufer 18.

Anwaltsassessor Dr. jur., Prä­
dikatsexamina, beste Zeugnisse und 
Referenzen, langjähriger Anwaltsver­
treter, s u c h t  Praxisübernahme.
Angebote unter A. 1794 an Anzeigen. 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Strafsachen sofort zu kaufen ge­
sucht. Angebote unter A. 1807 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Reehts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18
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lie fe rt jeden Bürobedarf, Papiere 
Drucksachen, Vordrucke, Stempel 

Amtstrachten
S p e z i a l i t ä t :  Neueinrichtungen

SJntíquocífchcé S lnesboł:
S©!B. Stomm. S. 91®.siHäte. 8. 9t. 6 SBbe. 34/35 „»r, mtm
(futid), ö. 91®. i. 3it>ilf. Sb. 60-163 u. Sieg. 1 9 0 2 - lW i" "  geh iS  
Stoubmscr Stomm. j.  SB». 9 91. 7 Sbe. i. 12 1925-31 l n '  im
91cid)s(tcuerMatt 1920-1940........... 1 ®e?' gm i 40~
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9¡cid)S0cíctjMatt 1900-1939 (ab 1922 XI 1 u Ib 1922" " « eb. «  180— 
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h ilft sparen durch grosse Ergiebigkeit 
schreibt schön

VERLANGEN SIE ES IM FACH GES CH Ä H

Soeben erschienen:

Prcisoorfrhriftcn 
für die Spinnftoffurirtfriiaft

Erläutert von

Regierungsrat Carl-Artur Rhösa
Referent und Wirtschaftssachverständiger beim Relcliskonnnissar 

für die Preisbildung

510 S e i t e n  ( L o s e b l a t t - S a m m l u n g )

Preis (einschl. Sam m elm appe) R M . 11.—

Das Loseblatt-Werk enthält die Allgemeinen Preisvorschriffen 
... ., Spinnstoffwirtschaft, die Preisvorschriften für den
l extileinzelhandel, die Preisvorschriften fllr das Schneider­
handwerk, die Preisvorschriften fllr das Putzmacherhand- 
we'k und in einem Anhang die Preisvorschriften der Kriegs- 

Wirtschaftsverordnung.

Das Werk enthält alle für die Preisbildung auf diesen Ge- 
hieien wichtigen Gesetze, Verordnungen, Anordnungen und 
erlasse im Wortlaut. Die von dem Verfasser gegebenen 
erlauferungen erleichtern das Verständnis und die praktische 

Anwendung der Preisvorschrifteil

Das Loseblatt-Werk wird in einem handlichen Einband ge- 
heferi, der das Einordnen späterer Nachlieferungen erleichtert.

Das Werk, das niemals veraltet, wird fiir Kreise der Textil­
wirtschaft, aber auch für Behörden und Wirtschaftsrechtler, 
weil es viele Zweifelsfragen beantwortet, unentbehrlich sein.

V E R L A G  A R T H U R  S U D A U  G . m . l * * 1*

B e r l i n  s w  ös
Bezug auch durch jede Buchhandlung

A L L I A N Z
t 5 t C H B K V N G S . A K T . E N G E S E L L S C H A F T

A L L I A N Z
l EBENSVERS1CHERUNGS-AG.

VetiragjgeoeC&cftafleH Ueö 

iA (\S  CReckh wafth e ’i ßiutdco fih

B E R U F S H A F T P F L I C H T ­

V E R S I C H E R U N G  G E G E N  

V E R M Ö G E N S S C H Ä D E N

STERBEGELD­

V E R S I C H E R U N G
tk -O

ß
(!«*& ** VV

Bitte nur die wichtigste F»»i
— ich habe es eilig) Vor allem also auch die 
neuesten Nachträge zum Piundtner-Neubert! 
Was auch immer an Reichsrecht erscheint, als 
Besitzer des Piundtner-Neubert erfahren Sie es 
pünktlich curch die regelmäßigen Nachträge 
Alles ist gleich von den Bearbeitern dei Ge 
setze in den Ministerien selbst klar und über­
sichtlich erläutert. Die Neudruck-Ausgabe des

„N e u e n  Deutsuhen R e id iB re d il«3
umfaßt jetzt 6500 Seiten in 6 Sammelmappe” 
und kostet 40 RM. Für Nachträge wenden Sie 
monatlich 3 bis 4 RM auf (3 Rpf. je Blatt). Alles, 
was seit Kriegsausbruch verordnet wurde, is 
schon darin enthalten; dazu vieles frühere, 
soweit es noch von Bedeutung ist. Das übrig® 
wird — nach neuester Auffassung erläutert 
laufend ergänzt. Lassen Sie sich ausführli 0 
Unterlagen kommen von Ihrer B u c h h a n  
1 u n g oder vom I n d u s t r i e v e r  1 a
S p a e t h  & L i n d e .  Abt 44, B erlin  W J

bin 
TnuUrttf

inOtntr-jïnibfrt]
c ljfb  Jh n tn  z ii

16736695



B E M E R K E N S W E R T E  A R T I K E L
Seite betreffend Seite betreffend

Entnommene Hefte

Nr. am zur.

Handhabung des

Stab=Einbandes
(D. R. P.)

I. Einen Stahlstab in den ersten Steckschlitz 
der unteren Metallschiene einfügen; 2. das 
einzuhängende Heft möglichst in der Mitte 
aufschlagen und darunterlegen; 3. den Stahl­
stab am oberen Ende anfassen; etwas durch­
biegen und in den ersten Schlitz der oberen 
Metallschiene einstecken.
Es ist ratsam, möglichst viele Hefte in jedem 
Schlitz der Metallschienen unterzubringen; es 
empfiehlt sich daher, die bereits eingehängten 
Hefte stark zusammenzupressen.
Bei abwechselnder Benutzung der oberen 
und unteren Schlitzreihen der Metallschienen 
können mehr Hefte untergebracht werden.

Wilhelm Kämmerer S; h
B e r l i n  S W  68,  K o c h s t r a ß e  67

Entnommene Hefte

Nr am


